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Erste Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, Sonntag, den 10. März 1907, mittags 12 Uh,

Nach Beendigung des in den Hauptkirchen beider Bekenntnisse abgehaltenen Gottesdienstes
versammelnsich nm 12 Uhr die Mitglieder des Landtags im Sitzungssaaledes Ständehauses. Um
12 Uhr 10 Minuten eröffnet der Landtagstommissarius,Königlicher Ober-Präsident der Rheinprovinz
Dr. Freiherr von Schorlemer, den 47. Provinziallaudtag mit folgender Ansprache,die die
Mitglieder stehend entgegennehmen:

Hochgeehrte Herren!
Den durch Seine Majestät den Kaiser und König zur 47. Tagung einberufenen Provinzial¬

laudtag der Rheinprovinz habe ich die Ehre namens der Königlichen Staatsregierung zu begrüßen.
Auch in dem vergangenenJahr ist unsere Provinz durch den wiederholten Besuch unseres

erhabenen Herrschers beglücktworden. Vor allem werden jene sonnigen Herbsttage unvergessen
bleiben, an denen Seine Majestät der Kaiser zahlreiche,durch Lage, Alter und Geschichtehervor¬
ragende Orte unserer Provinz zur größten Freude der Bevölkerungmit Allerhöchstihrem Besuche
beehrt und insbesondere in unserer herrlichen Eifel Gelegenheit gefunden haben, die Schönheiten dieses
Gebirgslandes kennen zu lernen und von dem wirtschaftlichen Aufschwung Allerhöchstsich zu über¬
zeugen, den dieser Bezirk nicht zum mindesten der tatkräftigenUnterstützung des Provinzalvcrbandes
zu verdauten hat.

Auch unsere Provinz hat mit innigstem Dank gegen Gott von ganzem Herzen in den Jubel
eingestimmt,daß unserem erlauchtenKronprinzenpaar ein Sohn, dem Kaiser ein Enkel und Erbe
der PreußischenKönigskronegeborenward.

Die durch den Beginn einer neuen Wahlperiode bedeutsame 47. Tagung des Provinzial-
landtages läßt in Ihrer Mitte eine Reihe hochangeseheuer Männer vermissen, deren aufopfernde
Pflichterfüllung und Hingabe an die Interessen der Provinz uns zur bleibenden Dankbarkeitver¬
pflichten und zur Nacheiferunganspornen muß.

Wenn wir hierbei trauernd derjenigen Abgeordnetengedenken, die uns durch den Tod
entrissen sind, so steht uns vor allem das Bild desjenigenauch vor Augen, der vor mir durch
1>/2 Jahrzehnte an der Spitze der staatlichenVerwaltung der Rheiuprovinz gestandenhat und
deren vielverzweigtc Interessen mit weitschauendem Blick und rastloserTatkraft zu fördern bestrebt
war. Ich darf wohl auch in Ihrem Namen der Versicherung Ausdruck geben, daß die Rheinprovinz
ihrem früheren Ober-Präsidenten Exzellenz von Nasse ein treues und dankbaresAndenken bewahren
wird. (Beifall.)

Den zahlreichen,mehr als ein Drittel Ihrer Gesamtzahl bildendenneuen Abgeordneten
spreche ich den Wunsch aus, daß sie getreu den langjährigen Traditionen des Rheinischen Landtages
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der Solidarität der ländlichenund städtischen Interessen sich bewußt bleiben und gemeinsam mit den
bisherigen Vertretern neben den materiellen Aufgaben unseres großen Gemeinwesensanch dessen
berechtigte ideelle Interessen in opferwilligerWeise zu pflegen bereit sein werden.

Von Seiten der Königlichen StaatZregicrungwerden Ihnen Vorlagen Uon größerer Bedeutung
diesmal uicht unterbreitet werden. Im VordergründeIhrer Veratungen wird neben der Wahl des
Vorsitzenden des Provinzialansschusfesdie Feststellungdes Haushalsplancs stehen, dessen gründliche
Vorbereitnngvon der bewährten SachknndeIhrer Verwaltung wiedernmZeugnis ablegt.

Trotz des gebotenen weiterenAusbaues der provinziellen Einrichtungenwird es sich ermög¬
lichen lassen, die fast auf allen Gebieten wachsenden Anforderuugen au die Prouinzialvcrwaltnng,
insbesondereauf dem Gebiete der Fürsorgeerziehung,der Armenpflegeund der Unterhaltung der
Provinzialstraßen mit dem bisherigen Prozentsatzder Provinzialabgabe zn bcstreiten.

Von den sonstigen Vorlagen des Pruvinzialausschusscs nimmt Ihre besondere Anfmerksnmteit
in Ansprnch die Beratung derjenigenMaßnahmen, welche die mit der Beoölleruugszifferbei allen
Neuwahleu steigeude Zahl der Abgeordnetenbedingt.

Nicht minder wichtig und der Entscheidung in der gegenwärtigen Tagnng bedürftigerscheint
die dem Beschlusse des letzten Prooiuziallaudtages entsprechende Vorlage über den Neubau einer
weiteren Pruviuzial-Hcil- und -Pflegcanstalt,welche dem jährlichwachsendenBedürfnisse au geeigneter
Unterbringung der Geisteskranken für eine Reihe von Jahren genügen soll.

In gleichem Maße dürften Sie die Vorschlage interessieren, welche Ihnen der Provinzial-
ausschuß zu der seit langem gebotenen Erweiterung der Räume des Proviuzialmnsenms in Bonn
und zur würdigenAufstellungder wertvollenWesendont'schen Gemäldcgalleriedaselbst zu machen hat.

Mit dem herzlichen Wunsche,daß auch Ihre diesjährigen Beratungen und Beschlüsse der
Rheinpruvinz zum Segen gereichen, erkläre ich im Auftrage Seiner Majestät des Kaisers und Königs
den 47 Rheinischen Prouinziallandtag für eröffnet.

Meine Herren! Das an Jahren älteste Mitglied hat gemäß 8 32 der Provinzialordnung
und § 1 Ihrer Geschäftsordnungzunächst den Vorsitz zu überuchmeu. Soweit ich weiß, ist wie in
der letzten Tagung Herr Theodor Dietze, der am 13. Dezember 1824 geboren ist, das älteste Mitglied.

Es meldet sich kein Aelterer. Dann darf ich wohl Herrn Dietze bitten, seines Amtes
walten zu wollen.

Alterspräsident Dietze: Meine Herren! Ich übernehme den Altersvorsitzin der Annahme,
daß ich die Frage nicht noch einmal an Sie zn lichten brauche,ob nicht ein älteres Mitglied im
Hause anwesend ist. — Es meldet sich niemand.

Dann bitte ich die beiden jüngsten Mitglieder, mich hier im Skrutiuium unterstützenzu
wolle,,. Der jüngste ist der Herr Fabrikbesitzer Fritz Thyfsen. — Er meldet sich nicht.

Der dann dem Alter nach folgende ist Herr Laudrat uon Wülfiug. (Abgeordnetervon
Wülfing: hier!) Ich bitte den Herrn Landrat, sich hierher zn bemühen. (Geschieht).

Sodann folgt im Lebensalter Herr Landrat von Schütz. (Abgeordnetervon Schlitz: hier!)
Bitte!
Ich möchte jetzt einen der Herren bitten, den Namensaufruf zn vollziehen, damit wir

konstatieren, ob das Haus beschlußfähig ist.
Schriftführer Abgeordnetervon Wülfing vollzieht den Namensanfruf.
Alterspräsident Dietze: Meine Herren! Der 47. Provinziallandtag besteht aus 176

Mitgliedern. Die absolute Majorität ist also 89. Es fehlen 19 Mitglieder. Das Haus ist
also beschlußfähig.
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Der erste Gegenstand, womit wir uns zn beschäftigen haben, ist die Wahl des ersten
Vorsitzenden zum 47, Rheinischen Prow'nziallandtage, Ich frage das Hans zunächst, ob Zettelwahl
begehrt wird, oder ob Sie Wtamatiouswahl vorziehen. Wenn Akklamation gewünscht wird, mache
ich, damit nicht wieder ein Mißverständnis unterläuft, wie im vorigen Jahre, die Bemerkung, daß
gleichzeitig der Name desjenigen mitgenaunt werden muß, der gewählt werden soll.

Ich bitte also zunächst zu entscheide!,: wünfchen Sie Zettclwahl? (Rufe: Zuruf!) Also
Sie wünschen Zurnfwahl! Dann bitte ich einen der Herren, zu sageu, weu Sie per Zuruf gewählt
habeu wollen,

Herr Abgeordneter Conze hat das Wort,
Abgeordneter Conze: Ich erlaube mir vorzuschlagen, den bewährten Vorsitzenden unserer

vorigen Tagung Exzellenz Herrn Oberbürgermeister Becker durch Zuruf zu wählen, (Bravo!)
Alterspräsident Dietze: Es erhebt sich dagegen kein Widerspruch? (Rufe: Nein!)
Dann frage ich Seine Exzellenz, ob Sie bereit find, das Amt zu übernehmen,
Abgeordneter Becker: Meine Herren! Ich danke Ihnen für das mir wiederum bewiesene

Vertrauen und nehme die Wahl an. Ich werde nach Kräften bemüht fein, des Amtes objektiv zu
walten. Aber ich bitte zugleich um Ihre freundliche Nachsicht und allseitige Uuterstützuug. (Beifall,)

Alterspräfideut Dietze: Dauu hätteu wir den Vizepräsidenten zu wählen.
Abgeordneter Conze: In gleicherWeise erlaube ich mir, vorzuschlagen, das ebenso bewährte

Mitglied Exzellenz Grafen von Fürstcnberg zum stellvertretende» Vorfitzenden zu wählen.
Alterspräsident Dietze: Erhebt sich dagegen Widerfpruch, meine Herren, den Herren Grafen

von Fürstenberg-Stammhcim als Vizepräsidenten zu wählen? - Es erfolgt kein Widerspruch. -
Dann frage ich Seine Excellenz, ob Sie bereit find, das Amt anzunehmen?
Abgeordneter Graf von Fürstenberg-Stammheim: Ich danke Ihnen für das mir

wiederholt gezeigte Vertrauen, uehme die Wahl mit Dank an und möchte auch die Bitte anfügen,
wie sie mein Herr Vorredner Ihnen eben fchon ausgesprochen hat. mir möglichste Nachsicht zu teil
werden zn lassen. (Beifall.)

Alterspräsident Dietze: Meine Herren! Damit ist meine Funktion erledigt. Ich danke
Ihnen für Ihr Vertrauen. (Lebhafter Beifall).

(Abgeordneter Becker übernimmt den Vorfitz.)
Vorsitzender Becker: Meine verehrten Herren! Indem ich hiermit das Amt als Vor¬

sitzender übernehme, möchte ich zunächst in Ihrer aller Namen dem Herrn Alterspräsidenten für die
liebenswürdige und geschäftsgcwandte Weise, in der er die Wahlen des Vorsitzenden und seines
Stellvertreters herbeigeführt hat, Ihrer aller aufrichtigsten Dank fngen. (Beifall.)

Wir kommen dann zur Wahl der Schriftführer. Im letzten Provinziallandtage waren es
die Herren Regicrungsrat Schratamsi, Landrat von Groote, Negiernngsrat Dr. Mumm und Landrat
Snethlage. Herr Regierungsrat Schrakamp gehört dem Hause nicht mehr an. Ich sehe daher
Vorschlägen wegen der Wahl der Schriftführer aus dem Haufe entgegen.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Conze.
Abgeordneter Conze: Ich erlaube mir vorzuschlagen, durch Zuruf die dre: uoch dem

Haufe angehörenden Schriftführer der letzten Tagung, die Herren Landrat von Groote, Regieruugs-
rat Dr. Mounn und Landrat Snethlage wieder zu wählen und als vierten ihnen den Herrn
Bürgermeister Lehwald beizugesellen,

Vorsitzender Becker: Es scheint zum Teil nicht verstanden zu sein. Herr Conze hat
vorgeschlagen, die drei früheren Schriftführer, die Herren Landrat von Groote, Regicrungsrat v,-.

1»
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Momm und Landrat Snethlage wieder zu wähle» und für den nicht mehr dem Landtage ungehörigen
Herrn Rcgierungsmt Schrakamp den Herrn BürgermeisterLehwald ans Rheydt zu wählen.

Aus dem Hause erfolgt kein Widerspruch,dann darf ich die Wahl der vier vorgeschlagenen
Herren zu Schriftführern feststellen.

Ich frage die Herren, ob sie die Wahl annehmen? Herr von Groote? — Herr Dr.
Momm? — Herr Snethlage? - Herr BürgermeisterLehwald? — (Die vier Herren bejahen).

Dann danke ich den bisherigen Herren Schriftführern für ihre liebenswürdigeMitwirkung
und bitte die Herren Dr. Momm und Snethlage, hier neben mir Platz zu nehmen und heute als
Schriftführer zu walten.

Sodann habe ich die Ehre, Sr. Exzellenz dem Herrn Königlichen Landtagstommissarius
zu melden, daß sich der 47. Rheinische Provinziallandtag soeben konstituierthat.

Und nun, meine Herren, lassen Sie uns (die Mitglieder erhebensich), ehe wir zu unseren
Arbeiten schreiten,den Gefühlen inniger Liebe, Treue und Anhänglichkeitan unser angestammtes
Kaiserhaus Ausdruck geben, indem Sie begeistert einstimmenin den Ruf: „Seine Majestät unser
teurer Kaiser und König Wilhelm II, er lebe hoch, nochmals hoch und nochmals hoch!" (Die
Mitglieder stimmenbegeistert in das dreimaligeHoch ein).

Meine Herren! Am 1. Dezember v. Is. verschied zu Bonn der langjährige Königliche
LandtagstommissariusOber-Präsident a. D. Wirkl. GeheimerRat Dr. von Nasse. Fünfzehn Jahre
hindurch, von 1890 bis 1905, hatte der Hingeschiedene au der Spitze der staatlichenVerwaltung
der Rheinprovinz gestanden. Er hat in diesen langen Jahren mit unermüdlicherTatkraft für die
Heimatprovinz gearbeitet und ihre Entwickelung in ungewöhnlicher Weise gefördert. Die Provinz
wird ihm für diese großartige Leistung immer dankbar sein und sein Andenken dauernd bewahren.
Ich bitte die anwesenden Herren, sich zum Andenkenan den Dahingeschiedenenvon Ihren Sitzen
zu erheben. (Geschieht).

Seine Durchlauchtder Fürst zu Wied ist zu unserm Bedauern auch jetzt durch körperliches
Leideu verhindert, an den Arbeiten des Provinziallandtages teil zu nehmen. Ich schlage Ihnen vor,
Seiner Durchlauchtvon dem Bedauern des Provinziallandtages Kenntnis zu geben und ihm unsere
Wünsche wegen baldiger Genesungund unsere Grüße telegraphisch zu übermitteln. (Beifall.)

Der Vorschlagfindet auf allen Seiten Anklang. Ich stelle Ihr Einverständnis fest.
Seit der letzten Tagung des Provinziallandtags sind folgende Mitglieder des bisherigen

Proviuzialllliidtags gestorben:
GeheimerKommerzienratFriederichs aus Remscheio,
Geheimer KommerzienratBarthels aus Barmen,
Königlicher SchloßhanptmannFreiherr von Solemacher-Antweiler aus Bonn,
OberbürgermeisterZ weigert aus Essen,
Geheimer KommerzienratHardt aus Lennep,
Fabrikant Nels aus Prüm,
OberbürgermeisterMooren aus Lupen,
KommerzienratQuack aus M. Gladbach,
KommerzienratSchmölder aus Rheydt,
prakt. Arzt Dr. Kirchartz aus Unkel.

Meine Herren! Die Verstorbenenhaben größtenteils dem Rheinischen Provinziallandtage
seit langen Jahren angehört, zu den hervorragendsten Mitgliedern des Landtages gezählt, sich mit
dem regsten Interesse an den Verhandlungendes Hauses beteiligt und sich dadurch große Verdienste
um ihre Heimatprovinz erworben.



47. Rheinischer Provinziallandtag, 1 . Sitzung am 10. März 1907. 5

Aus dem neugewählten Provinziallandtag«, ist, wie ich schon erwähnte, gestorben de» Herr
Ober-Präsident a. D. Wirklicher GeheimerRat Dr. von Nasse.

Ich bitte Sie, sich zu Ehren der Dahingeschiedenen von Ihren Sitzen zu erheben.
(Geschieht.)

Von den im verflossenenJahre in den Provinziallandtag Neugewählten haben ihr Mandat
schon niedergelegtdie Herren:

OberbürgermeisterLentze in Magdeburg,
GutsbesitzerBückmann in Löhnen.

Es waren also schon Ersatzwahlenzu tätige» in den Kreisen Remscheid, Barmen, Eus-
kirchen, Essen (Stadt), Lenuep, Prüm, Gladbach, Neuwied, Bonn (Stadt) und Ruhrort.

Ein Verzeichnisder nach Tätigung der Ersatzwahlenjetzt bestehendenZusammensetzungdes
Proviuziallandtags ist Ihnen, meine Herren, bereits zugegangen. Im Kreise Neuwied hat die
Ersatzwahlerst gestern stattgefunden,es ist dort Herr Kaufmann Karl Neizert in Neuwied gewählt.

Nach einer Mitteilung Seiner Excellenz des Herrn Landtagstommissarius haben die
Herreu Abgeordneten:

Fürst zu Wied in Neuwied,
RittergutsbesitzerHeiliger in Barrenstein,
KummcrzienratZilliken in Neunkirchen,
RittergutsbesitzerSchwecht in Sievernich aus Gesundheitsrücksichten,
Landrat Dr. Kirschstein in Gummersbachwegen seiner Einberufungals Hilfsarbeiter

in das Ministerium der öffentlichen Arbeiten,
OberbürgermeisterGeheimer Regierungsrat Lehr in Duisburg,
Geheimer KommerzienratBöckina. in Halbergerhüttewegen Aufenthalts im Auslande,

sich entschuldigt, den Sitzungen des Proviuziallandtags nicht beiwohnen zu können.
Ferner kann Herr Geheimer Kommerzienrat Julius Wegelei in Coblenz au den

Sitzungen nicht teilnehmen.
Landrat Dr. von Bönninghausen iu M.Gladbach hat angezeigt, daß er eines Familien¬

festes halber der Eröffnung des Provinziallandtages fern bleiben müsse.
Nach einer Mitteilung des Landrats a. D. Geheimen Rcgierungsrats Freiherr« von Ayr,

ist es fraglich, ob er schon am 10. d. Mts. in Düsseldorfsein könne, da er erkrankt ist.
Der Vorstand des KünstlervereinsMalkasten hat nutgeteilt, daß während der Tagung des

Provinziallandtages die Gesellschaftsräumeseines Vereinslokals den Herren Mitgliedern des Pro'
vinziallandtages zur gefälligenBenutzungoffenstehen.

Der Vorstand der Kunsthallehat Eintrittskarten für den Besuch der Kuusthalle übersaudt,
welche auf Ihren Plätzen liegen.

Der Vorstand des Zeutralgewerbcvereinshat Eintrittskarten zum Gewcrbemuseum über-
sandt, welche Sie ebenfalls auf Ihreu Plätzen finden.

Die Herren Abgeordnetenwerden gebeten, die Formulare der Anzeigenüber die hiesige
Wohnung, welche sich bei den auf Ihre,: Plätzen liegenden geschäftlichen Mitteilungenbefinden, wenn
es irgend angeht, noch heute ausgefüllt an das LandtagsbureauZimmer XV zurückgebe»zu wollen,
da davon die baldige Herstellung des Wohuungsverzeichnisses und die pünktliche Zustellung der
Einladungeu zu den Sitzungen abhängt.

Auch bitte ich die Herren, an der Rücklehne Ihres Sitzes, wo es nicht schon geschehen ist,
den Namen anzubringen, damit der Situationsplan des Saales bald fertig gestellt und in Ihre
Hände gelangenkann.
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Es ist Ihnen, meine Herren, bekannt, daß für das Ständeessen, Donnerstag, der 14.
März, nachmittags 5 Uhr, in der hiesigen städtischen Tonhalle in Anssicht genommen ist. Es war
Ihnen hiervon frühzeitig mit dem ErsuchenKeunutuis gegeben worden, die Anmeldung der Gedecke
für sich nnd die einzuführenden Gäste bis spätestens morgenmittag 12 Uhr an das Landtagsbureau
gelange»zu lassen. Ein Formular zur Amuelduug der Gedecke finden Sie auf Ihrcu Plätzen.

Zur Vorbereitungdes Festes möchte ich Sie bitten, wie in früheren Jahren eine Kommission,
bestehend aus dem Vorsitzenden,dem stellvertretendenVorsitzendenHerrn Grafen vou Fürsteuberg,
dem bisherigen Vorsitzendendes Proviuzialausschusses,Herrn Grafen Beissel, dem Herrn Landes¬
hauptmann, dem stellvertretenden Vorsitzenden des ProviuzialausschussesHerrn Schmidt vou Schwind,
dem Herrn Destrse, dem Herrn von Breuning und den: Herrn Landesrat Adams zu wählen.

Der Vorschlagfindet keine Bedenken, dann darf ich Ihr Einverständnis feststellen.
Nach der Bestimmungdes ß 3 der Geschäftsordnungfür den Provinziallandtag ist in der

Sitzung des Provinzialausschussesvom 7. Februar d. Is. die Verlosung der Mitglieder des
Provinziallandtages in 5 Abteilungen vorgenommenworden. Das Ergebnis dieser Verlosung ist
Ihnen aus dem schon übersandte» Verzeichnis der Abteilungenbei dem 47. Provinziallandtagcbekannt

Zu ihrer Koustituieruugund zur Wahl der Kommissionen bitte ich die Abteilungen alsbald
nach Schluß der heutigen Plenarsitzungzusammenzutretenund zwar die I. Abteilung auf Zimmer
XXII. II. Abteilung auf Zimmer XX, III. Abteilung auf Zimmer XVII, IV. Abteilung auf
Zimmer XIX, V. Abteilung auf Zimmer X. Die Zimmer werden auch durch entsprechende
Schilder kenntlich gemacht sein.

Zu ihrer Konstituierunghaben die Abteilungen zu wählen: je einen Vorsitzenden,einen
stellvertretenden Vorsitzenden, einen Schriftführer nnd einen stellvertretendenSchriftführer.

Diese Wahlen solle» also, meine Herren, unmittelbar nach Schluß der Plenarsitzung
stattfinden.

Im unmittelbaren Anschluß au diese Wähle» sind zu wählen: eine Geschäftsordnungs-
kommissiuu, eine Wahlprttfungskummiffionnnd vier Fachkommissionen, im ganzen also sechs Kom¬
missionen. Jede dieser sechs Kommissionen hat nach der Geschäftsordnungfünfzehn Mitglieder, es
hat demnach jede Abteilung für jede dieser sechs Kommmissionen drei Mitglieder zu wählen.

Verzeichnisseder konstituierten Abteilungen uud der gewählte» Kommissionenwerden
Ihne» zugehen.

Die so gewählten sechs Kommissionenersuche ich morgen vormittags 10 Uhr zu ihrer
Konstituierung zusammenzutreten,und zwar die Geschäftsordnungstommissiouin Zimmer IX,
(Sitzungssaal des Provinzialausschusses),Wnhlprüfungsiummisiouin Zimmer X, I. Fachkommission
in Zimmer XXII, II. Fachkommission in Zimmer XX, III. Fachkommission in Zimmer XVII,
IV. Fachkommission in Zimmer XIX. Zn ihrer Konstitniernnghat jede dieser Kommissionen einen
Vorsitzenden,einen stellvertretendenVorsitzenden,einen Schriftführer und einen stellvertretenden
Schriftführer zn wählen.

Den von den betreffenden Mitgliedern erst noch zn wählenden Herrn Vorsitzenden der
II. Fachkommission, die immer die »leiste Arbeit hat, »lochte ich schon jetzt bitten, möglichst bereits
morgen nachmittag die erste Sitzung der Kommissionanzuberaumen,da soust die Besorgnis besteht,
daß wir die Geschäfte innerhalb dieser Woche nicht vollendenwerden.

Meine Herren! Den Gepflogenheitenauf den früheren Provinziallundtagen entsprechend
schlage ich Ihnen vor, die morgige Ple»arsitzu»g um 10^2 Uhr, also »ach der Ko»ftituierungder
Kommisio»en,beginne»zu lassen mit folgenderTagesordnung:
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2.' Beides Provinzialansschnssesüber die Ergebnisse der Provinzialverwaltnng für das Rech-
nuugsiahr 1905. ^ . . , ... .,^,.

3. Vorberichtzu dem Haupt-Haushaltsplan der Proviuzialverwaltuug sow,e zu den zu demselben
gehörenden Haushaltsplänen der einzelneu Verwaltuugszwetgeund Anstalten

Haupt-Hanshaltsplan der geuaunten Verwaltung sowie Haushaltspläne der einzelnen Verwaltuugs-
zweige und Anstalten für das Rechnungsjahr 1907. . «.^:«,;„l

4. Bericht des Proviuzialausschusses.betreffeudden Vermögensstanddes RhennschenProvmzml-
Verbandes.

5. Entscheidung über die geschäftlicheNehandluug der einzelnen Vorlagen.
Außerdem,meineHerren, besteht bei dem Proviuzialausschußder Wunsck, daß Su mög chft

schon morgen die Wahl des Vorsitzendendes Provinzialansschnssestätigen D'r bMenge ^m-
sitzende war. wie Sie wohl alle wissen werden, der Herr Graf Beissel. Dessen sechs,ahnge Wahl-
Periode ist aber vor einiger Zeit schon abgelaufen. Darum kann er znrzeit garnichtmehr ainneren
uud ist schou im letzten Provinzialausschußdurch den stellvertretenden Vorsitzendenvertreten worden.

Wenn Sie also keine Bedenkenhaben, dann würde ich bei dieser eigenartigenSachlage
Ihnen sogleich im Namen des Provinzialansschnssesempfehlen,von einer besonderen K°nn,„,sio»s°
beratnng über die Wahl des Vorsitzenden des ProvinzialausschussesAbstaud s« nehmen ^ °s 'v "
dabei vorausgesetzt,daß die Herreu sich alle schon über deu zu Wählenden sch n,Ng g°nmcht h b '
- und mich zu ermächtigen,schon morgen die Wahl des Vorsitzenden des Provinzialansschnsses
auf die Tagesordnung unserer Sitzung zu setzen (Bravo.)

Wenn also von keiner Seite dagegenBedenken erhoben werden ^ und da. icheint mcht
der Fall zu sein - dann werde ich sou.it auch diese Augelegenheitschou morgen auf d,e Tages-

^' ^schlatf« am Dienstag den 12. März dss. Is keine Plenarsttzm'gzn^lwi
sondern diesen Tag ganz für die Arbeiten der Kommissionen freizulassen,wie tue. auch "' den
früheren Landtagen geschehenist. ...

Die nächste Plenarsitzungwürde dauu an: Mittwoch, den 13. März, wohl mittags 12 Ul>
anzuberaumensei». Für diese Pleuarsitzuug tan« ich Ihueu heute »och keine T"°esordmmg vor¬

schlage,,, da dereu Anfstelluugvou der Fertigstellungder Arbeite» ». den K°mnu stonen oll g a^
hängig ist. Sie werden es daher wohl Ihrem Vorsitzende» überlassen. w,e das auch m de» fu.here»
Jahren geschehenist. diese Tagesordnung seinerseits auszustellen. a,.tt!„nmma

Auch hiergegenwird kein Bedenkenlaut. Dauu darf ich auch dafür Ihre Zustummmg

^" Meine Herren! Wir sind am Ende uuserer heutigen Sitznng «"d^w^^t«^ einer
Seite noch das Wort gewünscht wird - das geschieht nicht - dann Muße 'ch h«rmit du Atzung.

(Schluß gegen 1 Uhr.)
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Zweite Sitzung
im Stiindehaus zu Düsseldorf, Montag, den 11. März 1907.

Beginn 10 Uhr 55 Minuten.

1. Eingänge.
2. Bericht des Provinzialausschussesitber die Ergebnisse der Provinzialverwaltungfür das Rechnungs¬

jahr 1905.
3. Vorbericht zu dem Haupt-Haushaltsplan der Provinzialverwaltung der Rheinprovinz sowie zu

den zu demselben gehörenden Haushaltsplänen der einzelnen Verwaltungszweigeund Anstalten
und

Haupt-Haushaltsplan der genannten Verwaltung sowie die zu demselben gehörenden Haushalts¬
pläne der einzelnen Verwaltungszweigeund Anstalten für das Rechnungsjahrvom 1. April 190?
bis 31. März 1908.

4. Bericht des Provinzialausschusses,betreffend den Vermögensstanddes RheinischenProvinzial-
verbandes.

5. Wahl des Vorsitzenden des Provinzialsausschusses.
6. Entscheidung über die geschäftlicheBehandlung der eingegangenen Vorlagen,

Vorsitzender Becker: Ich eröffnedie Sitzung.
Das Protokoll über die gestrige Sitzung liegt auf dem Tische des Hauses zur Einsicht für

die Herren offen.
Als Schriftführer für die heutige Sitzung werden die Herren Abgeordnetenvon Groote

und Lehwald funktionieren.
Auf das Telegramm, welches ich im Auftrage des hohe» Hauses an Seme Durchlaucht

den Fürsten zu Wied gesandt habe, ist mir folgende Antwort zugegangen:
„ErsucheSie, den Mitgliedern des Provinziallandtages für freundliche Wünsche bestens
zu danken und meine herzlichsten Grüße zu entbieten. Fürst Wied."

Folgende Eingänge sind zu verzeichnen. Außer den Ihnen im Verzeichnisder Vorlagen
(Drucksachen.Nr. 38) mitgeteiltenVorlagen ist dem Provinziallandtage noch zugegangen:

1. Ein Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die Aufnahmeeiner Anleihe
zum Ankauf von Bafaltsteinbrüchenfür die Zwecke der Provinzialstraßen-Verwaltung.(Drucksachen.
Nr. 41.)

Der Bericht ist Ihnen gedruckt zugegangen. Ich schlage vor, ihn der III. Fachkommission
zu überweisen.

Bedenken werden gegen den Vorschlag nicht laut, dann darf ich Ihr Einverständnisfeststellen.
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kommission zu überweisen. ^"..«.„^ l»tt
Hiergegenwird kein Bedenken laut. Ich stelle Ihr E""erst " M
3. Bericht nnd Antrag des Provinzialansschnsses.betreffeud d.e Regelung der Vorflut

Wllsserlaufenbei Zusammenlegungen. (Drucksachen. Nr. 42.) ^„^s^P„
Es wird Ueberweisung der Vorlage »n die IV. Fachtomm.w°" vorgeschlagen.

^7^^:^^^ der an den 47. Mischen Provinzial-

"' ^ ^i^Sie 10 Petitionen erwähnt und vorgeschlagen, welchen Fach-
kommissionen diese Petionen zur Beratung zu überweisen sein wurden. Nuricklaaen

Wenn Sie nichts dagegen einzuwendenhaben, würde d.e Ueberwepu.g den Vorschlagen
entsprechend geschehen. Wünschen Sie vielleicht die einzelnen Petwonen durchgehe. -

Eine Verlesung scheint nicht gewünscht zn werden. Dann darf ,ch feststell daß S.e
der Ueberweifung der Petitionen an die einzelnen Fachkommisswnen ""«erstände, ^

Ei, gegangen Ist schließlich ein Bericht und Antrag des P'^'"^ be «st nd
Erlaß einer Hansordnung für die FürsorgeerziehungsabteiluugFrmnersdorf zn B.anwe.ler. (Druck

'"^"' W 2 die Ueberweisung dieser Vorlage an die II. Ich
Auch dagegeu wird ein Einsprnch nicht laut. Das Hans .st danut emverstanden. ^ch

^ ^'^Provinzialansschnß hat die im Verzeichnis der Vorlage,, «n^
einer Aenderungdes 8 14 des Reglements der Pw""^ ^uer^ ^
von, 9 d Mts zurückgezogen, weil eiue Aussicht für eine staatliche Genehm.gnngn.cht vorueg

Sei ExMenz der Herr Ober-Präsident hat die Wahlverhandlungen"W ' "

flossenen 3e für de/Provi^ziallandtag in den einzelnen ^st« ^
wählen sowie über die inzwischen in den Kreisen Barmen. Bonn ^dy. Eus^
Gladbach. Lennep. Remscheid. Ruhrort nnd Neuwied^rgenommeueu Er atz mh^

Ich schlage vor. diese Wahlaktender Wahlprüfungstomm.sstonzu uberwe.M.
Haus ist damit einverstauden. . cu ^^ ^>oä 9nndrats Daun über

Seine Exzellenzder Herr Ober-Präsident hat
einen von einem «eingesessenen gegen die Gült.gle.t der Wa l des f" '^' ^ '
für den Kreis Dann erhobenen Einspruch mit dem Anhennstellenubersandt.
Antrag die Entscheidung des Provinzmllandtages herbe,z..furem ^ .„f^g^mnnüssion zn

Es wird vorgeschlagen, auch d.eM Eingang Machst der ^vay^
überweise.,. ^ Auch damit ist das Hans °wverstm.de„ ^^ ^^

Der 46. Rheinische Prov.Ma lcmdtag hatte m ^ « ' ^ ^ ^
schlössen, einen Antrag df AbgeordnetenMooren auf ^ ^ ,^^,^^Niers-Meliorationsgenosfenschaftenauf die Staatskasse der N°mglm)e„
weiterzugeben.



10 47. Rheinischer Provinziallmidtag, 2, Sitzung am 1l. März 1907.

Nach einem von dem Herrn Ober-Präsidenten mitgeteilten Erlasse des Herrn Ministers
für Landwirtschaft,Domänen und Forsten taun dem Antrage des Abgeordneten Mooren nicht statt¬
gegeben werden. Es wird ersucht, hiervon Kenntnis zn nehmen.

Der Vorstand des Vereins Rheinischer Gemeinde-Oberförsterhat eine weitere Ausarbeitung,
betreffenddie Aenderung der bestehenden Organisation der Verwaltung der rheinischen Gemeinde-
Waldungen, an den Provinziallmidtag gerichtet und den Herren Abgeordnetenje ein Exemplar der
Denkschrift übersandt. — In derselben Angelegenheit liegt Ihnen in Drucksache Nr. 35 ein Bericht
des Provinzialnnsschnsscsvor. Es empfiehltsich, beide Eingänge mit einander zn verbindenund
beide zunächst der IV. Fachtommission zu überweisen. Auch hiergegenwird ein Bedenkenaus dem
Hanse nicht laut. Ich stelle Ihr Einverständnis fest.

Eiu Antrag des ProvinziallandtagsabgcordnetcnM. Schneemann in Wesel, betreffend
den Bau einer neuen Provinzial Heil- und Pflegcanstalt, ist eingegangen, Sie finden ihn ans
Ihren Plätzen. — Dieser Antrag steht in Verbindung mit der Vorlage des Prouinzialaus-
schusses — Drucksache Nr. 27 — ebenfalls den Neubau der Pflegeaustalt betreffend. Es wird
sich daher empfehlen,diesen Antrag mit der Vorlage des Pruuinzialausschussesgemeinsam zu
behandeln und beide der II, Fachkommission zu überweisen.— Auch hiermit ist das hohe Hans
einverstanden.

Seine Exzellenzder Herr Landtagskommissarinshat mitgeteilt, daß er den Königlichen
Ncgicrungsrat Dr. Schnitz als seinen Kommissariuszu den Sitzungen des Provinziallandtages und
der von diesen» zur Vorbereitung seiner Beschlüsse gewähltenKommissionen anmelde.

Eine Darstellung der Proviuzial-Heil- und Pflegeaustalt Iohauuisthal bei Suchtet» ist
angefertigt. Exemplaredieser Darstellung liegen im Landtagsbiircauund tonnen dort von denieuigcn
Herren, die sich dafür besonders interessieren,in Empfang genommen werden

Die Berichte über die Tätigkeit der Provinzialtomniissioiifür die Denkmalpflegein der
Rhcinprovinz im Jahre 1906 finden Sie in einem Hefte anf Ihren Plätzen.

Der Düfseldurfer Geschichtsvereinladet zu einem Lichtbildervortragüber das Bergische
Bürgerhaus auf Freitag, den 15, März abends 8 Uhr in die StädtischeTunhalle ein, Eintritts¬
karten find ans Ihre Plätze gelegt.

Eingegangenist endlich eine Petition des Johann Fouß zu Gucrlfangen,Kreis Saarlouis,
um Unterstützungseiner in ihren VerhältnissenzurückgekommenenEltern,

Es wird vorgeschlagen, die Petition nn den Pruvinzialmisschuß,welcher sich noch nicht mit
dem Bittgesuchbefaßt hat, zu überweise,,.

Auch damit scheint das hohe Haus einverstanden zn sein.
Dann komme ich zu geschäftlichenMitteilungen.
Die Abteilungenhaben sich gestern konstituiert. Eiu gedrucktes Verzeichnis der Abteitungeu

nach ihrer Konstituierungist Ihnen zugegangen, von der Verlesung desselben kann ich wohl Abstand
nehmen. (Wird bejaht.)

Auch die Kommissionensind gestern Nachmittag von den Abteilungen gewählt. Das
Verzeichnis der Konimissionenist mitgeteilt, ich kann also auch hier von der VerlesungAbstand
nehmen.

Heute morgeu habe» sich die Kommissionenkonstituiert. Es genügt, wenn Ihnen die
Namen der Vorsitzende»,stellvcrtretmdenVorsitzenden,Schriftführer und stellvertretendenSchrift¬
führer vorgelesen werden.

Schriftführer AbgeordneterLehwald (liest):
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Wllhlplüfungskommission.
Vorsitzender: Corty. stellvertretend. Ersitzender. Cr von Schriftführer: Kes^eltanl. stellver¬

tretender Schriftführer: Sclbach.

Gcschllftsoldnungskommission. ^
Vorsitzender- Iörifseu. stellvertretender Vorsitzender. Gauhe. Schriftführer: Dr. ^artorniv,

stellvertretender Schriftführer: Graf von Galen.

I. Fachkommission. «< „.,
Vorfitzender: Michels, stellvertretender Vorfitzender: Spiritus Schriftführer: von Groote.

stellvertretender Schriftführer: Dr. Kaufmann.

II. Fachkommission. ^ ,,
Vorfitzender: Conze, stellvertretender Vorfitzender: Dr. Venn. Schriftführer: O. von XeU.

stellvertretender Schriftführer: Minien.

III. Fachkommission. ^, ,^ tz<^
Vorsitzender: von Stedmau, stellvertretender Vorsitzender: von Rnntel. Schriftführer: Klotz,

stellvertretender Schriftführer: Dr. von Wulfing.

IV. Fachtommission. .

Vorsitzender: von Brenning, stellvertretender Vorfitzender: Heisiug, Schnftfuhrer: Engel.,
stellvertretender Schriftführer: von schütz.

Vorfitzender Becker: Damit find meine Mitteilungen erledigt, n.eme Herren, und wir
treten in die Tagesordnung ein. NrnvinnalauMusfcs über

Der zweite Gegenstand der Tagesordnung ist der Bericht de. ^°vu,z,alausMM
die Ergebnisse der Provinzialverwaltnug für das Rechnnngsjahr 190o.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Dietze. „>, „ ^ .^ ^rnviu^ialordnung
Berichterstatter Abgeordneter Dietze: Meine Herren Nach ß ^r ^

soll Ihnen durch den Proviuzialausschnß über die Vorgänge de le^n ^ h s « ^ ^ ^ ^
werden. Das gedruckte Heft, das ausführlich d.e ganze ^^ "h^> ^"" "° ^
heiten aus dem Rechnungsjahre vom 1. April 1905 b's ^1. Mar 90b en M, ,t
Wochen in Ihreu Händen. Ich darf daher annehmen, daß die meisten von Ihnen es ° W
und gründlich studiert haben werden. „miomebr als Ihnen nachher

Ich taun mich also mit meinem Auszuge sehr ^3 ^^ ^ ,^„
von. Herrn Landeshanptmann ein Bericht über die Gegenwart erst w >° wnd ^ ^.^
Fall von viel größerem Interefse für Sie sein wird, als eine Augelegenhett, °i i Y , )
ganzes Jahr hinter uns liegt. ^ ,, «„ <> ^,.3f.^>-l!llieDarstellung dessen, was

Sie finden in diesem Buche cm Seite bis ^ 'e «ch.hrüche D ^ ^ ^^
z,ir Ausführuug der Beschlüsse des Provinziallandtages geschehenist. 5-'e , ) , ,
daß ich Ihnen das verlese. <n>^n^n ist unsere Deputation seiner Zeit in

Ans Anlaß der silbernen Hochzeit ^^.. h„ben zn macheu.
Berlin huldreichst empfangen worden, und das Geschenk,das wir oanm , ) „
ist ebenso huldvoll angenommen worden.
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Die für den Kronprinzen bestimmte Hochzeitsgabe ist nach dem Modell in der Ausführung
begriffenund wird fehr bald zur Vollendung kommen.

Die Verhandlungenwegen der Uebernahmeder gesetzlich gefordertenGarantien für den
Rhein-Weser-Kanal haben in allen Fällen zur Verpflichtungsübernahmegeführt, sodaß die Vor¬
bereitungenfür die Ausführung im besten Gange sind.

Aus dem Abschnitteüber die allgemeineFinanzverwaltimg werden Sie, meine Herreu,
entnommenhaben, daß der Abschluß des Berichtsjahres günstig war.

Aus der laufenden Verwaltung konnte ein Ueberschuß von 118001,64 Mark zur Ver¬
fügung des Provinziallcmdtags gestellt werden, wahrend die Provinzialabgabc 417 299,50 Mark
mehr aufbrachte, als etatsmäßiges Bedürfnis war.

Der Ueberschuß der laufenden Verwaltung ist im wesentlichen darauf zurückzuführen, daß
das Landarmenwesenund die erweiterte Armenpflegedie für sie vorgesehenen Proviuzialzuschüsse
nicht nötig hatten, während die Hebammenlehranstaltenund die Fürsorgeerziehungnicht «»erhebliche
Mehizuschüsse beauspruchten.

Die Provinzial-Feuerversicherungsanstalt schloß mit einem Ueberschusse von
1698 642,01 Mark ab, während der Iinsüberschuß der Landesbank 1041457,08 Mark
betrug. Nähere Angaben über die Verwendungdieser hohen Überschüsse finden Sie, meine Herren,
auf den Seiten 80 und 90 des Ihnen gedruckt vorliegenden Berichts.

Bei der Fürsorgeerziehung hat die Zahl der Ueberweisuugcn von Minderjährige» auf
Grund des Fürsorgeerziehuugsgesetzes die Höhe des Vorjahres wieder erreicht, sie belief sich auf
nicht weniger als 1073 und es ist der Gesamtbestandau Zöglingen im Jahre 1905/06 von 4621
auf 5230 gestiegen.

Am 31. März 1906 befanden sich in den Provinzial-Heil- und Pflcgean-
stalten 4836 Kranke, und zwar 2612 Männer uud 2224 Frauen, der Bestand der Ende
März 1906 auf Grund des Gesetzesüber die erweiterte Armenpflege untergebrachten
Geisteskranken, Epileptischen, Idioten pp. war im Berichtsjahre von 9396 auf 9795,
alfo um nicht weniger als 399 Kranke gestiegen. Bei einem derartigen Anschwellen der Zahl
der Kranken ist die Notwendigkeit des vorgeschlagenenBaues einer neuen Anstalt nicht zu
bezweifeln.

Die Zahl der Korrig enden in der Provinzial-Arbeitsanstalt zu Brauweiler ist
während des Jahres von 1257 auf 1344 gestiegen.

Die Straßenverwaltung schloß das Rechnungsjahr 1905/06 mit einem nnsgabefreien
Bestände von 88185,64 Mark ab, welcher dem Beschlußdes 45. Prouinziallandtags entsprechend
dem Reservefonds der Straßenverwaltung zugeführt worden ist. Dieser ist mit diesem
Ueberschuß auf rd. 376 420 Mark angewachsen.

Namens des Provinzialcmsschusses beantrage ich, den Bericht durch Kenntnisnahme für
erledigt zu erklären.

VorsitzenderBecker: Wünscht jemand zu der Vorlage das Wort? Das ist nicht der
Fall. Dann darf ich die Verhandlung schließen und den Gegenstandfür erledigt erklären.

Wir kommen zum
Vorbcricht zu dem Haupt-Haushaltsplan der Provinzialuerwaltung der
Rheinprovinz sowie zu den zu demselben gehörenden Haushaltsplänen
der einzelnen Vcrwaltungszweige und Anstalten

und
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Haupt-Haushaltsplan der genannten Verwaltung sowie die zu demselben
gehörenden Haushaltspläne der einzelnen Verw°ltnngszw»ge «nd An¬
stalten für das Rechnungsjahr vom 1. Apr.l 1907 bis 31^ März 1908.

Berichterstatterist der Herr Landeshauptmann,dem ich das Wort gebe
Landeshauptmann I). von Renvers: Meine verehrtenHerrm!

Aufgabe seitens des Provinzialausschusseszugewiesen erhalten, »nd
über den Vermögensstanddes Provinzialverbandeszu unterbreitenund zweitens Ihnen die Haushalts-
Pläne für das kommende Jahr mit einigen erläuternden Bemerkungen vorzulegen.

Gestatten Sie mir. daß ich znnächst den ersten Teil, den Vermögense^t e te
Meine Herren! Es ist in der BeziehungIhueu em besonderer Bericht « " e Ver

mögenslagedes Provinzialverbandesvorgelegt,uud weiter ist auch auszugswe.se m dem Vorbericht,
und zwar auf Seite 24 die Vermögenslageerörtert. ,c.^a»«c» Mark

Meine Herren! Am 1. April 1906 betrng der Vermögensbestand49039889 Mal
In dieser Snmme sind aber einzelne Vermögensbeständeeinbegriffen.die der
nicht gehören, sondern die für bestimmte Zwecke vorgesehen sind. ^ sind das d« Mst ' w
Ruhegehaltskasse,der Witwen- und Waisenversorgnngsanstalt.der
liches Diese betragen im ganzen 6370195 Mark, die also von dem eben genannten Bestand
absetzen sind, so daß ein Vermögensbestandvon 42 669 694 Mark verbleibt

Andere seits ist dieser Summe wieder zuzuzählendas Vermögen der selbstand.genAnstaten
der Provinz, und zwar das der Landesbank mit 7 951000 Mark, as ^ ^vmzm-Feu .
Versicherungnstalt mit 9 450 000 Mark und der Meliomtwnsfon s >m ru 2 M llwnen. -l
wenn man dies hinzuzieht, würde sich wieder der Vermögensbestandauf 62 074494 Mark

^"'Meine Herren' Man muß uun zurückgreifenauf den Vermogensbestandwie er »m
1. April fe Vo^a res 1905 sich gestaltete. 1905 betrng «'
so daß also eine Zunahme von 4 766 556 Mark zu verzeichnenwäre. Sie "e den Mich fragen,
worin h de Steigerung des Vermögensbestandesihren Grund? Da mochte .'« fie b. ten,

d^ Vo ericht' n^zn nehmennnd die Seiten 25 und 26 einzusehen; a ist m alenD^
ansgeführt. worin dichr Zuwachs besteht. Ich glaube. Sie werden es mu erlassen, die einzelne»
Pnnkte. die Ihnen ja dort gedruckt vorgelegtsind hier aufzufuhren

Dem Vermögensbestand steht, wie bei jeder Korporation, so auch bei der Provinz eme
Ich bitte Sie. den Vorbericht Seite 26 znr H«nd zu nehme. Da¬

nach haben die Schnlden °m 1. April 1906 24492 287 Mark betrage Womus 'ch West
Schnlden. diese 24 Millionen im einzelnen zusammensetzen-das ist auf Seite 26 des Vorber.chts
einzeln aufgeführt, und ich darf wohl auch hierauf bezug nehmen

Auck bier möchte ich nun ein Jahr zurückgehen und den 1. April 1905 in ^erglell)
stellen Schulde«des Verbaudes21766 605 Mark betragen so da also

3 Sch2en^«n 2 725 682^« zu konstatieren is. Auch W ^^
Vorbericht auf den Seiten 27 und 28 ein genaues Bil der Zun°hm° ° S^l ^ Ich g °^
auch hier darf ich es wohl unterlassen,die einzelnen Positionen anzuführen,und die Herren bitten,
dieie Seiten 2? und 28 des Vorberichtsnachzusehen. . m ^,

Mein Herren' Die Gesamtznnahmeder Schnlden beträgt, w.e S'e ans dem Beucht
sehen, in «ichke 3 072 396 Mark. W stehen dem aber gegenüberrund ^600« M^ «„
Amo tisationen. so daß die Summe von 2 725 682 Mark, die ich eben nannte, verbleibt.
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Ich müchte nun auch den Vergleich aus diesen Zahlen ziehen. Darnach ist, wie gesagt,
die Schuldenznnahme2 725 682 Mark, der Vcrmögensznwachs4 766 556 Mark, also ein Plns
an Vermögenvon 2 040 874 Mark.

Meine Herren! Ich müchte Sie nnn bitten, bei dieser Gelegenheit mir zu gestatten,
einmal kurz ans das Schuldenweseuder Provinz einzugehen. Die Schulden, die die Provinz
kontrahiert hat, sind teils Schulden zu Zwecken des Straßenbaues, teils solche für Wasserleitungen,
für das Armeniuesen und endlich für die Hochbauten.

Die Schulden, die wir für das Straßenwesen übernommenhaben, sind die Anleihe ^
mit 1 958 000 Mark für Kleinpflastcr,die Anleihe L mit 1 090 000 Mark - - ich nenne runde
Zahlen — für Brückenbauten,die Anleihe 0 mit 1800 000 Mark für Grußpflaster und die
sogenannteFrostanleihe v mit 532 000 Mark. Diese Anleihen finden Sie verzinst und amor¬
tisiert nicht im Haupt-Haushaltsplan, sondernim Straßenbau-Etat, sie tangieren den Haupt-Haus¬
haltsplan weiter nicht.

Die zweite Kategorie, die Wasserleitnngsschuldcn betragen 750 000 Mark. Sie finden sie
verzinst und amortisiert aus deu Beitrage» der Feuerversichermigsanstalt,sie belastenunsern Haus¬
haltsplan durch Steuern usw. also in keiner Weise. Die Anleihe für Armenzwecke — das sind
nur 208 000 Mark für die Arbeiterkulunien— finden Sie im Armen-Etat vorgesehen,sie wird
aus den laufenden Einnahmen des Armen-Haushaltsplans verzinstund amortisiert.

Meine Herren! Die drei Kategorien der Schulden sind uicht so wesentlich, daß sie uns
eigentlich Sorge machen müßten. Die Hauptsummender Schulden sind die, die wir für Hochbauten
aufgenommen haben, und auf diesem Gebiete werden wir auch in Zukunft ohne neue Anleihennicht
ankommen, ebensowenigwie die Kommunen, die großen Städte usw. Für die Huchbautcu
haben wir zuerst aufgeuommen die alte sogenannte Irrcnnnstaltsbauschnlovon 6 Millionen, die aber
natürlich anch zum Teil getilgt ist und jetzt nur noch rund 3 900 000 Mark beträgt. Wir haben
zweitensdie sogenannte erste Anleihe im Jahre 1901 von 6 500 000 Mark anfgenommen,das war
die Anleihe, aus der der Sitzungssaal hier gebaut, aus der eine Reihe von Anstalten in Düren, in
Neuwiederrichtet, aus der der größte Teil der Küsten für die Anlage von Galthausen gedeckt und
endlich auch die Verbesserungen im Wohnungswesenuud iu alten Anstalten bestritten wurden sind.

Wir haben dann im Jahre 1903 die dritte Anleihe, die Acht-Milliunen-Anleihcaufge¬
nommen. Diese letzte Acht-Millionen-Auleihebezog sich auf deu Erweiterungsbau des Museums in
Trier, auf den Neubau einer Blindenanstalt, die Anlage einer Turnhalle an der Blindenanstalt in
Düren, dann ist endlich der Rest für Galthausen daraus bezahlt worden und schließlich sind mit
beinahe 4'/« Millionen die Kosten der Pflegeanstalt in Iohannisthal daraus bestritten, nebenbei
anch nuch kleinere Beträge für den Ausbau der alteu Anstalten.

Meine Herren! Sie haben nun im Laufe der letzten Jahre eine Reihe von Neubauten
beschlossenund dem Provinzialausschußgestattet, die nötigen Kredite für diese Neubauten bei der
Landesbant vorläufig Zu eutuehmenmit der Maßgabe, daß die Kredite später, wenn die Bauten
fertig gestellt sind, definitiv in eine Anleihe verwandelt werden sollten. Diese Bauten, die Sie
im Laufe der Zeit genehmigt und wozu Sie die Kredite bewilligt haben, find: der Ban der
FUrsorgeerziehungsanstaltin Fichtenhain, Erwerb des Terrains dazu; der Umbau einiger kleiner
Anstalten, hauptsächlich der Taubstummcuanstalten. Dazu gehören ferner die Hebammennnstaltzu
Elberfcld, die Hebauimeuanftaltin Cöln, das Provinzialmusenm in Bonn, Ankauf einiger Hänser
und ähnliche Positionen.

Dazu kommtallerdings eine Reihe von Positionen, die sich als Ueberschreitnng der Ban¬
anschlägedarstellen. Wenn Sie diese Summe zusammenziehen,sind das rund 4^ Millionen,
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die wir im Laufe der letzten Jahre entnommen haben nnd die ,etz al. nle.^ e^n ^
Aber, meine Herren, diese Zumme ist nicht die Ab chlußsumme. nnt d^ wn ^clm « « ' ^
haben.m letzten Jahre 'mnal festgestellt was dem, m^
Anstalten nsw. noch zu bauen se.- «nd dach da. B d m^ ' ,^,'„^ ,„..«, ,.^,t
seit Jahren in nnseren Anstalten umgeändert nnd bmtt w.w 's. v' )^ ^^ ^^
am Ende dieser Aenderungen, Das ertlart sich zum Teil «., ocm
sam im Umban vorgehen tonnen. Die Anstalten smd über «ud 'ch r w- Wn °mn

schrittweise, wenn einmal in cw« Anstalt ^atz g.^ ^^
Dar..... zieht sich das. w« ge.agt. Jahre hm. ^ h m stW M ' ,^ ^^ ,. Diiren
Jahren zn u.acheu ist. Da komme .ch dazn ^hu n um n n ' 180000 Mark.
»nt 33000» Mark Umbam und zum Te.l Neubankosteu ^" '«""'"'"'"'"" «^ ;„ Merzig
in Bonn 348000 Mark, in Düreu 95 000 Mark, in Grafenberg r«" '"« ^aü Me
45 000 Mark haben. Wir müssen zur Beschaffung o°n Wolmuugeusnr Anst»ltvcn,te.pn ^leg
in Brauweiler und für ähnliche Zwecke rund 2 Millioueu uoch erb.tteu

.r ...^ r^°?u^ ^ ^ Ä^w^

tr»^ 3-ne^« ^ten^^^
7 Millionen Mark zn fixeren. Dann sind wir. wie ge ag, ur ^ ^
unseren Bauten gedeckt. Es stehen Mt schon .... Etat als ^ «"^ ^ . ^.,„^^,
1053000 Mark für die sämtliche« Anleihen,anch fnr d.e dr.tt, d' ^ '/ ^^^ ^, Auwr-
werdeu soll. Wenn das alles abgeuommenund verbraucht.st, d"'n wmde de ^
tisationsdienstauf rund 1320000 Mark gestiegen sein. Mnm He^en D^,st P o3 m erer
an und für sich uns garuicht zu er'ckneckenbmncht D s 'ft noch h^l ^^^^h,,„
Stenern. und wir sind in der Beziehunggerade 1.0 ^stellt w.e du großen ^^ l
den Be «rfnissen. die an sie herantreten, auch im Wege des Kre.ts V^ ^
Aus laufende Mitteln können wir derartige Banten und Emnchtungen« "u u.ch säMu'

Verschweige« darf ich aber dabei uoch eins nicht. D.e ^"'« ^. 'ch b m n

gelten etwa stir die nächsten 4 I°h«> Sie haben aber :m ^n^ ch° ^ ''^ ^.
Heilanstalt in: Prinzip geuehungt. S.e haben sich auch b«nut em«er mwm ^
Fürsorgeaustaltengebant werden. Die Summen, d.e dafür not.g f. . " " ° /" ^^.^
wenn die Bauten fertig sind, als Anleihe erscheinen ««d ««den dmm vM ch m ^ ^ ^^
oueu den Etat belasten. Zu äuderu .st darau aber u.chts. ^ " ^'^ ^. e,
Austalteu gestellt werde., müssenw.r nachkomme,,wem. '"" 's '.ch e ^ ^^,^
wollen, daß wir nicht gute Hauswalter smd. daß um unseren Verpachtungenn cy

Das über den Vermögensbcstand der Provinz.

Ich will ...... znr Vorlage des 0°«^'°^ ^ ^
Meine Herren! Wenn ^ deu Hanp-Ha.M,altspl^ ^1 '^^ ^^

mit 26 912 673 Mark. Der Etat für '^b betrug 25 308 0 8 M« ) ^ ^,

kommeude Jahr eine Mehrforderuug vvn /^04 644 Mart nMse 1 ^^^„^, stehen
Mehrbetrag von rund 16^ wige Einnahmen aus
uus zur Verfügung einmal die Dotat.onen m festen «e ' ^^^^
Nebenfouds. drittens unsere eigenen Einnahmen aus den Anstalten
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Die Dotationen sind, wie gesagt, fest; daran können wir nach oben hin nichts ändern. Die
durchlaufendenPosten, Meliorationsfonds, Landesbank usw. sind ja auch nicht ins Unendliche
zu erweitern und leisten bisher schon das, was man von ihnen überhaupt nehmen kann. Wir
sind also auf die eigenenEinnahmen und auf die Steuern angewiesen.

Meine Herreu! Da taun ich nnn zunächst konstatieren, daß die eigenen Einnahmen unserer
Anstalten erfreulich gewachsen sind. Während wir uämlich im Jahre 1906 nur 11600 028 Mark
aus unseren Anstalten einnahmen, werden wir für 1907 nach dem Anschlage 12 570173 Mark
einnehmen,also ein Mehr von 970144 Mark. Sie werden mich fragen: wie entstehen diese Mehr¬
einnahme»und wie rechtfertigensie sich? Da darf ich bitten, den VorberichtZnr Hand zu nehmen
nnd auf Seite 41 sich einmal die Schlußsummevon 970144 Mark anzusehen. In dem Vorbericht
ist ganz genau ausgeführt, aus welchen Anstalten und aus welchen Veranstaltungen wir Mehr¬
einnahmen erwarten. Diese Mehreinnahme von also rund 970 000 Mark muß bestimmungsmäßig
zunächst zur Deckung der Mehraufwendungenim Haushaltsplan verwandtwerden. Wenn Sie das tun
und diese Summe von den rund 1600000 abziehen, dann bleiben 634 500 Mark übrig, die wir aus
eigenenEinnahmen nicht decken können, für die wir also anderweit Deckung suchen müssen. Diese
«34000 Mark müssen ctatsrechtlich im Haushaltsplan zum Ausdruckkommen. Einmal mnß vorge¬
sorgt werden, daß die 634 000 Mark bei der Einnahme erscheinen. Weiter müssen sie natürlich
auch in der Ausgabe erscheinen, in den einzelnen Positionen, die die Mehrausgabe veranlassen.

Meine Herreu! Ich habe Ihueu zuuächst nachzuweisen, daß diese Summe auch bei den
Einnahmen im Hanshalsplan zur Erscheinung kommt. Da möchte ich Sie bitte»:, den Haupt-Haushalts¬
plan, Seite 4 zur Hand zu nehmen. Es erscheint zunächst bei Titel II, 1a als Mehreinnahmebei den
Provinzialabgaben für das Straßenwesen 419 000 Mark; bei II, 3 „Deckung der Kosten für das
Armenwesen" erscheinen in Einnahme mehr 82 000 Mark; bei II, 4 „Zur Ergänzung der allge¬
meinen Dotationsrente und zu allgemeinenZwecken der Verwaltung" 141900 Mark. Bei IV, 1
erscheinen mehr aus Ziusübcrschüsseu der Laudesbank2950 Mark, bei IV, 2 „Meliorationsfonds"
eine Kleinigkeit von 280 Mark, bei V, 1 „Zinsen aus vorübergehendangelegten Beständen"
4000 Mark. Das sind zusammeu650 130 Mark.

Auf der anderen Seite ist aber weniger vorgesehen bei II, 2 „Landarmcnwesen"
15 400 Mark und bei V, 2 „Unvorhergesehene Einnahmen" 230 Mark, zusammen15 630 Mark.
Dies muß von der eben genanntenSumme wieder abgezogen werden, dann bleiben 634 500 Mark
übrig. Die Summe also, die ich Ihnen eben genannt habe, erscheint in Wirklichkeit bei den ver¬
mehrten Einnahmen des Haushaltsplans.

Ich hätte nun nachzuweisen, daß diese Summe auch in der Ausgabe des Haushaltsplans sich
vorfindet und daß auch die Erhöhungder einzelnen Positionendes Haushaltsplans notwendig gewesen ist.
Meine Herren! Ich möchte mich hier darauf beschränke::,Ihnen die einzelnen Positionen vorzuführen,
bei deuen die betreffende:: Erhöhungen stattgefuudenhaben. Die Motivierung, warum diese erhöhten
Zahlen eingesetzt worden sind, kaun ich hier im großen und ganzen uicht gebe::. Das muß ich
zunächst in der Kommission im einzelnen auseinandersetzen. Hier müssen wir uns, glaube ich, mit
den Hlluptzahleu begnügenuud iu der Kommissionsbcratungfeststellen, ob die Erhöhung im einzelnen
nötig gewesen ist.

Meine Herren! Wenn Sie den Haupt-Haushaltsplan, Seite 8, zur Hand nehmen, finden
Sie die Erhöhungen bei den eiuzeluen Titeln aufgeführt. Da ist zuuächst bei Titel I, 2 „Armen¬
wesen in Werden" 150 Mark mehr eingesetzt. Das beruht auf einer rechtlichenVerpflichtung.Bei
II, 1 „Haushaltsplan des Provinziallandtages,des Ausschussesund der Zentraluerwaltungsind 15 100
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Mark mehr eingesetzt - warum, das werde ich. wie gesagt, später in der Kommission klarlegeu.
Bei II. 2 „Pensions-Haushaltsplan" sind 15 00? Mark mehr eingesetztBei II ? Taubstummen¬
anstalten" sind 22 510 Mark mehr, bei II. 9 ..Hebammenwesen" sind 20 910 Mark mehr ein¬
gesetzt. Bei II. 10 ..Fürsorge-Haushaltsplan" 52 000 Mark, bei II 12 Landarmeuwesen
114165 Mark. - Ich komme auf diese Summe gleich noch einmal erläuternd zurück. - He,
II. 14 „Haushaltsplau der erweitertenArmenpflege"finden Sie 82 000 Mark mehr. bei Leitung
und Beanfsichtigung der Bauten eine Abrnndungszahl 100 Mark mehr. Dann bei 11 19

finden Sie 721318 Mark mehr eingesetzt.Bei II 20 .,L°ndw:r schaft¬
licher Haushaltsplau" siud 27 000 Mark mehr vorgesehen.Bei IV. 1 „Kuust und Wissen chaft^
1500 Mark, bei IV. 2 ..Museen" 5830 Mark, bei IV. 3 „Gewerbücher Haushaltspla
8250 Mark und bei IV. 4 „Einnahme aus den Zinsen des Meliorationsfonds ^ IKart. de
V. 3 „Zur Verzinsungder längst aufgebmnchten 8 000 000 Anleihe" ein Plus vou 125 000 MaU
und bei V. 4 - das ist die Summe, die uötig ist. um die noch laufenden Credite we ietzt
in eine Anleihe umgewandeltwerden sollen, in Zinsen und Amortisationzu decken — 78 009 Mau.
Das macht zusammen1289 000 Mark. - ^ ...

Auf der andern Seite stehen aber auch deu Mehrausgaben Minderausgaben gegenüber
Da bitte ich. den Vorbcricht Seite 17 zur Hand zu nehmen. Diese Minderausgaben find zunächst
bei Titel 1.5 mit 431883 Mark vorgesehen. Meine Herren! Das ist die Summe, du aus der
neuen Dotation für Proviuzialzwecke zur Verfüguug gestellt ist. Sie ist bisher immer bei T'M 1..'
verrechnet und mit 431000 Mark ausgebrachtworden. Nach den Beschlüssendes vorigen wahres
wonach 30°/« zu Armen-. 70°/« zu Wegezweckenzu verwenden waren, ist die Summe Mt geteiu
und mit 30°/» bei Armen-, und mit 70°/« bei Straßenzweckeneingestelltworden. S,e mußten
hier also fallen. Daraus erklärt sich auch die Summe, die ich eben be.m Landarmenwesma s
„mehreiugestellt"bezeichnet habe, mit 114165 Mark. In Wirtlichkeitist das Nicht m>e Steue¬
rung des Landarmen-Etats um diese Summe, sondern nur eine Verschiebung aus diesem 6ite 1 .^
nach dorthin. Ebenso ist die erwähnte Erhöhung des „Straßenbau-Haushaltsplan um ?^WU
Mark auch nur eine scheinbare Erhöhung, denn darin stecken die 302 000 Mark o,e von
Titel I. 5 hierhin übertragen sind, so daß beim Straßenbau-Haushaltsplan m W.rklichkeü nur
rund 419 000 Mark Mehrausgabe entstehen. Bei II. 8 „Blinden-Haushaltsplan
von 4440 Mark vorgesehen. In II. 11 „Heilanstalten" ist auch ein Minus von 167 100 Marl
zu konstatieren. Zu diesem Titel möchte ich mir eine kurze Bemerkunggestatten, ^n^lrr-.
lichkeit gebrauchen unsere Heilaustalteu in diesem Jahre 275 000 Mark gegen d«s Vor
mehr. Wir haben uns aber gesagt, so könne die Sache nicht weiter gehen "'t den gan
minimalen Beiträgen, die für die Verpflegung gezahlt werden. Wir haben den T°ns ur m
Armenverbände um 3 Pfennig erhöht und bringen dadurch eine besondere<-umme au. die
uns ermöglicht, nicht nur die 275 000 Mark Mehraufwand zu decken. s°^rn °«ch den b,v^

herigen Provinzialznschußum 167 000 Mark bei deu Austalteu herunter s " ^ei IV. .
„Landwirtschaftlicher Haushaltsplan" sind als Zuschuß weniger eingestellt 12639 ^" ' °" ^'^
ist ein Be ra von 37900 Mark weniger eingestellt worden. Das erklärt sich folgendermaßen.
Im vorigen Jahre hatte der Landtag zur Deckuugder erhöhten ^»ge fm Bwm e em

Snmme von 40 000 Mark eingestellt. Diese erhöhten Bezüge find jetzt ans den ordent.ch
Haushaltsplan übernommen worden. Hier kann also die Summe zum größten Tnl -^ bi a if
3000 Mark - wieder schwinden. Bei V. 7 „Zinsen für die Vorschüsseder Landesbank ist e.n
Minus von 931 Mark zu konstatieren.
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Also die Gesamtminderausgabebetrügt 654 884 Mark. Wenn die Minderausgabe von
den Mehrausgaben mit 1289 000 Mark abgezogen wird, dann bleibt der Bestand, den ich
eben nannte, 634 500 Mark, übrig, für den jetzt also anderweit Deckung im Hanshaltsplan
gesucht werden muß.

Meine Herren! Ich habe Ihnen nun Vorschläge zu machen, wie diese Snmmc von
634 000 Mark von der Provinz aufgebracht werden kann. Da ist eine doppelteMöglichkeit gegeben.
Sie können die ganze Summe aus dem Betriebsfonds, aus dem Reservefondsnehmen. Sie tonnen
sie aber auch aus den Steuern nehmen, ohne daß irgendwieeine Erhöhung des Prozentsatzesnötig
ist. Lassen Sie mich zunächsteinmal auf die Möglichkeitder Deckungaus dem Reservefonds
eingehen. Ich bitte da den Vorbericht Seite 21 einmal zur Hand zn nehmen. Als ich den
Vorbericht zu dem Haupt-Haushaltsplan 1906 Ende 1905 vorzulegen die Ehre hatte, konnte ich
mitteilen, daß aus Mehreinnahmen, aus den Pruvinzialabgaben, aus den Überschüssen der
laufenden Verwaltung von 1904, aus Ueberwcisungender Landesbant anfangs 1906 zur Ver¬
fügung des Landtages standen: 595 552 Mark. Diese Summe ist im Laufe des Jahres 1905
noch erhöht worden und zwar dadurch, daß die Provinzialabgaben 417 299 Mark mehr ein¬
gebrachthaben. Außerdemhat die Landesbankuns ein Mehr von 32 400 Mark für den Lank'er
Deich gezahlt; und endlich hat sich 1905 beim Finalkassenabschlnßein Bestand von 118 000
Mark ergeben, so daß die Gesamtzunahme im Jahre 1905 ruud 567 000 Mark betragen hat.
Zähle ich diese Summe zu der Summe zu, die ich bei der Vorlage des Haushaltsplanes für 1906
schon nennen konnte, dann ist ein Gesmntbetriebsfundsvon 1 163 254 Mark zn konstatieren. Aber
dieser Betriebsfonds ist in etwa im Laufe des Jahres wieder reduziert worden und zwar im ganzen
nm 82 155 Mark. Es sind nämlich einige Pruvinzialabgaben an den Kreis Essen erstattet worden.
Wir haben aus dem Reservefondsnach dem Beschlußdes vorigen Landtages 30000 Mark für die
Pflegerlohn-Erhöhuugund wir haben 50 000 Mark für die Siegregnlicrnng daraus bezahlt. Aber
immerhin bleiben, wenn ich diese Summe abziehe,noch 1 081 000 Mark Betriebsfonds übrig. Auf
diesem Betriebsfonds ruhen nun aber noch einige Verpflichtungen,die sich ans bereits erfolgten
Bewilligungenergeben, nnd zwar 30000 Mark für die Siegregnlierung, 120000 Mark für das
Siebengebirge und 162 000 Mark, die Sie im vorigen Jahre bewilligt haben, für den Ilverich-
Lank'er Deich, also zusammen312 000 Mark, sodaß der Dispositionsfonds, wenn ich diese Summe
abziehe, 769 098 Mark beträgt. Ich kann aber die erfreuliche Mitteilung hinzufügen,daß wir auf
eine Mehreinnahme aus den Provinzialabgaben für dieses Jahr rechnenum ruud 600 000 Mark,
so daß 1369 000 Mark an Betriebs- oder Reservefondszur Verfügung stehen.

Vorsichtigerweise möchte ich aber bemerken,auch in diesem jetzt noch nicht abgelaufenen
Jahre werden einige Etatsüberschreitungennicht zu vermeiden sein. Eine Etatsüberschreitnngbei
der Fürsorge wird sich auf rund 30 000 Mark belanfen. Es werdeu für Bauzinsen etwa 4 300
Mark mehr zu zahlen sein. Dann, meine Herren, liegt Ihnen eine Reihe von Anträgen vor auf
Erhöhung von bestimmtenBezügen, die nicht im Haushaltsplan stehen, die auf den Betriebsfonds
angewiesen werden sollen. Also auch diese Summen, die im Falle Ihrer Genehmigung zn zahlen
sind, müssen aus dem Betriebsfonds genommen werden.

Ich darf zu diesem Betriebsfonds aber auch noch eine erfreuliche Mitteilung machen.
Früher hatten wir ja auch Betriebsfonds auszuweisen,aber es lasteten immer ein paar unbequeme
Prozesse darauf. Der Staat hatte sich bekanntermaßengeweigert, seine zwei Drittel an den all¬
gemeinen Kosten der Fürsorgeverwaltungzu bezahlen. Wir haben sie jahrelang immer vorschuß¬
weise bezahlt; eventuellhätten wir sie ja definitiv dann anrechnen müssen. Den Prozeß gegen den
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Fiskus haben wir gewonnen. Also die Befürchtung,daß wir diese Summe aus dem Reservefonds
wieder nehmen müssen, ist verschwunden.Ebenso liefen wir Gefahr, daß wir den Kreisengegenüber
die Beiträge der Drittverpflichtetenzurückerstatten müßten. Auch der Prozeß, der nu Einvernehmen
mit der Stadt Aachen nunmehr vor das Oberverwaltungsgerichtgebrachtwurde, ist zugunsten
der Provinz ausgegangen. Also auch hier brauche» wir »icht zu fürchteu. daß wir noch weitere
Summen aus dem Reservefondsnehme» 'Nüssen. Meine Herren! Nach diesen Erörterungentonuteu
Sie ruhig 600 000 Mark aus dem Reservefondsnehmen. Aber ich mochte S,e dringend bitten,
das nicht zu tun. und zwar aus folgendenGründen. < » >

Meine Herren! Jede größere Verwaltung, ob das nun die Provinz ist. oder ob es eine
Stadt oder ein Kreis ist. muß damit rechnen können, daß fie Reservefonds.Betriebsfondsznr ^
fügung hat. (Sehr richtig!) Wir haben es in der Provinzialverwaltnngseit vielen Zähren doch
eigentlich am eigenen Korper erfahren, daß wir eineu solchen Fonds unbedingt brauchen (^etn
richtig!) Wir haben aus dem Betriebsfonds im Laufe der Jahre, um nur Einzelnes hervorzn-
heben. das Siebcugebirgcbezahlt. Wir haben die Sicgregulieruug bezahlt, wir habe,, die Lei¬
seste bezahlt. Sie haben den Ilverich-Lcmter-Deich daraus bewilligt, und wir haben eine lauge breche
von Jahren die jedesmaligenFehlbeträge des Haushaltsplans aus dem Reservefonds, aus dem
Betriebsfonds decken tonnen. In Zuluuft wird das „icht anders sein. Es treten immer wieder
Anforderungenan uus heran, die wir nnr ans Reserve- oder Betriebsfonds decken können.

Ich darf darauf nur kurz hiuweisen.daß uns die Roerregnliernng. die Netwegulieiuug
die Naheregulierung bevorsteht, daß wir in Zukunft für den großen Kaual doch Reservefonds
znrecht legen müfseu.daß uns - Sie werden das aus einer besonderen Vorlage ersehen -- vielleicht
bald ein Umbau oder Anbau des Stäudehmises bevorsteht. < i >.

Meine Herren! Das siud alles Forderungen, die wir. wie gesagt, aus den lausenden
Mittel,, „icht bezahlen können. Wir werden bei ihnen auf den Reservefonds oder auf eme Anleihe
zurückgreifen muffen. ^ . ^ >.

Eins „lochte ich nicht vergessenzu sage,,. Wir haben noch einen Prozeß vor kurzem mit dem
Fiskus beginnen müssen, der uns zumutet, beim Duisburg-Ruhrorter Hafen für die dortige,, .lu-
rampungeu in einer Summe 770000 Mark zu zahlen. Wir haben uns zunächst ,,n Wege der
Beschwerde gewehrt, haben auch jetzt die Klage eingereicht. Da müssenw,r nun abwarte,, wie
wir damit fahre,,. Aber es ist möglich,das wir da hiueiugelcgtwerden. Also für solche Zwelle
müssen wir eineu Reservefondshaben. . ,

Meine Herren! Nun noch einen zweiten Pnnkt. Bisher haben wir uns Neservefondv»nd
Betriebsfonds eigentlich bequem schaffen nnd bilden tonnen. Es ist Ihnen i« bekannt, wir naynm,
an. das Steuersoll des vorige,, Jahres war so und so viel, wir sagten. Konjunkturen,,, Handel und
Industrie fiud in die Höhe gegangen, wir können für das nächste Jahr anuehmen,daß wohl d s
Steuersoll so uud soviel betrage; und dann legten wir danach um. Dann waren "" da nmne n
der glücklichenLage, nicht nach unten, sondern etwas nach oben das Steuerso l s« ^ ch.m uud
dann kam es ja vor. daß Ueberschüsseerzielt wnrden. wie in diesem Jahre so l / ,i er
Jahren. Mein Herrn! Das hört jetzt ans.
nus vor. daß das Soll der Gemeiudeeintommensteuer und der vom Staat verargten Reals enern vom
1. Iannar des lanfendenJahres bei den Landkreisen nnd des verflossenen3« «s bei den Stadt-
kreisen zngrnude gelegt werde" mnß. Also eine günstige Schätzungdes Steuer olls st vorbei. Mm
überweistuns eine bestimmte Zahl uud saFt: Dauach erhebt eure Prozente Also daß w.r ich
„och einmal so etwas für den Schmandtopf herauskriegenkönnen, damit ist es vorbei. Meme
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Herren! Wenn wir den Reserve- oder Betriebsfonds nicht haben, dann bleibt uns garnichts
anderes übrig, als, falls wir Etatsttbcrschreitungeuhaben, den Steuersatz für das folgende
Jahr gleich entsprechend dieser Etatsüberschreitungenzu erhöhen. Die Vergangenheit hat gezeigt,
daß wir oft in die Lage gekommen find, die Haushaltspläne zu überschreiten. Das ist nach
meinemGefühl auch nicht schlimm. Ich behaupte, wenn der Haushaltsplan so aufgestelltist, daß
er gerade mit dein Groschen abschneidet, dann ist der Haushaltsylan nicht richtig aufgestellt. (Sehr
richtig!) Dann wird in einer Weife geknackert oder gewirtfchaftet,die sich mit den Intereffcn
der Verwaltung nicht verträgt. (Bravo!) Ich glaube, der Haushaltsplan ist am Besten, der etwas
überschrittenwird. Ich glaube, das weiden mir die Herren Oberbürgermeisterfür sich auch wohl
zugeben. (Heiterkeit.) Also haben wir keinen Betriebsfonds, dann müssen wir die Haushaltspläne
sehr vorsichtig aufstellen, natürlich nach oben vorsichtig,damit wir keine Ueberschreitungcu mehr
habeu. Das wird natürlich ein Steigen des Steuerbedarfs nach fich ziehen.

Ich möchte daher dringend bitten, meine Herren, greifen Sie nicht zur Deckungdieses
Fehlbetrages von 600 000 Mark den eben erst wieder entstandenenReservefondsan, fondern lassen
Sie diesen als Betriebsfonds bestehen und decken Sie das, »uns zu decken ist, diese 634 000 Mark,
indem Sie den bisherigen Prozentsatz der Steuern rnhig weiter erheben.

Meine Herren! Lassen Sie mich jetzt kurz auf die Steuererhebung eingehen. Das neue
Abgabengesetz — es ist das vom 23. April 1906 — hat für die Provinzen eigentlichwenig
Aenderungenherbeigeführt. Das Gesetz sieht vor, daß die Ausgaben der Provinz aus deu eigenen
Einnahmen, aus den Steuern, und zwar Gebührenbeiträgenund direktenSteuern zu decken sind.
Meine Herren! Die eigenen Einnahmen haben sich nicht geändert, das bleibt dasselbe. Gebühren
haben wir bisher nicht erhoben,brauchenes anch nicht zn tun, da wir für unsere Anstalten, für die
wir sie ja einführenkönnen, besondere Reglements haben, und wir nur die Zwangsbeitreibnngnicht
haben. Wir müssen eventuell,wenn wir die Gebühren nicht bekommen, klagen. Das hat uns aber
nie in Verlegenheitgebracht. Sie laufen ziemlich pünktlich ein, so daß leine Veranlassungvorliegt,
Gebühren zu erhebenund von dem alten Verfahren abzuweichen,Beiträge brauchen wir im Moment
auch nicht zu erhebe«, dazu kommen wir vielleicht,wenn der große Kanal einmal fertig ist. Es
bleibt also bei uns beim Alten: eigene Einnahmen nud Steuern. Nur in Bezug auf die Umlcgung
der Steuern hat uns das Gesetz eine Aenderung gebracht. Wir haben einen anderen Maßstab für
die Steuerumlegung bekommen.

Meine Herren! In der Provinzialordnung § 106 war als Maßstab die in den betreffenden
Jahren in den Kreisen aufkommendeStaatssteuer exklusive der Hausicrstcuervorgesehen. Jetzt
müssen wir aber, was ich eben schon andeutete, das Prinzipalsoll der Gemeinde-Einkommensteuer
nud der vom Staate veranlagten Realsteuern inklusive der Betriebssteuer, zugrunde legen, uud
zwar, bei den Landkreisen das laufende Rechnungsjahr, bei Stadtkreisendas jeweils voraufgegangene
nach dem Stande vom 1. Januar. Das habe ich Ihuen eben schon angedeutet, es ist eiu fester
Maßstab, deu wir nicht ändern können,an den wir gebunden sind.

Meine Herren! Lassen Sie mich diefe Grundsätzebei der Veranlagung nach dem neuen
Gesetz einmal auf unseren jetzigen Haushaltsplan anwenden.

Wir sollen, wie ich jetzt eben geschildert habe, das Steuersoll am 1. Januar 1907 zugrunde
legen. Das ist ein Unding. Wir müssen unseren Haushaltsplan spätestensim November aufstellen.
Das tonnen wir also nicht. Da habe ich mir gesagt, wie machen wir es denn? Zunächstbin ich
dahin gekommen, daß ich die Kreise gebeten habe, das Staatssteuersoll in der Form, wie das Gesetz
es verlangt, am 1, Oktober 1906 einmal zusammenzustellen.Das ist geschehen, nnd das Staats¬
steuersoll beträgt 69 400000 Mark.
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Meine Zerren' Dieses Soll halte ich nun auch selbst für den 1, Januar 1907 nicht

Plan für 1907 - wenu Sie Seite 4 einsehen wollen, finden S.e da d.e Z° l ' ^ H"
haltsplanes - haben wir 8 587 500 Mark umzulegen. Ich habe m.ch gefragt. " lch Steu^M m

vorhandensein, um bei uuserem jetzigeu Satz von 12'/- Prozent ^° Smume mss^
dabei ergib! sich, daß 68 700 000 Mark «orhcmde» sciu uuißten. D.eser «etm w.rd s chn am
1. Januar vorhandenseiu. denn eine derartige Reduktio». daß das M ^ege e S «u« ^
69 400 000 Mark uoch unter den eben genanntenBetrag hermtergeheuso . '^' ^^/ °°" ^

Ich nehme an. daß diese Summe da ist. Also wenu wir beschl.e en. 12^ Pro zu echeb .

dann haben wir diese 634 000 Mark, die ja in den 8 Millionen stecken, schon ""^deck. W h,
scheinlichwird aber ja vielleicht noch etwas über 68 700 000 Mark S eueroll am 1^ uuar v^
haudeu sein. Der darauf entfallendeBetrag würde natürlich dann mehr erhoben Es 'st «« '
neueu Gesetz zulässig,daß der Proviuziallaudtag eiueu «etriebsfonds eschl.eßen anm Das n l^
um. iu Ihrer Be chlußfassung zum Ausdruck kommen; das Haus mußte
vou dem Stenersoll. das a». 1. Januar 1907 vorhaudeu ist. zu erhebe., uud. we ' 'tw 'ber^
schießt, dieseu Ueberschuß als Betriebsfouds zu «erweuden. Wenn S/e das tun m ne ye ren
das ist. wie ich schon sagte, gesetzlich zulässig-^ dauu sind wir aus,eder «erwuhett ^
konueu ohue Erhöhung des Steuersatzesuud uuter vollstäudiger Resero.eruugdes Betnebsfonds

^^^^Das ist das Weseutliche.was rch aus dem Haushaltsplau dem hohen

Hanse mi^^e.^ ^ ^ ^^ ^ "^
wir an keiner Stelle, wo wir uus verpflichtetfühlteu. höhere Betrage
eiuzusetzen.uns gescheut haben, das zu tun. auf der anderen Seite werde» S.e abe. auch sehen, daß
nn allen Punkten die nötige Sparsamkeit obgewaltethat. N.merkunaen

Meine Herren! Ich möchte znm Haushaltsplan nur noch zwei ganz
hinznfügen. Wir haben einen bestimmten Tag angenommen, über dm ^nans A»mel ge» se. m
uuter eordnetenStelleu für deu Haushaltsplau uicht mehr eingere.cht wercheu duch ^ '
Staa e auch fo. Es wird eiu bestimmterTag festgesetzt, nnd dann werde» " « / «^m g

»icht a»ge»°.».»e». Wenn wir das nicht täten, dann '
letzten Tage erstreckennnd wir würden mit der Anfstellungdes ^„ s^n

Nnn sind doch noch nachträglichAnmelduugeug"°mmeu. uud wn ha '. «„s da
müssen, diese Nachamuelduugeuköunen wir nicht ohne weiteres ^rm md
d»»ge» die hauptsächlich mit Rücksicht auf die vorhaudeue»Teuerungs«^
subalte ue» Beamte» erfolgt sind. Diese A»meld»ugensind memer be dere n^
Hanse mitgeteilt. Es si»d Erhöhu»ge» der Gehälter der Mmden- " ^
höh.u.gen der Gehälter für Assistenzärzte, die Einführnng der S«vMasse ^ ^ d P "'W"
beamten in Düsseldorf u»d »och ewige klemere Sache», d.e n» 0°« ^ "so ».cht zur
Erscheiuuug kommen, die aber natürlich aus dem Betnebsfonds z» decke» wäre».
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Dann ein zweiter Punkt. Im vorigen Jahre ist in der I. Fachkommission und auch hier
im Hause darüber Klage geführt worden, daß die Provinzialverwaltmig mit der Rechnungslegung
so weit im Rückstände wäre. Das war vor allem eine Beschwerde, die der verstorbene Herr Ge¬
heimrat Barthels in der ersten Fachkommission vertrat. Ich habe damals zugesagt, eine Besserung
wenigstens zu versuchen, und das ist gelungen. Sie werden aus der Vorlage, die ihnen zugegangen
ist, sehen, daß alle Rechnungen für 1904 Ihucu vorliegen. Von den Rechnungendes Jahres 1905
liegen Ihnen erledigt 45 vor, 6 sind noch rückständig, also beinahe haben Sie auch das gesamte
Rechnungsmaterialvon 1905 zur Dechargierungvorliegen. Die 6 rückständigen Rechnungenhaben
wir bis jetzt ans folgenden Gründen noch nicht legen können. Die Rechnuug für die Fürsorge¬
verwaltung, die zu diesen rückständige» Rechnungen geHort, müssen wir gleich nach Schluß des Jahres
mit unsere« sämtlichen Belägen nach Berlin schicken, damit die KöniglicheStaatsregieruug ihre
Beiträge zahlt. Diese haben wir bis heute nicht zurück, darum kann ich keine Rechnunglegen.
Die Rechnungen des Landarmenwesens und der erweiterten Armenpflege sind auch uoch im Rückstände.
Wir haben auch da versucht, die Sache zu beschleunigen, es ist aber bisher nicht gelungen. Das
hängt damit zusammen, daß ja die Grundlage für diese Rechuungdie Abrechnungender verschiedenen
Anstalten, 50—60 an der Zahl, bilden, in denen unsere Kranken untergebrachtsind, und daß uns
die Kreise nnd Städte ihre Liquidationen nicht zur richtige» Zeit einreichen. Wir können erst bei
uns vorgehen,wenn wir von den anderen Stellen die Grnndlagen haben.

Meine Herren! Dann ist noch rückständig die Straßenbcmrechuuug. Das ist ein Material,
das eigentlich einen halben Möbelwagen füllt. Das ist nicht fertig geworden,wird aber voraus¬
sichtlich im nächsten Jahre, wie auch die Rechnung der Armenverwaltung, zur richtigenZeit vor¬
gelegt werden, so daß der Wnnsch des Herrn Geheimrat Barthels, im Jahre 190? alle Rechnungen
aus der Vergangenheitvorliege» zu habe», voraussichtlich erfüllt werden wird. (Lebhafter Beifall.)

Vorfitzender Becker: Ich eröffne die Verhaudluugund gebe zunächst dem Herrn Abgeord¬
neten Dr. Klein das Wort.

Abgeordneter Dr. Klein: Meine Herren! Der allseitige Beifall, welchen Sie den Worten
des Herrn Landeshauptmanns gezollt haben, autorisiert mich wohl, zunächst in Ihrem Name» dem
Herrn Landeshauptmann den Dank des hohe» Hauses auszusprecheu für seine klaren und lichtvollen
Ausführungen.

Der Hanshaltsplan, welcher uns vorliegt, stellt ein Spiegelbild der Zcitumstäudedar, iu
denen wir leben. Ein hoher wirtschaftlicher Aufschwung, der sich insbesondere auf den: Gebiete der
Großindustrie zeigt und in erster Linie die Nheinprovinz als eine vorzugsweiseindustrielleProvinz
berührt, und damit iu Verbindungstehend,eine Teuerung der Lebenshaltung uud wachscudc Mehr¬
ausgaben auf alle» wirtschaftlichen Gebieteneincrfeits, aber auch eine Steigerung unserer Einnahmen
andererseits. Wir würden nicht solche Überschüsseaus der Umlage heute haben, wen» nicht der
Aufschwung der Industrie das Steuersoll so sehr erhöht hätte.

Wenn Sie, meine Herren, den Vorberichtz»m Haushaltsplan lesen, uud den Haushaltsplan
Prüfen, so werden Sie wohl alle zu der Ueberzeugung komme»,daß die Worte, die eben der Herr
Lmideshlluptmaungesprochen,richtig sind, d. h. daß alle Verpflichtungen,welche an die Provinz
herantraten nnd die berücksichtigtwerden konntenund mußten, auch berücksichtigtfind, ohne anderer¬
seits die nötige Sparsamkeit vermisse» zu lassen.

Die gesamten Mehransgaben belaufensich allerdings auf die Summe von 1 289 083 Mark
und erscheinen priiu«, vista gewiß hoch. Wenn Sie aber die Mehrausgaben zerlegen, so werden
Sie finden, daß die Erhöhungen, insoweit höhere Beträge in Betracht komme», sich in: wesentlichen
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nur ans wenigePositionen erstrecken,und dazu noch ans Positionen, die hinsichtlich ihrer Höhe sich

^ °^r^ '?uug der Kosten ^M^
erziehn^ ^M^ark /s Zweiter Hanptposten— ^ «e,n ^

für die früher beschlossenenAustaltsbauteu. die aber ^ ^«^ ^
konnten, nachdem die Bauten vollendet waren, Mit 203 0W ^"" " > s> ^^

smumeu 1117 483 Mark. Ich werde auf diese P°^wueu nu ^ ^ d7 er-
Es bleibt also für alle sonstige Erhöhungen beim Hausha tsplm ,^ Z^«e md
schiedeue» Anstalten, bei Kunst und Wissenschaft. Museen uud dergleichen msgelamt uur ^ 8
von 162 400 Mark übrig, der gewiß keine allzu große Summe darstellt <^waeerziehuug

Was mm die berührten Posten anlangt, so beruht d.e Zahlun

bekanntlich auf gesetzlichen Ve immnngen.Die Zöglinge werden der f^a^
wiesen nnd alsdann untergebracht nnd müssen nuterhalten werden. . ,.f
ändern. Die Kosten der Unterbringn^ sind nicht zn hoch und entsprechen d '
diesem Gebiete kommt es indessennicht sowohl auf die Kosteu "rm>^
nn! im Sinne des Gesetzes verwendetwird. EiuMeßüch der ^00« Mrt E ho g^

die Provinz znrzeit nu gauzen 540000 ^rk für d. ^ °rg«r^
stellt uur eiu Drittel von dem dar. was wirtlich verausgabt wird, da der nia ^
mit zwei Dritteln an den Kosteu beteiligt ist. ,. y^m

Sie werden mir gewiß alle darin beipflichte,,daß dav

andererseitsdürfe» wir dabei nicht übersehen,daß es 'ch «r um ^»h^^^^
von eu'iueut sozialpolitischer Vedeutuughaudelt. ^«^"^^.^^ ^"^ die ^^,wort-
in der Fürsorgeerziehungunserer Provinz.alverwaltiU.g. elchef d e otz ^ ) ,^^^ ^
lichkeit trägt, diese bis jetzt verwahrlostenElemente zn bf « "d u nutz
menschlichenGesellschaft zu erziehen,wahrlichkeine kleine und leichte Anfgabe. eme MgMe. )
gewiß des Schweißes der Edleu wert ist. ^ ^^ ....,„,

Es ist nuu hm und wieder m der P"w ^'' .^ s"^ ^ ^.
Provinz auf dem Gebiete der Fürsorgeerziehmigrückständig ^ ^ " "ie nm .^ ,.^ Sache
Sie diesen Punkt iu der II. Fachkommission nicht unberührt ^ Öligen
ans me ueu frühereu Erfahrungen a.if diefem Gebiete beurteilen l« .glaub ^e eu Punkten
Aeußerungendarauf znrückführen z« müssen, daß die ^7'^" "^
bei der Fürsorgeerziehmigvor sehr schwierige, ja ich möchte sagen, vor nnmogl.che Uutg
worden ist. (Sehr richtig.) ^ » «« c,., «„« i «7« einncführt worden

Die erste Iwangserziehuug. welche auf Gruud de Gesetzes /'^^"^^' ^„„^
war. erstreckte sich uur auf Kiuder bis zum 12. 2e ensphre. ^h l^b d ^^^ ^ ^
erziehnngals Landesrat hier in der Provinz ausge uhrt w ^ ""' 7^, der Herrschaft des
uur weuigehuudert Kinder unterzubrmge» und smd wahr ud ^ gm ^ ^ ^
Gesetzes vou 1878 auf mehr als ^0 Kinder g^ ' „ .^,/ ^^ '^
um jugeudliche Zöglinge bis zum 12. Jahre ^r d^e ° n n ^ ^^^^ ^^^ ^
konnten sie leicht unterbringen nnd w.r tonnten dama ° ^/^erbrii. nng waren, günstige
nnr sorgfältig bei der Auswahl der „„ , aus der Zwangserziehnng
Resultate erzielen. Wir tonnten damals auch noch die Kinder. ,
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entlassen waren, im Auge behalten. In den Berichten, welche der Verwaltung Jahr für Jahr
vorgelegt wurden, ist ausgeführt, daß der Prozentsatz derer, die sich gut führten, sehr hoch war,
und daß nur ein kleiner Prozentsatz später aus Abwege geriet, ein Prozentsatz, der nicht wesentlich
höher war als der allgemeineDurchschnitt.

Dieser günstigeErfolg des Gesetzes über die Zwangserziehung ermutigte, auf dem Wege
weiter zu gehen, und es geschah dies im Gesetze von 1900, indem man nicht nur die Gründe, aus
denen auf die Fürsorgeerziehungerkannt werden konnte, wesentlich vermehrte, was ja zweckmäßig
war, sondern auch die Altersgrenze bedeutend herauf setzte und zwar bis zum 18. Lebensjahr,
wobei noch eine Ausdehnung bis zum 21. Lebensjahr in gewissen Fällen vorgesehen war.

Ich habe damals bei der ersten Beratung in Berlin, zu welcherder Herr Minister des
Innern nach Erlaß des Gesetzes behufs Ginführung desselbendie Landesdirekturender Monarchie
versammelthatte, darauf hingewiesen,daß die Provinzialverwaltung mit den Zöglingen, die im
Alter von 16—18 Jahren überwiesenwürden, in eine äußerst schwierige Lage geraten würde.
(Sehr richtig.) Die diesen Altersstufen angehörendenZöglinge wären größtenteils junge Leute,
welche wege» schwerer Verschuldung bereits im Gefängnis gesessenhätten und an denen der Staat
seine Künste vergebensversucht habe. Ich weiß nicht, was die Provinzialverwaltung mit diesen
jugendlichen Uebeltätern, welche dem Erziehungsnlter längst entwachsen seien, beginnensollte. Man
erwiderte mir darauf, man müsse sich der Mitwirkung edler Männer und Frauen versichern und
müsse eben brave Familien und gute Anstalten suchen oder gründe». Das war richtig, meiue
Herren, aber die edlen Fraucu und guten Anstalten fanden sich für solche Zöglinge nicht so leicht
(Heiterkeit)und Familien ebensowenig.

Allerdings muß ich hier dankbar anerkennen, daß auf dem Gebieteder weiblichen Fürsorge¬
zöglinge der gedachten Kategorie uns von den Rettnngshäusern und den sonstigen -Anstalten beider
Konfessionen in der alleransgiebigstenWeise geholfen worden ist und daß man sich dort mit wahrhaft
christlicher Liebe und Geduld der unglttcklichen Mädchen, die in diesem Alter noch der Fürsorge¬
erziehungüberwiesen wurde», aiigeiwmmen und erfreuliche Resultate erzielt hat. Dagegen gestalteten
sich die Verhältnissehinsichtlich männlicherZöglinge über 16 Jahre ganz anders. Die wollte kein
Menschhaben, und es liegt auf der Hand, daß es überaus schwierig und in vielen Fällen geradezu
unmöglichist, für verwahrloste junge Burschen zwischen 16—18 Jahren, welche wegen aller möglichen
Vergehen bestraft waren, wegen Notzucht, wegen Brandstiftung :c., uud längere Gefängnisstrafen
hinter sich hatten, Familien oder gute Anstalten zu finden, denn wir mußten doch sagen, was die
betreffenden Fürsurgezöglingebegangen hatten, sonst wäre die Verwaltung nicht nur moralisch, sondern
auch zivilrechtlichverantwortlich gewesen. Es blieben also nur die Anstalten. Aber auch diese
sträubten sich vielfach, indem sie sagten: Solche Leute verderbenuns alle übrigen, die könueu wir
nicht brauche»,und so blieben der Verwaltung etwa 100 bis 150 junge Leute der besagte» Kategorie
übrig — die Zahl ist auch heute nicht größer geworden — mit denen »lau allerdings nichts anzu-
fangeu wußte. Die Verwaltung hat dieselben damals vorläufig in einem Hanse in Frcimersdurf
neben der Anstalt Brauwciler untergebracht, weil sie dort von der Anstalt aus wirtschaftlich beschäftigt
und beköstigt werden konnten, Das war die einzigeMöglichkeit,welche sich damals darbot. Die
Staatsregieruug veranlaßte die Verwaltung, einen Versuch mit der staatliche»Anstalt zu Steinfcld
zu machen, wofür ein neuer Direktor berufen worden war, welcher glaubte, mit solchen Elementen
fertig werden zu können. Der Direktor übernahm 12 Zöglinge zum Versuche. Allein nach sechs
Wochen schickte er sie zurück, weil die jungen Leute revoltiert uud andere aufgewiegelthatten. Sie
hatten deu Direktor iu seinem Hanfe belagert, uud wenn nicht ein vorrüberreitenderGendarm ihn
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gerettet hätte, dann weiß Gott, was gewordenwäre. Die Verwaltnug hat die »nge nach
Freimers orf znrücknehmen müssen nnd muh sie sehen wie sie mit densebe uskom... W
können nur hoffen daß die Zahl dieser Unglücklichen .......er Nemer w.rd weil mfolge der .mm r

me?'n7stch^eife2n Fürsorgeerziehungnnd der allgemeinen^knng a^estm^
anzunehmen", daß diese Elemente früher ^..^^ ^^^
in einem so vorgerückten Alter überw.e,enen Zoglmgeabmmmt. -Iber '«ym
bleiben. Ich möchte daraus die Schlußfolgerungziehen, daß man
Provinzialverwaltnng auf dem Gebiete der Fürsorgeerziehuugnach einem «M« ^ ^ ^
Zöglinge beurteilen darf. Es sind fast 6000 Zöglinge fanden, nn^
etwa 100 bis 150. welche die Schwierigkeiten verursachen und « ^"t ^ ^
Man darf gewiß nicht nach dieser Zahl von Taugeuichtseu. welche ausnahmswe.se behandeltwerden
muß. das gesamte Wirken der Provinzialverwaltnngbeurteilen. ««„^«enwesen mit

Me ne Herren! Der zweite Posten der Mehrausgabe., betnfft da. ^^ nmw,en Wt
124 000 Mark. Hier liegt aber bloß eine bnchmäßige Ueberschre.tnng «n ^« «,ch ^
ausgäbe vor. Es ist uämlich von der in. Jahre 1902 «berw.esenen neueu mch « s Wom m.
mit der Staatsregieruug ein Betrag von 30 Prozent der Dotatwnsrente d« Pr°"' ^ wt
stützn,.«, kleinerer leistnngsunfähigerLandarmenverbändeilberw.eseuworden »^ W«r ett w
treffende Summe mit 129 000 Mark znm ersten Male als d"rchlau°nw
und Ansgabe. Dieser Betrag wnrde früher anders verteilt,
dieser 129 000 Mark beim Landarmenwese» keine Ueberschreitung. sonderne.ne M.nderausgabe

5000 M«k vor. ^ ^^ ,^^ ^^^^ ^.^ ^ ^ Diese Mehr¬
ausgabe ^ wie aus den Abführungen der Verwaltnng hervorgeht,durch d.e S e^eru,, Z
der Hilfsbedürftige» sowie die Erhöhuug der Pflegekosten hervorgerufenworden uud kaun
Verwaltnng in dieser Hinsichtnichts ändern. K^venverwnltuna

Der vierte Posten an Mehransgabe findet fich im Hausha tsplau de ^ ^ "^ '

Es ist hier ein Mehr von 721000 Mark vorgesehen. Ich "^ '«nächst d anf anf^s m
mache, daß hier 302 000 Mark »ls dnrchlanfender Posten ansge ch.eden ^rden 'nnssen. B.
eben berührten neueu Regelung der Dotatiousreute v°« 1902 s.ud "«müch 302W0 Mark
Provinz z m Zwecke der Unterstützungdes kommuualen Wegebaue ^f°'^ w^dm :m M t
diese Summe sich in Einnahme nnd Ansgabe für diesen Zweck so daß e getl.ch r m ^
.nehrung von 419 000 Mark verbleibt. Diese Vermehrn..«, beruht ,h,t
Bericht zum Haupt-Haushaltsplan, wie m.ch mündlichvom Herrn «"' eslMp "mm m.^

wordeu fft. darauf, daß bei der Provinzialverwaltnng von sechs s" s°^I^^ '°,„v ' i

der Stra enunterhaltnng auf Grund genaner örtlicherUntersnchnngf°^st"lt d° u.ch
der jetzt neu eintretendenPeriode mehr Mittel erforderlich waren, weil d.e Ansgabe..
löhnen und Unterhaltungsmaterial zwischenzeitlichbedeutend geswge'^«w. . ^

Ich n.öchte hier beim Straßenwesen die Aufmerksamkeites

Pnnkt hinlenke., welcher im letzten Landtage das hohe Hans sehr b' ^N« ^ ^

hatte die III. Fachkommission im ^gen Ia^ ^^rt^d^«^^^^
4
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Provinz Ihnen vorgeführt und damals hervorgehoben, daß diese zum Teil ungünstig für die
Gebirgs- und ärmeren Gegenden der Provinz sich gestaltet haben. Wir hatten früher in unserer
Provinz drei Klassen von öffentlichen Wegen; nämlich, erstens die Gemeindewcge, zweitens die
Prämienstraßen und drittens die Staatsstraßen. Die Geineindcwege waren Wege, welche die
Gemeinden auf ihrem Banne gebaut hatten und auf Kosten der Gemeinde unterhielten. Die
Prämienstraßen waren Straßen, welche von den Gemeinden mit einer Prämie, die sie früher vom
Staate bekamen, ausgebaut waren uud die nach dem Ansbau durch Beschluß des Prouinzial-
landtages auf den sogenannten Bezirksstraßenfonds übernommen wurden. Die Bezirkssiiaßcnver-
bände waren Zwcckverbände, die in einzelnen Regierungsbezirken ans verschiedenen Kreisen ge¬
bildet waren. Wir hatten in der Nheinvrovinz acht solcher Zwcckverbände, nämlich: die oft- und
westrheiuischeuTeile des Regierungsbezirkes Coblenz, der Regierungsbezirk Trier, der Regierungsbezirk
Aachen, der oft- und westrhcinischedes Regierungsbezirkes vou Cülu uud endlich der oft- und wcst-
rheinische des Regierungsbezirkes Düsseldorf. Die Bezirksstraßen wurden mm auf Kosten des
Nezirksstraßenfunds durch die staatliche Bauverwaltung in der Weise unterhalten, daß die Ausgaben
znm Teil aus den Wegegeldern bestritten wurden, und soweit die Chausseegelder nicht reichten, die
fehlenden Beiträge als Zuschläge zu den direkten Steuern von jedem einzelnen Zensitcn erhoben
wurden. Die Beiträge waren natürlich sehr verschieden nach der Leistungsfähigkeit des Bezirks-
strnßenverbandes nnd variierten zwischen 6 und 20 Prozent. Als nun im Jahre 1877 die Staats¬
straßen an den Provinzialverband übergeben wurden und infolgedessen die staatliche Straßcnuer-
waltnng aufgelöst wurde, ergab sich wegen der Bezirtsstraßen die große Schwierigkeit, daß für die
Folge ein Organ für die Verwaltung fehlte.

Dieser Umstand führte zuuächst dazu mit dem Prouinziallandtag zu verhandeln, daß er
die Bezirtsstraßen ans Provinzialfonds übernehmen möge. Diese Verhandlungen waren nicht leicht,
weil früher ja die einzelueu Beiträge sehr variierte». So mußte Düsseldorf 6 Prozent, dagegen
Cüln uud ebenso der östliche Teil von Coblenz sogar 20 Prozent aufbringe!!. Aber schließlich hat
man doch eingesehen, daß kein anderes Auskunftsmittel sich fand und die Provinz hat deshalb im
Jahre 1877 die Bezirtsstraßen mit 4600 Kilometer sämtlich übernommen, ohne hierfür mich nur
einen Pfennig an Dotationsrente zu erhalte». Da die Wegegelder für Proviuzialstraßcn abgeschafft
waren, so blieben für die Unterhaltung der Bezirtsstraßen 3 200 000 Mark jährlich aufzubringen,
welche Summe nuu durch Umlage beschafft werden mußte, was nach den damalige» Steucrverhält-
»isseu ungefähr 16—17 Prozent Zuschläge ausmachte. Diese neue Umlage erregte natürlich große
Unzufriedenheit. So angenehm die Uebernahme der Bezirtsstraßen für den größte» Teil der Provinz
war, so hart wurden durch diese Maßnahmen die ärmeren Kreise der Provinz betroffen und halte
ich es für die Ehrenpflicht der Provinz, den ärmeren Kreisen hier bciznstehcn. Nach Aufhebung
der Bezirtsstraßen hatte nämlich der Ban von Prämienstraßen sein Ende erreicht. Während nun
in den besser situierten Gegenden, namentlich am Niederrhein, wo die leistungsfähigen Gemeinden
waren, zahlreiche Straßen als Prämienstraßen ausgebaut, und nnn mit auf die Provinz über-
gegmigeu waren, wodurch die Gcmcüidcn jeder Unterhaltnngspflicht ledig wnrdcu — denn die
Unterhaltung wurde ja mis den Prouiuzialumlagen bestritten —, waren der ärmeren Gemeinden,
namentlich in den Gebirgsgegenden der Provinz aus Mangel an Mitteln mit den Prämienstraßen
sehr zurückgebliebenuud ist auch dort den Gemeinden vielfach eine Wegcbanlaft verblieben, welcher
sie nach ihren technischenEinrichtungen und nach ihren finanziellen Kräften in keiner Weise gewachsen
sind. Ans diesem Grunde rühren die fortwährenden Klagen hinsichtlich der Unterstützung des
Kreis- nnd Gemeinde-Wegebaues her. Es gibt hier nach meinem Dafürhalten nur ein Anstnnftsmittcl.



47. Rheinischer Proviuzialla ndtag, Sitzun g am 11. März
1907. 27

"w Süden der Proviuz >nuß der Kreis eintreten. Denn die Gemeinden sind zu klein, zu schwach.

3 ^ ie die^Baulch der größeren Wege, der Wege die "^ 0chchafteu nn^mhre
Genleinden mit einander verbinden, auf die Tauer tragen lmmten. Da^n an d^ K^ ^m
Wegebanverwaltnng einrichten, und Anfgabeuud Pflicht der P« ^ '" ^^°!7^
daß sie den Kreisen hierbei hilft, das heißt, daß sie 'lMN Schusse MN^
Haltung gibt, uud daß sie ferner, msoweit dies znr En.r.chtuu, mier en,.m We « alt n

uotweudig ist. den Kreisen entbehrliche und minder bedeuteude ^^'"5'« t e u ft
Rente übergibt. Dann befindet sich der Kreis in der Lage v ue zu gro ^ w" "^W w
K.eismittelu die größeren Gemeindewege ansbauen uud uuterhalteu ZU k°"ne "' ^ "^ 's
wird iu einer viel besseren und einfacheren Weife gedient, als weuu >mr dazu uwgmgeu.
unnötigerweise tostfpielige Provinzialstraßen zu baue». <.,,.< .„.>, ^^ f>„„ ick mir

Es Hand lt sich um, darum, welche Mittel hierfür erfordert sind, uud da t n 'ch n
sagen, daß daijeuige. >vas der Haushaltsplau jetzt vorsieht, meines Achtens ur.ch, Ze
vollkommen ausreicht, uachdem es glücklicherweisegeluugeu ist. das '^ Dota wnsge tz m w
Ausführung dahiu abzuändern, daß die Summe, welche das Dotatwnsgesttz "°" 1W2 H^'<
brachte nicht mehr durch Verteilung auf die einzelneu Gememden nach eu.em ,chemayck n ^ a
stabe zersplittert zu werdeu braucht, sondern in Zutnuft mit 70°/, dem Wegebaufouds zn Unw
stützung des Kreis- und Gemeindewegebaues überwiefen werden kann. .V'"0urci) P.

stützungsfonds für Kreis- und Gemeindewegeban auf 660 000 Mark erhöht. al,° fast verdoppelt
worden. Das, meine Herren, wird gewiß genügen. m..nMmmaen

Wenn jetzt die III. Fachkommisfum die Anträge des vorigen IalM auf h°h"c ^"^ ° '
wiederholen nnd diese Anträge hier Annahme siuden sollten, dann w rdeu sie «m Ge w l .
das uuhlos festgelegt wird, ohue daß «eitere Verweuduugeu h'erfür sich siuden. ^ ^^ ^
genug zu tnn haben, wenn sie für diefe 660000 Mark w m u°tMr ^
Anträge stellen. Ich »lochte deshalb der III. Fachlommissiou wnkl'ch zur Erwa ug ^"« >

ob sie u'it dem. was jetzt im Haushaltsplan geboten wird, sich u'cht beguugeu w.ll. ^.e Zukunft
>vird ja von fclb'st ergeben, was später noch weiter gewährt werden taun. .;,..,^,„,

' Meiue Herre«! Wenn ich nnn zu deu Eiunahmeu d« Pr°vn,zmlverwa tnng e gchen
darf. f° kann ich nur auf die erfreuliche Tatsache verweisen, daß d:e Emnahmen mfo g der Mehr^
einnahmen an Umlage sich so gehoben haben, daß. wie Seine Ereellenz ^r H" ^ " "^
tommissarius bereits in der Erösfnuugsrede fagte. wir trotz der hohen Ausgabe» . H " haven
die Ansgaben zu decken und dabei noch die Möglichkeit gewinnen. Reserven "«5«! mme.n
nur bedauerlich, daß die Provinzialverwaltnng nicht, wie die größeren ^"^'^ ^ ^"^
gnellen erschließen kaun. Es bleiben nns nnr zwei Ein»a^eg»elle» welche^A^siM^ ^ ^
haben, übrig. Es ist dies die Landesbank und die Feuerverllcheruugsaustalt ^'e ^n° «

jetzt bekanntlich eine Million Reinertrag uud bildet das finanzielle Rückgrat d°r P"«m, ^1^ :

Laudesbant im Jahre 1«80 auf «.einen Vorfchlag hin gegriindet wurde h«^ ^ « " '
stäudifche« Landtage den Vortrag über diese neue Einrichtuug uud .ch h° ' d ml au gesich^t

»ß dieses Kreditiustitut uicht uur der Bevölkeruug. im blonderen aus d n ^ ^ "^ " ^
brmgen! sondern nach dem Vorgang von anderen «insti^ ^vriugeu. onoern null) ocm ^».„.guuu ""» ^>">.".' """.....,........ n^„>,.3s^,,f „,^ ^^nfl,a,-
fiir die Provinz ergeben würde. Das ist eingetreten, wir können der 2"N bau mch da bar

enug fein, daß sie bei ihrer geschickte« Leitung solche Resultate erz.elt hat d e: den Kredtt^
ucheudeu mögüchst billiges Geld zugeweudet hat. In letzterer Hmsicht bemerke ,ch. daß n der

Nheiuproviuz der Landwirt den billigsten Zinsfnß von allen Provmzen unseres Staates hat. Es
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ist jetzt keine Provinz in ganz Preußen mehr vorhanden, die noch Geld zu 3>/2 Prozent darleiht,
was seitens der Landesbanknoch mit mäßigen Abzügen geschieht.

Die zweite Einnahmequelle, welche ich stets im Auge hatte, sind die Ueberschttffe der
Feucrverfichcrungsanstalt.Durch die Beteiligung der Provinz an diesen Uebcrschüsfen werden die
Versicherten nicht betroffen; denn wir haben kein Monopol und wir können deshalb die Feuerve»
sichcruugsbeiträge bei der großen Konkurrenzauf dem Gebiete des Versicherungswesens nicht beliebig
erhöhen. Wir haben lange Versuche gemacht, es zu erreichen,daß der Provinzialverwaltung ein
Teil der Uebcrschiissczustießen sollte. Allein, nur sind stets dabei auf die Schwierigkeitgestoßen,
daß die Sozietät eine selbständige juristische Persou war, die auf Gegenseitigkeit beruhte und daß
man sagte, die Ueberschttfse gehörten den Sozictätsgcnossen. Letztere seien davor zu schützen, daß
sie nachträglichZahlungen über die Prämien hinaus zu macheu hätten. Nachdem zwifchenzeitig
aber die Sozietät ihren rechtlichen Charakter geändert hat, nachdem sie eine reine Provinzialanstalt
gewordenist und deshalb Nnchfchüsse überhaupt nicht mehr erhoben werden können, indem die
Provinz filr Ausfälle haftet, scheint es mir nur gerecht zu sein, daß ein Teil der Ueberschüsseder
Provinzialverwaltuug zugewendet wird, und ich hoffe, daß die vielen Bemühungen, die seither die
Verwaltung in dieser Beziehung angestrengthat, endlich von Erfolg gekrönt sein werden und daß
Sie im Laufe der Zeit auch von der Versicherungsanstaltderuialcinsteine große Einnahme haben
werden, (LandeshauptmaunDr, von Renvers: Ist schon abgelehnt!) Wieder abgelehnt? Das
ist traurig. Dann muffen wir diefe Hoffnung wieder fahren lasfen.

Ich möchte endlich noch eine» Punkt berühren, den der Herr Landeshauptmannam Schlüsse
seiner Rede erwähnt hat. Das ist die Inangriffnahme des Reservefonds. Meine Herren! Wir
haben die Erfahrung gemacht, daß wir einen folchen Funds absolut nicht entbehrenkönnen. Zur
Zeit des letzten Aufschwungesvor dein jetzigen, war es der Verwaltung gelungen, einen solchen
Reservefondsvon 1000000 Mark anzusammeln. Als ich damals dc« vorletzten Haushaltsplan
meiner Amtspcriodcvorlegte, wollte ich dieselbe Umlage erheben, die bisher erhoben worden war.
Allein ich hatte kein Glück. — Ich hoffe, daß mein Nachfolger darin glücklicher sein wird. — Es wurde
'/« Prozent gestrichen. Sonst wäre unser Reservefondsviel höher gewesen. Dieser Reservefonds
hat mit der größten Knappheit ausgereicht,um die Krise damals zu überstehen. Und ich meine, wenn
Sie dazu übergehen,an den Reservefondsheranzutreten, wenn Sie jetzt '/2 Prozent oder 1 Prozent
weniger erheben,so können Sie sicher fein, daß Sie nach einer gewissen Zeit von Jahren — denn
auf den jetzigen Aufschwung wird ganz entschiede»auch wieder ciu Niedergangfolgen — das Doppelte
an Steuer» iu Zeiten zahlen müssen, wo es den Kreisen viel schwierigerwird, das Geld aufzubringen,
als dies heute der Fall ist. (Sehr richtig!)

Ich möchte Ihnen also auf das dringendste empfehlen, nicht den Weg »nieder zu beschreiten,
den Sie damals begangenhaben, den Reservefondszu kürzen, sondern ihn in seiner gegenwärtige»
Höhe bestehe» und auch noch etwas anwachsen zu lasse», Dc»» das ist eine unbedingte Notwendigkeit
für die Verwaltung. (Lebhafter Beifall.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteMarx.
Abgeordneter Marx: Meine Herren! Gestatten Sie mir, daß ich zn den allgemeinen Aus¬

führungen, die der Herr Landeshauptmannzum Hanshaltsplan gemachthat, und zu den großen,
maßgebendenZahlen, die er mit offener, klarer Deutlichkeituns hier dargelegt hat, einige Be¬
merkungen mache.

Ich erkenne au, daß der Haushaltsplan vorsichtig aufgestelltist, so vorsichtig, wie ich nur
einen Haushaltsplan, solange ich diesem Hause angehöre, erlebt habe.
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Meine Herren' Ich nehme das gleich vorweg, das entspricht gencm der Anschauungdie ich die

Umstände führen mich dazu, nach zwei weiten hm die Ausfuhrnngen Y
zu beleuchten. ^, . <^. ,«^, Anleibcnfür die Provinz kontrahiert

Er hat uns zuerst offen und klar dargelegt,welch -'Melyen '" / ,° ^
sind. Er hat uns auch nachgewiesen, welcher Mi Herum
Etatsbelastnng voranssichtlichin den nächsten Jahren wetterhm e ntr te ^ Mem Y
So offen wie der Landeshauptmannmöchte anch ich sagen, da. d.e e «ew ft r ^^^^
nicht in allen Teilen einwandfrei ist. Allein schon ^ Name der e^
Landeshanptmann vorhin berührte, die sogenanute Frostanleche.e.ne Anle.he zn U't ^ "u g

Straße . deutet das au. Dann hat der Herr 2a>'deshanptmannge^a^t daß s °.^^^^^^^^
die Provinz derartige Anleihen zn kontrahieren,weil auch d.e gro en

betrüben. Meine Herren! Die großen Städte pflegen hente chre Flechen c^ m
iudustrielleUnternehmungenz» kontrahieren, aber alles das. was
ordentlichen Haushaltsplau zu nehmen. Die größte Belastuugder großen So
bauten (ehr richtig!); nnd diese bestreiten wir längst alle aus lauf^eu ^" ^ ^^ ^^
wird sich ragen, ob die lanfenden und regelmäßig wiederkehrendenBauausführungend« P ° ^m
verwatuug nicht anch in ähnlicher Weise sicherstellen sind. Meme Herreu! ^ f« m ^er '
Stadtverwaltungen wiederholterwogen worden, ob es nicht ncht:g se,. em Vaufonds u am n w
wie es doch der Staat tut. um derartige laufende und immer w.ederkehrendeAbgaben dann

^ ^ne^!^"che diese allgemeinen Sememen gegemiber dem , gesund^
freundlichansehenden Hanshaltsplan. Ich mache sie aber «uch 'crnerhm um ^ ^
ansschnßGele enheit zu geben, einmal zu Prüfen, ob nicht v.lle.ch bezugl.ch Au^h^^^^
feste Normen zu schaffen sind, und ob anstatt einen großen Betriebsfondsanzusammeln mcht etwa

"" ^^^e^^^^^^ Meine Herren! Gegenüber^ sv«de.. ^t^n
muß es doch gewaltig befremde» und anffallen. daß eine Steigerung °°" ^^ 5W M«r «ou em
Ja r znm andern kommt, die ansschließlichans Provinzialabgaben ^^" w'den nu^
Snmme würde sich noch nm mehrere 100 000 Mark erhöhen wenn man mcht ^ HWnn
der Erhöhung der Pflegetostengegriffen hätte. Meine Herren! Nehmen^ ° «zu ,°
vou einem Jahr znm andern, um eine Deckuug durch Pr^Mlabg^
steuer, welche der Proviuzialumlage zugruude liegt, um wemgstens ^""^^
Meine Herren! Eine solche Steigernng haben wir auch bei

und sie wird anch nicht eintreten. Wenn also eine dauerndeSW««« g d^
Maße eintritt, wie wir sie in diesem Jahre zn verzeichnenhaben. s° werden wn nnt emer Erhöhung

des Prozentsatzesder Umlage rechnen müssem «„^shauptmann erwähntenBetriebs-Meine Zerren' Das führt nnch zu dem vom Herrn ^anoesym^"»"'" ^ ^.. ... .

fonds d°n Pro entsatz der Umlage herunterzu setzen un etwa 600000 oder

300 00^ Letriebsüberschüssen in den ^e.^' HH^an emz^
sondern einen sogenannten Betriebsfondsin Höhe von 1300 000 Mark b.s 1400 000 Mark zu b.U>en.
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Meine Herren! Ich habe einleitend schon gesagt, daß ich im Prinzip durchausdamit einver¬
standenbin. Aber, wenn der Herr Landeshauptmannferner auf diejenigen Dinge hingewiesen hat,
welche notwendigwären und zu deren Befriedigungder Betriebsfonds dienen soll, dann wird das
nicht erreicht, was wir wollen. Wir »vollen, daß der Betriebsfonds ciucu Ausgleichbildet, um die
Provinzialabgaben stetig zu erhalten. Legen wir ihn aber zurück und verwenden wir ihn für diese
Dinge, die eben angedeutetworden sind, so bin ich sicher, daß wir in wenigenJahren bei derartig
weiter steigendenBedürfnissenwieder zu einer Steigerung der Provinzialumlage kommen. (Sehr
richtig!) Meine Herren! Demgegenübermöchte ich heute die warnende Hand erheben,uud ich biu
deshalb gewillt, iu der I. Fachkommission dafür einzutreten, daß allerdings nach den Vorschlägen
des Herrn Landeshauptmanns verfahren wird, daß aber Kautelen geschaffen werden, daß dieser
sogenannteBetriebsfonds festgelegt wird, um einen Ausgleich der Provinzialabgaben in fchlechten
Zeiten zu schaffen.

Das ist mich in der Begründung ausgesprochen. Es geschieht aber nicht dadurch, daß man
den Fonds einfach als Betriebsfonds zur Verfügung des Landtages hält; denn wir wissen alle, daß,
wenn Mittel vorhandensind, wir allzu sehr geneigt sind, laut werdende WünscheZu befriedigen.
Meine Herren! Schon deshalb glaube ich, daß die Bezeichnung „Betriebsfonds" unrichtig ist. Auch
wir in den Städten nennen den Fonds nicht Betriebsfonds,

Die Prouiuzilllverwaltuughat aber auch einen Betriebsfonds nicht nötig; denn der Be¬
triebsfunds dient doch dazu, die jeweils nötigen Mittel laufend parat zu halten. Dazu ist in der
Provinz die Landesbaut da. Wir in den Städten müssen einen derartigen Betriebsfonds haben,
weil wir nicht eine Landcsbankneben uns als die Geldgebern» haben. Aber diese Funds, die dazu
dienen, stetige Umlagesätze zu schaffen, bezeichnen wir als Ausglcichsfunds,und einen solchen Funds
führen die meisten Städte, Die Stadt Düsseldorf führt einen derartigen Fonds von 1 Million
Mark, der festliegt,nnd nur zum Ausgleichder Steuersätzedient.

Meine Herren! Ich behalte mir daher vor, iu der I. Fachkommission, der ich die Ehre
habe anzugehören, entweder den Antrag zu stellen, die Provinzialabgaben herabzusetzen nnd es
damit den einzelnen Kreisen zn überlassen,das dadurch Gesparte selbst zu thcsanrieren oder aber
den Funds festzulegen,daß er nur zur Verminderung und zum Ausgleich der Provinzialabgaben
dienen kann. (Bravo!)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
LandeshauptmannDr. von Reuvers: Wenn ich gleich an die Schlußworte des Herrn

AbgeordnetenMarx anknüpfen darf, so sind wir im Grunde im Provinzialausschußmit dem Herrn
Oberbürgermeisterganz einverstanden. Ob ich das Kapital Betriebsfonds nenne, wie die Provinz
es tut, oder ob ich es Reservefondsoder Ausglcichsfondsnenne, — im Gründe ist es dasselbe. Es
ist eine Summe von so und so viel, die znr Verfügung des Prouinziallandtagcs steht, worüber der
Provinziallandtag verfügenkann, wie er will, wenn Anträge von dritter Seite kommen, besondere
Bewilligungenzu machen, die sonst nicht vorgesehen sind. Es ist ja Sache des Landtages, ja oder
nein dazu zn sagen. Der Provinzialausschußoder die Verwnltuug verfügendarüber nicht, fondern
der Pruvinziallandtag allein. Das ist ja das, was der Herr OberbürgermeisterMarx auch wünscht.
Wir sind nicht Herren darüber im Ausschusse, suudcrn lediglich der Provinziallandtag.

Meine Herren! Dann hat der Herr OberbürgermeisterMarx die Bemerkung gemacht,
unsere Anleihewirtschaftsei doch eigentlichnicht gnnz richtig, und er verwies ans die Frostanleihe.
Ich weiß nicht, ob dem Herrn OberbürgermeisterMarx bekannt ist, wie die Sache entstandenist.
Es war in dem Winter 1900/01 ein außergewöhnlich starker Frost. Bekanntermaßenist für eine
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Straße nichts schlimmer als der Frost nnd Wasser. Die Straßen waren infolge der drei

Kam agm^ hatten, mit den ^hnlick... M^
Um das anszngleichen. ..... die Wiederherstelln««, der Straßen bewirken z tomnn. st d. Hnlech,
«nfgeuommeu worden, aber n.it einer jahrlichen Amorchatwnsrate «°"' w "' « Z ' /rr.
0' . Prozent nnd mit der Bestimmung, daß bis 1914 die ganze Sache "' de gedck se sM
Hätten wir damals keine Anleihe anfgenommen - gnt. dann hatten nur un nächsten Jahre d.e
Steuern bedeutend erhöhen müssen, vielleicht um 1 Prozent. ..,;,^ast?n ander«

Meiue Herren! Dann sagt der Herr Oberbürgern.e.ste, d.e ^tadte w. schaft ande
sie nehn.en nnr ?luleiheu für indnstrielle Zwecke anf. Das kann eme Stadt D Stadt h°e
Elektrizitätswerk, hat Gaswerke, hat Wasserwerte. Das haben wn aber alle mch. Wn mb
eben keine industriellen Etablissements. Wir stehen in Bezug auf d.e ^nlechon genau w d

große.. Städte iu Bezug auf ihre Krauteuhäuser. Der Herr Ob"-bnrgerme.ster Ma w.rd ... de

Stadt Diisseldorf die Gelder, die für die Akademie, für die Krankenhan er not.g s.nd. anch mch
ans laufenden Mitteln genommen haben, sondern offenbar ans Anle.heu. w.e w.r fü Me.
Anstalten anch. Wie wir aus deu laufeuden Mitteln das Geld nehmen sollen ..... e>"e n «e He.l^
anstatt für 10 Millionen herzustellen, das weiß ich nicht. Dann mnß der Landtag eben ? odn
8 "/<> Steuern mehr festsetzen. ^ . . , . ^, c«^.„s ,,,,,

Dann bemängelte der Herr Oberbürgermeister Marx, daß a.^ e.nmal der B d^ >

634 500 Mark in die Höhe gegangen sei. Ich weiß nicht, ob der H«r Oberbmgerne^
Moment in der Erinnerm.g hatte, daß an der ganzen Erhöhnng die cM''"^ Ze'tt ° waltum,
usw. kaum beteiligt ist. ondern daß der Schwerpnnkt dieser ganzen Me r ufw ' „g
419 000 Mark auf die Straßen fällt. Das was Herr Krawinkel m.t se.uem A>^m vo.Mn
Jahre beabsichtigte, habe., wir ja schon hier mit 419 000 Mark abfuhrt. ^
höhung von 419 000 Mark kann »ns kein Gott schütze... Wenn sich e.n « " b.^
das nns auf den Kubikmeter 2.35 Mark drm.fschlägt. wovon wollen w.r das eMen D
...üssen wir doch vorsehen, das ist eine Steigernng bei den Straßenansga en. d.e "" « mch
umgehe» ist. Ich wiederhole, für die eigentliche Zentralverwaltung und für d.e Anstalten kommt
ein ganz minimaler Betrag in Frage. ...... ^f.»^

Nnn meint der Herr Oberbürgermeister, wir hätten den 'rch
gunstiger gestaltet, daß wir den Pflegesatz erhöht haben. Das ist r.chtng. das gebe .ch Z". « "
wird mir doch kein Mensch übel nehmen, daß ich einen f„,
jetzt - das mnß ich ja besonders hervorheben - in einem halben Jahr 58 000 Mark alle M

Meisch Mehraus abm'gehabt habe... wem. wir 100000 Mark für K°M meh^
wo ollen wir es hernehmen? Es bleibt nichts anderes übrig, wenn w.r "cht d U'l° ^^
als die Gebühren zn erhöhen- nnd die Gebühren müfseu erhöht we^eu °. sie hn °nz
minimal sind. (Sehr richtig!) Wir stehen ja niedriger als jede andere Prov mz. (Zustlmmung.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat Herr Abgeordneter Kraw.nke^
Abgeordneter Krawinkel: Meine Herren! Entschuldigen Ae, daß ch^

Worte gemeldet habe, nachdem Herr Geheimrat Klein hier über die Straßen svrochm uud soeben
wieder der Herr Landeshauptmann die Mehraufwendungen für "e Straßen ^

Meine Herren! Die Ausführungen, die foeben der

machte, werden, glanbe ich. dnrchweg die Billignng des Hauses finden «'« ^^ch wle . besonde
die Meinnng. daß es durchaus angemessen war. die Pflegesätze m den Anstalten ne oh m D.
Selbstkosten sind ja unzweifelhaft bedeutend gestiegen, es entsprach nur der B.ll.gke.t. daß d.es
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berücksichtigt wurde. Es wird mich in den städtischen mid anderen Krankenhäusern zweifellos
geschehensein. Ich kann es ans meiner Gemeindebeispielsweise berichten.

Aber, meine Herren, trotz dem und allcdem, das Kind, das mir Sorge macht, ist immer wieder
die Straßenbanverwaltnng, die anch wieder den größeren Anteil der provinziellenAnfwendungen
erfordert und für die meines Erachtens trotz dem und alledem noch immer nicht genug geschehe»ist.
Der Herr Abgeordnete Klein hat allerdings die Sache so zn wendengesucht,als ob wir in Wirk¬
lichkeit derartigen Bedürfnissenmehr als gcnng Rechnungtrüge». Er hat sogar ausgeführt, wenn
ich recht verstandenhabe, daß nicht einmal soviel Anträge vorhandenwären, als für den Gemeinde-
und Kreiswegebanan Mitteln zur Verfügung stehen. Meine Herren! Nach der Statistik, die ich
aus dem Haushaltsplan soeben ersehen habe, kann das doch nicht zutreffe». In Wirklichkeitsind
gegenüber Anträgen von l'/z Millionen Mark und mehr nur 400000 Mark bewilligt worden,
also kaum 30°/o von dem, was erbeten gewesen ist. Meine Herren! Die Sache liegt in Wirtlichkeit
so, daß die Gemeinden— die kommen bei uns wenigstensüberwiegendin Frage — die Kreise
wenig, die sich nicht unterfangen, die schweren Opfer auf sich zu nehmen, die notwendigsind, um
diese Bauvrämieu zu erlangen. Wenn man «/8 aus eigenen Kräften beitragen soll, um das andere
Drittel von der Provinz als Unterstützung zu bekommen, so muß man sich in erster Linie sagen:
Kannst Du die zwei Drittel wirklich leisten? Sehr viele Gemeindenund Kreise sind dazn wirklich
nicht i» der Lage. Ich könnte eine Reihe von Plänen und Projekten nennen, die förmlichzurück¬
gestellt werden, gar nicht zur Entstehung kommen, weil man in den betreffenden Kreisen sich nicht
eine derartige Last aufbürden kann, um den entsprechenden Zuschuß uuu der Provinz zu erwirken.

Wenn dann Herr Geheimrat Klein der Meinung war, daß eine Erhöhung dieses Fonds
aus den von ihm angestelltenBetrachtungenheraus offenbar überflüssigsei und er der III. Fach¬
kommission dringend empfehle, mit solchen Wünschen in diesem Jahre nicht hervorzutreten, so kann
ich ja selbstverständlichnicht das Wort für die III. Fachkommission führen, die erst darüber zu
verhandelnhaben wird, welche Stellung sie zu diesen Fragen in diesem Jahre zu nehmen gedenkt,
die sie indes hoffentlich auf Grund eingehender Verhandlungenin dem Sinne nehmen wird, wie es
der nach mir benannte Antrag im vorigen Jahre zum Ausdruck gebrachthat. Aber das eine darf
ich gleich richtig stellen; es handelte sich bei dem Antrage, der meinen Namen führt, im vorigen
Jahre nicht um die Neubewilligungeiner vollen Million, sondern nur um die Ergänzung des bisher
znr Verfügung gestellten Betrages auf eine Million, also um etwa 350000 Mark, eine ganz
beträchtliche Einschränkungdessen, was Herr Geheimrat Klein sich dabei vorgestellt hat. Aber,
meine Herren, ich meine in der Tat, die Provinz habe die Aufgabe, die ihr durch die Dotationen
von 1875 und 1902 gestellt worden sind, nicht als treuer Sachverwalter ausgeführt.

Die Provinzilllvcrwaltnnghat in dem Dotationsgesetzvom 8. Juli 1875 für den Neuban
von «haussierten Wegen und die Förderung des Kreis- und Gemeindewegebaues eine
Rente erhalten, von, wenn ich mich recht entsinne, rnnd 1750 000 Mark. Und das ist nach
meiner Ueberzeugung nicht damit abgetan worden, daß die Provinz damals die bereits fertig vor¬
handenenBezirksstraßenübernahm und deren Unterhaltung sie nun auf ihre Schultern genommen
hat. Wenn das damals die Provinz tat, wie Herr Freiherr von Solemacher s. Zt. hier sagte,
aus der Liebe zum großen ganzen, aus dem Impuls der Zusammengehörigkeit,der damals in den
schonen Jahren nach der Einigung des deutschen Reiches und des Vaterlandes alle beseelt habe,
dann, meine Herren, ist in der Beziehung zweifellos inzwischen eine sehr bedeutendeAbflauuug
eingetreten. Die Nächstenliebe hat sich zwar in der Provinzialverwaltung in anderen Richtungen,
die ihr der Staat durch seine Gesetzgebung auferlegt hat, weiter in der anerkennenswertesten Weise
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betätigt, bei Aufgaben, die auch heute im Volksleben die weitaus größte Bedeutung haben, wie die
Fürsorgeerziehung,wie die gesamtensozialen Aufgaben. Aber meine Herren, der Zweck den der
PreußischeStaat bei Erlaß dieser Dotationsgesetze auf seine Weise zu erfüllen suchte .md dem er
im Verhältnis sehr große Mittel fortlaufend zugeführt hatte, viele Jahre hindurch 10°/«, wem,
ich mich recht erinuere, seiner gesamten Steuer», der Zweck, dem Allgeme.uwohl wesentlichdnrch du
Entwickelung der Verkehrsmittelzu dienen, ist in der Provinzialverwaltungmehr nnd '"ehr zurück¬
getreten. Wer wollte leugnen, daß die Unterhaltung der Provinzialstraßensehr gu nnd vor refflich
zu nennen ist! Wir verdankenin dieser Beziehnng dem frühereu Leiter des Prov.nz.alstraßen-
wesens, dem Herrn Geheimrat Dreling. unzweifelhaftanßerordentlich anerkennenswerte Fortschritte,
die sehr vieles, was in der Steigerung der Selbstkostensonst eingetreten wäre, ausgeg.chenhabem
Aber der Grnndgedante,der bei dem Erlaß der Dotationsgesetze sowohl 1902 als 1875 maßgebend
war. der wirtschaftlichen Entwickelung durch den Bau von Straßen und Wegen mehr Rechuung zu
tragen, sie kräftiger zu fordern, ist in der Rhcinprovinz nach meiuer Meinung start znruclge etzl
worden. Ich habe soeben erst - ein Zufall hat es mit fich gebracht, daß ich die Vorlagen erst in
diesem Hause erhalten habe, weil die betreffenden Sachen in meine Heimat gegangen sind wahrend
ich in Berlin war - gelesen, daß der Provinzialausschußder Ansicht Ausdruck gibt, (haussierte
Wege zu bauen, sei in der Provinz überhauptnicht mehr nötig, dafür sei kein Bedürfnis vorhanden.
Nieine Herren! Ich kann diese Auffassungabsolut nicht teilen. Ich würde auch die F^age auf¬
werfen können: Was haben denn Kreife und Gemeinden in den letzten 20. 30 Jahren an Gemeu.de-
nnd Kreisstraßen - natürlich meine ich chaussierte Straße» - gebaut, um die weitere Frage
daran zu knüpfe»:Läßt fich denn daraus nun wohl entnehmen, daß jetzt alles
nicht auch heute für den Ban vo» chaussierte» Wege» Anträge
,° daß man eine solche Behanptnng aufstellen könnte, für die ich m der Tat »ach memer Kenntms
der Verhältnissekein Verständnis habe?

Ich will nnter anderemeinmal einen Fall »e»»e». der mcht memen Kre.s °n^ d t
ich doch möglichst objektiv bleibe (Heiterkeit),der vielmehr den Kreis des Herrn Frecherm °°n D°l ^
den Kreis Sieg betrifft. Ich bi» vor Jahr uud Tag einmal dnrch das Sulztal gekommen nnd st
Plötzlich i» einer Sackgassennterhalb Rösrath. Die Verbindnng hem'^ nach Donrath fehlt
vollständig,und ich habe mit dem Fahrrade, das ich benutzte, d.e wunderlichsten Kupr.ole» machen
müssen, um dnrch den tiefen Schmutz zu kommen, der in diefem Tale e.nem bre. en. schone»
große» bekannte» Tale »och »icht Veranlassnngzn Wege- oder Straßenbau gegeben ha, M
Herren! Das »ur beiläufig. Aber ich bin davon überzeugt, alle die Vertreter d« aune
Gebirgskreise,die auf das Wohlwollen der Provinz fv sehr ange.mese» find u»d I«V f" ^'
hier darum bettet», werde.' wir beistimme»,daß sehr viele Anträge mcht hierher g«b °ch ^ e,
die ma» stelle» würde, wem. man mit dem Drittel Zuschußder Prov.uz auszukomm wß uud
damit so manches verwirklichen könnte, was außerordentlich sehnsüchtigesVerlangen der Provmzml-

""^^Das^ist in den Gemeinde., und Kreise., im ganz ..»geheure.. Maße mehr der Fall, als es
hier, selbst i» d » gestellte» Anträgen zum Ausdruckkommt, »nd ich b.n gegen eiüger A^.ch me
übrigms im Gege» atze zu seine» vorigjährige»BetrachtuugeuHerr Geheiwrat Klen. vorhin aus-
gefü rt hat, i» 'bezug au die Bewilliguugeuau Kreife uud Gemeinde»aus dem vo» m.r ziffern¬
mäßig dar elegteuVerhältuis der Auträge iu der Gesamthöhe«on 1'« M'll'v'e» gegenüberder
Bewillign., vou 400 000 Mark ergibt. Ich meine,
maßen vorhandenfind, die Jahr für Jahr hier aufs nachdrücklichste und wehleidigste zur Sprache

b
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kommen, hätte der Provinzialausschußnach dem Beschlusse, den im vorigen Jahre der Provinzial¬
landtag faßte, eine andere Entschließung treffen müssen, selbst auf die Gefahr hin, daß eine Erhöhung
der Provinzilllumlage notwendig werden könnte. In der Beziehung stehe ich ja selbstverständlich
auf einem ganz anderen Standpunkte als der Herr OberbürgermeisterMarx vermutlich steht.
Allein auch er hat sich grundsätzlichgegen eine Erhöhung der Provinzinlnmlage nicht gewehrt,
wenn das Bedürfnis dafür vorhanden. Aber dieses Gebiet, das zur wirtschaftliche!, Entwickelung,
das zum Gedeihen unserer Provinz in weiten Kreisen so außerordentlichschwer in die Wagschale
fällt, wird mit der Stellnngnahme des Provinzialausschusses,die er uns hier in der betreffenden
Drucksllche kundgibt, wirklichaußerordentlichschlecht behandelt, und ich behalte mir vor, bei der
Beratung, die in der III. Fachkommission über die Sache stattfinden wird, die entsprechenden
Anschauungen zu entwickeln.

Aehnlich steht es mit der Förderung des Kleinbahnwescns. Auch da hat uns der
Provinzialansschuß vorgeschlagen, eine feste Abgabe zn erheben, nm die Kleinbahnen, die fich so
günstig entwickelt hätten, entsprechendzu den Kosten der Verwaltung heranzuziehennnd selbst so
weit zu gehen, daß allgemeinauch von den neu auznlegenden Bahnen von vorne herein eine jähr¬
liche Abgabe von etwa 1000 Mark per Kilometer, 1 Mark per Meter erhoben werden möge.
Meine Herren! Wenn das zum Beschluß erhobenwerden sollte, wogegen ich mich auf das Ent-
schiedendstcheute schon erkläre, dann würde das zweifelloszahlreichen Plänen, die in der Provinz
erörtert nnd aufgestellt weiden, den Garaus machen. Eine Umlage im Iahresbetrage von
1000 Mark per Kilometer würde für zahlreiche derartige Linien geradezuvernichtend wirken, denn
wieviele find nnter diesen Bahnen, die kaum die Betriebskostenaufzubringenvermögenund deren
Anlage sich einzig und allein dadurch rechtfertigt, daß sie die wirtschaftliche Entwickelungdes be¬
treffenden Bezirks fördern, nicht aber als kapitalistischeUnternehmungenbetrachtet werden wollen, die
ihre Rentabilität für fich selbst suchen. Eine Auflage von 1000 Mark jährlichwürde ja ein Kapital
von 25 000 Mark darstellen. Meine Herren! In meinem Kreise ist ein Projett in der Gestaltung
begriffen, bei dem die Anlage selbst per Kilometer nicht wesentlich über 40000 Mark kommen soll,
und nun würde diese Auflage dazukommen,die den Preis ja dann auf 65 000 Mark brächte.
Meine Herren! Der Provinzialausschußeröffnetuns die Aussicht, daß er in manchen Fällen sehr
große Milde walten lassen würde. Aber wie viele Schwierigkeiten haben derartige Pläne ohnedem
schon zn überwinden, bevor sie znr Reife und zur Verwirklichunggelangen. Wenn nun gar die
Provinz noch die Aussicht eröffnet, daß sie ebenfalls Auflagen machen will, dann werden der
Schwierigkeiten natürlich immer mehr aufeinandergehänft,nnd um fo viel weniger Aussichtgeboten,
zur Verwirklichung derartiger Vorhabenzu gelangen. Deshalb bitte ich das hohe Haus, sich derartigen
Auschauuugeu uicht anzuschließen, es würde sonst verhängnisvollnach mancherRichtung sein.

Ich habe aber vorhin schon angedeutet, daß die Provinzialverwaltuug in Bezug auf das
Verkehrswesen meines Erachtens die Dotationsgesetzenicht ausgeführt hat. Meine Herren! Seit
1895, 1896 find meines Wissensüberhaupt keine Provinzialstraßenmehr gebaut worden. Ich habe
im vorigen Jahre beantragt, daß höhere Mittel eingestellt werden möchten, um auch neuere Straßen
ans die Provinz zn übernehmen. Ich halte die Auffassung, die ich damals vertreten habe, auch
heute noch für durchaus zutreffend und richtig, besonders in dem Sinne, daß die Unterhaltung
seitens der Provinz sehr viel besser, sachlich richtiger geleistet werden kann, als das in den Kreisen
und Gemeindender Fall ist. Ich habe vor vielen Jahren hier im Hause einmal geäußert, daß es
uns an dem geeignetenPersonal fehlt. Meine Herren! Große Städte mögen sich das leisten
können, sie sind in der Lage, sich das technische Personal ans eigener Kraft nach allen Richtungen
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vorzubildenund anzustellen;die Kreise und kleineren Gemeinden können das nicht. Und wenn man
hier im vorigen Jahre geklagt hat, daß viele Kreise und Gemeinden die Wege nicht gut unter
hielten, so habe ich mich dem durchaus angeschlossenuud nur den Wunsch geäußert, es mochte doch
in dieser Beziehung dadurch Wandel geschaffen werden, daß wir von Seiten der Provinz eine
entsprechendeAusbildung vornehmenund den Kreisenund Gemeindenfür die ja Zuschüsse geleistet
werden, so ausgebildetePersonen zur Verfügung stellen. Das wird zum großen Segen sMwhl °er
Provinz wie der Kreise und Gemeinde»dieueu. (LandeshauptmannDr. von Renvers: Geschieht
schon!) Aber ich meine, auch darüber hinaus sei es au sich richtiger, der Provinz doch noch wieder
den Bau von Provinzialstraßen hier und da zuzuweisen. Die Verhältnissesind noch lange nicht
überall in dem Stande, daß man erklärenkann, es seien keine Provinzialstraßen mehr notwendig,
chllussierte Wege fehleu noch an vielen Enden, wie ich vorhin an einem Beispiel gezeigt habe, und
dem möge man doch abhelfen. (Rufe: Schluß!)

Herr Geheimrat Klein sucht dem Rechnung zu tragen durch den Vorschlag, besonders im
Süden der Provinz größere Iweckverbäude hcrzustelleu, die Kreise mit der Verwaltung der Htraßeu
zu betrauen. Meine Herren! Das mag in einzelnen Fällen tatsächlich wünschenswert und zweck¬
mäßig sein, und es ist gewiß überall da zweckmäßig,wo wie in Trier und Coblenzdie Gemeinde-
Verbände so überaus «ein sind, daß sie gar nichts leisten können, aber finanziell bleibt trotz und
alledem das eine große Bedenken maßgebend,daß ein Haufen armer Leute, wie er in vielen Kreisen
vorhandenist, auch wenn er sich zusammenschließt, noch nicht viel mehr leisten kann, als auch die
einzelnenGemeindenin ihrer Armut bisher geleistet haben. In meiner oberbergischenHeimat sind
Gemeinden von 5, 6 Tausend Seelen. 4000 bis 6 000 ba und darüber, Verbände, die wuh
in der Lage wären, größere Aufgaben zu erfüllen, wenn sie die entsprechende Lclstungsfahigteit
besäßen. Sie besitzen die Leistuugsfähigteitnicht im einzelnen und nicht im Verbände und musteu
immer wieder an die Provinz herantreten. ,

Nun weiß ich recht gut, was mir aus diesem Gedanken erblüht und was ich schon zweimal
erlebt habe, daß der Herr Landeshauptmannhierhertritt und erklärt, der Kreis Gumniersbach habe
stets so und so viel mehr erhalten, als seine Steuerleistungfür die Prooiuz betrüge. (Sehr richtig,
und Heiterkeit.) Aber, meine Herren, damit schafft man trotz und alledem meines Trachtens den
Grundsatzder Nächstenliebe noch nicht aus der Welt. (Ah! Ah! und Heiterkeit.) Meine Herreii.
Wir haben auf allen Gebieten, in allen Zweigen der Verwaltung seit vielen Jahren steigend doch
die Wahrnehmung machen müssen, daß sich alle Verbände,Kommunal-und Staatsverbände immer
größere Aufgaben stellen müssen. Aus der Not der Zeit heraus und zum Teil freiwillig, insbesondere
auf dem sozialen Gebiete. Dort werden doch in Wirtlichkeit nicht nur auf dem Gebiete der schulen-
und der Armenlasteuund der Wegelasten so große Opfer von der Allgemeinheit gefordert und mit
Freuden gebracht. Die Anträge, die im Reichstage Jahr für Jahr in Haufen erscheinen,die Sozial¬
politik weiter und im Sinne des Fortschritts durchzuführen, sie alle bieten Erscheinungen ähnlicher
Art. daß man den Aermerenvon Seiten des Reicheren unter die Arme greift. ^ ... . .. ^

Meine Herren! Darum will ich auch hiermit dringlich gebeten haben. Das Hedursms l,t
in weiten Kreisen uuscrer Provinz noch vorhandenund es wird doch um so starker empfunden als
die unmittelbare Nachbarschaftgegenüberdeu reicheren Bezirkenzu einer Abwanderungfuhrt, die
uus die Kräfte noch immer und immer weiter entzieht. Ich kann dabei wohl sagen, die großen
Städte uud Iudustriereviere powern uns insofern aus, als sie uns die Arbeitskräftenehmen die
daheim an manchen Enden wünschenswert wären, oder Arbeit suchen möchten, die ste zu Hau,e leider
nicht finden und so ist das eine Kette ohne Ende, die uns in der ärgsten Weise wirtschaftlich immer
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nnd immer weiter zuriickbleiben läßt, die uns den Anschluß uicht erlangen läßt und die uns infolge¬
dessen nötigt, unsere Wünsche immer nnd immer wieder hier im Provinziallandtage, wo die gegebene
Stelle für die Unterstützung ist, zum Ausdruck zu bringen.

Meine Herren! Der Staat und das Reich leisten nach manchen Richtungen hin großes.
Wenn die Provinz, die reiche Rhcinprovinz, von ihren Mitteln entsprechend Gebrauch macht, so
werden wir draußen im Bergischen und in dem Hinterlande wahrlich nicht zu Unrecht begünstigt.
Wir erziehen den großen Städten und Induftrierevieren die Arbeiter, sorgen Sie dafür, daß wir
dafür eine entsprechende Entschädigung erhalten. (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. von Renvers: Meine Herren! Ich trete nicht hierher, um dem

Herrn Abgeordneten Krawinkel zu sagen, was der Kreis Gummcrsbach in diesem Jahre bekommen
hat (Heiterkeit), sondern nur, um einige Bemerkungen und ich glaube anch Richtigstellungen zn dem
zu machen, was Herr Krawinkel ausgeführt hat.

Der Herr Abgeordnete Krawinkel hat seine Mittcilungeu eigentlich in zwei Kategorien
geteilt: in Mitteilungen, die unsern Chausseebau betreffen, und in Mitteilungen, die den Kommunal-
wegebau betreffen.

Ich möchte zunächst ein paar Bemerkungen über den Chausseebau machen. Herr Krawinkel
geht davon aus, daß die Provinz eine Dotation bekomme» hätte, daß diese Dotation ihr zur
Unterhaltung der Straßen und zum Weiterbau gegeben wäre. Ich stimme mit Herrn Krawinkel
darin übercin. Wir habeu die ganz kolossale Summe von 1600 000 Mark vom Staate als
Dotation bekommen und später durch die Kabiucttsordre vom September 187? rund 400 000 Mark,
also zusammen rund 2 Millionen Mark. Dafür haben wir nicht mir die übernommenen Staats¬
straßen zu unterhalte», sondern auch alle die Mehrtosten zn tragen, die trotz des Zuschusses, der
vom Staat gegeben wird, für die Straßenuuterhaltung jährlich entstehen.

Wir haben die Aufgabe, die Chausseen wciterzubauen und zn vervollständigen, wahrlich in
einer Weise erfüllt wie keine andere Provinz, die eine Dotation erhalten hat. (Sehr richtig.) Wir
haben sie in der Weise erfüllt, nicht daß wir selbst bauten, fondern daß wir den bedrückten Wege¬
verbänden 1500 Kru Straßen abnahmen, ohne daß wir dafür irgend einen Heller bekamen. Wir
haben freiwillig die Verwaltung von 4500 Kin übernommen. Wenn das uicht eine Erfüllung der
Bedingungen ist, die die Dotation uns auferlegt hat, dann weiß ich es nicht. Hätten wir lediglich
weitergebant, dann hätten wir in jedem Jahre vielleicht 5, 6, 10 l:ru gebant, hätten aber nicht
Hunderte und taufende von Kilometern auf einmal übernommen. Ich glaube, glänzend hat die
Provinz die Verpflichtungen, die sie übernommen hat, erfüllt.

Dann ist Herr Krawinkel auch in einem Irrtum befangen. Herr Krawinkel sagt, überall
können noch Wege gebaut werden. Das bestleite ich gar nicht. Wir sind aber dem Staate gegenüber
nur verpflichtet, die durchgehenden großen Straßenzügc von Provinz zu Provinz zu bauen, nicht
aber die kleinen Wege, die nur eine lokale Bedeutung haben, die nur Vizinalwege sind. Und was
uns jetzt zugemutet wird, bedeutet, daß wir für jeden Kreis die Wege bauen, die nur dem Lokal-
Verkehr dienen. Die Sülzstraße, von der Herr Krawinkel hier sprach, ist auch nichts weiter als
eine lokale Verkehrsader, aber keine große Ader, die der Staat seiner Zeit hätte ausbauen müssen.

Dann darf ich Herrn Krawinkel noch entgegen halten: wir erfüllen nicht nur die Dotations-
verpflichtung, indem wir die Straßen übernommen und zeitweise auch weiter gebaut haben, sondern
wir erfüllen sie auch dadurch, daß wir jetzt andere Verkehrsmittel, andere Verkehrswege unterstützen
und ins Leben rufen. Und das, glaube ich, ist mindestens so hoch anzuschlagen, als wenn wir
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einen Kilometer Straßen bauen. Wir haben bis 26 Millionen Mark ^r ^ m m^
haltsplan und haben 23 Millionen dafür hergegeben. I°. meme Herren :st das keme Unterstützung
des Verkehrs? Ist das keine Unterstützung des Handels und der ^duswe.

Meine Herren' Was tnn wir weiter? Wir geben unsere amtüchen Straßen her >K

elektrische Ba nm nnd Kleinbahnen, nnd ^ Kleinbahnen zahlen mcht e^ baren Heller
Grnndmverb. Wenn die Kleinbahnen für Grunderwerb zahlen '"M", d°M "^° ^ "^
sehen, wie «iel Kleinbahnen zustande kommen werden. Auch m der Bezrehnng erfüllt tue Provmz
ihre Verpflichtung in einem Maße wie. glaube ich. keine andere Provmz.

Was hat »ns aber weiter eigentlich gehindert, nene ^usseen zu aue D Prov^
hat es doch nicht aus freiem Antrieb uuterlasseu. die Beweguug kam aus ^n Krn^
einmal hieß es: ..Die Kreise wollen die Wege bauen und nns der Provmz. ' " r° " ^
Da hat damals die Pr°vinzialverwalt.u,g gesagt: ..Gut. wenn ^ fre:se anen wollm rnm n^
Denn sie hielt es auch für richtig, daß die Kreise das tuu .vollen sofern es stch nm Lokal
um Verbindungswege handelt, die einen mehr örtlichen Charakter haben Millionen

Alfo ich mnß das znrückweisen.daß die Provinz ihre Verachtungen e den M w
Mark nicht erfüllt Hütte. Nm, meine Herren, sagt Herr Krawmke ''/as ch nnr em^tz.
ich so Heransgreife - die Provinz sollte dadurch, daß sie Wegebanbeamte "usb"det. d e G «m„w
nnterstützen. Ateine Herrenl Das ist nichts nenes. Das tnn >mr. ^ 'ed"N Ja 1ch ck v
drei Beamte in die Negener Schnle. lassen sie technisch ausbilden nnd stellen ste den Geme.nden
zur Verfüguug. Das ist also schon erledigt Das ist schon "^s dagewesen.

Ich komme mm znm weiten, znn. Kommunalwegebau. ,,?''« d°kannchH^n K'"l
nicht beitreten, lmd ich glanbe anch. ein großer Teil des Hauses übersteht d. ^ «ch mcht rech,

Ick^ darf darauf hinweisen, wir haben jetzt zur U^^
- ich nenne ihn den sogenannten Flick onds -- mit 105 500 Mart. ^' ya , °

den L-Fonds. das sind 259 500 Mark, nnd haben jetzt emen Te.l ^°r DMatw . 70 . lMM
gefügt; das s nd 302 000 Mark. Wir haben also im Moment emen F°n s, dn "n de^Zm
die im Lanfe des Jahres anwachsen, beinahe 700000 Mark beträgt. Nun frag « '^ "md '
Fonds gegenüber von den Kreisen angemeldet? Ich will, nm ganz Neues nntzntellen »u "Ug,be .

die für 1907. alfo für das kommende Etatsjahr angemeldet stnd Das Md ' «46^0 M r.
Von diesen Summen streiche ich kaltlächelnd über ein Drittel, well das "nngen sm^ d mch
znr Anmeldnng hätten kommen dürfen. Es steckt ein ganzer Tell von OrtOra^ dann fm
>vir prinzipiell gar keine Unterstütznng geben. Da stecken Mistwege darm.Flm.vege st^tt
Unm nge von Projekten drin, die überhaupt nicht fertig sind, du man P hu. > ^ "^ ' "
nmn sagt: das melde ich an. aber fertig find fie noch lange mcht; nnd °nn em ^^e
Projekten, die wir überhanpt nicht uutersttttze« würden, weil w Gememden wvhch^^b^^^^^^^^^ «
es recht wohl allein machen könnten. Also ich sage, ich stre.che von d:e,en M'^d «' ' g

Dritt3 und lasse eine Million als ^igt "
700 000 Mark zur Verfügung, und wir haben für die,es Jahr, für 1U", um L ssonds
daß der Provinziallandtag die Fonds hier zur Verfüguug stellt aus d^ ^3 «ds d. ^F M

u/d der Dwtatio'n 689000 ^ bewMgt. ^rückbehaltm ^n ^ ^^ wnme.^
fonds. der uns zirka 50 000 Mark m die Hände gibt, denn "" ^"'^ °°" ^^.,. -,., <._.^.„
«einere Anforderungen; den Betrag müssen wir haben. Wenn S.e da edenk n " eme Her n
so haben w r über 50 Prozent der Anforderuugeu erfüllt, und das mnß :ch sagen das .st ch

mn erhin eine Leistung, die nicht so gering veranschlagt werden kann, w.e Herr Krawmtel ste dar-
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stellt. Und weiter haben sich nach meinem Gefühl die Kreise auch etwas übernommen. Am
1. Oktober vorigen Jahres war an bewilligten, aber nicht erhobenen Beiträgen 1200 000 Mark
in der Kasse. (Hört!) Wenn die Sache so dringlich war, daß die Anmeldungen so berechtigt
waren, wie sie uns dargestellt wurden, würden die Kreise auch das Geld gebrauchen Sie habe»
aber noch 1200 000 Mark nicht abgehoben. Da sage ich, der Fonds ist für uns vollständig
genügend. Er ist gerade hinreichend, wenn wir 50 Prozent dessen zahlen wollen, was angemeldet wird.

Meine Herren! Jetzt trifft natürlich diese Ziffer von 1200 000 Mark, die im Oktober
noch verfügbar waren, nicht mehr zu. Es sind ja jetzt Summen abgehoben worden. Aber es ist
immer noch ein ganz erheblicher Betrag auch heute noch vorhanden. Es sind heute noch nicht ab¬
gehoben 661000 Mark. Also ich sage mir, auch in dieser Beziehung können wir uns keiueu
Vorwurf machen.

Ich will nur ein Beispiel anführen — es fällt mir gerade ein — von einem nicht abge¬
hobene» Betrage. Vor einigen Tagen geht nur ein Antrag zn — ich kann auch die Gemeinde
nennen — aus Dümpten im Kreise Mülheim a./Ruhr. Da sind im Jahre 1897 4700 Mark
bewilligt worden; nud jetzt schreibt mau uns: Wir haben noch nicht beguuuen. Bitte, haltet uus
die Summe bis 1912 offen. (Große Heiterkeit.) Meine Herren! Das ist doch eine Wirtschaft,
auf die wir uns nicht einlassen könne». Wir können doch nicht 12 Jahre laug die Beträge verfügbar
halten. Also ich bin der Auffassung, die Provinz tut das, was sie tun muß, voll uud ganz. Sie
kann mit den 700 000 Mark den dringlichsten Anträgen genügen. (Sehr richtig!) Eine ganz andere
Frage ist die, ob die Kreise, die ihrerseits die Straßen übernehmen, nicht mit Recht den Wunsch
äußern: Wir »vollen dafür, daß wir diese Last auf uns nehmen, eine gewisse Entschädigung oder
eine gewisse Beihilfe bekommen. Das ist ein ganz verständiger Gedanke, den, ich vollständig folgen
kann. Aber, meine Herren, das kann nicht mit dem jetzigen Reglement geschehe». Das jetzige
Reglement schreibt vor: Wir geben Wegenntcrstützung nur für solche Wege, die uus im Projekt
zur Einzelnnterstützung vorgelegt werden, nicht aber, wenn ein Kreis kommt und sagt: Bitte, ich
habe das übernommen, gebt mir 80 000 Mark. Das können nur nicht. Ich habe mit Landräten
verhandelt, der Ausschuß ist auch damit eiuverstanden gewesen; nur sagen: bitte Herr Landrat, stelle
ein Wegevrujekt für deinen Kreis auf und melde nns die Wege an, die du in dein Projekt auf¬
nehmen willst, wir sichern dir zu, daß du Beihilfen aus den verschiedenenFonds bekommst. Aber
auch da bitte ich zu berücksichtige,,, so, wie die Herren denken, geht es nicht. Wenn die Herren
anmelden: Ich übernehme die Wegevcrpflichtuug, dafür muß ich 40 000 oder 30 000 Mark jährlich
haben — das geht nicht, so weit kaun die Verpflichtung der Provinz nicht ausgedehnt werde»,
daß sie den Gemeinden, die zum Wegebau verpflichtet sind, einfach die Verpflichtung abnimmt.
Wir wollen sie unterstützen, wir könne» ih»c» aber nicht einfach über die Hälfte abnehmen. (Bravo!)

Vorsitzender Becker: Es hat sich niemand mehr zum Wort gemeldet.
Meine Herren! Mir liegt ein Antrag auf Schluß der Vcrhaudluug vor. Eiu solcher

Antrag kann nur zur Abstimmung gebracht werden, wenn 10 Personen ihn stellen. Es fragt sich,
ob der Antrag von Herrn Abgeordneten Conze auf Schluß durch audere Herren unterstützt wird.
(Zuruf: Wer hat sich denn noch gemeldet?) Zum Worte hat sich eben Herr Abgeordneter Vcltman
gemeldet.

Abgeordner Conze: Dann halte ich den Antrag aufrecht uud bitte zu frage,,, ob er unter¬
stützt wird.

Vorsitzender Becker: Wird der Antrag unterstützt? — Das scheint nicht der Fall zu sein.
Dann gebe ich Herrn Abgeordneten Veltman das Wort,
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stunde nur wenigeWorte. Ich meme. die wichtigsten Fragen oes .ya»,) ^
noch einer kurzen Erläuterung. ^„^„„vtmam, ^um Haushaltsplan ging

Aus den klaren Ausführungen des ^
hervor, daß die wichtigsten Fragen sind, ob wn bel d"' ^'g ^ urz ' g ^^,^ ^
abgaben beharren sollen, ob wir bei gesagt, es schiene
wir den Betriebs onds verwenden wollen. Der Herr "noe.ya P^nnialabgaben nicht
Uebereinstiunnnngzu herrscheu bezüglich der Frage. °ß °me Erho g d P v z ^g ^ ,^
eintreten soll. Ich stimme ihm darin bei. Aber hms'chtl.ch b« F"ge «r ^ a
aufgenommenwerden sollen, nnd der Frage der Verwendungdes Betriebsfonds schemt
Einigkeitvorzuliegen. . «,.H^„ten. wie bei den Kom-

Der Herr Landeshanptmann hat ausgefnhr. daß für d,e H ch °"^ ,„ ,^
muueu. die Provinz die Mittel dnrch Anleihenbere.t stellen n«^ Me.m Her e^ ^taat deckt
keineswegs zustimmen. Wie macht es in die,er Bezlehnngder ^^"? ^e ^
die Ans abm für alle Hochbauteuaus laufeuden f"»^"^! ^^^ !e ^m.lfenden
angedeutet wordeu ist. siud selbst kleiuere Kmnmunen be.mcht w. e tel nd Hoch u ^1 ^^
Mittel» zu decken. Ich glaube, daß es uur wcmg Städte gibt, die mch ihr g z ^
für BoMschnloanten aus Etats.nitteln decken. Aber auch ^here
erscheinen da als wiederkehrend: für Badeanstalten.^ Fwenvehr^
Schulen. Diese Allsgaben kehren anch mit einer Regelmäß'gke.tw.eder. daß es a»f
angängig ist. solche Ansgabendurch Anleihenzu decke». ^.^ ^, ^,

Der Herr Laudeshauptma»»hat darauf hnlgew.esen. e. ^ °ck "")t m >
Krankenanstalt,die 10000000 Mark gekostet habe. a»s aufeudeu Mut W 3» ck ', ^ ^^

Weuu durch die Gesetzgebu.lg plötzlich der P^/" ^
«»stalte»,für Fürsorgehäuserauferlegtwerde»,wird kei» Mmsth verla gc. ^ Wickle ^^^g^^
a»s de» lmifellde»Einnahn.e» gedeckt werde». Aber. welche wieder-
daß wir einmal zurückgehend auf einen Zeitraum v°" ".-10 Ja eu se , ^
kehreudeu Ausgabe., uamentlich für Pflegeanstalte»n. dnl"' Bez.ehn e^ ^
glaube, es wäre sehr kurzsichtig, weuu nur jetzt in e.ner Zelt der ^' " ^^ l ,,
wollten, solche Ausgaben durch Anleihe» zu decken. Wie wnd es Ms da l» schlechte» Zelt
Ich glaube, meiue Herre». daß das der ernstlichen Pluf'mg bedach ^„

Am bedenklichstenscheint mir aber, daß wir Es
sogenanntenBetriebsfonds, lediglich als Dispositionsfondsfür den Pr "o' ^M y ^^^^ ^
ist früher schou eimnal gesagt worden, es sähe so aus. als '«"" 1°^r der H n n « ^age».
de,n Mandal oder mit der Absicht herkäme, für seinen Landesteil etwas besond e^ h^^,^ '^^,

Welche Erfahmngen haben wir mit dem D'sposttwnsonds g Mcl)^ ^ ^.^
Wenn wir einen Betriebsfonds jetzt hätten von 1300 000 «. "^ ^Ilt^^ g^ ^,^
für das Siebengebirgc.für einzelneFlnßrcgulierungen. ür FestllllM. O^^mtheit werden
Herren, ich glanbe. das würde außerordentlich bedenklich sem. und hoffe, m ^e
Sie mir zustimmen,wenn ich sage daß das zn «ermelden lst. ^ festzuhalten, sie nicht

Wenn ich für meine PerM alp zn tlmme» ^'te. d.e N ^ ^ ^ ^^^^^
zur Herabsetzn»«,der Stenern zu verwenden so melne lch. d" P« ö ^,^ ^^ ^^
für die Verwend»»gdieser UeberMfse aufstellen. Su ""M^b^ ,^g ^^^
bilde», und sie möge» vor allem auch dazu bestimmtsem. spatere V«u ,
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Nur wenn es gelingt, hierfür feste Normen aufzustellen, bin ich für meine Person in der
Lage, den Vorschlägen des Herrn Landeshauptmann in dieser Beziehung zuzustimmen. (Bravo!)

Vorsitzender Becker: Meldet sich niemand weiter zum Wort? Dann schließe ich die
Verhandlung,

Meine Herren! Der Haupt-Haushaltsplan geht unseren Gepflogenheiten entsprechend an
die betreffende Fachknmmisiou, und damit ist die Verhandlung für heute erledigt.

Was den 4. Gegenstand der Tagesordnung anbelangt,
Bericht des Provinzialausschusses, betreffend den Vermögensstand des
Rheinische« Provinzialverbandes,

so hat der Herr Landeshauptmann diesen Gegenstand bereits in seinem Bericht über den Haushalts¬
plan selbst mit zum Vortrag gebracht.

Aus dem Hause meldet sich auch jetzt niemand zu diesem Gegenstand zum Wort. Dann
darf ich die Verhandlung schließen und feststellen, daß das hohe Haus von diesem Bericht Kenntnis
genommen hat.

Wir kommen zum 5. Punkt der Tagesordnung:
Wahl des Vorsitzenden des Provinzialausschusses.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Engelsmann, dem ich das Wort erteile.
Abgeordneter Engelsmann: Meine Herren! Der 42. Rheinische Proviliziallandtag hat

in seiner Plenarsitzung vom 11. Februar 1901 den Königlichen Kammerherrn und Lcmdrat Grafen
Beissel von Gymnich zu Schloß Frens zum Vorsitzenden des Provinzialausschusses auf die gesetzliche
Amtsdauer von 6 Jahren gewählt, beginnend mit dem Tage der Wahl. Die Amtsperiode ist
demnach am 10. Februar 1907 abgelaufen. Nach § 47 der Provinzialorduung hat der Provilizial¬
landtag die Wahl zu tätigen. Unter Bezug auf Nr. 5 der Drucksachen, die Ihnen ja zugegangen
ist, beehre ich mich namens des Provinzialausschusses zu beantragen:

„Der Proviliziallandtag wolle die Neuwahl des Vorsitzenden des Provinzialausschusses
auf die gesetzliche Amtsdauer von 6 Jahren vornehmen." (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Nach unserer Geschäftsordnung hat die Wahl durch
Stimmzettel zu erfolgen. Sie kann aber auch, da es sich um eine Wahl im Provinziallandtage
handelt, wenn kein Einspruch dagegen erfolgt und ein entsprechenderAntrag vorliegt, per Akklamation
vor sich gehen.

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Conze.
Abgeordneter Conze: Ich schlage vor, den Herrn Grafen Beissel von Gymnich auf neue

sechs Jahre wiederzuwählen (Beifall), und ihm das Vertrauen dieses Hauses dadurch kuud zu geben,
daß wir ihn durch Zuruf wählen. (Erneuter Beifall.)

Vorsitzender Becker: Es meldet sich sonst niemand zum Wort.
^ Es ist der Antrag gestellt worden, den Herrn Grafen Beissel von Gymnich, den bisherigen

Vorsitzenden des Provinzialausschusses, durch Zuruf wiederzuwählen.
,,,/,, <Ali.Einspruch dagegen erfolgt von keiner Seite. Dann stelle ich fest, daß das hohe

Haus^esiMcA' die Wahl durch Zuruf zu tätigen, und stestelle ferner fest, daß das hohe Haus den
Herrn, Grafen BeMl von Gymnich durch Zuruf zum Vorsitzenden des Provinzialausschusses auf
weücn.iechs HAe' ^ (Lebhafter Beifall.) Ich erlaube mir die Anfrage an den Herrn

dieWahf anzunehmen.
Abaeordi)eW'.iIillf Bussel, von Gymnich: Meine Herren! Ich nehme die Wahl mit

herzlichstem DaM am "'Ganz ^esoni>ers hat mich gefreut und geehrt die Einstimmigkeit, mit der
Ihre Wahl erfolgt ist.
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Meine Herren! 25 Jahre sind es demnächsther. seit dem ich ^m Pr^mzmlve^
resp, dem Provinzialansschuß angehöre. Ich habe mich während der 25 ^ahre stets bemüht
mein ganzes Können nnd meine Leistungsfähigkeit in den Dienst der Provinz zu st llm. Es w,
mir eine hohe Aufgabe sein, auch fttr die fernere Zeit demselben Ziele ,ne,ne schwachenKräfte zu
weihen.(Lebhafter Beifall.) ,, . «. 5, ^> <^^^

Vorsitzender Becker: Dann, meine Herren, ist anch dieser Gegenstand erledigt.
Wir kommen zum sechsten und letzten Gegenstand der Tagesordnung:

Entscheidung über die geschäftliche Behandlung der eu.gegangenen Vor-

Ich habe Ihnen bereits, meine Herren, bei dem Vortrag dieser Vorlage sogleich die Ent¬
scheidung anheimgegeben, die Sie ja auch Ihrerseits gebilligthaben.

Damit ist meines Erachtens auch dieser Gegenstandder Tagesordnnngerledigt. A er ich
bitte noch für ein paar Worte um Ruhe. Ich habe Ihueu noch euie Mitteilung zu mache.

Wir habeu auch in dieser Tagung Ersatzwahlenfür den Provinzialansschußzu ta g
die ich Freitag auf die Tagesordnung zu setzen beabsichtige. Ich mochte daher ^beteiligte.
Bezirk bitte... sich rechtzeitigüber Vorschläge für die Ersatzwahlen zu «"ständigen ^ch habe d e
Absicht, iu jedem Falle am Donnerstag nach der Sitznng eine kurze Besprechung des Provn,^
landtages zu veranlassen,damit anch Sie Ihrerseits von diesen Vorschlägen Kennt,,, erhalten nd
damit bei der Wahl selbst keinerlei Meinuugsverschiedeuheit mehr auftreten kann sonderndam. . .
wenn sie überhaupt vorhanden ist. schon in der Vorbesprechung zum Austrage gebracht werden tan».
Ich hoffe, dieses Vorgehenmeinerseitsfindet Ihren Beifall.

Ein Widerspruchwird dagegen nicht laut. Dann werde ich

sind wir am Ende uuserer heutigen Sitzuug, die ich hiermit schließe. Die nächste S.tzung findet
also Ihrem Beschlusse von gesterngemäß am Mittwoch um 12 Uhr statt.

(Schluß 1 Uhr 35 Minuten.)

Dritte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Mittwoch, den 13. März 1907.

Beginn 12 Uhr 30 Minuten.

2. An7ra7der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für deu Pr°"inMllaudtag, den Provinzial^
ausschuß und die Zentralverwaltuugsbehördefür das Rechnungsjahrvom 1. upru i^< 01.
31. März 1908.

3. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplau
.) zur Zahluug von Pensionen :e. an Provinzialbeamteuud von Witwen- und Waisen-

geldern sowie Unterstützungen an deren Hinterbliebene,
6
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d) zur Zahlung von Invalidengeldern (Unterstützungen)und Witwen- und Waisengeldern
au nicht rnhegehaltsbcrechtigteAngestellte und Arbeiter bezw. deren Hinterbliebene,

o) über die Dr. Klein-Stiftung
für das Rechnungsjahrvom 1. April 1907 bis 31. März 1908.

4. Autrag der I, Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusseszu der
Petition von Prooinzialbcamten um Bewilligung des Wohnungsgeldzuschusses der Klasse ^ für
die iu Düsseldorfctatsmäßig angestellten Beamten.

5. Antrag der II. Fachkommission zu deu Haushaltsplänen der Provinzial-Taubstummeuaustaltc»
zu Aachen,Brühl, Cüln, Elberfeld, Essen, Kempen,Ncuwied und Trier, sowie über die Ver¬
wendung der Wilhclm-Augusta-Stiftung, des Unterstützuugsfondsder früheren Vereins-Taub-
stummeuaustalt zu Cöln und des Unterstützungsfondsfür entlassene Taubstumme für das
Rechnungsjahrvom 1. April 1907 bis 31. März 1908.

6. Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzinl-Blindenanstaltcn zu
Düren (Elisabeth-Stiftung) und Neuwied (Auguste Viktoria-Haus) sowie über deu Untcrstütznngs-
fonds für Blinde für das Rechnungsjahrvom 1. April 1907 bis 31. März 1908.

7. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht uud Autrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Erweiterung und den Umbau der Pruviuzial-BIiudeuaustaltin Düren.

8. Antrag der II Fachkommission zum Bericht uud Autrag des Provinzialausschusses,betreffend
Abändern»«, einiger Bestimmungendes Reglements über die Aufnahme uud Entlassung der der
Fürsorge des RheinischenProvinzial- (uud Landarmen-) Verbandes anheimfallendenGeistes¬
kranken, Idioten, Epileptische», Taubstummenuud Blinden in und ans öffentlichen und privaten
Anstalten, sowie über die Einrichtung, Leitung und Beaufsichtigungder Rheinischen Provinzial-
^ -, i. ^« ^ ^ 7- Februar 1899,Heil- uud Pflegen»stalte» vom 7,—^-? ------??^?^^ ^, .' , ^ Oktober 1899.

9. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über das Hcbammeuwejei! einschließlichder
Hebammenlehraustaltenzu Cüln und Elberfeld für das Rechnungsjahr vom 1. April 190?
bis 31. März 1908.

10. Autrag der II. Fachkommission zum Bericht uud Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
den Nenbau einer Proviuzial-Heil- uud Pflegeanstalt.

11. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für gewerbliche Zwecke für das Rcchnuugs-
vom 1. April 190? bis 31. März 1908.

12. Antrag der I. Fachkommission zu der Petition von 12 Landessekretcire» bezw. Obersekretären
wegen cmdcrweitcr Regelung ihrer Gchaltsverhältnisse.

13. Antrag der I. Fachkommission zur Petition von Sekretären der Rheinische» Prouinzialverwaltmig
wege» Nachzahluugdes ihnen infolge Beschlusses des 46. Proviuzinllandtagcsvom 16. Februar
1906 entstandenenGehaltsansfalles.

14. Antrag der I. Fachkommission zur Petition von Bureanassistentender Rheinischen Pruvinzial-
viuzialverwaltungwegeu Erhöhung des Anfangsgehaltesund der Alterszulagen.

15. Antrag der I. Fachkommissionzur Petition der Hilfsschreiber bei der Landes-Versichcruugsanstalt
wegen Anstellung.

16. Antrag der I. Fachkommission zn der Petition des Stmßenanfschcrs a. D. Weber in Aachen,
welcher um Aufhebungder gegen ihn ausgesprochenen Dicustkündiguug bittet.

17. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht uud Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Gehaltsuerhältnisseder Werkmeister an deu Pruvinzialanstalten.
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18. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Erhöhung des Mindestgehaltesder Taubstummen- und Blindenlehrer, der Taubstummen-
und Blindcnlehrerinnen,der Lehrer und Lehrerinnenan der Anstalt für EpileptischeIohannisthal.
sowie der Direktoren der Provinzial-Taubstnmmen-und Blindenanstalten.

IN. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht uud Autrag des Provinzialausschusses,betreffend
eine Aenderung des § 6 der Bestimmungenüber die Besoldungen der Provuizialbeamtcn.

20. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltnugskostcn des Genossen-
schaftsvorstandesder Rheinischen landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft für das Kalenderjahr
vom 1. Januar 180? bis 31. Dezember1907. « >. <>

21. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses. betreffend die
Bestellungvon Amtskantionenseitens der Provinzialbeamtender Rheinpruvmz.

22. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Besoldungenuud audcreu persön¬
lichen Ausgaben für die

^.. bei der Landcs-Berfichcrungsanstalt„Rheinprovinz".
L. bei den Schiedsgerichten für Arbeiterversicherung beschäftigten Provinzialbeamteu

für das Kalenderjahr vom 1. Iannar 1907 bis 31. Dezember 1907.
23. Antrag der III. Fachkommission zum Bericht uud Antrag des Proumzialausschusses, betreffend

die Uebersicht über den Eisenbahufondsund die Förderung von Bahnunteruehmungen.
24. Antrag der III. Fachkommissionzu dem Bericht des Provinzialansschnsfes,betreffend die soge¬

nannten gleislosenelektrischenStraßenbahnen.
25. Antrag der III. Fachkommissionzu dem Bericht nnd Antrag des Provinzialausschusses. betreffend

die Aufnahme einer Anleihe znm Ankauf von Basaltsteiubrüchen für die Zweckeder Provmzml-
straßen-Verwaliung. ^ .. ^ «« ^ ^

26. Antrag der I. Fachkommission znm Bericht des Provinzialausschusses.betreffend Maßnahmen,
welche infolge Vermehrungder Zahl der ProvinziallandtagZ-Abgeordnetennotwendig werden

27. Antrag der IV. Fachkommission znm Haushaltsplan für die Verwaltungder landwirtjchaftlnheu
Angelegenheiten nebst

Anlage ^., Voranschlagfür die Prooiuzial-Weiu- und Obstbcmschulezu Trier.
Aulage L. Voranschlagfür die Proviuzial-Wcin- und Obstbaufchule zu Krcuzuach,
Aulnge 0, Voranschlagfür die Proviuzial-Weiu- und Obstbauschule zu Ahrweilcr,

für das Rechuungsjahrvom 1. April 190? bis 31. März 1908.
28. Antrag der IV. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltung der Fonds zur

Gewährung von Vichentschädigungen infolge:
a) von Rotz und Lnngensenche (Reichsgesetz vom 23. Juni 1880. betreffenddie Abwehr

uud Unterdrückung von Viehsenchen. nnd Ausführungsgesetz vom 12. März 1891)
d) von Milz- nnd Nanschbrand(Gesetz vom 22. April 1892, betreffend die Entschädigung

für an Milz- und Rauschbrandgefallene Tiere),
für das Rechnungsjahrvom 1. April 1907 bis 31. März 1908. , ^ .

29. Antrag der III. Fachtommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses. betreffend
den Antrag der Handelskammerzu Coblenz. „das Gesetz vom 18. August 1902. betreffend
die Vorausleistungeuzum Wegebau, für die Rheinprovinzaußer Wirkungzn setzen".

30. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Anschaffung eines Kraftwagens für Dienstzwccke.

31. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses.betreffend
Nachsuchuug eines neuen Privilegs zur Ausgabe von Rheinprovinz-Anleihescheinen.
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32. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltungskostender Landesbank
der Rheinprovinzfür das Rechnungsjahrvom 1. April 1907 bis 31, März 1908,

33. Antrag der II, Fachkommission zu dein Haushaltsplan über die Kosten der Fürsorgeerziehung
Minderjähriger gemäß Gesetzes vom 2, Juli 1900 sowie Voranschlag für die Fürsorgeerziehungs¬
anstalt Fichtenhainfür das Rechnungsjahrvom 1. April 1907 bis 31. März 1908.

34. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Autrag des Provinzialansschnsses,betreffend
die Errichtung weiterer RheinischerProvinzial-Erziehnngsanstaltenfür ältere Fürsorgezüglinge
männlichenGeschlechts, katholische» und evangelischen Bekenntnisses.

35. Antrag der II, Fachkommission zn dem Bericht und Antrag des Provinzialausschnsses,betreffend
die Rheinische Provinzial-Erzichungsanstalt für fchulentlafscneFürsorgezöglinge männlichen
Geschlechts und katholischen Bekenntnisseszu Haus Fichtenhain bei Crefeld.

36. Antrag der II. Fachkommissionzum Bericht und Antrag des Provinzialansschnsses,be-
treffend Erlaß einer Hausordnung für die Fürsorgeerziehungs-AbteilungFreimersdorf zu
Brauweiler,

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Sitzung.
Das Protokoll über die Plenarsitzungvom 11, d. Mts. liegt auf den: Tische des Hauses offen.
Schriftführer für die heutige Sitzung sind die Herren Abgeordneten Dr. Momm

und Snethlage.
Wir kommen zn den Eingängen.
Der Vorstand des Rheinischen Gemeindeförster - Vereins bringt seine Petition vom

1. März 1905 wegen Regelung der Verhältnisse der Gemeindeförsterin einer Eingabe vom
10. März d. Is. in Erinnerung und bittet, der Proviuziallaudtag möge der schon seit 1890
schwebendenFrage der Neuorganisationder Gemeiudeforst-Verwaltung,verbunden mit eiuer zufrieden¬
stellenden Besoldungder Gemeindeförstcr,näher treten und endgültig beschließen.

Dem Provinziallaudtag liegen in derselben Angelegenheitein Bericht des Provinzial¬
ansschnsses — Drucksache Nr. 35 — und eine Petition des Gemeinde-Obcrfürster-Vereinsvor,
welche der IV. Fachkommission überwiesen sind. Ich schlage deshalb vor, auch diesen Eingang der
IV. Fachkommission zuzuweisen.

Bedenken werden nicht laut. Dann stelle ich Ihr Einverständnis fest.
Von Seiner Exzellenz, dein Herrn Landtagskommifsariusist mitgeteilt worden, daß die

Herren AbgeordnetenKanuengießerwegen Trauerfalles für den 10, März, Blank ebenfalls für den
10, d. Mts., Ren6 von Boch, Krümmer für die ganze Woche, Werth für die nächsten Tage ihre
Verhinderung augezeigthätten.

Es ist eingegangen ein Bericht und Antrag des Provinzialansschnsses, betreffend die
Wahl eines oberen ärztlichenBeamten (Landes-Medizinalrats).

Diese Vorlage ist in der I. Fachkommission bereits erledigt und wird mit den übrigen
Wahlen auf die Tagesordnung für die Plenarsitzungam Freitag kommen.

Für die Wahl der Kommissare zur Reutenbanksind vor der Besprechung am Donnerstag
Vorschlägezn machen. Sie werden von den Mitgliedern des Provinziallandtages, die auf der
rechten Rhcinseite gewählt sind, auszugehenhaben, da die Rentcnbnnk ihre Tätigkeit nur auf die
rechts des Rheins gelegenen Teile der Provinz erstellt.

Bisher waren KommissareHerr Landrat Freiherr von Loe in Siegburg, Regierungs¬
präsidentFreiherr von Hüvel in Coblenz, Stellvertreter Gutsbesitzer Kirchmann in Borbeck, General¬
direktor Schulz-Briesenin Düsseldorf.
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Die Gewähltenmüssen dem Provinziallandtagc angehören. Es tonnen demnach die Herren
Freiherr von Lo8 und Schnlz-Bricscnnicht wiedergewählt werden, weil sie den, Provinziallandtage
nicht mehr angehören. Daher empfiehltes sich sehr, daß die Herren Abgeordneten von der rechten
Rheinseite zusammentreten,nm sich über geeignete Vorschläge von Nachfolgern der beiden nicht mehr
wahlfähigen Herren schlüssig zn machen. (AbgeordneterGraf Bcissel von Gymnich: Zur
Geschäftsordnung!)

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Graf Beissel von Gymnich.
AbgeordneterGraf Beissel von Gymnich: Meine Herren! Die Wahl ist früher stets

durch die Fachkommission vorbereitet worden, und zwar so, daß die Fachkommissiondem hohen Hause
Vorschläge machte, zu deuen aus dem Plenum heraus daun eventuell Abänderungsvorschläge gemacht
wnrden. Auch diesmal hat die I. Fachkommission die Frage schon der alten Gepflogenheitent-
sprechendbehandelt und Vorschläge gemacht;nnd einen Berichterstatter ernannt. So glaube ich, daß
die Vorbesprechung der Mitglieder des hohen Hauses gar nicht mehr notwendig sein wird.

Vorsitzender Becker: Wenn das der Fall ist. daß die I. Fachkommission sich schon über
die Vorschläge schlüssig geworden ist, so ist die Vorbesprechung nicht nötig. Es würde der Gegen¬
stand aber doch auf die Tagesordnung gesetzt werden müssen,und dann mühte ein Berichterstatter
aus der I. Fachkommission ernannt werden. (AbgeordneterGraf Beissel von Gymnich: Ist
auch schon ernannt worden!)

Dann würde das also einfach auf die Tagesordnung kommen. Der Gegenstandist also
damit erledigt.

Dann kommen wir zum zweiten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplau für den Provinzial¬
landtag, den Provinzialausschuß und die Icutralverwaltungsbehorde für
das Rechnungsjahr vom 1. April 1907 bis 31. März 1908.

Berichterstatterist der Herr Abgeordnete Dr. Neuen Du Munt, dem ich das Wort gebe
BerichterstatterAbgeordneterDr. Neven Du Mont: Meine Herren! Der Haushaltsplan

des Proviuziallandtages. Proviuzialausfchussesund der Zeutralverwaltuug schließt nach den Ihnen
vorliegenden Drucksachen mit einer Gesamtsumme von 561700 Mark ab. DiesemBetrage s,nd in
Einnahmen nnd Ausgaben seiteus der I. Fachkommission ans Antrag des Provmzialausschusses noch
2000 Mark hinzugesetzt worden, die ich gleich motivierenwerde, so daß der Hanshaltsplan jetzt
mit 563 700 Mark in Einnahme und Ausgabe abschließt. .

Zu den Einnahmen ist nur sehr wenig zu bemerken. Zunächst sind dieselben ein llem
wenig vermehrtdurch eine Mehreinnahmean Miete von 3670 Mark aus der Vermietungdes Hauses
Elisabethstmße9, desseu Ankauf Ihnen im Verlauf der jetzigen Tagung noch vorgeschlagenwerden
wird. Da man auf die Zustimmung des Provmziallandtages zu diesem Anlauf rechnet, so sind
diese Einnahmen in den Haushaltsplan eingesetzt. . », . >. «,

Ins weitere sollen unter dem Posten auf Seite 26 Titel II Verwaltungsbeitragder Pro.
für die Leitung und Kontrolle der Anstalt mcht mehr von dieser

Anstalt 12 000 Mark an diesen Haushaltsplan abgeführt werden, fondern 14 000 Mari, welche
nachher in den Ausgaben auch für diese Verwaltung wieder zur Verwendung kommen

Die Ausgaben haben sich in diesem Haushaltsplan vermehrt, in der Hauptsachedurch die
auf Grund der Besoldungsregulativeeintretenden Alterszulagen uud hier und da auch durch d,e
vermehrtenStellen, die bewilligt worden sind. Auf diese Einzelheiten einzugeheu, wird ja von dieser
Stelle aus nicht notwendigsein.
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Es soll aber dann auf Seite 28 unter Titel III 2 ein Posten von 2000 Mark, der dein
Einnahmeposten,der eben erwähnt »norden ist, entspricht, eingefügtwerden, und zwar für die Ver¬
tretung des Herrn Laudeshanptmauns bei den Geschäften der Provinzial-Feuer-Versichcrungsanstalt,
weshalb denn anch die 2000 Mark von dieser Anstalt an diesen Hanshaltsplau abgeführt werden.

Im weiteren ist von befundereu Gehaltserhöhungennoch zu erwähnen, daß die I. Fach¬
kommission sich einverstanden erklärt hat, ans den Antrag des Provinzialnnsschiisscsdas Gehalt des
Herrn Landesrat Kehl von 11000 auf 12 000 Mark zu erhöhen,wodurch er dann mit dem Herrn
Vurster gleichgestellt wird. Ferner soll das Gehalt des Herrn Landesbaurats für Tiefbau Görz
von 13 000 auf 13 500 Mark erhöht werden. Es soll aber gleichzeitig die Bemerkungam Schluß
der Seite 31 gestricheu werden, so daß also weitere Vermehrungen dieses Gehaltes nicht einfach
infolge des heutigen Beschlusses eintreten, sondern daß bei einer weiterenVermehrungdieses Gehaltes
der Provinzinllandtag selbst zn entscheiden hat.

Es soll dann in die 12. Stelle der Landesräte, das heißt in die durch den Austritt des
Herru Landesrats Vorster als Direktor der Provinzial-Feuer-Versichernngsanstaltfrei gewordene
Stelle, nach dem Wunsche des PruoinzialansschnssesHerr Dr. Bussen berufen werden, der ja
bereits bei der Landesverwaltuugaugestelltist. Er muß aber, da er jetzt in eine Landesratsstelle
einrückt,noch von diesem hoheu Hause selbst gewählt werden, und eine diesbezügliche Vorlage wird
Ihnen noch zugehen. Sein Gehalt ist aber unter dem Vorbehalt, daß Sie diese Wahl tätigen
werden, auf 6000 Mark mit den reglemcutmäßigcnZulagen festgesetzt.

Ein weiteres hat die I. Fachtommissionzu diesem Haushaltsplan zn bemerken nicht für
notwendig befnnden, nnd ich schlage Ihnen daher vor, denselben mit der Maßgabe zu genehmigen,
daß auf Seite 31 der letzte Absatz gestrichen wird.

Vorsitzender Becker: Wünscht zu der Vorlage jemand das Wort? — Das ist nicht der
Fall, Dann darf ich die Verhandlung schließen und feststellen,daß das hohe Hans deni Antrage
der I. Fachkommission beigetretenist.

Es kommtder nächste Gegenstand:
Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan
») znr Zahlung von Pensionen ?c. an Provinzialbeamte und von Witwen-

nnd Waisengeldern sowie Unterstützungen an deren Hinterbliebene,
d) zur Zahlung von Invalidengeldern (Unterstützungen) uud Witwcu- und

Waisengeldern an nicht ruhegehaltsberechtigte Angestellte nnd Arbeiter
bezw. deren Hinterbliebene,

o) über die Dr. Klein-Stiftung
znr Verhandlung.

Berichterstatter ist ebenfalls Herr AbgeordneterDr. Nevcn Du Mont.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Neven Du Mont: Meine Herren! Der Etat, der sich

auf Seite 48—63 des Haushaltsplans befindet, ist ein Etat, der zu sehr wenig Bemcrtuugeu
Anlaß gibt, da er fich lediglich aus allen den einzelnen Posten zusammcnfetzt, die von den einzelnen
Anstaltenan diesen Etat abgeführtwerden. Er beruht also ans Einzeletats, die Sie zu genehmigen
nachher Veranlassnng haben werden. Er schließt in Ausgabe uud Einnahme mit 565 200 Mark
ab uud hat also ein Mehrbedürfnis von 52 300 Mark. Dazu treten für das Mchrerfurdernis noch
1426 Mark eigene Einnahmen dieses Etats hinzu.

Die Steigerung erklärt sich aus der Vermehrung der Stellen und aus der Erhöhung der
Gehälter, die Sie im einzelnen beschlossenhaben.
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Ein weiteres ist seitens der I, Fachkommission zu diesem Etat nicht z» bemerken. Ich
darf daran wohl gleich den Bericht über die Versetzung der in Düsseldors befn.dl.cheu Be¬
amten der Provin ialverwaltnng in die Servisklasse ^ mychlußen. Wu Su m.s den
Ihnen mitgeteiltenDrucksachengesehen haben, steht die Stadt Düsseldorf unter deujemgen Laoten,
über die der Staat eine genaue Untersnchuug der Wohuuugsmietsverhältn.sse gemacht hat an v.erter
Stelle, nnd sie steht höher als z, B. selbst die Stadt Cöln, Wenn nm. auch bere.ts .m preuß.schen
Landtage an eknndigt worden ist. daß der Staat beabsichtigt, demnächst du Serv,s«erhaltmssesen.er
Beamten in anderer Weise zu ordnen, das heißt, die Bezüge zu erhohen so hat och d.e Pr°«n.o" '
oerwaltnug es nicht für richtig befunden, ihre sämtlichenBeamten ans duse f")°hnng «n nach u
Jahre warten zu lassen, sie schlägt Ihnen vvr. wenigstens den Wohuungsgeldznschufür d'e Beamte
in Düsseldorf und zwar für die höheren um 240 Mark uud für die nuttlerenBeamten um 108 Mm
in diesem Etatsjahr zn erhöhen. Es hat sich das als um so notwendiger erwusen."nl du St t
Düsseldorf, wenigstensfür die höheren Lehrer, mit einer derartigen ^ ohnng es Wohnuugsg -
znschusses schon vorgegangenist. Die für diese Erhöhung, wenn Sie su besuchen ollteu not¬
wendigenMittel sind aber in den diesjährige»Etat uicht eiugesetzt.und ste w«m daher e.itwew
über den Etat zn verrechnen sein oder aber sich in der Hauptsachewohl durch Mehrergebn.s e der
einzelnen Etats der Provinzial-Fenerversichernngsanstalt.der Landesbank,der land.mrtschaftl.chen
Berufsgeuossenschaft. der Landesversichernngsanstalt usw. decken,so daß dauu te.ne besouderen Ans-
Wendungen seitens des Landtages für diese Bewilligungenerforderlich sem wurden

Im Namen der I. Fachtommission bitte ich Sie daher, d.e Erhöhung des Wohnungsgeld
znschussesum die vorher genanntenBeträge zn genehmigen. m»^„>,

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemandznm Wort dann schluhe .ch d.e Verhand-
lung und stelle Ihr Einverstäudnismit dem Vorschlag Ihrer I. Fachkomm.sstou fest.

Wir qehen zum GegenstandNr. 5 der Tagesordnungüber:
A g'" ^Fachkommission zu den
Tanbstummenanstalten. sowie über die «erwendnng der W.lhe n-^
Stiftnng. des Unterstütznngsfonds der früheren Vere:ns-T^b sum^
anstalt zu Eöln und des Unterstützungsfonds für eutlas eue Taubstumme.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterDr. Ioesten dem ich ^s Wort gebe
Berichterstatter AbgeordneterDr. Ioesten: Me.ne Herren! Be. Trtel « Nr. 7 st m

den Haushaltsplänen der Provinzial-Tanbstnmmenanstaltensowu über du Verwenun ' ».
Augcha-Stiftnng. des Unterstütznngsfondsder früheren ^" s «
des Unterstützungsfondsfür entlassene Tanbstnmmeein Mehrzuschußvon 22 510 Mark emgestellt

"'' Bei den Besoldnngen ergibt sich ein Mehrbedürfnis von 8232 Mark.
Es erreicht dies aber noch nicht die nach dem Besoldungsplauam 1. A" 1907 e^

tretenden Gehaltsverbesserungen des vorhaudeuenLehrpersonalsnut 9300 Mark Dmch d H.
scheiden des Direktors Schulrat CüPPers. welcher das Höchstgehalt
mehrerer Taubstnmmenlehrer.sowie die Verwaudluug vou Lehrerstellen «'^^ ' m ^
Ausgabe so viel geriuger geworden,daß es auch noch möglich war, m d n Tanbstummenanstalten
^Aachen und Nm3 je eüu n ne Lehrerinstellemit dem Anfaugsgehalte.nzunchteu^ Be. den

nderm per^^ °w Mehrausgabe von 3220 Mark vorgesehen werben müsse.
Im Titel III für sächlicheund sonstige Ausgabe« ist eine Mehrausgabevon zusammen13 058 Mark
zu finden.
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Hiervon entfallen auf Beköstigung 7900 Mark, auf Uteufilien und Unterrichtsmittel350
Mark, auf Heizung,Beleuchtung,Reinigung 3800 Mark, auf Krankenpflege und Arzneien50 Mark,
auf Unterhaltung der Gebäude 150 Mark, auf Iustruttiousreisen des Lehrerpcrfouals 100 Mark
und auf sonstige Ausgaben der Rest der 13 058 Mark.

Die Mehrausgaben für das Taubstummenwcsenbetragen somit zusammen 24 510 Mark.
Durch eigene Mehreinnahmen der Anstalten werden gedeckt 2000 Mark; somit bleibt der oben
erwähnte Mehrzuschußvon 22 510 Mark.

Die II. Fachkommission bittet Sie, den Haushaltsplan nach der Vorlage zu genehmigen.
VorsitzenderBecker: Anch hier scheint Einverständnis zu herrschen. Es meldet sich

niemand zum Wort, dann schließe ich die Verhandlung und stelle ihre Zustimmung zu dem Vor¬
schlage Ihrer II. Fachkommissiou fest.

Wir kommen zum Gegenstand6:
Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Pruvinzial-
Blindenanstalten.

Berichterstatterist ebenfalls Herr AbgeordneterDr. Ioesten.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Ioesten: Meine Herren! Hier wird ein Zuschuß

verlangt, der um 4440 Mark geringer ist wie im Vorjahre. Verursacht ist die Minderforderung
durch den Ausfall eines erheblichen Postens in der Ausgabe. Unter Titel III, Nr. 5 ist eine
Minderausgabe von 10 000 Mark vermerkt. Diese 10000 Mark waren im vorigen Jahre ver¬
wendet worden zur Neueindeckung des Daches und zur Sicherung der durchlässigen Giebel. Die
Arbeiten siud ausgeführt, mithin kommt dieser Ansgabepostenin Wegfall.

Im übrigen sind die Einnahmen um 1900 Mark höher eingesetzt, die Ausgaben um
4294 Mark. Von diesen Mehrausgaben in Höhe von 4294 Mark fallen auf die den Ccllitinueu
zu gewahrenden Entschädigungen für die Beköstigung der Pfleglinge, für die Bekleidung der Pfleglinge
und für die Unterhaltung des Mobilars im ganzen 3300 Mark.

Auch hier empfiehltIhnen die II. Fachkommission, dem Antrage auf Genehmigungdes
Haushaltsplans beizustimmen,

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zum Wort. Ich schließe die Verhandlung
und stelle Ihr Einverständnismit dem Antrage der II. Fachkommission fest.

Wir treten in die Verhandlung des GegenstandesNr. 7:
Antrag der II. Fachkommifsion zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Erweiterung und den Umbau der Provinzial-
Blindenanstalt in Düren.

Das Wort hat der Herr AbgeordneteIoesten.
Berichterstatter AbgeordneterDr. Ioesten: Meine Herren! Die stark anwachsende Be¬

legungszifferder Provinzial-Blindenaustllltin Düren, verbunden mit den offenbarenMängeln der
Gebände der Anstalt, die ursprünglich als Departemental-Irrenanstalt gedachtwar, haben schon
seit langer Zeit deren Erweiterung und Ausban nach neuzeitlichen Grundsätzen als sehr erwünscht
erscheinen lassen.

Als die Anstalt im Jahre 1876 eröffnetwurde, hatte sie 95 Zöglinge. Bis Ende März
1895 wuchs die Zahl auf 156. Aus diesem starken Anwachsen ergab sich bereits damals die Not¬
wendigkeit, für eine erheblichweitere Ausgestaltung der Anstalt Sorge zu tragen oder neben ihr
eine zweite Blindenanstalt zu errichten.
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Der 39. Provinziallandtag erkannte in seiner Sitzung vom 4. Mai 1895 ausdrücklich an,
daß die Anstalt in Düren überfüllt sei, und beschloß den Bau einer zweiten Anstalt für evangelische
Alinde, die im Jahre 1899 in Ncnwiedmit 55 Schülern eröffnet wurde.

Neben der Blindenanstalt wurde im Jahre 1882 ein kleiner Neubau errichtet, der zur
Aufnahme von blinden, über 20 Jahre alten Arbeitern diente. Als im Jahre 1897 die Schüler¬
zahl anf 172 stieg, mußte dieser Neubau für die Zwecke der Schule mit in Anspruchgenommen
werden, wodurch Raum für etwa 20 Schüler geschaffen wurde. Die zwei Jahre spater erfolgte
Eröffnnug der NeuwiederAnstalt hatte in Düren zwar ein Sinken der Schülerzahl von 190 auf
138 zur Folge, doch war diese Minderung nur von sehr kurzer Dauer, da die Zahl in den sechs
Jahren bis zur Gegenwart wieder auf 181 anwuchs. Die Verhältnisse liegen heute also ähnlich
wie im Jahre 1895.

Die Schule ist au der Grenze ihrer Aufnahmefähigkeit augelaugt. Dabei ist mit Sicher¬
heit vorauszusehen,daß in den nächsten Jahren die Aufnahmegesuche in besonders verstärktem Maße
sich mehren werden, da der Herr Ober-Präsident durch Erlaß vom 26. Mai 1906 die Königlichen
Regierungen angewiesenhat, alljährlich eine genaue Nachweisung der in das schulpflichtigeAlter
eintretendenblinden Kinder aufstellen zu lassen und der Provinzialuerwaltung zwecks Einschulung
der Kinder zu übermitteln.

Die Mißstände, die in der Blindenanstalt herrschen, lassen es als unumgänglich notwendig
erscheinen, eine baldige umfangreiche Erweiterung und Umgestaltungder Anstalt unter möglichster
Wahrung der vorhandenenBauten in Aussicht zn nehmen. - - Die Art der Erweiterung näher
auszuführenkann ich mir wohl ersparen; sie ist in der Drucksache Nr. 17 ausführlichauseinandergesetzt.

Es ist anzunehmen,daß die Anstalt nach Ausführung der iu der Drucksache beschriebenen
Erweiternngs- und Umbauten, deren Gesamtkosten auf rund 330 000 M. veranschlagt werden, für
absehbare Zeit allen Bedürfnissen genügen und gleichzeitigin die Reihe der auch nenzeitlichen
Ansprüchenvom pädagogischen und hygienischen Standpunkte aus gerecht werdenden Anstalten ein¬
rücken wird.

Der Pruvinzialausschußbeantragt demnach:
„Der Provinziallnndtag wolle die Erweiterung und den Ausbau der Proviuzial-
Blindenanstaltzu Düren in der vorgedachten Art beschließen und die erforderlichenMittel
bis zum Betrage vou 330 000 Mark aus einer aufzunehmenden Anleihe bewilligen."

Die II. Fachkommission schließtsich diesem Antrage an und bittet Sie, den Antrag des
Provinzialausschussesgenehmige» zu »vollen.

VorsitzenderBecker: Auch hier meldet sich niemand zum Wort. Ich schieße die Ver¬
handlung und stelle fest, daß das hohe Haus dem Antrage seiner II. Fachkommissionbeigetreten ist.

Wir kommen zum
Antrag der II. Fachkommission znm Bericht und Antrag des Provinzial-
nnsschusses, betreffend Abänderung des Reglements für die Aufnahme
und Entlassung der der Fürsorge des Rheinischen Provinzialverbandes
anheimfallenden Geisteskranken. Idioten, Epileptischen, Taubstummen
und Blinden in und aus öffentlichen und privaten Anstalten.

Ich gebe das Wort dem Herrn AbgeordnetenIoesten.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Iuestein Meine Herren! Dieser Antrag steht in enger Be¬

ziehung zu den Hanshaltsplänen der Provinzial-Heil-uud Pflegeanstalten.Er ist so zu sageu Vorbeding¬
ung für die Aufstellung dieser Pläne. Weil der Herr Abgeordnete Laudrat Minteu das Referat über

?



50 47. Rheinischer Provinziallaudtag, 3. Sitzung am 13. März 1907.

die Haushaltspläne und über die Zusammenstellungder Haushaltspläne der Provinzial-Heil- und
Pflegeanstaltenübernommenhat, hat er die Freundlichkeitgehabt, auch über diesen Gegenstandder
Tagesordnung, der ja im engen Zusammenhangdamit steht, die Berichterstattungzu übernehmen.

Berichterstatter AbgeordneterMinien: Meine Herren! Die zurzeit über die Aufnahme
und Entlassungen der der Fürsorge des RheinischenProvinzialverbandes anheimfallendenGeistes¬
kranken, Idioten, Epileptischen,Taubstummenund Blinden, sowie über die Einrichtuug und Leitung
der Anstalten, beruhen auf dem Reglement vom 20. November 1872 und des weiteren, was die
Verpflegungskosten angeht, auf den Aufuahmebedingnngenvom 20. April 1877.

Nach deu Grundsätzender Aufnahmebedingungenwurden früher drei Verpflegungsklassen
unterschiedenund zwar eine erste, eine zweite und eine dritte, und in jeder Klasse wurde unter¬
schieden, ob der Kranke der Rheinprovinz entstammteoder ob er einer anderen Provinz entstammte
oder ob er aus einem fremden Staate herkam. Die Pensionspreisebetrugen in der ersten Klasse
für den Angehörigender Rheinprovinz 7^2, für den einer anderen Provinz 8^/2 uud für den aus
einem fremden Staate 9 Mark; in der zweiten Klasse 4, 5'/« und 6 Mark, in der dritten Klasse
1'/2, 3 und 3'/2 Mark.

Diese Sätze wurden mm zunächst im Jahre 1879 abgeändert, indem es sich als notwendig
herausgestellthatte, daß eine neue Klasse zwischen die bisherigezweite nnd dritte Klasse eingeschoben
würde. Die Sätze 4, 5^2 und 6 Mark waren für die miuder bemittelten Klassenzu teuer, und
es wurde eiue Klasse ins Leben gerufen, die heutige dritte Klasse, mit einem Pflegesatz von 2'/«
und 3 Mark. Es wurde auch der Unterschied fallen gelassen, ob der betreffende Kranke der Rhein¬
provinz, einer anderenProvinz oder einem fremden Staate angehörte, man unterschied nur zwischen
den Kranken aus der Nheiuproviuzund jedem anderenKranken. Statt der früheren dritten Klasse
wurde nun eine vierte Klasse ins Leben gerufen mit deu Sätzeu 1^/2 bezw. 3 Mark. Das siud die
Pflegekosten,wie sie heute erhoben werden mit der einzigenAbänderung, daß inzwischen noch eine
Erhöhung der ersten Klasse eingetreten ist nnd zwar auf 8 bezw. 9 Mark. Eine wesentliche
Aenderung ist jedoch eingetreten durch die Einführung des Gesetzes vom 11. Juli 1891, wonach
der Provinzialverband von den nuterstützungspstichtigen Ortsarmeuvcrbändendie sogenannten Spezial-
kosten, d. h. die Kosten für die Verpflegungzn erheben hat. Es wnrdeu sodaun durch das Reglement
vom 10. Dezember 1892 als Spezialkosten,d. h. als Kosten, die die Unterhaltung eines Irren,
Taubstummen,Blinden, Idioten uud eines epileptischenKindes, Epileptikers verursachte,der Betrag
von 81 Pfennig pro Tag, und für Epileptische,weil die eine größere Pflege erfordern, von
90 Pfennig pro Tag festgesetzt, während im übrigen als Vcrwaltuugskostenberechnet wurden
39 Pfennig, die ja bekanntlich der Provinzialverband selbst zu tragen hat. Im ganzen wurde»
also damals statt der 1,50 Mark, die iu dem Reglement vorgesehen waren, von den Gemeinden,
von den verpflichtetenOrtsarmenverbänden nur 81 bezw. 90 Pfennig erhoben und 39 Pfennig
gingen zu Lasten des Landarmenvcrbandes.

Es zeigte sich aber sehr bald, daß diese geringen Beträge bei weitem nicht hinreichten, um
die Irren und die sonstigen Kranken zn verpflegen,nnd es trat dann im Jahre 1897 auf Beschluß
des Provinzillllandtages eine Erhöhung ein, indem die von den Ortsarmenverbändenzu erstattenden
Spezialkostenvon 81 auf 90 Pfeuuig und ferner die Verwaltungskostenvon 39 auf 45 Pfennig
erhöht wurden, so daß also der Landarmenverbaudan die Provinzialaustalt pro Tag in der vierten
Klasse 1.35 Mark zu zahlen hat.

Meine Herren! Es zeigt sich also, daß der Landarmenverbaudiu Wirklichkeit 15 Pfennig
weniger an die Provinzialaustalt bezahlt hat, als das Reglement ursprünglich vorsah, indem es
1,50 Mark festsetzte.
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Daß nnn die Kosten, die die Kranken dem Provinzialverbandc verursachen,bei weitem
nicht mit 1.35 Mark pro Tag gedeckt werden tonnen, ergibt sich aus der Tatsache, die Sie hier
auf Seite 2 der Drucksachen Nr. 19 angeführt finden, daß jeder Irre der Provinz im Jahre
1904/05 durchschnittlich 1.61 Mark pro Tag gekostet hat. ausschließlichder Verzinsung und
Amortisation des Bankapitals der Anstalten, und daß dieser Satz von 1.61 Mark sich n, dem
folgendenJahre 1905/06 anf 1.67 Mark, also um 6 Pfennig gesteigert hat. Diese Steigerung
ist nun in der Hauptsacheauf die Steigerung der Spezialkosten zurückzuführen. also der Kosten fnr
Verpflegung,in zweiter Linie anch auf die Steigerung der Gehalter der Beamten und der Lohne
des Pflege- und Dienstpersonales. ^

Meine Herren! Wie sehr die Lebensmittelpreise gestiegen sind, ergibt f:ch anch anschaulich
aus der Tabelle, die Sie auf Seite 3 der Drucksache Nr. 19 finden. Andererseitsist es aber auch
so notorisch,daß es eines weiteren Eingehens darauf nicht bedarf.

Hierzu kommt noch die erhebliche Steigerung der Kohlenpreise,die sich auch in allen
Etats geltend macht. Ferner kommt noch hinzn der Anleihedienst,der zn leisten ist D das m
die Anstalten investierte Kapital, das im ganzen bis jetzt ca. 18^ Millionen Mark betragt.
Als Anleihedienstsind jährlich für Verzinsung und Tilgung 872 750 Mark zu zahlen. Rechnen
Sie das auf den Pflegetag. so ergibt das wieder auf den Kopf und Tag eines Kranken 65 Pfennig,
so daß also in Wirklichkeit dem Provinzialverbandejeder Kranke. Irre. Epileptiker usw. durchschnitt¬
lich pro Tag 2.32 Mark kostet.

Dem gegenüber vergleichen Sie bitte die Einnahmen; 90 Pfennig von den Ortsarmenver¬
bändennnd Kreisen und 45 Pfennig von den Landarmeuverbänden.Es hat sich daher als notwendig
herausgestellt,die Pflegekosten zn erhöhen, und zwar foll an Pflegekosten in der I. Klafie, wie <2,e
auf Seite 6 und 7 sehen - es sind da die neuen Bestimmungenden alten Bestimmungengegen¬
über gestellt - eine Erhöhung eintreten um 2 Mark. f° daß also für einen Bewohnerder Rhem-
Provinz statt 8 Mark 10 Mark, für einen außerprovinzialenKranke» statt 9 Mark 11 Marl zn
zahleu find, in der zweiten Klaffe statt 4 bezw. 5 Mark 5 bezw. 6 Mark - alw da ist der
Pflegesatz um 1 Mark erhöht worden -, in der III. Klasse ist statt 2.50 nnd 3 Mark e.ne
Steigerung auf 3 und 4 Mark eingetreten. . c « ,

Nun meine Herren, kommt die IV. Klasse, das ist die entscheidendeKlasse; da soll es
bei dem bisherigen Satz von 2,50 Mark verbleibenfür die Insassen der Bcwahrnngshäufer deren
wir ja zwei haben, in Düren und demnächst in Brauweiler. Diese Sätze sollen bleiben dagegen
soll sich der Satz von 1.50 Mark ändern für Kranke, die auf eigeue Kosten ,n den Anstalten
untergebrachtsind. Das sind also zahlende Kranke resp. Kranke,die für Rechnung der Ortstranlen-
tafse-untergebrachtfind. Für diese sollen nnn, statt bisher 1,50 Mark 1.80 Mark, und fnr d,e
außerprovinzialenstatt bisher 2 Mark 2.20 Mark gezahlt werden.

Dann, meine Herreu. sollen schließlich die Kosten für arme Kranke von 1.3b ^carl -
das sind die 90 u»d die 45 Pfennig - auf 1.50 Mark erhöht werden. ^. ...„., .„,.,

Meine Herren! Es wäre ja nnn uicht unbillig, daß den größtenTeil der Mehrlosten von
15 Pfennig für die armen Kranken die Ortsarmenverbände uud Kreife "bernahmen we,l „ die
Hanptsteigerng, wie ich schou cmzuführen mir erlaubte, auf die teueren zurnck-
^führen ist; aber nn, nun uicht eine allzn harte Belastung der Ortsarmenverbane eintreten zu
lasen, wird Ihnen der Vorschlag gemacht, diese Spezialkostennnr um 3 Pfennig a so von 90 auf
93 Pfennig zu erhöhen, fo daß dann die Differenz zwifchen 93 Pfennig und 1,50 Mari, alw
57 Pfennig als Verwaltnngstostendem Landarmenvcrbandcselbst M Last »leiben.
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Meine Heuen! Daß es nicht unbillig ist, daß die I. Klasse um 2 Mark erhöht wird,
dürfte daraus hervorgehen,daß erstlich einmal die Pensionäre der I. Klasse hohe Anforderungen
stellen, daß sie ein Zimmer für sich, einen Wärter für sich beanspruchen und daß sie außerdem nur
dann in die Provinzialanstalt kommen, wenn sie von keiner anderen Anstalt mehr aufgenommen werden.

Meine Herren! Um Ihnen nun den finanziellen Effekt, »vorauf es doch am meisten
ankommt,vor Augen zu führen, werden unsere Provinzialanstalten durch die Erhöhung der Pflege¬
tosten im ganzen eine Mehreinnahme von 361000 Mark bekommen. Von diesen 361000 Mark
hat der Landarmenverbmid200 000 Mark zu tragen, mit anderen Worten, die 161000 Mark
entfallen auf die zahlenden Kranken und die Ortskrankenkassen. Darin ist allerdings auch der
Betrag mit enthalten, der durch die Erhöhung der II. und I, Klasse entsteht. Der ist aber ver¬
schwindend. Während nun der Landarmenverband 200 000 Mark zusteuert, erhebt er von den
Ortsarmenverbändendie 3 Pfennig mehr, und diese 3 Pfennig machen 100 000 Mark aus. Mit
anderen Worten, es wird den Kreisen und Ortsarmenverbänden gegen früher nur 100 000 Mark
mehr abgenommen.

Meine Herren! Dann ist noch eine kleine andere Abweichung in dem Reglementvorgesehen,
nm bisherige Streitfragen aus dem Wege zu räumen. Es ist ein Passus eingeschoben, daß der
verpflichtete Ortsarmenverbanddem Landarmenverbandauch die Kostender außergewöhnlichen Mehr¬
aufwendungen,z, B. für Operationen, für künstliche Glieder usw. oder die Aufnahme in Spezial-
trankenhäuser,die ja eigentlichmit der Vehandlung von Irren nichts zu tun haben, zu ersetzen
hat. Das ist außerdem schon rechtensfür die ordentliche Armenpflege,indem in dem preußischen
Tarif vom Jahre 1876 ausdrücklich festgestellt ist, daß die Ortsarmenverbändediese außerordentlichen
Mehraufwendungenzu zahlen haben.

Dann, meine Herren, bedingt noch eine kleine Aenderung der Umstand, daß der Prvinzial-
laudtllg im vorigen Jahre beschlossenhat, in Brauweiler in Verbindung mit der Provinzialarbeits-
anstatt eine sogenannte Irrenstation ins Leben zu rufen. Diefe Irrenstation wird in kürzester Zeit
fertig und sie dient duzn, um Personen der Arbeitsanstalt Vrcmweiler, die geisteskrank geworden
sind oder die auf ihren Gesundheitsznstand untersuchtwerden sollen, unterzubringen,oder auch ferner
dazu, um gemeingefährliche Geisteskrankeanderer Anstalten aufzunehmen. Da nun an der Spitze
der Anstalt Brauweiler ein Verwaltungsbeamtersteht, ist es notwendig,daß die Funktionen zwischen
dem dort tätigen Arzte und dem Verwaltungsbeamtengeteilt werden, mit anderen Worten, daß der
Verwaltungsbeamtenicht über die Aufnahmeoder Entlassungeines Geisteskranken zu entscheidenhat,
sondern daß das Sache des psychiatrischgebildeten Anstaltsarztes sein muß. Deshalb mußte in dem
Reglement vorgesehen werden, daß der Anstaltsarzt in Brauweiler über die Aufnahme von Irren
in diese Irrenstation bezw. die Entlassung ans der Irrenstation zu entscheiden ,hat. Dagegen hat
die Entscheidungüber die Aufnahme von gemeingefährlichen Irren aus anderen Anstalten in diese
Irrenstation der Herr Landeshauptmann selbst zu treffen. Im übrigen also ist der Direktor der
Anstalt nach wie vor der Vorgesetzte des Pflege- und Dienstpersonals,er hat auch die Disziplinar¬
gewalt, aber die Behandlung der Kranken und den Dienst der Anstalt hat der Anstaltsarzt zn regeln.

Meine Herren! Das sind die Veränderungen,die sich aus dem neuen Reglement ergeben.
Ich will noch hinzufügen,es steht im Reglement selbst nicht, aber in der Begründung — daß das
Reglement am 1. April dieses Jahres schon in Kraft treten soll.

Namens der II. Fachkommissionerlaube ich mir daher, das hohe Haus zu bitten, der
Provinziallandtag wolle sich mit den Reglemcntsändernngeneinverstandenerklären, wie sie in der
Druckschrift des genauerenangegebensind.
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VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung - Ich schließe sie^ da sich niemand
zu,n Wort meldet, und darf ohne besondere Abstimmungfeststellen, daß das hohe Haus den. Antrage
seiner II. Fachkommission beigetretenist.

Wir kommen nun zum 9. Gegenstandder Tagesordnung: . ^ <.„... .„...
Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über das Hebammen-
wesen.

Berichterstatterist der Herr Abgeordnete Ioesten. c^..^o«
Berichterstatter AbgeordneterI>. Ioesten: Bei Titel II Nr. 9 ,st an d.e Haiish ^

Pläne über das Hebammeuweseu und der Prooinzial-Hebammenlehranstaltenm Coln uud Elberfeld
ein Mehrzufchußvon 20 910 Mark erforderlich. ,.«,.,>.

Bei beiden Anstalten beträgt die Mehrausgabe unter Titel I Besoldungen ^
wegen der besoldungsplanmäßigenGehaltsverbesseruugen ' ' ^ ' / '
und bei Titel II andere personliche Ausgaben in Coln wegen anderer Bezahlungder
beiden Bureaugehilfeu940 Mark uud für Dienstpersonal 512 Mark uud m Elberfeld
für Bezahlung der Bureaugehilfen 200 Mark und an Lohnaufbesserungen für das
Dienstpersonal450 Mark, im ganzen also mehr ....... /, ' ' /

Im Titel III, sächlicheund sonstige Ausgaben, ist in beiden Anstalten mehr
Vorgesehen .................. .,
und zwar für Beköstiguug7500 Mark, für Lagerung, Bettzeug ««d Tischwäsche
500 Mark, für Reinigung (Coln) 2000 Mark, für Heizuug(Elberfeld)5W0 Mar.
für Beleuchtung 2500 Mark, für das anatomifche Kabinett 100 Mari, M
Arzneien, Desinfektions-, Stärkungsmittel :e. (Coln) 2000 Mark für B,blwthek
200 Mark, für Steuern und sonstige Abgaben 1800 Mark, für die «" erhaltuug
des Anstaltsgartens 50 Mark mehr, dagegen an foustigen Ausgaben hauptsächlich in
Elberfeld weniger 2737 Mark. ^2^)4^^M

Die Mehrausgabe beträgt zusammen ......... 180 —
Durch eigene Mehreinnahmender Anstalten werden .... -

gedeckt,so daß ein Mehrzuschußvon .............

erforderlich N. Fachkommission bittet Sie. den Haushaltspla» für das H°b°mmenwesen für di.
Provinzial-Hebammenlehraustaltin Coln und für die Provinzial-Hebammenlehranstaltin El Neid
im Anschloß an den Autrag des Provinzialansschnssesnach der Vorlage ^''ehnugen n w Ne>,

Vorsitzender Becker: Auch hier scheint nach keiner Seite
Ich schließe deshalb die Verhandlungund stelle Ihr EinverständnisMit dem Antrage ^yrer

II. Fachkommission fest.
Wir kommen zum cc«..>> K<>n RenKan

Bericht und Antrag des Provinzialansschnsses, betreffend den Neubau
einer Proviinial-Heil- uud Pflegeanstalt. . < c <<

Meine Henm! Zu diestm Gegenstmide war ein Antrag Sch"«—^
einen anderen Platz für die Pflegeanstalt wünschte,als er vom Provmzmlausschußm Vorschlag
gebrachtworden ist. Dieser Autrag ist zurückgczogeuworden.

Berichterstatterist der Herr Abgeordnete Dr. Venn, dem '«das Wort gebe
BerichterstatterAbgeordneterDr. Veun: Es liegt vor Bericht und Antrag des Pro u >,

ausschnsses. betreffendden Neubau eiuer Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt. In den. Bericht .»t
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zunächst die Notwendigkeit des Neubaues einer derartigenAnstalt dargelegt. Dem vorigen Provinzial-
landtag hat schon ein Bericht und Antrag vorgelegen,wonach die Zahl der Geisteskranken in der
Rhcinprovinz nach Abzug der Abgänge alljährlich um 290 steigt. Auf Grund dieses Berichts wurde
der Proviuzialausschuß beauftragt, dem nächsten Pruvinziallandtag geeignete Vorschlägewegen des
zu erwartenden weiteren Zuwachses an Geisteskrankenzu machen. Nachdem nunmehr ein Jahr
weiter verflossenist, lassen sich die Verhältnisse in unserem Irrenwesen filr die nächste Zeit noch
etwas genauer übersehen. Trotzdem die Anstalt Süchteln eben erst fertiggestelltund vollständig
belegt ist, zeigen die Prouinzml-Heil- und Pflegeanstalten zurzeit schon wieder eine Ueberbelegung
von 333 Kranken über die etatsmäßige Ziffer. Wenn nun auch etwa 100 Kranke über die etats-
mäßige Ziffer ohne wesentliche Belästigung von unseren Heil- und Pflcgeanstalten aufgenommen
werden können, so ergibt sich doch zurzeit schon wieder eine zu berücksichtigendeUeberbelastungvon
233 Köpfen. Nimmt mau dazu diese Steigerung von 290 Kranken, so würde nach 4 Jahren
— ein solcher Zwischenranmist für die Erbauung einer neuen Anstalt mindestensvorzusehen —
4 X 290 -s- 230 --- 1390 Kranke zur Ueberführungin die neue Anstalt bereit stehen. Allerdings
werden uns die nächsten Jahre noch eine kleine Erleichterungbringen dnrch kleinere Vergrößerungen
der Provinzialanstalten und einzelnerPrivat-Pflegeanstaltcn. Dies sind aber nur 390 Plätze, so
daß immerhin nach 4 Jahren schon 1000 Kranke für die neue Anstalt zur Verfügungstehen werden.
Sollen daher in der Unterbringung der Geisteskranken nicht ganz unhaltbare Zustände eintreten, so
wird mit möglichster Beschleunigung an die einzig wirksame Abhilfe, nämlich an den Nenbau einer
Provinzial-Irrenanstalt herangegangenwerden müssen. Was die Ausgestaltung dieser neuen Anstalt
angeht, so ist die Kommission den Vorschlägen des Provinzialausschussesfolgend zu der Ueberzeuguug
gekommen, daß es sich nicht empfiehlt,eine reine Pflegeanstalt lediglich für unheilbare Geisteskranke
zu bauen, daß sich aber auch nicht empfiehlt, eine Heil- und Pflegeanstalt nach den bisherige»
Prinzipien zu bauen. Diese beruhen nämlich darauf, daß die Anstalt aus dem ihr zugewiesenen
Aufnllhmebezirk nur frische Ertranlungsfälle aufnimmt und die voraussichtlich Unheilbarenau Privat-
Pflegeanstalten abgibt. Dies Prinzip hat nämlich zur Folge, daß der Kraukenbestaudsehr wechselt
und die Zahl der Neuaufnahmen, die große Anforderung an den Direktor und die Aerzte stellt,
verhältnismäßig sehr groß ist. Dies hat dann zur weiteren Folge, daß eine solche Anstalt uach den
bisherigen Erfahrungen nicht wesentlich über eine Belegzahl von 1000 Köpfen gebaut werden kann.
Wie aber die vorhin mitgeteiltenZahlen schon deutlich zeigen, muß die neu zu erbaueudeHeil-
uud Pflegeanstalt, wenn sie für eine Reihe von Jahren den BedürfnissenRechuungtragen soll,
bedeutend größer sein. Die Kommission ist daher dem Vorschlage der Verwaltung bcigetreten,daß
es sich empfiehlt, eine Anstalt zu errichten, die in ihrem vollen Ausbau 2000 Kranke aufnehmen
kann. Ausschlaggebend war dabei auch auch vor allem der Gesichtspunktder relativeren Billigkeit
einer großen Anstalt sowohl in Bezug auf die Bauausführungskostcu, wie auch auf die Unter¬
haltungskosten.

Das Krankenmaterialder Anstalt soll sich nun zusammensetzen einmal aus unheilbaren
Kranken, die aus anderen Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten dorthin übergeführt werden, sowie
etwa 200 frifchen Fällen aus den: llberwiesenen Aufnahmebezirk. Um nicht zu weitläufigzu werden,
darf ich wohl auf die nähere Begründung iu der Ihnen vorliegendenDrucksache Nr. 27 ver¬
weisen. Hervorhebenmöchte ich nur, daß für die vorgeschlagene Aufnahme von 200 Neuerkrankte»
wesentlich der Gesichtspunktmaßgebendwar, daß dadurch den an der Anstalt beschäftigten Aerzten
eine etwas anregendere Tätigkeit geboten werden soll. Ferner wird die Anglicderungeines Aufnahme¬
bezirks an die Anstalt auch die sehr zu begrüßende Folge haben, daß sich dann der Aufnahmebezirk
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ist die Zahl der Neuaufnahmenin Grafenberg ganz "'"°"'°"ms'n^
daher, die der Anstalt am entferntestenliegenden Krerse. Rees. ^^ Owhau^. ^.sbu
und Mülheim a. d. Ruhr der neueu Austalt zuzuweisen, »w: " ^ °
Kreis Eleve der ueuen Anstalt zugewieseu werden, «m auf d^
die Austalt Iohauuisthal ihrer Hauptanfgab, umulich der Aufn^e mMch °p ' ^^^
Rheinp ovinz gerecht würde. Die Kon.nüssion hat sich ferner auch den G^ 'ch «^ ß

können daß'es'notwendig sein wird, bei der c straft e

brecher mit 60 Betten einzurichteu. Die Anzahl ^r " ^ ^ ^.,.
Handlnug begnügenhaben, in der Untersuchnngs-oder ^trafhaft für gei,temam
in uusere Provi^ial-Heil- uud Pflegeaustalte..untergebrachtwerden, «numt m den letzten ^hren
bedeuteudzu. 1903 waren es 127. 1904 174. 1905 218. «, .^,^.,„„ des Ober-Ver-

In der Kommission kam auch zur Sprache, da nach der NcchtP"chW ^ve
waltungsgerichts die Verpflichtuug der Pr°vmzialverwatuug auch für s U^
Verbrecherzu sorgen, zu bedaueru ist. daß aber die Verwaltung ''^ ^ n^ge ^ch ^
dieser Verpflichtung nicht entziehenkann. Diese Kranken m unsere ,^"" ^ /^,-
an alten zn legen ist nicht angängig, da diese Auftalteu "^ "^^
richtungeu besitzen uud auch uicht besitze» sollen, wie sie allem zur "' erbmgnng '
Fethaltung olcher Elemente notwendig find. Anßerdenr «w "mdm ^
kranken bezw. deren Angehörigemit Recht über das Znsammen em ,m lch KmMi et g

Es ist aus diesen Gründen bereits das Bewahrungshaus m Dureu m.t 4« ^ °W
worden, und ebenso werden in Vrauweiler in dem dort zn fI
zur Unterbringung derartiger Krauten geschaffen. Das genügt aber
sondern bei der neuen Austalt ist ein Bewahrnngshans für wettere b0 genmngefahrUche 1
kranke vorgesehen.

Die neue Anstalt wird also drei Zwecken tneneu: „
1. Der Uuterbriugung uuheilbarer Geisteskrauken aus den Provmzml-Heü- uud Mege

2 ^Aufnahme von 200 ueuen Erkranktenans einen, der Anstalt zuzuweisendenBezirke nud

' ^A?:3'd7^^r'^'nU:: .ch auf den Bericht verweisen. Darmrch ent¬

spricht eine^gH große 'Mtalt am besten den Zwecken der P^ve^
die Bau- und Betriebskosten. Es soll daher tue nene Anstalt be.ch r Vollen

Meu. jedoch soll sie iu 2 Bauperiodeu ^t ^
Da die bisherigen Erfahruugeu gezeigt haben, daß d« Za d, ^

uuterzubriugendengeisteskranken Mäuuer di.^e der Fmne» w,^ ' ^^, '
der Mäuuerseite ea. 300 Plätze mehr als °uf, der Fraueuseü «mgesey ^,^

nm deu Betrieb der Austalt möglichst zu veremfacheu.'^. "'^m t n Lau armenverbaudes
sogenannte4. «der Normalklaffe m der be: w""", '° " „f w",nzelnen Plätze ans die
verpflegt werden, eingerichtetwerden. Auch bezgl. der Verwlu e z ^ ^ ^^
eiuzelnen Krankenkategorienund bezgl. des Baurogram s euve. ch l ^^
Provinzialausschusses. dem die Kommission m allen Stücken belgetreten l,:
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wurde dabei betont, daß dem Proviuzialausschusse kleinere Abweichungen vorbe¬
halten blieben.

Es verdient noch hervorgehobenzu werden, daß im Interesse einer größeren Sparsamkeit
von der Bauart der bisherigen Provinzialanstalten einzelne Abweichungenvorgesehensind. So
sollen die einzelnen Krankeupavillous,besonders soweit sie zur Unterbringungvon Pfleglingen diene»,
größer als bisher gebaut werden. So soll bei den Häusern für Ruhige bis auf 80 Betten und
bei denen für Unruhige bis auf 50 Betten iu einein Pavillon gegangen werden, während bisher
die Maximalziffer 40 Betten war. Ebenso sollen Kcllermumeund Dachgeschoß in weiterem Umfange
als bisher Z, B. zur Unterbringung von Baderäumen, Garderoben und Pflegezimmern in
Anspruchgenommenwerden.

Eine eingehende Besprechung hat dann die Frage gefunden, Wo die neue Anstalt
zu errichten ist. Im allgemeinensind an das zu wählende Baugelände folgende Anforderungen
zu stellen:

1. Lage möglichst im Aufuahmebezirk.
2. Lage in der Nähe einer größeren Stadt und in bequemerVerbindung mit dieser, sowohl im

Interesse des Anstaltsbetriebeswie auch im Interesse der Beamten uud Augcstcllteu.
3. Lage von Schulen in der^Nähe des Geländes.
4. Ein Baugeländevon etwa 120—140 Morgen und außerdemciu landwirtschaftlich zu benutzendes

Gelände von mindestens 300 Morgen, noch besser aber wohl etwas größer, um eine möglichst
ausgiebigeBeschäftigungder Kranken in der Landwirtschaftzn ermöglichen.

5. Das Baugelände muß gute» Baugrund und wenn möglich einigen Baumbestandbieten.
6. Es muß das erforderliche Wasser zur Verfügung stehen.
7. Die Abwässermüssen^beseitigt werden können.
8. Eisenbllhnanfchluß ist unbedingt erforderlich,sowohl im Interesse des Betriebes, wie auch der

Kranken uud ihrer Besucher und endlich
9. sind bequeme Zufuhrwege besondersauch für de» Bau notwendig.

Von feiten der^Verwaltuug ist unter Berücksichtigung des Umstandcs, daß die Anstalt im
Norden der Provinz liegen muh entsprechendUmschau gehaltenworden. Von den viele» nugeboteueu
Geländen kamen nur 3 als beachtenswert in Frage uud zwar 2 iu der Gemeinde Obrighoöeu
bei Wesel und das dritte iu der GemeindeBedburg bei Eleve.

Von den beiden bei Wesel angebotenenGeländen scheidet das eine, der sogen. Averhuf,
nach näherer Prüfung von voruhereiu aus. Der größte Teil dieses Gebietes liegt uämlich im
Hochwassergebiet der Lippe und ist daher zu Bauzweckenungeeignet.Der zu Bauzwecken geeignete Teil
war zwar in seinem Umfangegroß genug, zeigte aber iu feiucr Gestaltungeinen ziemlich laugen an der
Bah» vorbeilaufenden Streifen, so daß auf diese», die Anstalt zu weit auseinander gezogen worden
wäre. Bezüglichdes anderenGeländes bei Wesel lag ein Antrag Schnee,»«»»der Kommission vor.
Da der AbgeordneteSchneemann seinen Antrag zurückgezogenhat, erübrigt sich ein Eingehen auf
den Antrag. Ich will nur bemerken, daß die Kommission das Gelände vo» Obrighoven als unge¬
eignet für den Neubau einer Anstalt hält.

Das Gelände bei Obrighovenhat ei»e Gesamtgrüßevo» 913 Morgen nämlich: 390 Morgen
Holzmig,111 Morge» Heide, 83 Morgen Wiesen und 329 Morgen Acker, wobei aber z» bemerke»
ist, daß von den letztgenannte» 329 Morgen noch etwa 80 Morgen nicht kultiviert sind.

Auf dem Geläude befinden sich 3 Ackerhöfe und 2 ländliche Wohnhäuser. Der Gesmnt-
preis beträgt einschl. des Preises für Holz und Gebäude 690340 Mark oder pro Morgen
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756 Mark. Zieht man den Wert der Gebäude mit etwa 50 000 Mark ab, so bleibt ein Kauf¬
preis von 640340 Mark oder 701 Mark pro Morgen. Zieht man ferner die von Stadt und
Kreis Wesel und der GemeindeObrighovenzu den Grunderwerbskosten angebotenen 50 000 Mark
Zuschuß ab, so bleibt ein Preis von 590 340 Mark oder 647 Mark pro Morgen. Zur weiteren
Empfehlung des Geländes bei Obrighoven liegt ein Antrag des Provinziallandtagsabgeordneten
Schneemann aus Wesel vor, in welchem er zur Empfehlungdes Geländes folgendes ausführt:

1. Der Kaufpreis einschl. des Preises für den Holzbestandund die Gebäude ist etwa
200 Mark pro Morgen billiger wie in Eleve.

2. Das ObrighovenerGelände entspricht bezüglich der landwirtschaftlichen Güte den zu
stellenden Anforderungen,besoudersda der laudwirtschaftliche Betrieb nicht so sehr bezweckt, großen
Nntzen aus der Ackerwirtschaft zu ziehen als vielmehr die Kranken angemessen zu beschäftigen.
Bezüglichder sanitäre» Bedenken wird ein Gutachten des Kreisarztes von Rees beigefügt, nach dem
die klimatischen und sonstigen Verhältnisseeinwandfreiseien. Bezüglichder Lage liege Obrighoven
günstiger wie Bedburg. Angeführt wird zum Beweise die gute Eisenbahnverbindungvon Wesel
nach den verschiedenstenRichtungen. Auch liege das Terrain in der Nähe der großen Industrie¬
bezirke, die die meisten Kranken lieferten. Zn berücksichtigensei ferner die Lage in der Nähe einer
großen Stadt (Wesel), die bezüglich der Schulen allen Anforderungengenüge. Es wird dann noch
erwähnt, daß im Bedburger Gelände ein ganzes Dorf liege. Auch sei der Baugrund in Obrighoven
ein guter und der gewünschte Wald vorhanden. Die Wasserversorgungwerde keine Schwierigkeiten
machen ebenso die Abwässerbescitigung.Gin Bahnanschluß im Gelände sei in Aussicht gestellt;
wegen der Nähe der Zechen sei der Kohlenbezug billiger, die Zufahrtwege seien gnte und bezüglich
der Baumaterialien sei zu erwähnen, daß in Wesel große Ziegeleien lägen. Antragstellerist daher
der Ansicht, daß das ObrighovenerGelände für die neu zu erbaueude Anstalt am geeignetsten sei.

Gegenüber diesen Ausführungen wnrde uns von der Verwaltung mitgeteilt, daß die
landwirtschaftliche Qualität des ObrighovenerGeländes von so schlechterBeschaffenheit sei, daß auf
dem größten Teile desselbeneine Ertragsfähigkeit überhaupt ausgeschlossen sei. Es handele sich
meistens um reineu Sandboden, bei dem auch eine Melioration unmöglichoder nur mit so hohen
Aufwendungenfertig zu stellen sei, daß ein landwirtschaftlicherBetrieb durchaus unrentabel wäre-
An manchen Stellen des Geländes sei der Boden so schlecht, daß nicht einmal eine Kiefer hoch
komme, abgesehen von den 111 Morgen Heide, die überhaupt nicht kultivierbar seien. Das als
Wald bezeichnete Gelände seien zum großeu Teil nnr schlechte krüppelhafte Kiefern und für Park¬
anlagen und zum Zwecke der Verschönerung einer Anstalt durchaus ungeeignet.Zudem sei auch der
Wllldbestand für die Zwecke der Anstalt viel zu groß, da höchstens 200 Morgen sich verwerten ließen
als Baugelände uud Zu Spaziergängenfür die Kranken. Die übrigen 190 Morgen seien daher völlig
wertlos. Zudem führt durch das Geläude eine Eisenbahn,die einen großen Teil des Waldes vom
Anstaltsgebieteabschneidet. Demgegenübersei der gefordertePreis ein ganz exorbitanter, in gar
keinem Verhältnissezu den: wirklichem Werte des Geländes stehend. Außerdemhabe sich bei der
Besichtigungdes Geländes dnrch die Mitglieder des Proviuzialausschussesgezeigt, daß das Gelände
einen sehr tristen und öden Eindruck mache, der auf die Gemütsstimmungder Kranken keineswegs
günstig einwirken könne. Aus diesen Gründen habe der Provinzialausschußdas Gelände als für
durchaus ungeeigneterklärt.

Was nun das Gelände bei Bedbnrg angeht, so wurde seitens der Verwaltung zunächst
bemerkt, daß nach Fertigstellungder Vorlage durch eingetretene Berichtigungenund Abänderungen
die Zahle» der Vorlage über Größe nnd Preis eine Aenderungerlitten hätten. Das ganze Gelände

8
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sei groß 707 Morgen, davon seien 652 Morgen znsammenhängendund 55 Morgen Weide lagen
etwa 10—15 Minuten entfernt. Von den 70? Morgen seien 412 Morgen Ackerland, 168 Morgen
Wald, 115 Morgen Weide und 12 Morgen Hofraum und Hausgarten. Im Gelände liegen
2 Ackerhofeund 8 kleinere Wohngebäude. Der Gesamtpreis einschl. Holz und Gebäude stelle sich
auf 684 874 Mark, also 969 Mail pro Morgen. Ziehe man ab 60 000 Mark für die Gebäude,
so bleibe übrig ein Preis von 624 874 Mark oder 884 Mark Pro Morgen. Ziehe man ferner
ab den von der Stadt Cleve angebotenen Beitrag zu den Gruuderwerbskosteuin Höhe von
50 WO Mark und ferner den von den umliegenden Ortschaften angebotenenBeitrag in Höhe von
15 000 Mark, so ergebe sich ein Preis von 559 874 Mark oder 792 Mark pro Murgen. Bei
Würdigung dieses Preises sei zu berücksichtigen, daß es sich hier bei dem Ackerboden um in bestem
Kultnrzustande befindliches Land handele, daß ferner der Wald einen PrachtvollenKicfernbcstand
zeige, in den die Anstalt wie in einen Park gleich hiucingcbautwerden könne. Daß ferner die
Grüße des Waldes gerade den für die Anstalt notwendigenBedürfnissenentsprichtund daß also
alles übrige Land laudwirtschaftlichiu der besten Weise auszunutzenund zu verwerten ist. Unter
diesen Umstanden sei der Preis als ein durchaus angemessener zu betrachten. Allerdings sei nicht
zu verkennen, daß das Clever Gelände etwas weiter von dem Zentrum des Aufnahmebezirks entfernt
wäre, aber das spiele insofern eine weniger große Rolle, als die Anstalt ja hauptsächlich als eine
Pflegeanstlllt gedacht fei, in der die Kranken meistens jahrzehntelang ihre Unterkunft finden und
erfahrungsgemäß auch von dcu Angehörigenwenig besucht werden. Die Lage zur Stadt Cleve sei
die deutbar günstigste. Eine Eisenbahnstationwerde unmittelbar am Gelände errichtet werden, und
sei sodann die deutbar bequemsteVerbindung mit Cleve hergestellt. Katholische uud evangelische
Elementarschulenseieu ebenfalls in der Nähe und genüge Cleve zum Besuche höherer Schulen voll¬
ständig allen anderen Auforderuugen. Das eigentliche Baugelände sei fast völlig eben, zeige einen
herrlichen Baumbestand uud besten Baugrund. Wasserversorgungund Abwässerbeseitiguug würden
nicht die geringstenSchwierigkeiten machen. Ebenso sei Bahnanschlußzugesagt uud bequeme Zufuhr¬
wege vorhanden. Auch sei zu berücksichtigen, daß das in sehr gutem Kulturzustandebefindliche
Ackerland und die dadurchzu erwartendenbesseren Ernteerträgc in etischer Beziehung von besonders
günstigemEinfluß auf die arbeiteudeuKrauten wirkten, abgesehendavon, daß selbstverständlich in
wirtschaftlicher Beziehung die besseren Bodenerträge im Anstaltshaushalt sehr iu die Wagschale sielen.
Ferner sei es durchausunrichtig, zu sagen, daß ein Dorf in der Mitte des Geländes liege. Zunächst
bestehe das angebliche Dorf nur noch aus Kirche, Pfarrerwohnung, Küsterei und Schule und einer
Wirtschaft, da alles andere angekauftwerde» solle. Sodann liege dasselbeaber keineswegs in der
Mitte des für die Anstalt bestimmten Aangeländes, da die ganze Anstalt ans dem Terrain zwischen
der Chausseeuud der Eisenbahn gebaut würde. Daß jenseits des Dorfes die Niesclwiese und ein
Teil des Ackerlandesder Anstalt zu liegen komme, sei selbstverständlich durchaus uubedeuklich.Iu
landwirtschaftlicherHinsicht sei das Gelände von gauz hervorragenderSchönheit uud der Gesamt-
eindruck einer auf demselbenerrichtetenAnstalt werde zweifellos von vornherein ein hervorragend
günstiger sein. Aus den vorstehenden Ausführungen ergebe sich, daß das Gelände allen an das
Baugelände der Irrenanstalt zu stellenden Anfurdcruugeuim vollste» Maße entsprecheund daß auch
der Preis desselbeu durchaus augemessensei. Nach lauger uud eiugehendcrBeratung kam die
Kommission zu den: Beschluß,dem hohen Hanse den Antrag des Provinzialausschusseszu empfehlen,
und zwar kurz zusammengefaßtaus folgendenGründen:

1. Der angemessene Preis.
2 Die landschaftliche Schöuheit des Geländes.
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3. Der vorzügliche,in gutem Kulturzustande befindliche Boden und damit erheblich höhere
Bodencrnten sowie der parkartige Wald, der sich für Anstaltszweckebesonders eignet.

4. Gute Bahnverbindungund Zufahrtwege.
5. Nähe der Stadt Cleve. die allen Anforderungenbezüglich der Beamten genügt.
6. Gute Wasserversorgung,bequeme Abwässerung.

Ich habe also im Namen der II. Fachkommission die Ehre, den Antrag des Provinzial-
ausschusses, wie er auf Seite 14 des Berichtes steht, Ihnen zur Annahmezu empfehlen.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. Der Herr Abgeordnete Graf zu
Hoensbroech hat das Wort.

Abgeordneter Graf zu Hoensbroech-Haag: Der Herr Landeshauptmannhat bereits
bei der ersten Etatslefung von den Neueinrichtungengesprochen, die bei verschiedenenAnstalten für
die Unterbringung von geisteskranken Strafgefangenen getroffenwerden mußten. Wir sehen auch
bei dieser neu zu errichtendenAnstalt eine derartige Einrichtung. Als die Provinz durch das
Dotationsgesetzdie Pflege für die Geisteskranken übernehmen mußte, hat sie, glaube ich, nicht daran
gedacht, daß diefe Verpflichtungauch auf die Strafgefangenen oder die in Untersuchung befindlichen
geisteskranken Verbrechersich erstreckenwürde.

Wir stehen heute ja leider einem gesetzlich unbefriedigenden Zustande gegenüber, da, wie
wir gehört haben, das Oberverwaltnugsgerichtsich dahiu ausgesprochen hat, daßj die Uebernahme
dieser Strafgefangenen mit unter die Verpflichtungder Provinz falle. Nun sehen wir es tagtäglich,
daß einmal in dieser Beziehung manche Inkongruenzen in die Erscheinung treten und daß zweitens
die Zahl der Strafgefangene« und der in strafrechtlicher Untersuchung befindlichen von Jahr zu
Jahr steigt und daß damit die Last der Provinz von Jahr zu Jahr wachst.

Was die Inkongruenz der Fälle betrifft, so möchte ich Ihnen aus der Praxis folgenden
Typus mitteilen:

Am Niederrhein war ein Brandstifter, welcher, nachdem er eine Anzahl Brände angestiftet
hatte, endlich beim sechsten oder siebenten auf frifcher Tat ertappt und vor Gericht gestellt wurde.
Darauf wurde er auf feinen Gefundheitszustaud untersucht und er wurde als geistig nicht zurechnungs¬
fähig erkannt. Er wurde der Alexiaueranstaltin Neuß überwiesen. Diese hat den Mann eine
Weile gut verpflegt. Er bekam dann eines Tages als geheilt sein Entlassungszeugnis,und da hat
der dumme Kerl sofort am folgendenTage, bevor er aus der Anstalt heraus war, auf dem Dach¬
boden derselben wieder einen Brand angestiftet. Da der Mann sein Gesundheitszeugnis in der Tasche
hatte, war nun die Handhabe gegeben, ihn wieder vor Gericht zu stellen und der Bestrafungzuzu¬
führen. Hatte der Mann den Brand 24 Stunden früher angestiftet,bevor er das Zeugnis hatte,
bann wäre er als geisteskrank weiter in der Anstalt behandeltworden.

Von solchen Zufälligkeitenhäugt heutigen Tages die Entscheidung in diesen Fragen vielfach
ab, und bei der Richtung der Wissenschaft,die — das können wir uns nicht verhehlen— den
Verbrecherauf allen Gebieten nur zu gern in eine gewisse Kategorie von Geisteskranken hmem
versetzt — es ist ja möglich, daß diese Richtung sich auch wieder einmal ändert, aber vorläufig
besteht sie — muß die Provinz unbedingt leiden, weil die Staatsgefängnisse sich tatsächlichauf
Kosten der Provinz erheblich entlasten.

Gerade weil die jetzige Rechtsprechunguns nicht gestattet, dagegen Maßnahmen zu treffen,
ist es erforderlich,daß nach Mitteln und Wegen gesucht wird, um diesem Uebelstande zu begegne».
Dieser Uebelstandbesteht nicht nur auf gewiffen Gebiete« der Prouinzialgesetzgebung, sondern hängt
auch wesentlich mit der Strafprozeßordnung zufammen. Es würde zu weit führen, das hier näher

8*
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anseinauderzusetzeu, und da eine Revision der Strafprozeßordnung doch in Aussicht steht, so wäre
es vielleicht möglich, auch hierbei den Hebel anzusetzen.

Dem wachsamen Auge des Provinzialausschussesmöchte ich daher nochmals empfehlen, daß
er gerade diesem Punkte seine Aufmerksamkeit zuwendet und alle Mittel und Wege vielleichtauch
im Vereiu mit den Vertretern anderer Provinzialverbändeversucht, günstigere Verhältnissein dieser
Beziehung für uus herzustellen.

Ich enthalte mich, einen Antrag in der Beziehung zu stellen, weil ich annehme, daß über
das Ziel und die Wünsche meiner Ausführungen wohl kaum eine Meinungsdifferenzin diesem hohen
Hanse sein wird, und weil ich das Vertrauen zu dem Pruvinzialausschuß hege, daß er keine
Gelegenheitunbenutztläßt, im Sinne meiner Ausführungen die Frage weiter zu erörtern. (Beifall.)

VorfitzenderBecker: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. von Renvers: Meine Herren! Die Materie, die der Herr Graf

Hoensbroecheben angedeutethat, ist feit einer Reihe von Jahren ein Gegenstandder Prüfung und
Erwägung im ProvinzialauBschußgewesen. Die sämtlichen Provinzen haben bisher auf dem
Standpunkt gestanden,die Provinz brauchemir dann für einen Geisteskranken einzutreten, wenn er
armcnrechtlich hilfsbedürftig ist, und zweitens, wenn in seinem eigenen Interesse, im Interesse seiner
Heilung die Aufuahme erforderlich ist, demgegenüber hat aber die Königliche Staatsregiernng einen
anderen Standpunkt eingenommen, Sie fagt: Ihr habt die Irrenhauspflege durch die Dotationen
übernommen,ihr feid nicht nur verpflichtet,armenrechtlicheFälle und Fälle, wo der Mann in
seinem eigenen Interesse aufgenommenwird, zn behandeln, sondern ihr seid auch verpflichtet,jeden
Menschen aufzunehmen,unabhängig von der armeurechtlichen Hilfsbedürftigkeit,sofern die öffentliche
Sicherheit das verlangt, und mit der öffentlichen Sicherheit deckt sich auch immer das Interesse des
betreffenden Mannes.

Die Sache ist nicht mir hier im Ausschuß, sondern auch auf den Laudesdirektoreu-
Kuuferenzcuzur Sprache gebrachtworden. Von allen Seiten find den Staatsbehörden die Bedenken,
die sich gegen ihre Deduktionen gerichtet haben, unterbreitet worden. Die Landcsdirektorenhaben
sich bereit erklärt, mit den beteiligtenMinistcrialressorts in eine Besprechnng über die Angelegenheit
eiuzntreten. Alles war im besten Gange. Wir dachten, irgend einen Weg zn finden, bei dem wir
nns auf einen gewissen Gesichtspunkt hin einigte», als auf einmal im August vor 2 Jahren der
Herr Minister des Innern, ohne irgend eine Provinz zur Beratung hercmznziehen — wozu er sich
ursprüuglichbereit erklärt hatte — eineu Ukas erließ: Ihr habt unrecht- Ihr seid verpflichtet,alle
die Leute, die gemeingefährlich find und deshalb nnch im eigenen Interesse der Fürsorge bedürfen,
in den Anstalten aufzunehmen. Ihr habt, ehe ihr einen Mann eutlaßt, fofort der betreffenden
Polizeibehördedes Eutlasfuugsortes Mitteilung zu machen, und die Polizeibehörde hat dann zu
bestimmen, wenn nach ihrem Gefühl der Mann nicht entlasfnngsfähigist, daß er noch in der Anstalt
zn verbleibenhat.

Wir sind also nun in einer Zwangslage, und diefe Zwangslage ist auch im Sinne des
Herrn Ministers rechtlichgerechtfertigtworden. Wir haben versucht, im Einverständnis mit dem
Herrn Ober-Präsidenten eine Iudikatur in der Sache herbeizuführen,und da hat sich allerdings das
Obervcrwnltungsgerichtauch auf deu Standpuukt des Herrn Ministers gestellt: Provinzen, ihr
seid verpflichtet.

Meine Herren! Es ist nun eine etwas merkwürdige Lage, in der wir uns jetzt befinden.
Wir müssen jeden aufnehmen, der aus dem Arresthausc entlassenwird, weil er den wilden Mann
spielt oder aber, weil sich während der Strafvollstreckungherausstellt, daß er nach der Auffassung
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des Gefängnisarztes nicht strafvollzugsfähigist. Wir nehmen .hn also auf. Nun Wen mse e

Irrenärzte nnsere Direttoren nach einiger Zeit: Der Mann .st vollstand.g3°^. e beda f m
seinem eigenen Interesse, im Interesse der Heilung des Anftnthaltes ... °^ lB ' ^t ^
Dann mache ich der betreffenden Ortspolizeibehörded.e M.tte.lung: D°s ., da GMcht nnsere
Aerzte; ich stehe im Begriff, den Mann zn entlassen; änhere ^ umeMb ^ ^ ' ^
Bedenken a t. Dann schreibt mir der Polizeiverwalteraus dem tle.nen D°N: De Mm rm t
Zigarren oder er stiehlt ein Veloziped. wenn er draußen .st. oder er begeht de °d^ de wffn .

Gemeingefährlich,dar nicht heraus! Nuu fitze ich da. Der Arzt sagt m. : e .st zu mtws ,
die Ortspolizeibehörde erhebt Widerspruch. Entlasse ich den Mam, an»

polizeibelMe an die höhere Instanz, nnd ich habe eine ew.ge Schre.bere, " ^ehüch mmt
vom Herrn Minister die Verfügnng: er ist gemeingefährlich, dn ^t ^ be^
den Mann aber, dann schreibtmir. wie es mir vorgekommen .st d.e ^becha t valtchaft^ De
Mann ist nach dem ärztlichenAttest gesnnd, dn hast ihn zu entlassen ^n 2'"" ^^s I, !
einen solchen Mann zurückbehielt, schrieb die OberstaatsanwaMaft: Ich mache « ^" ^«uh
verantwortlich (Heiterkeit); ich nehme in diesem Falle nur Abstand we. d« '^ mn-r Kä
gehandelt hast; M weißt du aber, daß der Mann gesund ist; entläßt du .hn letzt n.cht. so sper.e

^ ^ ^.so^^e Lage, in der wir uns gegenwärtigbeffndem Ich '"»^m^
schicke der Polizeibe örde die Mitteilnng. Sagt sie ueiu. da.mch.cte >ch d.e ""ch dem Herm
Ober-Präfidenten und ersuche diesen, die Sache dem Herrn Munster vorzulegm Dan g

Herr Minister entscheide... Also ich lasse mich jedenfalls deswegen mcht euN> ^ H " rtt)
Ich km... dem Herr.. Grafen nnr zustin.me., daß es dr.ngend «"we ^ s^ .m ^ de.ung

auf diesem Gebiete heranführen. Da die Iudikatur aber e.nma zn ""«stur P v z

scheden hat. ist dies nur möglich, wenn vom Abgeordnetenhause.... W ' ^ um
ienderun vorgenommenwird. Das ist ja auch schon versuch worden. D^ fenen m den ch

entsinnen, vor zwei Jahren haben die Herren Schmeddmgund
sagen wir einmal, in ihrer ZivilstellungLandesräte in d« Pr°vmM °erww g s.nd d.e ^
ältniffe also sehr genan kennen gelernt haben, in dem S.nne Antrage gestM. ^' hat da.

Abgeo!dnetenhanseine Resolution gefaßt: jawohl, dem foll stattgege en we^n. Dann lam ab
das Urteil des Oberverwaltnngsgerichtsdazwischen und d e Sache .st nn ^mpf ^ °^
Ich glanbe es sind ja einige Herren ans dem Abgeordnetenhan,e h^' d.e nur das besta gm ^

Wir würden nur dankbar sei., wenn in der Hinsicht eme A«.derm. g °ftu' wnd.

der Provinzialansschnßwird die Sache jedenfalls muh im Ange ^n Be M>) ^^
Vorfitzender Becker: Es meldet sich niemand zu». W°rt. Dann schließe >cy )

und darf ohne befondere Abstünmnngfeststellen,daß das hohe Hans den. Antrag se.m. ^«a)

gehen zum Gegeustande Nr. '1 der Ta.e.rdm.ng:
Antrag der I. Fachkommission znm Hanshaltsplan für gewervucye ^weAntrag

über.

Berichterstatterist der Herr ^ordne^
Berichterstatter ^geordneter F^ 149 300 Mark oder

gewerblicheZwecke erfordert emen Zufchuß °us Prov n m nutM. .„.verändert
8250 Mark mehr als im Vorjahre. Im
geblieben,uud ich habe nur Bemertungeubezüglich der dre. Pof.twnen zu machu, du unen höheren
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Zuschuß erfordern. Das betrifft erstens die Königliche Handels- und Gewerbeschule für Mädchen
in Rheydt, bezüglich deren Abmachungen mit der Königlichen Staatsregierung getroffen sind,
wonach ein Zuschuß von mindestens8450 Mark und höchstens 11250 Mark zn zahlen ist, je
nach dem Rechnungsabschlußfür die Schule. Da die Rechnungsjahre 1904 und 1905 eiu
steigendes Bedürfnis ergeben haben, empfiehlt Ihnen der Provinzialausschuß und im Einver¬
ständnis damit die I. Fachkommission den Maximalbetrag von 11250 Mark für das Rechnungsjahr
1907 einzustellen.

Zum anderen wird seitens der Landwirtschaftskammerin Cöln die Errichtung einer neuen
Hufbeschlaglehrschmiede in Cöln zur Vorbereitung der Gesellen im Hufbeschlaggewerbe in Aussicht
genommen.An dieser Anstalt werden sich die Stadt Cöln, die Handwerkskammer und die Schmiede¬
innung in Cöln finanziell beteiligen,unter der Voraussetzung,daß von der Provinz eine jährliche
Beihilfe von 2000 Mark geleistet wird. Auch diesem Antrage, der vom Provinzialausschusse
befürwortet wird, hat sich die I. Fachkommission angeschlossen.

Endlich, meine Herren, ist eine Veränderung im Zuschuß zu den Unterhaltungskostender
Fachschulefür die Solinger Industrie in Solingen um 5000 Mark auf Grund des im vorigen
Jahre gefaßten Beschlusses eingetreten. Während im vorigen Jahre nur für ^2 Jahr der Zuschuß
mit 5000 Mark eingesetzt war, würde in diesem Jahre der volle Zuschußmit 10 000 Mark ein¬
zusetzen sein.

Namens der I. Fachkommission empfehle ich Ihnen die Annahme der hier beantragten
Bewilligungenfür die gewerblichen Zwecke.

Stellvertretender Vorfitzender Graf von Fü rstenberg-Stamm heim: Meine Herren!
Ich stelle den Antrag zur Diskussion.— Es meldet sich niemand zum Wort. Daun schließe ich
die Diskussionlind erkläre hiermit den Antrag für angenommen.

Wir kommen zum 12. Gegenstandder Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zu der Petition von 12 Landessekretären
bezw. Obersekretären wegen auderweiter Regelung ihrer Gehaltsuer-
hältnisse.

Berichterstatterist ebenfalls Herr AbgeordneterFriderichs.
Berichterstatter Abgeordneter Friderichs: Meine Herren! Im vorigen Jahre hat der

Provinzillllandtag eine anderweitigeRegelung der Gehaltsverhältnissefür die Sekretäre und Landes¬
sekretäre vorgenommen,dahin gehend, daß das Anfangsgehalt von 2000 Mark ans 2200 Mark,
das Endgehalt von 3850 auf 4200 Mark hinaufgesetzt wurde, und daß ferner bestimmt wurde,
daß bei der Anstellungzum Landessekretäreine Steigerung von 500 Mark vorgesehen wird. Das
hatte natürlich die Bedeutung, daß für die gegenwärtigenStelleninhaber nur insofern eine Ver¬
besserung ihrer Gehaltsverhältnisseeintrat, als das Endgehalt sich steigerte. Der Provinzillllandtag
hat aber damals den Beschluß gefaßt, daß diese veränderten Gehaltsverhältnissekeine rückwirkende
Kraft haben follten.

Gegen diesen Beschluß richtet sich die Petition der 12 Landessekretäre, die darum eingekommen
sind, eine rückwirkende Kraft für diefe veränderte Regelung der Gehaltsverhältnisseeintreten zn
lassen, insofern, als man ihnen schon innerhalb 30 Jahren die Erreichung dieses Maximalgehaltes
möglich macht.

Der Provinzialausschuß hat die Ablehnung dieser Petition empfohlen und die I. Fach¬
tommission hat sich diesem Antrage angeschlossen.

Ich empfehle daher namens der I. Fachkommission die Ablehnung der Petition,
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Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Ich eröffne die
Diskussionhierüber. - Da sich niemand zum Wort meldet, schließe ich die Diskussionund darf
anch hier annehmen,daß der Antrag der I. Fachkommission Ihre Billigung gefunden hat.

Wir gehen dann über zum 13. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission znr Petition von Sekretären der Nheunschen
Provinzialverwaltuug wegen Nachzahlung des ihnen infolge Veschln es
des 46. Provinziallandtages vom 16. Februar 1906 entstandenen Gehalts-
ausfalles.

Berichterstatter ist ebenfalls Herr AbgeordneterFriderichs. ^
BerichterstatterAbgeordneterFriderichs: Meine Herren! Bezüglich dieser Petition gilt

das vorher Gesagte, und aus den gleichen Erwägungen heraus hat der Provinzialausschußauch d,e
Ablehunug dieser Petition empfohlen,ein Vorschlag,dem sich die I. Fachkommissionanschlössen hat
und den ich hiermit vertrete. .

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: ^ch eröffne tue
Diskussion.- Es hat sich niemand zum Wort gemeldet. Ich schließe die Disknssiou und darf
annehmen,daß der Antrag Ihre Billigung gefundenhat.

Wir kommen zum 14. Gegenstandder Tagesordnung, das ist:
Antrag der I. Fachkommission zur Petition von Bureanass.stenteu der
Rheinischen Provinzialverwaltnng wegen Erhöhung des Aufangsgehaltcs
und der Altcrszulagen. .?;.»»

Hier gebe ich ebenfallsdem Herr» Abgeordneten Friderichs.der Berichterstatter ist. das Wort.
BerichterstatterAbgeordneterFriderichs: Meine Herren! Die Bnreanaslistentenhaben

bei der im vorigen Jahre stattgehabten anderweitigenNeguliernng der Gehn tsverhaltmjse leine
Aufbesserung erfahren nnd zwar aus dein Grunde, weil diefe Gruppe eiue Durchgangsstat,onbildet
nnd weil eine Reihe dieser Herren schon in junge" Jahren in diese Gruppe eintritt. Der Provmz.al-
ansschnßempfiehlt ans dieser Erwägung heraus, die Petition abzulehnen,und ich habe namens der
I. FachtommissionIhnen ebenfalls die Ablehnungder Petition zu empfehlen.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Anch hier meldet
sich niemand zum Wort. Dann schließe ich die Diskussion, und wir kommen zum 15. Gcgeustauo
der Tagesordnung: ^ ._ s > >>

Antrag der I. Fachkommission zur Petition der Hilfsschreiber bei dei
Laudes-Versicherungsanstalt wegen Anstellung.

Berichterstatter ist ebenfalls Herr AbgeordneterFriderichs. dem ich das Wort gebe
BerichterstatterAbgeordneterFriderichs: Meine Herren! Hilfsschreiber beabsichtigt die

Provinzialverwaltuug künftig nicht mehr anznstelle». Es handelt sich um einige wenige Hersonl.ch-
leiten, die bei ausreicheuder Befähigung zn Bureangehülfenbefördertwerden wurden. ......

Der Provinzialansschnßund in Uebereinstimmung mit ihm die I. Fachlommiss.ou unpfiehlt
Ihnen die Ablehnung dieser Petition. ,

StellvertretenderVorsitzender Graf von Fnrstenberg-Stammhe'm: E meldet sich anch
hier niemandzum Wort. - Dauu schließe ich die Distussiouund erkläre den Antrag für angenommen.

Wir gehen dann über zum 16. Gegenstandder Tagesordnung. Has ',t:
Antrag der I. Fachkommission zn der Petition des Straßenaufiehers a. D.
Weber in Aachen, welcher um Aufhebung der gegen ,hu ausgesprochenen
Dieusttündigung bittet.
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Berichterstatter ist hier ebenfalls Herr Abgeordneter Friderichs, dem ich hiermit das
Wort gebe.

BerichterstatterAbgeordneterFriderichs: Meine Herren! Diese Petition erscheint zum
dritten Male vor dem Landtage, Bereits im 44. und auch im 45. Prooinziallandtage ist anerkannt
worden, daß die Kündigung des Provinzial-Straßenaufsehers Weber zu Recht erfolgt ist. Daher
verdient seine Petition keine besondere Erörterung und ich empfehle immens der I. Fachkommission
ihre Ablehnung,

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Wenn sich auch
hier niemand zum Wort meldet, nehme ich an, daß diese Petition nach dem Vorschlagedes Herrn
Berichterstatters abgelehnt ist. (Die Ablehnung ist erfolgt.)

Wir würden dann übergehenzum 17. Gegenstandeder Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Prouinzial-
ausschusses, betreffend die Gehaltsuerhältnisse der Werkmeister an den
Provinzialanstalten.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. zur Rieden, dem ich hiermit das Wort gebe,
Berichterstatter AbgeordneterDr. znr Rieden: Meine Herren! Bei Gewinnung der

Wertmeister für die Provinzial-Fürsorgcanstalt zn Haus Fichtenhain hat sich herausgestellt,daß das
ausgesetzte Gehalt nicht genügte.

Es war nicht möglich, für 1000 Mark Anfangsgehalt geeigneteKräfte zu bekommen.
Das hat dazu geführt, die Werkmeistergehälterder sämtlichen Anstalten der Provinz einer Nach¬
prüfung zu unterziehen.

Es kommen da in Betracht die Werkmeisterder Prouinzial-Blinden- und Erziehungs¬
anstalten, der Provinzial-Arbeitsanstalt in Branweiler nnd des Landarmenhauscsin Trier.

Es ist dabei zn berücksichtigen, daß die Aufgabe» der Werkmeisterin den Provinzinl^
Blinden- und in den Provinzial-Erziehuugsanstalteuschwieriger sind, weil sie auf die Jugend neben
der Ausbildung ihrer technischen Fähigkeiten erzieherisch einwirken müssen. Bei der Provinzial-
Arbeitsanstalt haben die Werkmeister es meist mit Leuten zu tun, die schon ihr Handwerk erlernt
haben und die sie dann nur anleiten müssen zur weiteren Ausbildung in ihrem Handwerk. Daraus
ergibt sich eine Differenz. Die Werkmeister in den Provinzial-Blindcu- nnd Provinzial-Erziehungs-
austalten werdeu ein höheres Gehalt bekommen müssen, als die in der Provinzial-Arbeitsanstalt
in Branweiler.

Es wird vorgeschlagen,die Gehälter der Werkmeister in den Provinzinl-Blinden- und
Provinzial-Erziehungsanstnltenauf 1400 Mark bis 2000 Mark, steigend von 2 zu 2 Jahren um
75 Mark; die Gehälter der Werkmeisterin der Provinzial-Arbeitsanstalt ans 1200 Mark bis
1800 Mark, steigend von 2 zu 2 Jahren um 75 Mark, festzusetzen.

Eine besondere Veranlassung, das Gehalt der Werkmeisterim Lcmdarmenhausezu Trier
jetzt schon zn erhöhen, liegt nicht vor, weil erst vor Jahresfrist die Gehälter dort von 800 Mark
bis 1200 Mark auf 900 Mark bis 1500 Mark erhöht worden find, was mit Rücksicht auf die
dienstlichen Anforderungenan die beiden Beamten für ausreichendzu halten ist.

Die Mehrausgaben, die durch die Neubewillignngenentstehen, beziffern sich auf rund
2100 Mark.

Es wird beantragt, die Gehälter in der vorgefchlagenenWeise festzusetzen uud den Provinzial-
cmsschnßzu ermächtigen,die Gehälter der setzt angestelltenWerkmeister entsprechend zu bemessen.
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Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Ich stelle den
Antrag zur Diskussion.- Es meldet sich niemand zum Wort. Ich schließe die Diskussionuud
erkläre den Antrag für angenommen.

Wir'kommen dann zum 18, Gegenstände der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht uud Antrag des Provinzial-
llusschusscs, betreffend die Erhöhung des Mindestgehaltes der Taub-
stummeu- und Blindenlehrer, der Taubstummen- und Bliudcnlehrerinnen,
der Lehrer uud Lehrerinnen an der Anstalt für Epileptische Iohannisthal.
sowie der Direktoren der Provinzial-Taubstummen- uud Blindenanstalten.

Berichterstatter ist auch der Herr AbgeordneteDr. zur Rieden, dem ich hiermit das
Wort erteile.

BerichterstatterAbgeordneterDr. znr Rieden: Meine Herren! Es handelt sich um einen
neuen Gehaltsansprnch der Taubstummenlehrcr. Die Taubstummeulehrerhaben das hohe Haus
schon mehrfach beschäftigt. Zuletzt ist im Jahre 1905 durch den 45. Landtag das Gehalt der
Taubstummenlehrcrauf 1800 bis 3800 Mark im Mindest- und Höchstbetrage festgesetztworden.

Trotzdemhaben die Taubstummeulehrerdurch Eingabe vom 11. Januar 190? eine neue
Regelung und zwar eine dreifache Aenderung des Gehaltsplanes erbeten. Sie wünschen nämlich
zunächst eine Erhöhung des Anfangsgchaltes auf 2100 Mark, ferner wünschen ste, es mochte bei
der etatsmäßigen Anstellung ihre im Schuldienst verbrachte Dienstzeit - - es stnd alles frühere
Elementarlehrer - soweit sie sechs Jahre übersteigt, bei der Bemessung des Anfangsgehaltesm
Anrechnunggebrachtwerdeu, und bei den bereits angestellten Lehrern, auch den älteren mochte d.e
entsprechende Gehaltsregelung noch nachträglich vorgenommen werden, und endlich: der dienstalteren
Hälfte der Tanbstummenlehrermöchte eine persönliche Zulage vou 400 Mark gewahrt werden

Die I. Fachkommission hat dem Antrage des Provinzialausschusses entsprechend eine ver¬
schiedene Stellung zu den einzelnen Anträgen und Wünschen der Taubstummeulehrerangenommen.
Sie hat den Wunsch uach Erhöhung des Mindestgehaltesauf 2100 Mark als berechtigt anerkannt,
uud zwar ist das im wesentlichen mit Rücksicht auf die anderen Provinzen geschehen,wo auch die
Gehälter schon in ähnlicherWeise festgesetzt wordenfind.

Dagegen ist nicht anerkannt worden ^ und dementsprechendgeht auch der Vorschlag an
das hohe Hans dahin, ihn nicht anzuerkennen -- der Anspruch auf Anrechnung der nn Schul lenst
verbrachtenDienstzeit, soweit sie 6 Jahre übersteigt. Nach 6 Jahren tritt,a be' den Volt^chul-
lehrern die erste Alterszulage ein. Das hat sich für die Taubstummenlehrerals mcht durchführbar
erwieseu. denn die Provinz hat ein großes Interesse daran, jnnge Lehrer zu bekommen uud ste wmoe
dtesem Interessezuwiderhandeln, wenn die Anrechnung in der von den Lehrern erbetenen ^e,se Mttianoe.

Auch zum dritten Punkte der Bitte wird vorgeschlagen, ihn nicht zu genehmigen. Die
persönliche Znla e von 400 Mark, welche der dienstälteren Hälfte der
werden soll, ist eine Zulage, die keine anderen Tanbstummenlehrer haben, wie d.e an der Königlichen
Taubstummenanstalt iu Berlin angestellten. Die Herren Landesdirektorenstn '" ^u «mer
Konferenzdahin überein gekommen, daß eine Gleichstellnng der Provmz.al-Taubstunmenl hrer Mit
den an der Königlichen Anstalt in Berlin angestellten Tanbstummenlehrer»mch sattzuftnden habe,
weil die KöniglicheAnstalt in Berlin speziell dazu da ist, Lehrer auszubilden, was ,a im
wesentlichen für die Provinzial-Taubstummenlehrernicht zutrifft. c> , ^ -^

Die Genehmigung der ersten Bitte hat nun weitere Erhöhungen M F°lge. 'e mcht
erbeten sind, die aber als notwendige Konsequenz der Erhöhungen,wie ste hier für die Taubstummen-

9
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lehrer vorgeschlagen sind, eintreten müssen. Es wird, wenn das Anfangsgehalt der Taubstummen-
lehrer erhöht wird, dann auch das Anfangsgchnltder Blindenlehrer, sowie der Lehrer an der Anstalt
für Epileptische in Iohannisthal auf 2100 Mark erhöht werden müssen.

Die Taubstummen- und Blindcnlehrerinnen haben immer 2/4 des Gehalts der Lehrer
bekommen. Sie werden also auch eine entsprecheude Erhöhung des Gehaltes erfahren müssen und
zwar wird das Anfaugsgehalt auf 1575 Mark zu setzen sein. Endlich mnß, um die Spannung
zwischen Lehrern und Direktoren zu bewahren, auch das Mindestgehalt der Direktoren an Tanb
stummen-und Blindenanstalten erhöht werden, und zwar von 3300 auf 3600 Mark.

Es war noch von den Taubstummenlchrernerbeten worden, bei den bereits angestellten
Lehrern, auch de» älteren, möchte die entsprechende Gehaltsregelung noch nachträglichvorgenommen
werden. Meine Herren! Es ist hier im Provinziallandtage wiederholt beschlossen worden, daß,
wenn derartige Gehaltserhöhungenvorgenommen werden, sie keine rückwirkendeKraft haben sollen.
Es soll nicht so gehandhllbtwerden, als ob die angestellten Lehrer schon zurzeit der höheren Sätze
eingetretenwären. Dementsprechend ist das auch nicht der Vorschlagder Fachkommission in vor¬
liegendem Falle, sondern der Vorschlagder Fachkommission geht nur dahin, den bereits angestellten
Lehrern durchweg 300 Mark zuzulegen. Das ist die Spannung zwischen dem bisherigenAnfangs-
gehalt von 1800 und dem jetzt neu festgesetzten Satz von 2100 Mark. Dagegen tritt diese
Erhöhung natürlich nicht ein, soweit das Höchstgehaltschon erreicht ist. Diese Zulage von
300 Mark rechtfertigtsich ganz entschieden, denn sonst würde ja ein Lehrer, der eben angestellt ist,
auf den bisherigen Mindestgehalt von 1800 Mark bleiben, während ein Lehrer, der nach der Nen^
regelung angestelltwird, gleich auf 2100 Mark kommen würde, obwohl er jünger ist.

Was dann den Lehrern recht ist, das ist auch hier wieder den Lehrerinnenbillig. Diesen
würden also dementsprechend 225 Mark Zulage zu gewährensein, soweit sie bereits angestelltund
uoch nicht in das Höchstgehalt eingerückt sind.

Es wird Ihnen also vorgeschlagen zu beschließen:
a. das Mindestgehalt der Taubstummen- und Blindenlehrer sowie der Lehrer an der

Anstalt für EpileptischeIohannisthal auf 2100 Mark, dasjenige der Taubstummen-
und Blindeulehrcrinuen sowie der Lehrerinnen an der letztgenannten Anstalt auf
1575 Mark und das Mindestgehalt der Direktoren der Taubstummen- und Blinden¬
anstalten auf 3600 Mark zu erhöhen;

d. den unter «, genannten Lehrern nnd Direktoren für das Haushaltsjahr 190? eine
einmalige außerordentlicheGehaltserhöhungvon 300 Mark sowie den unter a, genannten
Lehrerinnen eine solche von 225 Mark zu gewähren, jedoch nicht über den Betrag des
Höchstgehaltshinaus;

0. zu bewilligen,daß die zur Durchführung der Beschlüssezu a und d erforderlichen Mittel
für das Haushaltsjahr 190? aus den verhandenenUeberschüssenentnommenwerden.

Ich bemerke dazu noch, daß der Gesamtaufwand,der durch die Neuregelungentsteht, sich
auf 1? 725 Mark belaufen würde.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürst enberg -St ammheim: Ich eröffne die
Diskussion.— Es meldet sich niemand zum Wort, Dann schließe ich die Diskussionund erkläre
den Antrag für angenommen.

Wir kommen zum 19. Gegenstände der Tagesordnung, das ist:
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend eine Aenderung des 8 6 der Bestimmungen über die
Besoldung der Provinzialbeamten.
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Herr Abgeordneter Dr. zur Rieden ist auch hier wieder Berichterstatter,und ich erteile
ihm hiermit das Wort.

BerichterstatterAbgeordneten Dr. zur Nieden: Meine Herren! Es handelt f,ch nur um
eine Bagatelle, die Sie nicht lange in Anspruch nehmen wird.

Der Iahresbetrag des Wohnungsgeldzuschusses für die in DiensttlasseVI bezeichneten
Provinzialbcamten. das sind die unteren Beamten, ist früher in derselben Hohe festgesetzt worden
wie der Wohnnngsgeldzuschuß für die Unterbeamtcuder Staatsverwaltung, nämlich bei der Servis¬
klasse ^ auf 240 Mark, bei I 180 Mark, bei II 144 Mark, bei III 108 Mark und w IV
72 Mark.

Nun sind inzwischen die Wohnungsgeldzuschüssefür die Unterbeamtender Staatsverwaltuug
erhöht worden, nnd es wird vorgeschlagen, diese Erhöhung der Wohnungsgeldzuschüsseauch für die
Unterbeamtender Provinzialverwaltung,soweit sie der Diensttlasse VI angehören, eintreten zu lassen,
und zwar in der Weise, daß sie betragen in Scrvisklasse ^ 360 Mark, in Servisklassc I 270 Mark,
in ServisklasseII 216 Mark, in ServisklasseIII 162 Mark, in Servistlasse IV 108 Mark.

Meine Herren! Eine besondere praktische Bedeutung hat dieser Vorschlag nicht, da diese
Beamten wie auch andere Beamte keinen Wuhnungsgcldzuschuß beziehen,sondern entwederfreie
Dienstwohnnnghaben oder eine Mictsentschädigungerhalten.

Immerhin aber wird es praktischwerden bei der Pensionsberechnungfür tue Straßen-
aufscher. Deshalb werde» die Sätze erhöht werden müssen, und zwar wird beantragt, der Pruoinzml-
landtag wolle genehmigen,daß im 8 6 der Bestimmungenüber Besoldungder Provinzialbeamten
der Rheinprovinz für ' "i den Orten der ^Servisklasse»

.<?

I

270

II ! III

216 i 162

IV

108
III. Die unter VI genannten Beamten.....360 , , , . .^ . <
als Iahresbetrag des Wohnuugsgeldzufchufses mit Wirkung vom I.April 1906 ab mifgefuhrt werde.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstcnberg-Stammheim: Es meldet sich
auch hier niemand zum Wort. Dann schließe ich die Diskussionund erkläre den Antrag für
angenommen. ^ <,^,>^.

Meine Herren! Da der nächste Referent, der Herr Abgeordnete von Laer augenblicklich
verhindert ist aber wahrscheinlich gleich wiederkommen wird, werde ich die beiden Punkte, über die
der Herr Abgeordnete von Laer vorzutragen hat, vorläufig aussetzen und zum 22. Gegenstande
übergehen: , , , «> c ,

Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Besol¬
dungen und andere persönlichen Ausgaben für die
^ bei der Landes-Versichcrungsanstalt „Rheinprovinz",
L. bei den Schiedsgerichten für Arbeiterversicherung beschäftigten pro-

vinzialbeamten
für das Kaleuderjahr vom 1. Januar 1907 bis 31. Dezember 1907.

Ich erteile dem Herrn Abgeordneten Fusbahn als Berichterstatterdas Wort.
BerichterstatterAbgeordneter Fusbahn: Meine Herren! Der Haushattsplan der Landes-

Verficheruugsaustaltist eigentlichkein Etat im gewöhnlichen parlamentarifchen̂ m.e des W^es-
Es handelt sich hier nm Erfüllung von Verpflichtungen,die die Provinz °nf Grund emev Ver rage»
übernommen hat. Die Verpflichtung besteht dariu. daß die Beso dnngen an die Angestellten
der Landes-Versicherungsanstaltausgezahlt werden. Die Provinz stellt die Beamten für d,e
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Landes-Versichernngsanstaltan; dagegen werden die Gehälter von der Landes-Versichernngsanstalt
znrückvergütet.

Auch weicht dieser Etat von den anderen Etats dadurch ab, daß er vom 1. Januar 190?
bis zum 31. Dezember läuft, also abweichend von den gewöhnlichen Etatssahren,

Der Etat der Landes-Versichcrungsnnstaltfür 1907 ist verbunden mit dem Etat der
Schiedsgerichte. Die beiden Etats schließen zusammen für das Jahr 1907 mit 711550 Mark
gegen 551000 Mark im Jahre 1906 ab, also mit einem Mehrbedarf von 160 550 Mark, der
wesentlichhervorgerufen worden ist durch vermehrte Anstellung von Beamten infolge erweiterter
Anforderungen an die Anstalt,

Zunächst ist das Gehalt des ständigenVertreters des Vorsitzendenfür das nächste Jahr
vorgesehen mit 12 000 Mark gegen 11000 Mark im vergangenenJahre. Sie haben das schon
eben nach dem Antrage des Berichterstatters, Herrn Kommcrzienrats Dr. Nevcn du Mout,
genehmigt.

Die weiteren Erhühnngcn beruhen, wie ich eben schon bemerkte, auf der vermehrtenInan¬
spruchnahme der persönlichen Leistung. Die Geschäftszunahmcgibt sich in folgenden Ziffern kund.
Im Jahre 1904 waren 261892, im Jahre 1905 293 644, im Jahre 1906 306 048 Ausgänge
ohne rund 40 000 Eingänge, die in den Tagebüchernnicht besonders verzeichnet werden. Demgegen¬
über wurden allerdings verhältnismäßig in größerem Maßstabe Beamte in Anspruch genommen.
Im Jahre 1904 hatten wir im Etat 185, im Jahre 1905 236, im Jahre 1906 277 und in
diesem Jahre sind es 296 Beamte, Diese größere Inanspruchnahme persönlicherLeistung beruht
wesentlich auf folgendenzwei Umständen.

Einmal haben die Kommissaredes Reichsamts des Innern, des Neichsversicherungsamts
nnd des Hllndelsmiuinistcriumsschon im Januar 1905 die Notwendigkeit eingehenderer Bearbeitungen
der Rentcnanträge festgestellt. Dann hat aber auch der Ausschußdie Dringlichkeit der Vermehrung
des Beamten- und Kanzleipersonalsanerkanntin Rücksichtauf die notwendig werdenden eingehenderen
Revisionen. Die nicht genügende Vornahme vun Revisionenhat unzweifelhaftin den vergangenen
Jahren zn Ausfällen in den Beiträgen geführt. Das Reichsversicherungsamt hat sich auch kategorisch
für eine verschärfte Kontrolle der Beitragsleistnngcnausgesprochen.Es siud infolgedessen vorgesehen
wurden im Jahre 1905 vier weitere Kontrollstellen,im Jahre 1906 fünf und im Jahre 1907 acht,
also im ganzen siebzehn weitere Kontrollstellen, Rentenstellensind eingerichtetim Laufe der Zeit
iu Wald, und eine Rentenstclleist in dem letzten Jahre in Sigmaringen mit 2 Beamten ringe-
richtet worden.

Ich darf Ihnen die Mehrausgaben bei der LandcsversicherungIaustaltmit ruud 142 000
Mark spezifizieren. Sie setzen sich zusammen aus deu bcsoldungsplanmäßigenGehaltserhöhungen
mit rnnd 21000 Mark, Vergütung für Anwärter nnd Dienstnnkostenzulage 43 500 Mark, Dienst
nnkostcnzulagefür Kuntrollbcamte34 950 Mark, Penfionsfonds 10126 Mark. - Der bemißt
sich ja mit 15 Prozent nach den Gehältern — außerdem aus 32 853 Mark für Stelleuvermehrung.
Bei den Schiedsgerichtentritt eine Erhöhnng von 18 150 Mark ein, Hiervon sind 5220 Mark
besoldungsplanmäßige Zulagen, Vergütungenfür Anwärter 2300 Mark, Pensionsfonds 2600 Mark
und Stellenvcrmchrung8029 Mark.

Es mag Sie nun noch interessieren, einige Zahlen — die allerdings unserer Beschluß¬
fassung nicht uuterliegen — über den Gesamtetat der Landes-Versichernngsanstaltzn hören, der
mit 24 700000 Mark abschließt. Die Einnahmen haben dort betragen rnnd 18 Millionen Mark
für Märten, 4 760 000 Mark für Zinsen. 1200000 Mark für Tilgung von Darlehen und
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730000 Mark sonstige Einnahmen. Demgegenüber haben «13"
Rentenbeitraasertatmgen «75 000 Mark Heilverfahren. 1959 000 Mark Vmvaltu. gsto ten.^emenucmagverMiimMn, <"^ s>^„^ Mm-f VermöaenZanlaae Das ganze Vermögen
1500 000 Mark Kontrolle um. und 9 360 000 '""" ^nn^nZam." ^ i s)N Millionen
der Landes-Berficherungsanstaltstellt sich jetzt anf 142 Mllronen M"'' D " « 100^
Mark in Wertpapieren.42 Millionen Mark in Grnndstucken angelegt. Belastet :st d.e Vers.cheruugs
anstatt dagegen aber anch mit rnnd 12 Millionen Mark Re.üen.

L.Mn,«w,w «».sitzmdn «r»! «»,, F».s.',,!,'>».L!»n,,,h°>m,̂ ! M»

nicht mehr ausführen kann.

^ntrag"d^I. Fachkommission zum Bericht des P^inziawussch^es
iet^fend Maßnahmen, welche ...folge Vermehrnng der ^ahl der ^ro^

vinziallandtags-Abg^ ^^. ^ ,,,.„^^,. „,
BerichterstatterAbgeordneterSpn.tn. ^ ln H - ) ^.^^ ^ ^^

Provinzialordnung für die Rheinprov.nzhat ,eder ^"' m «e g «' ^,^, ,.^ .
Abgeordneten,jeder Kreis mit 40000 oder mehr Euuoolmern /°"^ ^
Pro'vinziallandtagzu wählen. Erreich die EimvohnerM eme ^^r^ 8000 ,,, ^
so werden drei Abgeordnete gewählt, für jede fernere volle Zahl von oU^ ^
weiterer Abgeordneterhinzu. ^ „- ,,„ ^nlac aehabt, daß die

Das stete Wachsen der Bevolternngnnserer Prov.nz h t M F ge ^

Anzahl der ^roviuziallaudtags-Abg^eordnetensich anch venne r h t, Wa rmd^^ ,^
landtag sich im Jahre 1888 aus 139 Mge°rdm en. m ^are 1894 ^ ^^ „ach
Jahre 1900 aus 155 Abgeordneten zulannnenMte. betragt die ^ay. 0 ^ kommenden
den letzten Wahlen, also zurzeit. 176. Se bst°^
Jahren noch .veiter wachsen. Es ist mit ^erhert «nznnehme.^ ^
wa len die Zahl, wenn sie anch nur im Verhältnis d« 1° ^n M^ ?905 zn Grnnde
sollle. sich ans über 200 belaufenwird. Schon wenn ^ w ^ «szaM.g^^^^ ^ z,^ ^^^
gelegt worden wäre, würde die Zahl b« Mge°rdntten 194 be mgen ^ ^ ^ , ^
Wahrscheinlichkeit, nm nicht zu ,agcu nnt S.che he t d °uf «ä,^ «nd daß diese Zahl sich
Landtagswahlendie Zahl der Abgeordnetenerhebluh vermehren werden
auf mehr als 200 belaufen wird. . Sitzungssaal mir knapp

Nnn ist schon znr Zeit, wo wn 17 A geor nete z len m ^ ^^^ . ^
genügend. Die Provinzialverwaltunghat »ut Rnckstcht auf du Zunaym
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Saale schon in etwa Wandel geschaffen, indem sie die Bantreihen verbreitert hat, wodurch leider
die Zwischengänge veischmälcrtworden sind. Znrzeit läßt sich der Zustand der räumlichen Ein¬
richtungendes Sitzungssaales wohl noch ertragen. Er wird aber unerträglich werden, wenn sich
nach sechs Jahren die Zahl noch um etwa 30 Abgeordnetevermehrt haben wird, für welche Herren
in diesem Saale kein Platz zu schaffen ist.

Vorsorglich — nnd wir können der Proviuzialvcrwllltuugdafür dankbar sein — hat daher
die Verwaltung und der Ausschußdie Frage an uns gebracht,was geschehensoll, um diesem nach
den nächsten Wahlen zu erwartendenUebelstandeabzuhelfen, bezw. welche Mittel und Wege ein-
zuschlage« sind, um diesen üblen Konseqnenzen vorzubeugen.

Da gibt es nur zwei Wege: entweder zu trachten, daß die Zahl der Abgeordneten sich
nicht weiter vermehrt, oder Wandel und Ersatz zn schaffen bezüglich der ungenügendenräumlichen
Verhältnisse. Was die erste Möglichkeitangeht, die Zahl der Abgeordnetennicht weiter wachsen
zu lassen, so würde, um diesen Weg zu betreten, die Gesetzgebunganzurufen sein; denn die
Zusammensetzung der Pruvinziallaudtage ist iu deu Provinzialurdnungen, also durch Gesetze bestimmt.
Wir können nicht als Proviuziallandtag bestimmen, wie groß die Zahl unserer Mitglieder sein soll,
sunderndas kann nur durch einen Akt der Landesgesetzgebung geschehen. In den einzelnen Pro¬
vinzen ist die Anzahl der Provinziallandtags-Abgeuronctc»und die Voraussetzungen,nach welchen
sie gewählt werden, verschieden. Sie finden in der Drucksache auf der letzten Seite die Voraus¬
setzungen aufgeführt, nach denen in den einzelnen Preußischen Provinzen die Abgeordnetengewählt
werden. Sie werden daraus ersehen, daß für die Rheinsirovinzuud die Provinz Schlesien die
größte Einwohnerzahlfür einen resp, mehrere Provinziallandtags-Abgeordneteerforderlich ist. Die
anderen Provinzen deputieren aus den Kreisen Abgeordnete schon bei einer kleineren Seelenzahl.
Nun, meine Herren, will es mir persönlich — und ich spreche in dieser Hinsicht auch im Namen
der Fachkommission— als ein merkwürdigerVorgang erscheinen,wenn eine Provinz sich ihre
eigenen Berechtigungenverkürzen wollte. Wir können die Verminderungder Zahl der Abgeordneten
nur dann erreichen,wenn die Kreise eine höhere Anzahl Einwohner haben müssen, um die Abge¬
ordnete» zn deputieren. Ich glaube annehmenzu können, daß sich jeder Kreis freut, möglichst viele
Abgeordnete hier in dieses hohe Haus eutscnden zu köuueu. Uud ich würde es als eine Art Selbst¬
mord ansehen, wenn die eigenen Kreise, die hier ihre Vertretung haben, dazu übergehensollten, die
Gesetzgebung anzurufen, nm ihre Rechte zu verkürzen.

Meine Herren! Mau mag ja vielleicht über diese Frage verschiedener Meinung sein, die
Fachtommissionhält es aber nicht für gegeben, den Weg der Gesetzgebung zn bcschrciten, Sie hält
es am allerwenigsten für angezeigt,aus einem so ganz äußerlichen Umstände,weil eben unser Haus
für unsere Abgeordnetennicht mehr groß genug ist, den Wunschauszusprcchen, daß ein Landcsgesetz
bestimmen soll: Rheiupruuinz, dann schicke eben weniger Abgeordnete!

Meine Herren! Wenn wir den Weg des Anrufens der Gesetzgebung nicht betreten wolle»
— und das empfiehltIhucu Ihre Fachkommissiou — dann bleibt nur übrig, zu trachten, wie
wir dem hier herrschenden oder nach sechs Jahren mit aller BestimmtheitvorhandenenNotstände
abhelfen wollen. Dann wird man eben bauen müssen. Wie das gemacht wird, entzieht sich
zurzeit noch unserer Beurteilung, da dicscrhalbeine Vorlage noch nicht an uns gelangt ist.

Meine Herren! Es wird uns wahrscheinlich schmerzlichsein, wenn wir nach sechs Jahren
nicht in diesen Saal, wo der Landtag so manche Reihe von Jahren erfolgreichgetagt hat, wieder
einziehen sollten. Vielleichtwird uns aber auch etwas Besseres geboten; uud ich glaube, in zwei
Punkten wird uns sicher etwas Besseres geboten werden, ich meine die Akustik und die Beleuchtung.
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Bei beiden liegen in diesem Saale Mängel vor. die von vielen Seiten immer " e^ gengt nnd
beklagt worden sind. Wir werden voraussichtlich einen Sitzuugssaal bekommen, m d m w s duft
Uebelstände anbetrifft. Bessernnggeschaffen ist. wir werden aber ans alle
Sitznngssaal haben, der Bürgschaftdafür bietet, daß nnt der Vermehrnng der Abgeordnetenfnr
alle ein würdiges Unterkommen geschaffenwird.

Die Vorlage die uns der Provinzialansschußmacht, spricht stch mcht darüber aus. m

welcher AttWan^ geschaffenwerden soll. Der Ansschuß erbittet zunächst nur eme Direktivedes

ich spreche, glaubt diesem Ersuchendes Anssämsses

in der Hichcht F^lge geben u Wunen,daß Sie Ihnen abrät Aenderungen m " ^.s— ^
des Landta e herbeizuführe«,daß sie Ihueu dagegen vorschlagtnnd den Rat . >". 5« nuM
beschließen, daß der ProvinzialansschußErnntteluugeu anstellt m welcher Welse dem ach st
eintretenden vermehrtenNaumbedürfnisRechnuug getragen werden tonne Mit «" "en Wo ,

meine Herren, es soll durch diese« Beschluß, falls Sie ihn fassen, nnr d'e rmz.pM F DHm g

getroffen werden: wir wollen eine Veränderunghinsichtlich uuseres Sitzungssaales °mt "eu ^
ie fertig seiu soll. wem. ua°> den nächsten Wahlen, also in sechs Jahren, em ue er «"g w. de

zusammentritt. Wie dies geschehensoll, darüber würde wohl heute mcht zu "«n m. s^
„dieser Einsicht »vürdeu wir vom Provinzialansschuß für den nächsten Landtag ,""° V° läge

erwarten Um das zn ermbglicheu. würde ferner zn beschließensein, daß Sie den ^"^
eru.ächtigeu.die durch die Vorarbeite« entstehenden Projewerungskostenaus deu zur Verfugung de.
Landtages stehenden Mitteln zu entnehmen. ..,.^i.... M<-i,,c Zerren'

Stellvertretender Vorfitzender Graf von Fürstenberg-Stan mhe n. Meme Herren.
Ich stelle den Antrag zur Diskussiou nnd frage, ob jemand das W°" "er a gt

Das ist nicht der Fall, dann schließe ich die Diskussion, und ev wnd gnna,, den, Untrage
Ihrer Fnchkomnnssion beschlossen.

Wir kommen zu dem 23. Punkt der Tagesordnung: ^ , . ^ ^,„:„,ial'
Antrag der III. Fachkommission znm Bericht und Antrag des Provuizial.
ansschnsses. betreffend die Uebersicht über den Eisenbahnfonds nnd die
Nürdernuq von Bahnuntcrnehmungen. .. ^, «n . -^<.

Berfchter atw ist Herr Abgeordueter Dr. von Wülfin, dem ich ^^ das Wo^
BerichterstatterAbgeordneterDr. von Wülfiug: Meme Herrn ^ d^ «h.

die der Proviu ialansschnßvorgelegthat. hat die M. Fachk^wu mchts u be ^ "^
Sie sehe« auf Seite 1, daß der Betrag des Fonds 26 000000 Mart wr gt. D ^mgegan e^
Tilgungsbeträge beliefen sich bis zum 31. März des vorigen Jahres °un°^ ^
so daß die Summe der Mittel fast 27000000 Mark ausmachte. ^? «u "en Snt ,n
Darlehen bewilligt worden gegen 24000000 Mark, mithin blieben verfugbaram 1. Oktober
3187000 Mark. , ^ _., ^,.,„,

Eine Erhöhung des Eisenbahnfondsist mcht m Aussicht genommen.
Die Fachtommission hat. wie ich schon erwähnte zn d'°'em V«uch ' ^M z dem e>.
5W deni ZweitenPunkte, zu dem Antrage des Provinzialausschu ses deu ^e auf ^eu

« h»»» sich ».,, die !„. >.° «>m,i»h,,.,. m..«««, '««^ » ^^^^,^
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Jahre 1894 und sind für die Kleinbahnunternehmungensehr günstig. Nach ihnen braucht die
Kleinbahn keineswegsin allen Fällen eine Vergütung an die Provinz abzuführen, sondern nur
dann, wenn sie mit günstigem Erfolge gearbeitethat. Erst wenn eine Verzinsungdes Anlagekapitals
mit 6°/« erreicht ist, entsteht für die Kleinbahn die Verpflichtung, von dem weiteren Ueberschusse
den fünften Teil an die Provinz abzuführen. Diese Bestimmung hat aber, wie der Provinzial-
ausschuß berichtet, in der Praxis zu Weiterungen geführt. Zunächst ist es zu Meinungs¬
verschiedenheiten zwischen der Provinz einerseitsund den Kleinbahnuutcruchmuugenandererseitsüber
die Auslegung einzelnerBegriffe der Bedingungen gckummcn. Die Meinuugsverschiedenhcitensind
in erster Linie entstandendurch die Interpretation der Worte „Anlagekapital" und „Reingewinn".
Während auf Seiten der Kleinbahnnntcruehmungendas Bestreben besteht, den Begriff „Anlage¬
kapital" möglichst weit zu fassen, finden Sie die umgekehrten Bemühungenbei der Provinz. Vom
Standpunkt der Kleinbahnuntcrnchmuugeuist es sehr begreiflich, daß sie den Begriff „Anlagekapital"
möglichst weit fassen wollen, denn je größer das Anlagekapital ist, um so größer muß naturgemäß
auch der Gewinn sein, der eine 6°/»ige Verzinsungdes Anlagekapitals ermöglicht. Und dies ist ja,
wie ich eingangs ausführte, die erste Voraussetzung für die Heranziehungdurch die Provinz überhaupt.

Weitere Meinungsverschiedenheiten haben sich ergeben über die Fassung und Auslegung
des Begriffes „Reingewinn". Hier habe» wir das umgekehrte Bild. Die Kleinbahnunternehmungen
bemühensich, den Begriff „Reingewinn" möglichst eng zu »ehmeu. Je kleiner der Reingewinn
ist, desto kleiner ist auch der prozentuale Betrag, den sie von diesem Reingewinn an die Provinz
abführen muffen.

Zu diesen rechtlichenSchwierigkeitenkommen noch tatsächlichehinzu, Tcuken Sie sich
beispielsweise den Fall, daß von der elektrischenKraft, die die Kleinbahnuuteruehmungcnzu ihrem
Betriebe bedürfen, sie einen Teil an Dritte abgeben. Wie soll in diesem Falle das Anlagekapital
berechnetwerden? Wie soll ferner das Anlagekapital berechnetwerden, wenn das Kleinbahn-
unternehmenauch in anderen Provinzen Bahnen baut und nicht in der Lage ist oder nicht in der
Lage zu sein behauptet, der Provinz zahlenmäßige Angaben darüber zu machen, wie groß das
Anlagekapitalsei, das speziell auf die Rheiupruviuz entfällt. Es kommt hinzu, daß die Provinzial-
vcrwaliung nach ihrer Angabe bei der Aufstellungder Bilanzen seitens der Kleinbahnunternehmungen
nicht das gewünschte Entgegenkommen findet. Es seien Fälle vorgekommen,die man beinahe als
Bilanzverschleierungbezeichnen müsse.

Zwar ist nun in den Bedingungen vorgesehen,daß Streitigkeiten zwischen der Provinz
und den Kleinbahnunternehmungendurch ein besonderes Schiedsgerichtznm Anstrag kommen sollen.
Dieses Schiedsgerichtwürde aber nur über die rechtlichen Fragen Klarheit schaffen und nicht die
tatsächlichen Mißstände beseitigen können, die ich Ihnen vorher geschildert habe.

Bei dieser Sachlage hält es der Proviuzialausschußfür wünschenswert, mit dem bisherigen
Verfahren zu brechen uud eine neue Art der Heranziehung der Kleinbahnuuternchmungeuherbei¬
zuführen. Aehnlich wie es schon in anderen Provinzen geschehen sei, will der Provinzialausschuß
künftighin nicht berücksichtigen, ob das Klcinbahnunternehmenmit Gewinn oder Verlust arbeitet.
Er will in allen Fällen eine Abgabe für die Benutzung der Provinzialchaussecnverlangen, die
sich im Einzelflllle auf 50 Pfennig bis 1 Mark pro laufendes Meter bemessen soll. Die Ent¬
scheidung hierüber soll dem Provinzialausschusseim Einzelfalle zustehen, der ermächtigtwerden soll
dann, wenn die finanziellen Ergebnisse der Bahn schlecht sind, insbesondere auch in den ersten Jahren
eines neuen Bahnunternehmens diese Gebühr ganz oder teilweise zu erlassen. Der Provinzial¬
ausschuß ist der Ansicht, daß die veränderte Gestaltung der Kleinbahnen in unserer Provinz eine
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Verschärfungder Bestimmungenvon 1894 rechtfertige. Währeud es sich «m^ahre 1894 bei den
Kleinbahne»durchweg nm neue Uuternehmuugen gehandelt hätte, die in
Schonung verdienten,habe sich das Einkomme« der Kleinbahnendurchweg erheblich vermehr^ Auf
Seite 6 der Drucksachefindeu Sie eiue Zusammenstellung,wonach verschiedene Kleinbahnen
annehmbare, znm Teil sogar recht schöne Dividendenin den letzten Jahren verteilt haben

Bei dieser Sachlage glaubt der Provinzialansschuß.daß es keme «„billige Belastuug der
Kleinbahuunternehmuugenwerden würde, wenn sie pro laufendes Meter eiue Abgabe vou 50 Pfennig
bis 1 Mark an die Provinz für die Beuutzuugder Prouiuzialchansseen zu entrichten hatten M
sieht eine Uubilligkeitdarin um so weniger,als es ja dem Provinzialausschnß.wie ich schon vortrug,
gestattet sein soll, in besondereu Fälleu diese Gebühr gauz oder zum Teil zu erlassen.

Bei dieser Sachlage hatte sich die III. Fachkommission eine doppelteFrage vorzulegen.
Zuuächstdie Frage: sind die zurzeit bestehenden Bedinguugenderartig unvollkommen? Habe" "h
aus ihrer praltischeu Handhabungderartige uuerwüuschte Ergebnisse herausgestellt, daß eme Aeudern,
uotwendig oder miudestens wünschenswerterscheint? Und zweitens für den Fall daß man zn
Aejahuug diefer Frage kommt: ist der Weg. den der Provinzialansschußvorschlagt, gangbar uud
taun er ohne Gefährdung der Kleinbahnunternehmuugeubeschütten werden? «,,,., ^

Was die erste Frage anbelangt, so kam die Fachkommission einstimmig zu d« Ansicht daß
zwar zweifellosaugeublicklichMißstände in diefer Hinfichtbestehen. Mißstände sowo '» rechtlicher
Wie in tatsächlicher Beziehuug. sie vermochte aber nicht diese Mißstände für f° ^^lich zu ha e .

daß sie ans diesem Gruude allem eine Aendernngder bestehenden Bestimmungf" >"b "g u°t-
weudi hielt. Sie ging hierbei von folgenden Erwägungen aus. Wie ,ch schon «wah "e. ist znr

Entscheidung der Stetigkeiten, die in rechtlicher Hinsicht entstehen könne., em beso^
gericht vorgesehen, nud dieses Schiedsgerichtsoll, wie auf Seite 5 des Ver'^s g^

ächs er Zeit in drei Sache., eiuen Schiedsfprnchfällen. Hierdurch wird, fo gl°"b ^ sach^
tommiffion.die wünschenswerteKlarheit über die rechtlicheBedeutmig der Angelegenheit he be.g^t
werden Die beste enden Bahuunterneh.nuugenwerden sich die

gericht getroffen hat. zu Nutzen machen und werde., zu weiterenAnstandenm rechtlicher Hinsicht
der Provinzilllverwaltungvoraussichtlich keinen Anlaß mehr geben.

Schwierigerm.d bedeutsamer siud ja zweifellos die wachen Miß^
sich hier doch schließlich nm dieselben Schwierigkeiten,die «^a" anderes
wenn es darauf ankommt, ein ortliches weit verzweigtesun inhaltlich de "s «« «„ m .
für eine Abgabe oder Steuer gleichviel welcher Art heranznz.ehen Jeder der
ei es z. B. mit der Heranziehuug zu Kommuualabgaben mit er «erte: m'g d r gab a

mehrere Gemeinden, mit der Veranlagung zur Staatseinkommens^
ein recht fchwierige und uuerfrenliche Aufgabe ist. aus einer nnt fack,..an..ischer

Bilanz die enigeu Momente herauszusiudeu.die steuerlich "^ ,h°"bar st'ch. ^ ' ^^ ^«
audereuBehörde» tatsächlich gelingt, diese Schwierigkeiten zu bewältige«, s°. "emt « ^cht°^^
wird dies auch der Provinz möglich sein, die ja doch emen >^^i u^ ^^
Apparat zur Verfügung hat als daß fie ü ter allm Umständen
die znrzeit bestehenden Mißstäude mch ° s '° ^ ^1 mise ^ ^.u.^^ ^^
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in sich birgt. Es mag richtig sein, daß einzelne Kleinbllhnuntcrnehnnmgcnin den letzten Jahren
schöne, zum Teil sogar sehr schöne Dividenden ausgeschüttethaben. Aber dies ist doch nur eine
Ausnahme. Es gibt eine ganze Menge von Kleinbahnuntcrnehmungen,die bei der jetzigen milden
Besteuerungder Provinz nur mit Mühe uud Nut durchkommen und die zweifellos iu sehr erhebliche
Schwierigkeitengeraten würden, wollte man ihnen in Zukunft für die Benutzuug der Provinzial-
chausseen die sehr erhebliche Austage macheu, die die Provinz plant. Ist es schon schwierig für die
bestehenden Unternehmungen,diese neuen Auflagen ohne einen Vermögensvcrfallzu tragen, so ver¬
mehrt sich die Schwierigkeit noch für die neuen Strecken, für die Strecken,die uoch uicht ausgeführt sind.
Für sie ist ja in erster Linie die Aenderung, die der Provinzialausschußwünscht, vorgesehen,denn
es liegt nicht in der Macht des Provinzialausschusses,diese Bestimmungenjetzt auch schon ohne weiteres
auf die besteheudcu und älteren Unternehmungenauszudehncu. Er mochte dies allerdings indirekt
uud auf Umwegen dadurch erreichen, daß er den bestehendenUnternehmungen eine erweiterte
Benutzuug der Provinzialchauffeenüber die jetzige tatfächliche Benutzung hinaus nur dann gestatten
will, wenn sie sich verpflichten, für ihr ganzes auf deu Straßeu liegendes Schienennctz die schärfereu
Bestimmungenanzunehmen. Dieser letztere Umstand, die Rücksicht auf die neuen Unternehmungen
erschien der Fachkommission von ganz besonderer Bedeutung und Wichtigkeit,denn es ist wohl zn
beachten, daß die guten, die lucrativen Strecken in nnferer Provinz schon längst gebaut sind und
daß es sich für die Neubauten nur um weniger gute Strecken, um kleine Strecke» handelt. Diese
Streckensind zum großen Teil so klein und versprechen so wenig Gewinn, daß sie eine selbständige
Ausbeutung dnrch ein neues Untcruehmeuüberhaupt uicht gestatte». Mau ist darauf angewiesen,
die schon bestehenden, in der Nähe befindlichen Unternehmungen zu veranlnfsen, ihr Schienennctz
weiter auszudehnen. Diese Unternehmungenwerden zweifellosgegenüber diesen kleinen Unternehme»,
wenn die Uebernahmeihnen in vielen Fällen überhaupt schon wenig Erfolg verspricht, nicht dazu
bereit sein, falls die Uebernahmenoch die weitere höchst bedeutsame Auflage für sie haben wird,
daß sie für ihr ganzes Schicueunetz,soweit es auf deu Prouinzialstmßen ruht, uunmehr die erheb¬
liche Steuer von 50 Pfennig bis l Mark pro laufendes Meter zahlen müssen. Demi, meine Herren,
die jährliche Gebühr von 50 Pfennig bis 1 Mark Pro laufendes Meter ist zweifellos sehr erheblich.
Machen Sie sich klar, das bedeutend für das Kilometer taufend Mark. Die Verzinsnug dieser
tausend Mark verlangt eine Erhöhung des Anlagekapitals von 20—25 000 Mark, während der
Hochbau des laufenden Kilometers Kleinbahn, wie man mir sagt, sich ans 20 000 Mark beläuft.
Es kommen also weitere 20 000 Mark hinzu, und Sie haben mit einer direkten Verdoppelungdes
Anlagekapitals zn rechnen. Auch der Umstand, auf deu iu der Ausschußsitzung besonders hingewiesen
wurde, daß es ja dem Provinzialansschußfreistünde,in besondersdringenden Fällen einen Nachlaß
der Steuer zu gestatten, konnte die Bedenkender Fachkommission nicht beseitigen.

Zwar hat der Herr Referent des Proviuzialansschnsscsuus gestern in der Fachkommission
versichert, die Provinz beabsichtige keineswegs, hiermit eine Erhöhung der Einnahmen herbeizuführen;
der Herr Landeshauptmann selbst hat aber heute morgen bei einer anderen Gelegenheit beiläufig
darauf hingewiesen, daß die Provinzialchausseendadurch, daß sie mit Kleinbahnenbelastet sind, eine
ganz unverhältnismäßig stärkere Abnutzungerlitten, da sich der ganze Verkehr auf die eiue geleise¬
freie Seite der Chaussee hiuüberziehe. Er hat beklagt, daß er zurzeit keine Mittel hätte, um die
Unternehmungenhierfür heranzuziehenund bedauert, daß die Fachkommission ihm diese Handhabe
uicht gewahrenwolle.

Bei dieser Auffassungdes Herrn Landeshauptmann niüssen wir Bedenkenhaben, ob der
Provinzialausschußvon dem von ihm beantragtenRechte, in besonderenFällen einen Erlaß der Abgaben
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herbeizuführeniu dem Umfange Gebrauchmachen würde, wie wir es im Interesse der Kleinbahnen
für unbedingt erforderlich halten, und im Auftrage der III. Fachkommission kann ich daher nicht
umhiu, Sie zu bitten, den Antrag der Provinzialverwaltungabzulehnen.(Beifall.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. von Renvers: Meine Herren! Sie stehen ja gewiß nuter dein

Eindruck, daß die Worte des Herrn Abgeordneten von Wülfing ein Grabgeläute für diefen Antrag
der Pruviuzialverwllltungfein follen. Meine Herren! Ich möchte aber die Beerdigung doch nicht
so ohne weiteres vor sich gehen lassen, uud möchte bitten, mir auch ein Wort zu dieser Vorlage
noch zu gestatten.

Meine Herren! Wir sind uns sehr wohl bewußt, daß wir, wo es sich um tue Hebung des
Verkehrs und des Handels und Wandels handelt, in weitester Weife entgegenzukommenhaben, daß
das einfach eine soziale Verpflichtungder Provinz ist. Meine Herren! Wir sind dieser Aufgabe,
wo wir touuteu, auch immer nachgekommen. «, > ». ^

Als mm zuerst die Kleinbahnenins Leben traten, da war der erste Satz: Line Klembahu
ist überhaupt nur dann möglich, nur dann rentabel, wenn der Grunderwcrbnichts kostet (Zuruf:
Ganz richtig!), und da hat sich die Provinz, entgegenkommend, natürlich bereit erklärt: Wir geben
den Grund und Boden auf unferen Straßen zur Einrichtung der Bahn her. und wo es nicht
möglich ist, da geben wir euch mindestensden nebenherlaufenden Graben, baun könnt ihr noch für
billiges Geld etwas von dem danebengelegenen Grund und Boden erwerben.

Das Entgegenkommender Provinz ist von allen Bahngesellschaften dankbarst begrüßt
wordeu. Wie es sich um die Bahnuorlagen handelte, da hieß es: Gewiß, akzeptieren wir; alle
Bestimmungen,die Sicherstellnngbezüglich der Einrichtung der Straßen in bezug aus Pflasteru.ig
Weicheu usw. akzeptierenwir. Wie es hieß: Ihr habt aber, wenn ihr 6°/° Remgewmn habt,
von dem, was darüber ist. 20°/« uns abzngeben.wurde gesagt, auch dam.t su>d wir vollständig
eiuverstanden, Der Vertragsabschluß ist immer ganz glatt vor sich gegangen. Nun kommt aver
die Kehrseite:Wenn die Bahn eine Reihe von Jahren im Betriebe war. dann fragten wir einmal
an: wie ist es mit der Erfüllung des Vertrages. Da ist ja der Paragraph so und so. der uns
einen gewissen Gewinnanteil zusichert,wenn ihr so viel schon verdient habt. Da lMß es '»nner:
Gewinn ist ja garnicht möglich. Nur von zwei Strecken - das betrifft die Stadt Dusseldorf uud
die Stadt Cöln - haben wir einen Gewinn eingezogen. Ich glaube, es find im ganzen m Mm
Jahre 14 000 Mark. Das ist alles, was wir von den Kleinbahnenbekommen. Alle anderen
Bahngefellfchaftenlegten uns auf Verlangen fehr hübsche Bilanzen, Darstellungenvor. wonach wir
wirklichnichts zu fordern hatten. Da entstanden aber nun immer die Krakehlereieu: M was i,t
deun eigentlich Anlagekapital? wie berechnet ihr das? Sie setzten uns nicht nur d°Z werbende
Kapital, die Aktien hinein, sondern auch Obligatiousschulden.Ersparnisse,die sie gemacht hatte
woraus sie nene Anschaffnugeu vorgenommen hatten usw. Es war alfo em ewiger Kampf mit den
Kleinbahngesellschaften. . . ^-^.:^»^;^

Wir tonnten im Rechtswege nicht vorgehen,weil iu dem Vertrage p em Sch edvgench
abgemacht ist. Wir haben nns nun alfo zu dem Schiedsgerichtbequemt. Die Sache lauft letzt
ein ganzes Jahr nud noch haben wir keine Entscheidung. Es ist nur auch sehr zweifelhaft,welche
Entscheidung dabei herauskommen wird. ^. «, ^. > - ^„«»

Da sind wir nun zu dem Gefühl gekommen, warum soll die Pr°vmz °ie einzige Stelle
sein, die bei der ganzen Affaire den Schaden davonträgt. Warnm soll die Provinz die einzige
sein, die Opfer bringt? Die Kleinbahngesellschaften stecken 6 Prozent und mehr m d,e Tasche,

10'
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die Gemeindenverdienen. Nur die Provinz hat nicht allem den Grund und Boden herzugeben,
sondernsie muß auch die ganz bedeutenden Mehrkostender Unterhaltung der Straßen tragen.

Die Idee, daß eine Kleinbahn die Straße in Bezug auf die Unterhaltung entlastet, ist
unrichtig. Das hat die Verwaltung zuerst auch augcuommeu. Im Laufe der Zeit läßt sich aber
rechnungsmäßigfeststellen, daß die Straße, auf der eine Kleinbahnläuft, iu der Unterhaltungteurer
ist. Der gauze Verkehr geht auf die Seite, wo die Kleiubahu uicht läuft und die Straße wird
ganz ungleichmäßigund iu raschester Zeit verschlisse».Auf der anderen Seite, wo die Bahn liegt,
kommt selten ein Fuhrwerk usw. vorüber.

Also, meine Herren, wir waren die einzigen,die bei der ganzen Affaire Schaden erlitten.
Nun wird eben gesagt, ja, wenn ihr das Schicdsgerichtserkenntnishabt, konnt ihr euch

ja danach richten, dann sind alle die Schwierigkeitenerledigt, dann ist die Sache glatt. Ich glaube
auch: weun das Erkenntnis des Schiedsgerichtsda ist, werden wir ganz glatte Verhältnissehaben.
Wenn ich aber nicht zahlen will, oder mir das unbequemist, dauu möchte ich dcu Kaufmann sehen,
der mir nicht eine Bilanz aufmacht oder eiu Bildchen macht, über das ich nicht weg komme. Es ist
doch kein Knuststttck, ich will uicht sagen, die Sache zu verschleiern,ich meine nichts Böses damit,
aber die Sache so zu frisieren, daß ich uicht hineinschauen kann. Das ist doch nicht schwer.

Die Schwierigkeiten werden also bleiben. Und da ist der Ausschuß zu dem Abkommen
gelangt, das er mit der Stadt Düsseldorf getroffen hat, anstatt der großen schwierigen Berechnungen
ein für allemal eine Kleinigkeit Pro Meter von der Bahugescllschaftals Gebühr zu verlangen.
Wenn nun in der Vorlage steht 50 Pfg. bis 1 Mark, so hätte sich ja darüber in der Kommission
gern sprechen lassen. Es brauchte« ja nicht 50 Pfg. zn sein, wir wollen da ja nicht eiu riesiges
Geschäft machen. Es hätten ja 25 Pfg. sein können. Darüber hatten wir ja ruhig rede» köuucu. Aber
es brauchte doch uicht direkt dieser Autrag abgelehutzu werden. Es hätte sich ja alles machen lassen.

Es war da auch noch vorgesehen, daß, wenn die Bahn wirtlich keinen Gewinn abwirft,
wenn es sehr schlecht geht, wir die Gebühr nicht erhebenwollten. Darüber sollte ja der Ausschuß
im einzelnenFalle befinden. Nun sagt Herr von Wülfing, ich hätte hente morgen die Bemerkung
gemacht, wir wollten doch auch eiucu Gcwiun von der Sache haben; und daraus zieht der Herr
Landlllt von Wülfing die Schlußfolgerung,daß der Ausschuß niemals die Gebühr herabsetzenoder
ermäßigen werde. Meine Herren! So groß ist mein Einfluß im Ausschuß uicht, daß er sich durch
diese zufällige Bemerkung,die ich in der Konnnission gemacht habe, bestimmen ließe. Das brauchen
Sie nicht zu befürchten.

Wir wollen in dieser wie in anderen Sachen wohlwollend die ganze Frage prüfen und
von strengenForderungen, wenn es gesetzlich und reglementsmäßigzulässig ist, absehen. So würde
es in diesem Falle wohl gegangensein.

Ich kann nur sagen, ich bedauere,daß die Proviuz die einzige ist, die bei der ganzen
Sache zahlen soll. Wir hätten vielleicht — ich bin leider uicht in der Kommission gewesen —
uns auf einen andere» Maßstab zusammeufiudeu können.

VorsitzenderBecker: Es hat sich niemand mehr zum Wort gemeldet. Dann schließe ich
die Verhandlung.

Meine Herren! Gegenanträge liegen nicht vor. Zur Verhandlung steht der Antrag, den
die III. Fachkommission gestellthat, und der geht dahin, der Provinziallandtag »volle den Antrag
des Provinzialllusschussesablchucu.

Trotz aller beweglichen Reden des Herrn Landeshauptmanns fürchte ich, wird die Ver¬
sammlung wohl mit diesem Antrag der III. Fachkommission einverstandensein. (Heiterkeit.)(Rufe:
Zur Geschäftsordnung.)
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Znr GeschäftsordnungHerr AbgeordneterGraf Beissel.
AbgeordneterGraf Beissel von Gymnich: Es muß ja eine Abstimmung über deu Autrag

erfolgen. Es kam: durch diese Abstimmungauch der Antrag der Fachkommission abgelehntwerden,
zudem hat der Provinzialausschußseinen Antrag nicht zurückgezogen.

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Dann kommen wir zur Abstimmung über deu Antrag
der III. Fachkommission, der also dahin geht, der Provinziallandtag wolle den Antrag des Provinzial-
ausschusses ablehnen.

Ich bitte diejenigen Herren, welche diesem Antrage stattgeben wollen, sich von ihren Sitzen
zu erheben. (Geschieht.) Das ist die Mehrheit. (Zuruf: Gegenprobe!) Das Bureau ist emig.
daß es die Mehrheit war. (Erneute Rufe: Gegenprobe!) Wenn Sie aber die Gegenprobe wüufchen,
kann sie ja auch uoch gemachtwerden. (Zuruf: Ist der Antrag der Fachkommission abgelehnt?)

Meine Herren! Der Antrag der Fachkommission ist eben angenommen,und der besagt
eine Ablehnung des Antrages des Ausschusses. Die Verhandlung, die hier stattfindet, erfolgt ja
doch auf Grund des Berichtes Ihrer Fachkommission, und nicht auf Grund der von der Fach¬
kommissionabgelehnten Vorlage des Ausschusses. Also uach meiner Ansicht ist der Antrag damit
erledigt.

Meine Herren! Wir kommen zum nächsten Gegenstandder Tagesordnung:
Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht des Provinzialausschusses,
betreffend die sogenannten gleislosen elektrischen Straßenbahnen.

Berichterstatterist ebenfalls der Herr Abgeordnete Dr. von Wlilfing.
BerichterstatterAbgeordneterDr. von Wülfing: Meine Herren! Zu diesem Punkte der

Tagesorduuug tauu ich mich sehr kurz fassen. Ich darf lediglich auf deu Bericht verweisen,den
Sie in der Drucksache Nr. 22 vorgelegt erhalte« habeu. Die Fachkommission hat keinerlei
Bemerkungenzn diesem Bericht zu machen. .

Sie sehen aus diesem Bericht, daß im Rechnungsjahre1906 zwar em neuer Antrag auf
die Erteiluug der Erlaubnis zur Aufstellnng von Masten- und Leitnngsgestängen auf den Provinzial-
straßen für den Betrieb einer gleislosenelektrischenStraßenbahn gestellt wordenwar. Es handelte
sich um die gleiselose Bahn, die vou Mehlem über Berkum nach Meckeuheun führen M Der
Proviuzialausschußhat aber abgelchut, diesem Antrage näher zu treten, da die örtliche Gestaltung
der Provinzialstraße dies nicht gestattet. Das Gefalle war zu stark, nnd war der Verkehr zu rege
als daß er die Belastung durch eine gleislose elektrischeBahn hätte zulassen können Es befindet
sich zurzeit in der Provinz nur eine gleislose elektrischeBahn in Betrieb, das ist die ^«hn die
von Walporzheim nach Neuenahr führt. Diefe Bahn ist am 23. Mai vorigen wahres eröffnet
worden. Bei der Kürze der Dauer des Betriebes der Bah» haben aber Erfahrungen darnber, in
wie weit dnrch diese gleislose Bahn der Oberban der Provinzialstraße leidet. n°°h '"Hi gesammelt
werden tonnen. Es ist daher auch die Frage an den Provinzialansschußnoch nicht herangetreten,
ob hierdurcheine solche Abnntzuug der Chaussee eingetreten sei. daß der Straßenbaufonds aus dem
Eisenbahnfondsschadlos gehalten werden müßte. ., ..^ z. m, .

Vorsitzender Becker: Ich «offne die Verhandln,,«,- Es meldet sich niemandznm Wort
dann schließe ich die Verhaudluug und stelle fest, daß das hohe Haus von der Vorlage Kenntnis
genommen hat. ^ ^, i «n c^ i. » «.

Meine Herren' Der GegenstandNr. 25 der Tagesordnung geht auf Wuusch des Herrn
Berichterstatters,der heute verhindertist, auf die morgige Sitzung über. (Rufe: Vertagen!)

Der GegenstandNr. 26 ist schon erledigt.
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Wir kommen zum GegenstandNr. 27:
Antrag der IV. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung
der landwirtschaftlichen Angelegenheiten.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteHeising, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterHeising: Meine Herren! Der Haushaltsplau für die Unter¬

haltung der landwirtschaftlichen Angelegenheiten der Provinzialverwaltungbefindet sich auf Seite 602.
Er schließt in Einnahme und Ausgabe für das kommende Rechnungsjahr ab mit 1103 980 Mark,
also mit einem Mehr von 17 580 Mark. Die Mehreinnahmen gründen sich hauptsächlich darauf,
daß die Zinsen des Westfonds, welche unter I Nr. 7 der Einnahmen verzeichnet sind, sich nach
dem Durchschnitt der 3 letzten Jahre erhöht haben, und daß im übrigen in Nr. 8 die Zuschüsse
für landwirtschaftliche Zwecke um 14 000 Mark erhöht worden sind.

In der Ausgabe rechtfertigt sich das Mehr durch die Mehrausgaben für die landwirt¬
schaftlichen Winterschulenim Betrage von 5000 Mark, durch höhere Zuwendungen, die aus dem
Westfonds gemacht werden, mit 2509 Mark, und im übrigen in der Hauptsachedurch die höheren
Aufwendungen, welche für die Weinbauschulen Trier, Kreuzuach und Ahrweiler gemacht werden
müssen,mit rund 8000 Mark.

Im übrigen weist der landwirtschaftliche Etat wenig oder gar keine Aenderungengegen
die Vorjahre auf; und es bedarf wohl nicht eines näheren Eingehens auf die einzelnenPositionen.

Die IV. Fachtommissionhat den Etat einer eingehenden Prüfung unterzogenund empfiehlt
die unveränderteAnnahme des Etats, wie er Ihnen vorliegt.

Zu Punkt I der Einnahme „Staatszuschuß zur Unterhaltung niederer landwirtschaftlicher
Lehranstalten" war im vorigen Jahre von dieser Stelle ans der Antrag gestellt worden, es möge
die Königliche Staatsregiernng ersucht werden, doch ihrerseits höhere Leistungen für die Winterschnlen
zu gewähren,da die vom Staate gegebenen Leistungenzu den Aufwendungen,welche die Provinz
macht, in gar keinem Verhältnis ständen. Wie Sie aus dem Etat ersehen, wendet jetzt die Provinz
rund 92 000 Mark auf, wogegen der Staat nur 12 000 Mark aufwendet. Dieser Antrag, welcher
von dem vorjährigen Provinziallandtag an die Staatsregiernng gestellt und von der Landwirtschafts-
kammerunterstütztworden ist, hat insofern einen gewissen Erfolg gehabt, als die Königliche Staats¬
regierung den Zuschußder Landwirtschaftskammergegenüberum 5750 Mark erhöht und im übrigen
fich bereit erklärt hat, für jede neu zu grüudeudeWinterschuledie Summe von 1250 Mark dem¬
nächst zu bewilligen. Es muß ausdrücklich darauf hingewiesen werden, daß diese Bereitwilligkeitder
Staatsregiernng für die Förderung des landwirtschaftlichenWinterschulwesensderartige Mittel
aufzuwenden, als durchaus dankenswert anerkannt werden muß, daß aber leider eine Entlastung
durch diese Zuwendungen der Provinz gegenüber nicht stattgefunden hckt, und es wurde in der
Kommission deshalb auch dem Bedauern Ausdruck gegeben,daß sich die Staatsregierung ihrerseits
nicht zu weiteren Aufwendungenhat bestimmen lassen. Es wurde aber zugleich die Hoffnung aus¬
gesprochen, daß wahrscheinlich mit der Zeit eine Erhöhung auch dieses Staatsfonds wohl eintreten
dürfte, und deshalb von besonderen Anträgen in der Kommission abgesehen.

Da im übrigen die einzelnen Titel der Einnahmen und Ausgaben zu besoudcren
Bemerkungenkeinen Anlaß geben, so möchte ich den Antrag der IV. Fachkommission dem hohen
Hause unterbreiten:

„Der Provinziallandtag möge den Haushaltsplan für die laudwirtschnftliche Verwal¬
tung einschließlich der Haushaltspläne für die WeinbauschulenTrier, Kreuzuach und
Ahrweiler unverändert annehmen."
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Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung.— Es meldet sich niemand zum Wort.
Dann schließe ich dieselbe und darf wohl ohne besondere Abstimmung feststellen, daß das hohe Hans
dem Antrage seiner IV. Fachkommission beigetrctenist.

Meine Herren! Ich möchte Ihnen vorschlagen, hier jetzt die Tagung zu beenden und die
übrigen Gegenständeder Tagesordnung auf die morgige Sitzung übergehen zu lassen. (Zustimmung.)

Wenn dagegenkein Bedenken in der Versammlungbesteht - und das scheint nicht der
Fall zn sein - dann werde ich für morgen folgende Gegenständeznr Verhandlung vorschlagen:
Eingänge, dann cvcntncllRest der heutigen Tagesordnung, ferner
Haushaltsplan über die Verwaltnngstosteuder Rheinischen Provinzial-Feuerverstcher.iugsausta t
Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffendden Ankauf des Hauses Elisabethstraße

Nr. 9 in Düsseldorf.
Haushaltsplan für die Verwaltung der Provinzialmuseeuzu Bonn uud Trier. . .
Bericht und Antrag des Provinzialansschnsses,betreffenddie Erweiterungdes ProvMWlnmsemns

in Bonn. _„ ^, ^ c

Haushaltspläne der Provinzial-Heil- und Pflcgeanstaltenzu Audernach,Bonn, Düren, Gallhausen,
Grafenbcrg, Merzig und Iohannisthal.

Bericht und Antrag des Provinzialansschnsses.betreffenddie Aenderungder Anstellungsverhaltmssc
der Aerzte an den Provinzial-Heil- und Pflcgeanstalten.

Bericht und Antrag des Provinzialansschnsses,betreffend Ermächtigungdes Provinzialansschnsses zur
Veräußerung eines zur Heil- und Pflegeanstalt Grafenberg gehörigen Grundstückes.

Petitionen des deutschen Verbandes der Krankenpfleger und -Pflegerinnen.
Haushaltsplan für die erweiterteArmenpflege.
Haushaltsplan für die Verwaltung des Landarmenwesensder Rheinvrovmz.
Haushaltsplan der Polizeistrafgelderfondsund des Ehrenbreitsteinerallgemeinen Armenfonds.
Haushaltsplan der Provinzial-Arbeitsanstalt zu Branweiler.
Haushaltsplan des Landarmenhauseszu Trier.
Haushaltsplau über die Uuterstützuug milder Stiftuugen nnd Wohltätigtettsanstalten,sonne über die

Kosten zur Unterbringung und des Unterhaltes von Epileptikern. Idioten, Blinden. Trmkernund
Krüppeln aus der Rheinprovinz. „ , , </ -, ^»..

Haushaltsplau über die Kosten der Leitung und Beaufsichtiguug der baulichen Unterhaltungsarbetteu.
sowie über den Fonds zur Erneuerung maschineller Aulagen in den Provmzmlanstalteu.

Bericht und Autrag des Provinzialausschusses,betreffend die Aufnahmeeiner wetteren (dritten) An¬
leihe für Hochbauten. ^ ^ . ynillen-

Haushaltsplan für die Verwaltungder Angelegenheiten, welche die Förderung von Kunst und ^'„en^

Berichtes Provwzialansschnsses.betreffend den Antrag des Abgeordnete«
höherer Mittel für die Herstellunguud Unterhaltung von Haussierten Wegen, zur Uebernahme
solcher durch die Provinzialverwaltungund zum Kreis- und Gememdwegebau.

Bericht des Provinzialausschusses,betreffenddie Gewährung von Beihilfen aus Fonds 4 und ^

Ber?^^ «ber die im Jahre ^ ^g. ^ng v.,
Beihilfen zn Armen- nnd Wegezweckengemäß § 5 Abs. 3 des Gesetzes vom 2. ^nm 1902.
betreffend die Ueberweisung weitererDotationsrenten an die Provmzmlverbande.

Haushaltsplan der Provinzial-Straßenverwaltung.
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Petition der Straßenmeister der Rheinischen Provinzialverwaltuug.
Petition des Landwirts Wilhelm Keutmann in Obersiemcringhausennm nachträgliche Bewilligung

einer Brandentschädigung,
Bericht und Antrag des Provinzialausschnsses,betreffend die weitere Förderung des Baues von

Wasserleitungenin leistungsschwachen Gemeinden,
Bericht und Antrag des Provinzialansschusses,betreffenddie Errichtung nener landwirtschaftlicher

Winterschulenin Iülich, Rhcinbach und Dülken,
Petition des Vorstandes des Vereins der Gemeinde-Oberförster.
Bericht und Antrag des Provinzialausschnsses,betreffend die Regelung der Vorflut von Wasserlänfen

bei Zusammenlegungen.
Sie sehen, meine Herren, das ist noch eine ganz reichhaltige Tagesordnung, und ich werde

mir also erlauben, Sie zu morgen 11 Uhr wieder hierher einzuladen. Wenn es Ihre Billigung
findet — das scheint ja der Fall zu sein. Ich darf das hierniit feststellen.

Wenn niemand mehr das Wort wünscht — es ist nicht der Fall — dann schließe ich
hiermit die Sitzung.

(Schluß 3 l/4 Uhr.)

Vierte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf,am Donnerstag, den 14. März 1907.

Beginn 11 Uhr 20 Minnten.

1. Eingänge.
2. Antrag der 1. Fachkommissionzum Haushaltsplan über die Verwaltungstostendes Genossenschafts'

Vorstandes der Rheinischen landwirtschaftlichenBerufsgenossenschaftfür das Kalenderjahr vom
1. Januar 190? bis 31. Dezember1907.

3. Antrag der 1. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschnsses,betreffend
die Bestellung von Amtskautionenseitens der Provinzialbeamtender Rheinprovinz.

4. Antrag der 111. Fachkommission zu dem Bericht nnd Antrag des Provinzialausschnsses,betreffend
die Aufnahme einer Anleihe zum Ankanf von Basaltsteinbrüchenfür die Zwecke der Provinzinl-
ftraßen-Verwaltung.

5. Antrag der IV. Fachkommissionzum Haushaltsplan über die Verwaltung der Fonds zur
Gewährung von Viehentfchädigungen infolge:
a) von Rotz und Lungcnseuche (Reichsgesetz vom 23. Juni 1880, betreffenddie Abwehr und

Unterdrückung von Viehseuchen, und Ausführungsgesetz vom 12. März 1891),
d) von Milz- nnd Nauschbrand(Gesetz vom 22. April 1892, betreffend die Entschädigung für

an Milz- und Nauschbrandgefallene Tiere),
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1907 bis 31. März 1908.
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«. Antrag der III. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschnsses, betreffend
den Antrag der Handelskammer zu Codlenz, „das Gesetz vom 18. Anglist 1902. betreffend
die Vorausleistungen zum Wegebau, für. die Nheinprovinz außer Wirkung zu setzen".

7. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschnsses. betreffend
die Anfchaffuug eines Kraftwagens für Dienstzwecke. , , .. <

8. Antrag der 1. Fachkommissiou zum Bericht und Autrag des Prouinzialansschusses, betreffend
Nachsuchuug eines neuen Privilegs zur Ausgabe vvn Rheinproviuz-Aulc.hescheinen.

9. Autrag der 1. Fachkommissiou zum Haushaltsplan über die Verwaltungstosteu der Landcsbant
der Nhciuprovinz für das Rechnungsjahr vom 1. April 190? bis 31. März 1908.

10. Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Kosten der Fürsorgcerz.ehuug
Minderjähriger gemäß Gesetzes vom 2. Juli 1900 sowie Vorauschlag für d.e Fürsorgeerz.chnngv-
Austalt Fichtenhain für das Rechnungsjahr vom 1. April 1907 bis 31. März 1908 ^

11. Antrag der II. Fachkommission zn dem Bericht und Antrag des Provmzmlansschnffes, betrencno
die Errichtung weiterer Rheinischer Provinzial-Erziehungsanstalten für ältere Fürsorgezoglmgc
männlichen Geschlechts, katholischen und evangelischenBekenntnisses. .,..<,

12. Antrag der tl. Fachkommission zn dem Bericht nnd Antrag des Pruvinzialausschnsses, betreffend
die Rheinische Provinzial-Erziehungsanstalt für fchnlentlassene Fürsorgezöglmge mcmnl.chen
Geschlechts nnd katholischen Bekenntnisses zn Haus Fichtcuhain bei Crefcld. .....

13. Autrag der II. Fachkommissiou zum Bericht und Antrag des
Erlaß eiuer Hausordnung für die Fllrsorgeerziehungs-Abteiluug Freimersdvrf zn ^ranwe. er.

14. Autrag der l. Fachkommission znm Haushaltsplan über die Verumlt.ingskvften der Rhe,n.,che>,
Provinzilll-Feuerversicherungsanstalt für das Kalenderjahr vom 1. Januar 190? bis ^. ^e
zcnrbcr 1907. . ^ . ^ ,. < , c^ ^

15. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht uud Autrag des Provinzmlausschusse-, betreffeud
deu Anlauf des Haufes Elisabethstraße Nr. 9 iu Düsseldorf. , . . „

t«>. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltuug ^ Prov.uz.almuseen
zu Bonn uud Trier für das Rechnungsjahr von, 1. April 190? bis 31 März 1.108

17. Autrag der I. Fachkommissiou zum Bericht nnd Antrag des Provinzmlausschuffes, betreffeud
die Erweiterung des Provinzialmuseums in Bonn.

,8. Antrag der II. Fachkommissiouzu den Haushaltspläne» der Provinzial-Heü- nnd Pflegeaustalttu
zu Anderuach, Bonn, Düreu, Galthauseu, Gmfeuberg, Iohannisthal uud Merz.g ffu oav
Nechuuugsjahr vom 1. April 1907 bis 31. März 1908. ^ ,^,^„5

19. Autrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinz« ans.chnffe.,
die Aeuderung der Austelluugsverhältuisse der Aerzte an den Provinzial-Hei- uud Mgcm mu n^

20. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des
Ermächtigung des Provinzialausschusseö znr Veräußerung eines zu der Heil- uno ^ugeanpa
Grafcnberg gehörigen Grundstückes. , . » . ^ ^„^.»,tt»«»v

21. Autrag der II. Fachkomnussion zn den Petitionen des dentschen Verban e « ^ ° leg
nnd -Pflegerinnen (Sitz Berlin) wegen Aufbessernng der Verhältn.sfe des Pflegepersonal» n.
den Provinzial-Hcil- uud Pflcgeanstaltcn.

22. Antrag der II. Fachkommissionzu den. Haushaltsplau für die ^
des Gesetzes vom 11. Inli 1891 für das Rechnnngsjahr vom 1. Apnl 190 b:s 31. Mar l908

23. Antrag der II. Fachkommission zn den. Hanshaltsplan für die ^rwaltnng ^ Landarnun
wefens der Rhei.N'rovinz für da? Rechnnngsjahr von. I. Apr.l ,907 b.s 31. März 1908,

11
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24. Antrag der II. Fachkommissionzu dein Haushaltsplan der Polizeistrafgeloerfondsund des
Ehrenbreitsteiner allgemeinen Armenfonds für das Rechnungsjahr vom 1. April 1907 bis
31. März 1908.

25. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan der Proviuzial-Arbeitsanstalt zn Brauweiler
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1907 bis 31. März 1908.

26. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan des Landarmenhanses zu Trier für das
Rechnungsjahr vom 1. April 1907 bis 31. März 1908.

27. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Unterstütznngmilder Stiftungen
und Wohltätigkeitsllnstlllten,sowie über die Kostender Unterbringung nnd des Unterhaltes von
Epileptikern,Idioten, Blinden, Trinkern und Krüppeln aus der Rheinprovinz, welche bezw,
deren Angehörige keinen Anspruch auf öffentliche Armenpflegehaben, für das Rechnungsjahr
vom 1. April 1907 bis 31. März 1908.

28. Antrag der II. Fachkommission zum Hanshaltsplan über die Kosten der Leitung und Beauf¬
sichtigung der baulichen Unterhaltungsarbeiten, sowie über den Funds zur Erneuerung
maschineller Anlagen in den Provinzialanstalten für das Rechnungsjahr vom 1. April 190?
bis 31. März 1908.

29. Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschnsses,betreffend
die Aufnahme einer weiteren (dritten) Anleihe für Hochbauten.

30. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung der Angelegenheiten,
welche die Förderung von Kunst und Wissenschaftbetreffen, für das Rechnungsjahr vom
1. April 1907 bis 31. März 1908.

31. Antrag der III. Fachkommission zum Bericht des Provinzialausschusses,betreffend den Antrag
des AbgeordnetenKrawinkel auf Gewährung höherer Mittel für die Herstellung und Unter¬
haltung von «haussierten Wegen, zur Uebernahme solcher durch die Provinzialverwaltnng uud
zum Kreis- und Gemeindewegebau.

32. Antrag der III. Fachkommission zum Bericht des Provinzialausschusses,betreffend die Gewährung
von Beihilfenaus Fundst, und L zum Gemeinde- nnd Kreiswegebau für das Rechnungsjahr1906.

33. Antrag der III. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialansschnssesüber die im
Jahre 1906 erfolgte Bewilligung von Beihilfen zu Armen- und Wegezweckeu gemäß
§ 5 Abs. 3 des Gesetzes vom 2. Juni 1902, betreffend die Ueberweisung weiterer Dotatiuns-
renten an die Provinzialverbände.

34. Antrag der III. Fachkommission zum Haushaltsplan der Provinzial-Straßenverwaltung nebst
Anlage ^,, Voranschlag über die Verwendungdes Funds für den Neubau von Pruvinzialstraßen,
Anlage L, Voranschlagüber die Verwendungdes Eiseubahnfnnds,
Anlage 6, Voranschlag über die Verwendung des Fonds zur Unterstützung des Gemeinde-

und Kreiswegebaues
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1907 bis 31. März 1908.

35. Antrag der I. Fachkommissionzur Petition der Straßenmeister der RheinischenProvinzial-
uerwllltung,welche bitten:
1. um Anstellungauf Lebenszeit,
2. um Erreichung des Höchstgehaltes nach 18 Dienstjahren,
3. nm anderweiteRegelung der Mietsentschädigung.

36. Antrag der I. Fachkommissionzur Petition des Landwirts Wilhelm Keutmanu in Ober-
siemeringhansen, welcher um nachträglicheBewilligung einer Bmudeutschädiguugbittet.
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37. Antrag der IV. Fachkommission Zum Bericht und Antrag des Prouinzialausschusses,betreffend
die weitere Förderung des Baues von Wasserleitungen in leistungsschwachenGemeinden.

38. Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Errichtung neuer landwirtschaftlicher Wiuterschulcu in Mich, Rhcinbachund Dülken.

39. Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Prooiuzialausschusses,betreffend
die Ausführung des Beschlusses des 46. Proviuziallandtags zur Petition des Vorstandes des
Vereins der Gemeinde-Oberförster,betreffend Vorschläge zur Verstaatlichungder Gcmeindeforst-
verwaltungen und zur erneuten Petition des Vorstandes des Vereins der Gemeinde-Oberförster.

40. Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Regelung der Vorflut von Wasserläufeubei Zusammenlegungen.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Sitzung. Das Protokoll der Plenarsitzung vom
13. März liegt auf dem Tische des Hauses offen.

Schriftführer für die heutige Sitzung sind die Herren Abgeordneten von Groute und Lehwnld.
Eingänge sind keine zu verzeichne,,. Wir treten dann direkt in die Tagesordnung ein.
Erster Gegenstandist:

Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Vcrwaltuugs-
kosten des Genossenschaftsvorstandes der Rheinischen landwirtschaftlichen
Berufsgenofsenschaft.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete von Laer, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordnetervon Laer: Meine Herren! Der Hanshaltsplan für die

landwirtschaftliche Berufsgenofsenschaft für das Rechnungssahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember
190? schließt ab mit einer Mehransgabe von 18 850 Mark gegenüberdem Vorjahre und mit
insgesamt 149 700 Mark. Die Mehrausgabe ist bedingt durch eine Reihe von Vermehrungen von
Veamtenstellenund weiter durch Erhöhungen von Gehältern, die besoldnngsvlcmmäßig eintreten

Die Fachkommission hat gegen den Haushaltsplan nichts einzuwendenund zu beinerten
gefundenund fchlägt dem hohen Haufe unveränderteAnnahme dieses Haushaltsplanes vor.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung und schließe dieselbe, da sich niemand
zum Wort meldet. Ich darf wohl ohne besondere Abstimmungfeststellen, daß das hohe Haus mit
dem Antrage seiner I. Fachkommission einverstanden ist.

Wir kommen zum
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffend die Bestellung von Amtskautionen feitens der
Provinzialbeamten der Rhcinprovinz.

Berichterstatterist ebenfalls der Herr Abgeordnete von Laer.
BerichterstatterAbgeordnetervon Laer: Meine Herren! Die Verpflichtung der Staats¬

beamten Zur Bestellung von Amtskautionenist seit einiger Zeit durch ein Gesetz vom ?. März 1898
anfgehobenworden. Eine Reihe von großen Kommunalverwaltungensind dem Beispiele des Staates
gefolgt und haben ebenfalls für ihre Beamten die Verpflichtungzur Bestellungvon Amtskautionen
aufgehoben. Es wird nunmehr feitens des Provinzialausschussesvorgeschlagen, daß auch für die
Provinzialbeamten in gleicher Weise vorgegangen werden möge.

Die Gründe, die für die Aufhebung der Amtstantionen sprechen, smd „n wesentlichen
folgende: Diese Amtskautionenhaben für große Verwaltungen ein verhältnismäßig sehr geringes
Interesse. Die Erfahrnng hat gelehrt, daß sie einen wirklich wirksamen Schutz gegen Verluste nicht
zu bieten vermögen. Bei großen Verwaltungen steht in der Regel die Höhe der Amtskautionen

l,'
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in einem ungünstigenVerhältnis zu der Möglichkeit,Gelder bei Seite zu bringen, und die ver¬
brecherische Neigung, sulche Amtsdelikte zu begehen, wird durch die Stellung einer Amtstautiou
erfahrungsmäßig außerordentlichwenig beeinträchtigt. Es kommthinzu, daß ja Gott sei Dank die
Fälle, in denen Amtsdeliktedieser Art vorkommen, bei unseren Beamten ganz außerordentlich selten
sind und nur ganz verschwindende Ausuahmen bilden.

Auf der anderen Seite ist die Bestellungvon Amtskautiouenfür viele Beamte eiue sehr
große Last. Viele Beamte sind gezwungen,um die erforderliche Kaution aufzubringen, Gelder zu
leihen oder sich mit einem von den großen Instituten in Vcrbiuduug zu setzen, sie müssen dafür
Zinfen bezahlen,geraten in allerlei Schwierigkeiten,haben verhältnismäßig hohe Lasten und werden
dadurch in ihrer wirtschaftlichen Lage beeinträchtigt.

Aus dieseu Gründen ist, wie ich bereits erwähnte, die Aufhebungder Amtstautiou für die
Staatsbeamten erfolgt, und dieselben Gründe treffen auch für die Beamten der Provinzialver-
waltnng zu.

Es kommt hier uoch weiter in Betracht, daß die Frage der Amtskantionenbei den Beamten
der Provinzialverwaltung uicht iu gleichmäßiger Weife geregelt ist, und daß es sich hier alfo auch
darum haudelt, gewisse Unglcichheiteuund mau darf sagen, gewisse Ungerechtigkeiten zu beseitigen.
In höherem Umfange besteht die Verpflichtungzur Bestellung von Amtstautioncu bei der Landes^
bank, wo znm Teil recht beträchtliche Kautionen bestellt werden muffen, die aber anderseits wieder
gegenüber den Summen, die diesen Beamten anvertraut sind, eigentlich gar keine Rolle spielen. Es
haudelt sich ja bei den Summen, die bei der Landcsbankden Beamten zur Verwaltung übergeben
sind, nm sehr hohe Beträge, um Millionen.

Vergleichsweisedarf ich bemerken,daß bei einer anderen Anstalt der Provinz, bei der
Fenervcrsicheruugsanstalt,eine Verpflichtung zur Bestellung von Amtskautiouen überhaupt uicht
besteht. Schon diefc Ungleichheit,die zwischen den Beamten dieser beiden Provinzialanftalten zur¬
zeit vorhaudcu ist, müfse dazu uötigeu, hier einzugreifen.

Abgesehen von den Beamten der Landesbank gibt es noch eine Reihe von Beamten der
Provinzialverwaltung im eigentlichen Sinne, die Amtskautioneu zu stellen haben. Das sind die
Nendanten an den Provinzialanftalten, die Verwalter in den Provinzial-Heil- und Pflcgcaustalten,
der Arbcitsinspektoran der Provinzial-Arbeitsaustalt, der Matermlienvcrwalter dieser Arbeitsanstalt,
der Direktor des Landarmcnhauses,der Kauzleivursteheran der Zentralstelle, der Rendcmt an der
Landes-Verficherungsllnstalt,der Kafscnbotc bei der Versichernngsanstalt»nd der Kastellanam Provin-
zialmuscumin Bonn,

Meine Herren! Es wird Ihnen aus denselben Gründen, aus deuen der Staat die Amts¬
tautiou beseitigthat, empfohlen,auch für die Provinzialbeamten die gleichen Maßnahmen in Kraft
treten zu lassen. Die Konsequenzen einer derartigen Aufhebung zur Verpflichtungder Bestellung
von Amtskautioneusiud, daß die vorhandenenbestellten Kantioncu zurückgegebenwerden muffen, und
daß der § 9 des Reglements über die dienstlichen Verhältnisseder Provinzialbeamten in Wegfall
kommt. Dieser 8 9 enthält zwar keine ausdrückliche Vcrpflichtuug, von den Provinzialbeamten
gewisser Kategorien Kantioncu zu erheben,aber er schreibt vor, in welcher Weise die Kautiouen der
Beamte» gestellt werden sollen, und wird uatttrlich gegenstandslos,wenn diese Kantiunsvcrpflichtung
überhaupt beseitigtwird.

Bei der Verhandlung ist in der Kommission von einer Seite der Antrag gestelltworden,
daß man noch weiter gehen möge, als der Vorschlag des Provinzialansschnsscs,indem mau die
Kantionspflicht nicht nur für Beamte, sondern auch für die nicht mit Bcamtencigeuschaftausge-
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statteten Angestelltenaufhebt. Demgegenüberwnrdc von anderer Seite bemerkt, daß ein derartiges
weiteres Vorgehen znrzeit noch nicht erforderlich fei, weil nach Anslnnft der Provinzinlverwaltuiig
Angestellteohne Veamteneigenschaft. die Kaution zu stellen hätten, zurzeit überhauptnicht vorhanden
find uud einstweilen auch nicht anzunehmenfei, daß derartige Personen demnächst augestellt werden
könnten. Es war aber doch zu erwägen, daß der Fall nicht ganz ansgeschlossenist, daß dlc Pro-
vinzialverwaltung einmal, namentlich für vorübergehende Dienstleistungen, Perfonen ohne Veamten-
qualitat annehmenwill, bei denen es wünfchenswcrt erscheinenkonnte, mit Rücksicht auf die besondere
Art der Tätigkeit oder die besondereVertrauensstellung.Kantionen zn erfordern. Ans diesem Grunde
hat die Kommission geglaubt, die Verwaltung nicht biudeu. sondern ihr darin freie Hand lassen zn
sollen, ob sie etwa in einzelnen Ausnahmcfälleuvon Angestellten ohne AeamtenqualitätKautionen
erfordern will.

Sie hat geglaubt, daß die fozinlcn Gesichtspunkte, die insbesondere geltend gemacht waren
für die Anfhebungder Kautionspflichtauch für die Angestellten, ohne Zweifel für d,c Provinz,^
vcrwllltnng und den Proviuzinlansschnßmaßgebendsein würden, wenn es sich »» Emzelfallcum die
Prüfung der Frage haudelt, ob eiuem derartigenAngestellte» eine Kantion abverlangt werde» tonnte
uud ob es gerechtfertigt sei, ihm die damit möglicherweisenoch verbundenen Beschwernisseaufzuerlegen.

Meine Herren! Der Antrag der I. Fachkommission geht iu Uebereinstimmungmit dem
Vorschlagdes Pruuinzialnusschusscsdahin:

„Der Provinziallandtag wolle die Aufhebung der Verpflichtungzur Bestellung von
Amtskautioncn seitens der Provinzialbcmnten gutheißen,geuehmigcn,da,; die znrzeit
von Provinzialbeamten gestellten Amtskautioncn zurückgegeben werden "'d daß der
8 9 des Reglements über die dienstliche!,Verhältnisseder Proviuzmlbeamte»fortfallt.

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zum Wort.
(AbgeordneterFusbnhu: Ich bitte nms Wort!)
Sie haben das Wort. ^ ^ .., ..„ , ,.
AbgeordneterFnsbahn: Meine Herren! Mit Herrn OberbürgermeisterMarr, hatte

ich in der Kommissionvorgeschlagen, den Antrag iu der weitergeheudeu Fmssuug anznnchnien daß
er sich ans Provinzialbean.te nnd Angestellte beziehen sollte. Wir kamen dazu. Mi m der Moti-
vieruug des Autrages ausdrücklich gesagt wird, daß die Aufhebungder Kant.onspflich mcht^ "
Angestelltenz.itreffenfoll. die ohne Bea.nte.ieigenfchaft angestellt werden. Nun ist allerdingsspater
festgestellt worden, daß angenblicklichbei der Zeutralverwaltuuggar keine Ai.gestellten oh,,e Bea,,,te>r
eigenfchaft. die kautionspflichtig wären, vorhanden sind. Es ist aber uicht festgestellt wordeu, ov
sich uuter den Angestelltenbei den einzelnen Verwaltungenderartige Kautiouspflichtige smoe»

Der Herr Berichterstatterhat mit Recht daranf Hingewiefeu,daß es °m !°zm er Gest h ^-

pnnkt ist. der dazu führt, die Kantionspflichtaufznhebe». Aber diefer soziale Gest^P. '« ms
ga.iz eutschiedeu d.irchschlageudsein bei den Angestellten,die keinen
werden durch die Kautionspflichtviel stärker bedrückt. Das haben >mr ebe» bei der Kon mn,
Stadt Düsfeldorf, festgestellt, wo wir gefunden habe», daß gerade d.ese kleineren Augestelltensich
gewöhnlich die Kaution leihweise verschaffen, die dann vom Lohn ratennmseabgehalten wird

Der Antrag, wie er hier vorliegt, ist ja den Verhältuisfeuentsprechen,da. wie eben est¬
gestellt .norden ist. bei der Zentralverwaltung gar keine und wahrschein,chanch bei den einzelne»
Verwaltungen mir wenige Angestellte mit Kautionspflichtvorhandensind

Aber ich möchte doch die Gelegenheit benntzen,au d,e Verwaltung die Bitte zu richten,
daß der Herr Landeshanptmann von seinem Rechte, von den Angestellten Kcmtiouen zn verlangen,
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auch bei deu Einzelverwaltnngeu von diesem Rechte bei vorkommenden Anstellungenin möglichst
verschwindendenFällen oder gar keinem Falle Gebrauch macht, daß eben in der ganzen Verwaltimg
dieser soziale Gesichtspunkt der herrschendesein soll, daß diese kleinen Angestellten nicht durch Kcmtions-
pflicht bedrückt werden.

Ich hoffe, daß wir dadurch in die Lage kommen,nicht in den späteren Landtagen mit
Anträgen kommen zn müsse», doch uoch uachträglich die Kautionspflicht auch formell für die
Angestelltenaufzugeben.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
LandeshauptmannDr. von Reuvers: Meine Herren! Die Verwaltnng wird die Anregung,

die der Herr Abgeorduete Fusbahn eben gegeben hat, sich merken uud nach Möglichkeit berücksichtigen,
Vorsitzender Becker: Das Wort hat Herr AbgeordneterDr. Neven Dn Mont.
AbgeordneterDr. Neveu Du Mout: Meiue Herren! GZ ist doch vielleicht nutwendig,

daß, nachdem die Sache im Hause augeschnitten worden ist, mit einigen Worten der Standpunkt der
Mehrheit der Kommission festgestelltwird. Die Herren der Kommission,die den der Ansichtdes Herrn
Abgeordneten Marx entgegengesetztenBeschlußgefaßt haben, haben die Absicht gehabt, in keiner Weise
der Entwicklungder Verhältnisse vorzugreifen. Wie der Herr Landeshanptmann ausgeführt hat,
gibt es augenblicklich keine Angestellten,die von dieser, sagen wir einmal Härte, betroffenwerden.
Die Provinzialvcrwaltnng hat aber so vielgestaltigeBetriebe, z. B. die Landcsbauk,die Feucrver-
sicheruugsanstaltund ähnliche Dinge, daß man nicht wissen kann, wie die Verhältnissesich einmal
entwickeln, und ob nicht in derartigen Betrieben auch eiumal jemand für längere Zeit augestellt
wird, der uicht sofort Beamter wird, von dem aber eine Kaution verlangt werden muß uud auch
verlangt werden kann, da er auch vollständig in der Lage ist, sie zu stellen.

Wir haben deshalb geglaubt, die Sache so annehmenzu sollen, wie sie der Proviuzial-
ausschußvorgeschlagen hat, um in kciuer Weise der Entwicklungder Verhältnissevorzugreifen,

Vorsitzender Becker: Das Wort wird nicht weiter verlangt. (AbgeordneterMarx: Ich
bitte um's Wort!) Das Wort hat Herr AbgeordneterMarx.

AbgeordneterMarx: Meine Herren! Ich muß doch noch einmal aussprechen,daß für
Beamte und Angestellte derselbe Grnnd der Aufhebung der Kaution bestimmend ist. Der Angestellte
wird vielleicht etwas weniger bestraft als der Beamte, wenn er eine Unterschlagungbegeht. Aber
das ist doch das minder Wichtige bei der Bestrafung. Die Hauptbestrafuug ist doch die der
Dienstentlassung, und deshalb meine ich, es besteht kein Unterschied zwischen Beamten und Angestellte»,
und deshalb kann ich auch der Schlußfolgerungdes geehrten Herrn Vorredners nicht zustimmen, daß
er sagt, iu dem einzelnen Falle kaun es doch einmal wünschenswert sein, eine Amtskantionzu fordern.
Meine Herren! Wenn ein Angestellter ans längere Zeit angestelltwird, dann ist er bezüglich der
Kaution genau so zu behandelnwie der Beamte. Ich stimme dem Herrn Fusbahn daher wiederholt
bei, daß es sozial nicht richtig ist, einen Unterschied zwischen Beamten und Angestelltenzu macheu,
auch wenn es sich um eine Anstellung in einem einzelnenFalle handelt.

Meine Herren! Es ist eine Täuschung, wenn man sagt: ich stelle den Angestelltenauf
längere Zeit an und fordere von ihm eine Kantion. Was Herr Neven Du Mout im Auge hat,
ist eine Anstellungauf Grund eines privaten Dienstvertrages oder vorübergehenderLeistnng. Das
scheidet aber bei dem allgemeinen Satze aus, der besagt, daß der Beamte nnd der Angestelltegleich
zn behandelnseien. Ein derartiges Vorgehen wird den Herrn Landeshauptmann nie beschränken,
wild auch keine Verwaltung beschwuren,wenn man allgemein festsetzt, daß für die Beamten und
Angestelltendieser Grundsatz einheitlich gelten soll.
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Meine Herren' Nun kommt aber hier noch etwas ganz besonderes in Betracht: In den
Eiuzelverwaltungender Provinz sind ja die Direktoren berechtigt,Anstellungenvorzunehmennnd
auch unter UmständenKautionen zn verlangen. Was sind das nun nun für Anstellungen? Me.ne
Herreu! Die Leute, die der Direktor einer Anstalt auzuuehmen die Befugnis hat, s.ud d.e aller-
kleinsten Angestellten. Wie wir hier in der Stadt die Frage wegen unserer Straßeubahnange stellten
erörterten, hat alsbald Uebereinstimmungdarin geherrscht, daß gerade diesen kleinen Angestellten
gegenüber, wie sie also hier bei der Provinz die Anstaltsdirektorenanzustelleu habe» es durchaus
unangebrachtsei. Kautionen zu erhebe». Gerade gegenüber diesen kleinen Leuten smd d.e Kautwuen
iu einem Maße drückend, daß der Nutzen in gar keinem Verhältnis zu der Last steht, d.e oe»
Angestellte,,aufgebürdetwird. Daher meine ich. man müßte an dem Grundsatz festhalten: die
Kautionen sind aufzuhebengleichviel ob für Beamte oder Angestellte. <>, c,< 7 ^

Vorsitzender Becker: Jetzt meldet sich niemand mehr zum Wort. - ^5ch schließe die
Verhaudlnng uud darf feststelle», daß das hohe Haus dem Antrage seiner I. Fachkomm.ss.on be.ge-
getreten ist.

Wir kommen zum . c« - ,
Antrag der III. Fachkommission znm Bericht nnd Antrag des Prvv.uz.al-
ansschnsses. betreffend die Aufnahme einer Anleihe znm Ankauf von
Basaltsteinbrüchen für die Zwecke der Proviuzialstraßeu-Verwaltuug.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete von Krnse. dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAogeordueter«°u Kruse: Meiue Herreu! 3"/^'^ des vvngen ^a re

hatte sich die größere Anzahl der Nasaltsteinbrnchbesitzer im Nheu, au und Nassau zu e u
Konvention, betreffend die Erhöhung des Preises für den
Konventioubezw. die einzelneu Mitglieder derselben hatten von dem .huen zustehenden Rech e d

Küudiguug der mit der Provinzialverwaltnng abgeschlossenenVertrage - es war em° 1^
Kündign» vorgesehe» - sofort Gebranch gemacht und waren dann an d,e Pwv.nzmlver tn
mit „neu Förde n ge» für den Basaltkleinschlag herangetreten. D.ese nenen Fordemng u erhöh m
die Preise, die bisher gezahlt wurden, nm etwa 25 bis 30°/« uud stellte,, pro Knb.kmeter
Mehmu wendnng von 2.25 Mark dar Da die Provinzialverwaltung zur Uuterhaltung .hre
großen Provinzialstraßeuuetzes- - sie hat ja über 6300 Km zu uu erhalte,. - 10«^ ^
iu, Jahre uötig hat. so würde das. falls auch noch die andern Stembruchbes.tzerd.e h r
Konvention nicht angehörten, sich der.Vereinigunganschließensollten, en.e zahrl.che Mehraufweuduug
zunächst für das Jahr 1907 von 225000 Mark betragen. ,..,.. . „,. ,.. ^„

Der Provinzialausschußhat sich veraulaßt gesehen, diesen Schw.er.gke.te.. e"tM "e '

iudem er zunächst den ihm bezw. der Provinz gehörigen Basaltste.ubruchauf den, Ah^e g,e ^u
der Gen.einde Oberpleis in Betrieb gefetzt hat. indem er dann nut ^saltsw" rmhbes.tzern ^
handelt hat. die noch nicht der Konventionbeigetretenwaren, nnd ...dem « ^ ^ch auä ^
den Mit liedern der KonventionVerhandluugenwegen Herabsetzuug es P^fts g fl e h . d

da»,, schließlich zu eiuer Ernmßiguug der Preisforderung um 50 Pfeuu.g Pr° "'kmeter gef.HU
haben Hierdurch ist eiuerseits bewirkt, daß von der
ebraucht werde., und audererseits.daß die Gesamtanfwenduugeud.e .ch «"be °«f 2^'000 «

angegeben habe, sich für den Basaltkleinschlag ans etwa 140 000 Mar ermaß.gt haben. Spez ell
durch d Inbe ri bsetznng des St inbrnchesans den. Hühuerbergehat d.e Prov.nz schon gegen den

Betrag für das laufeudeJahr noch 64 P emug pr° "'^
gewonnen Dieser Betrag wird sich nach den Angabendes Prvvinzmlausschusses vom 1. ^anuar 1908
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ab auf 1,34 Mark erhöhen; und es ist anzunehmen,daß bei dem Bezug von Basaltkleinschlagaus
günstiger gelegenen Steinbrüchen, wie das bei dem Steinbruch auf dem Hühnerberge der Fall ist,
sich dieser Gewinn noch erhöhen wird.

Andererseits sind die Steigerungen für den Basaltkleiuschlag,wie sich aus deu Verhand¬
lungen mit den der Konvention angehürigen Steiubruchbesitzeruergeben hat, voraussichtlichnoch
nicht zu ihrem Abschluß gekommen. Es sind vermutlich noch weitere Steigerungen zu erwarteu,
Uud deshalb hat der Proviuzialnusschußiu Erwägung gezogen, ob es für die Proviuzilllverwaltuug
nicht zweckmäßig sei, noch weitere Nasnltsteinbrttche zu erwerbe».

Die Mittel zur Erwerbung vou weiteren Vasaltsteiubrüchenkönnten zunächst aus dem
sogeuauuten Sammelfunds genommen werden, den Sie unter Titel IV 10 der Einnahmen des
Haushaltsplans der Straßenverwaltung für 1907, Seite 558/59 verzeichnet finden.

Dieser Sammelfonds ist dadurch eutstandcu, daß die Proviuzialverwaltuug wiederholt iu
die Lage kommt, von Geländen, welche zu den Provinzialstraßengehören, einzelne Parzellen, einzelne
Absplissezu verkaufen,die dann in diesem Fonds thesauriert werdeu. Der Funds ist aber weiter
dazu bestimmt, um im Falle von Geradelegnng von Straßen, von Straßeuerbreitcrung usw. not¬
wendigeGrnndstückc anzuschaffen;und er ist ferner dafür bestimmt, um notwendigeHandrißpläne
von den Provinzialstraßen und auch das Iuveuturienverzeichnis,das der Vollständigkeitermangelt,
zu ergänzen. Diefer Fonds beträgt zurzeit rund 180 000 Mark, und es ist wohl nicht anzunehmen,
daß bedeutendere Mittel ans diesen! Fonds für die Erwerbung von BasaltsteinbrüchenVerwendung
finden können.

Der Provinzialansschnßhat die Summe, die etwa notwendigsein wird, um Basaltsteiu-
brttche zu aquiricren, auf 1500000 Mark ermittelt. Es würde dadurch möglich sein, immerhin
eine so große Anzahl von Steinbrüchen anzukaufen,daß für eine lange Reihe von Jahren der
Bedarf an Bafaltkleinschlagin einem weitgehenden Maße gedeckt werden kann. Mangels verfüg
barer Mittel müssen diese 1'/^ Millionen durch eiue Anleihe aufgenommen werden, deren Verzinsung
uud Tilgung aus den durch die zu erwartende Verbillign»«, des Basalttleinschlags sich ergebenden
Ersparnissenbestritten werden kaun.

Nähere Vorschläge über bestimmteBrüche, die gekanst werden sollen, können naturgemäß
hier in der Öffentlichkeit noch nicht gemacht werden. Es würden dadurch selbstverständlich die
Preise für die Brüche sofort in die Höhe gehen, und würden die ganzen Verkaufsverhandlungenin
ungünstigerWeise beinflußt werden.

Der Provinzialansschnß hat deswegen dem hohen Hause den Autrag unterbreitet, der
Proviuziallandtag möge deu Proviuzialansschuß beauftrage!,, zum Ankauf von Basaltstcinbrüchen
1500 000 Mark durch eine Anleihe aufzubringenund diese Anleihe mit 3,6 Prozent zn verzinsen
nnd mit 2 Prozent zu tilgeu. Und weiter: der Provinzialansschnßmöge dem uächstcu Pruvinzial-
landtage über die getroffenen Maßnahmen Bericht erstatten.

Meine Herren! Ihre III. Fachkommission hat sich eingehend mit diese«! Autrage bc
schäftigt. Es ist dabei erwogeu worden, daß die Schwierigkeiten denn Ankauf von Basalt¬
stcinbrüchen nicht zu unterschätze!!siud. Einmal ist die Wertermittlung recht schwierig. Weiter ist
besondere Vorsichtauch hinsichtlich des Materials — es kommensogenannteSonnenbreuner vor,
die nachherbald zerfallen — geboten. Es ist jedenfalls mit großer Vorficht bei Ankauf dieser
Brüche vorzugehen.

Es sind aber in dieser Hinsicht der Kommission von den Vertretern der Provinzial-
verwaltung befriedigende Erklärungen abgegebenworden. Es ist auch darauf hiugcwiescuworden,
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daß in den letzten 6 Jahren bereits 20 Vasaltsteinbrücheder Pruvinzialverwaltung zum Kaufe
angebotenwurden sind, bei denen jedoch nur in einem einzigen Falle die Verhandlungenwirklich zu
einem Abschluß gekommen sind. - , «.<.,«,

Es ist dann weiter auch mitgeteilt wurden, daß bei den VerkaufsverhandlungenBerg-
sachverständige bei der Wertermittelung nnd auch bei der Begutachtungder Güte des Materials
herangezogen werden, , . „

Mit Rücksicht hierauf hat sich Ihre Kommission dem Antrage sympathisch gegenübergestellt,
Sie hält es für durchaus zweckmäßig, daß der Pruvinzialansschußbestrebt ist, sich von dieser Kon-
ventiuu nnd ihren Preisforderungen unabhängig zu macheu. und daß er sich die Bruche schern will,
uni einen großen Teil des erforderlichen Basaltstcinmaterialszu einem billigeren Preise zur Verfuguug
zu haben, ^ «, > s

Namens der III. Fachkommission habe ich daher die Ehre, den Antrag des ProvinzmI-
ausschusses. deu ich vorher bereits mitgeteilt habe, zur uuverandcrtenAnnahme zu cmpehlen.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat zunächst der Herr Abgeordnete Spiritus.
AbgeordneterSpiritus: Meiue Herreu! Das beabsichtigte Vorgehe,, der Proviuzial^

Verwaltung,zur Ersparnng bei den Straßenbantcn selbst Steinbrüchezn erwerbenund zu betreiben,
ist im wesentlichen neu. da bisher nur in vereinzelten Fällen die ProviuzialverwaltuugSteinbruche
betriebe,, hat. Das dürfte Veranlass.mg geben, die Frage des Betriebs von Steinbrüchen durch
die Provinz von einigen anderen Gesichtspunkten zu beleuchten. < <. . z. n °

Der Herr Referent der Kommissionhat bereits zutreffendausgeführt daß m der Aus¬
wahl der Steinbrüche große Schwierigkeiteu obwalten, daß es nicht uumvgl.ch sei. daß bei Äntanf
eines Steinbruches eiumal eiu Mißgriff insofernnuterlaufeu könne, als em Arnch erworben w
der minderwertigesMaterial enthält. Ich kann anch nur meinerseitsdringendempfehlen,be. d m
Erwerb von Steinbrüchen seitens der Provinzialverwaltungdie denkbar größte Vorsieh anznwende»,
denn die Kenntnis des noch so erfahrenenTiefbanmeistersgenügt nicht nm zu beurteile,,, ob em
Steinbruch wirklich gutes Material birgt oder „icht. Dazu ist es uubedmgt „otweudig. auch die
Erfahruugcn von Geologenheranzuziehen. ., ^ c«. . -c,. in

Aber- meine Herren, was „.ich im wesentlichen veranlaßt, hier das Wurt zu ergreife»,ist
eiue audere Frage. Es ist die Frage der Erhaltung nnserer Naturschouheiteu.Ich/rkwe vorweg
daß ich den. Antrage des Pruvinzmlansschusses u»d uuserer Fachlumnnssion sympathisch g^ennber ch
und nicht etwa bezwecke, gegen diese Vorlage zn sprechen oder gegen ste zu stimmen >"h halte ,ch
imr für verpflichtet,aus allgemeinenErwägnngen mit Rücksicht ans unsere schone rheinische Hemmt

"'^ " BetÄ'eines Steinbrnches bringt natnrgemäßin allen Fällen eine gewisse SckMgnng

der Natnrschönheitenmit sich. Das ist uuvermeidlich. Der Wald mit de«l der Ber, be e t ^
„inß fallen, der Steinbruchunternehinerbringt dem Berge große Narben nnd W" "' °

uiemals verheilen. Aber, meine verehrte Herren, das liegt in der Ze.. das wg " " ^ «
hältnissen. Mit dem Wachstnn, des Verkehrs steigt die Notwendig eit znm
Wir müssen Basalt hab,,, da ist nichts zu wollen, uud ich bm der letzte, der aus seutnnentalen
Empfindnngenhier Vorschläge anderer Art machen würde. m>.^!,.,!«^,.w^„„«

A so in der Regel wird nichts dagegen zu fagen fein, wem. unsere Prov uz alverwaltn,
eiueu Steiubrnch erwirbt nnd betreibt. Aber nnr in der Regel. Es gibt aber Ausnahmen, w
der Betrieb eines Steinbrnches zu verurteilen ist und wo ich am allerwenigsten sehen mochte daß
nnsere rheinische Provinzialverwaltnng dazn übergeht. Steinbrüche zu erwerbe» und zn betreiben.
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Ich meine, in landschaftlichhervorragenden Gegenden. Zu unserer größten Freude geht in den
letzten Jahren durch ganz Deutschlandund durch unsere Heimatproviuzdas Bestrebender Erhaltung
unserer Naturschönhciten, In den Parlamenten ist man damit beschäftigt. Der im Herrenhausc
im vorigen Jahre eingebrachte Entwurf zur Erhaltung des Städtebildcs wurde dort iu erfreulicher
Weise erweitert, indem mau den Schutz des Landschaftsbildesin das Gesetz aufnahm. So ist das
Gesetz zum Abgeordnetenhaushinübergegangeu. Wir hoffen, daß dieses Haus, welches deu Entwurf
an eine Kommission verwies, an dem Zusatz des Herrenhauses,betreffend den Schutz des Landschafts-
bildcs, nichts ändern wird. Auch in unserer engerenHeimat, in der Rheinprovinz, ist man eifrig
bestrebt, die Naturdenkmälerzu fchiitzen. Hat fich doch unlängst in der Provinz ein Verein gebildet
zum Schutzeder Denkmalpflegeund zum Schutzeder Heimat, ein Verein, dessen Bestrebungenwir
gewiß alle die besten Erfolge wünschen. Und nicht zum weuigstcu ist von jeher der Provinzial-
landtag und die rheinische Prouinzialverwaltuug auf dem Posten gewesen,weuu es sich darum
handelte, für unsere landschaftlichhervorragenden Gegenden zn forgcu. Ich weise Sie auf die
wiederholtenBeschlüsse dieses huheu Hauses hin, durch die wir insgesamt 320000 Mark für die
Erhaltung des Siebeugebirges einstimmigbewilligt haben.

Meine Herren! Ich bin überzeugt, daß dieses Gefühl der Notwendigkeitdes Schlitzes
uusercr schönen Heimat wie bei uns allen, so auch bei der Provinzialverwaltung uud bei dem
Provinzialansschußobwaltet.

Ich habe darüber nachgedacht, ob ich einen Znsatzantrag znr vorliegendenVorlage stellen
sollte, etwa dahin gchcud,daß wir deu Proviuzialausschußcrsucheu möchten, beim Ankaufund dem
Betrieb von Steinbrüchen tunlichst auf die Erhaltung des LandschaftsbildesRücksicht zu nehmen
uud daß wir ihu ferner ersuchen möchten, in landschaftlichhervorragendenGegenden vom Ankanf
und Betrieb von Steinbrüchen überhaupt abzusehen.

Meine Herren! Ich glaube, diesen formellen Autrag nicht stellen zu sollen, glaube aber,
hier im Hanse diese Erwägungen uud Empfindungenaussprechen zu solle», um in weiteren Kreisen
unserer Provinz Bedenken auszuräumen, die entstehen könnten, wenn wir heute beschließen, die
Provinz soll selbst Steinbrüche ankaufen uud betreibe». Ich bin der Ueberzeugung,daß die Gründe,
die ich hier vorzutragen die Ehre hatte, bei der Provinzialverwaltung und bei dem Pruvinzinl-
ausschnßvollauf gewürdigt werdeu uud daß keiuc Steinbrüche gekauft werde», deren Betrieb den
Erfolg haben könnte, unsere liebe Heimatproviuzin ihrer landschaftlichenSchönheitzu schädigen. (Bravo).

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann,
Landeshauptmann I)r. von Renvers: Meine Herren! Das Verfahren der Provinz,

Nasaltsteinbrüchezu kaufeu, um nicht in eine Zwickmühle hincinzugeraten,wie es uns jetzt passiert
ist, ist uicht ganz nen, sonderu wir verfolgenhier nur schon begangeneBahnen, Die Provinz hat
schon vor Jahrzehnten, als damals die Besitzer von Basaltsteinbrttchenmit deu Preise» iu die Höhe
gingen, Steinbrüche gekauft. Wir haben zwei Steinbrüche im Siebengcbirge erworben. Wir habe»
den Hühncrberg, von dem eben die Rede war, gekauft, uud haben Limbergskopfgekauft.

Meine Herren! Nnn hat Herr OberbürgermeisterSpiritus gesagt, wir möchten uus jetzt
nicht an die schönen Gegendenwagen uud sie durch Steinbrüchevernnzieren. Nicht nnr das Gefühl,
das wir alle für unsere schöne Heimat haben, wird uns davon abhalten, sondern vor allem der
Satz: ein gebrannt Kind scheut Feuer, Die beiden Steinbrüche, die wir seiner Zeit gekauft haben,
sind ohne Nutzen geblieben. Wir mußten fie damals, als die Aktion zur Erhaltung des Sieben¬
gebirges eingeleitetwurde, im Interesse des Siebeugebirges aufgebe». Diese Erfahrung wollen wir
selbstverständlich uicht zum zweiten Male machen. Wir werden aus allen den Gegenden, die zum
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Beispiel das Siebengebirgeumfaßt, und ähnlichen Distrikten beim Erwerb der Steinbrüche sicher
fern bleiben. Es bedarf also, glaube ich, einer derartigen Resolution nicht, wie sie zuerst vom
Herrn OberbürgermeisterSpiritus ins Auge gefaßt wordenwar. Wie gesagt, wir find durch die
Erfahrungen gewitzigt und werden uus dauach richte«. (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Es meldet sich sonst niemand znm Wort. — Dann schließe ich die.
Verhandlung und darf feststellen, daß das hohe Haus den. Antrage der III. Fachkommission bei¬
getreten ist.

Wir kommen zum Antrag der IV. Fachkommission:
Zum Haushaltsplan über die Verwaltung der Fonds zur Gewährung von
Viehentschädigungen.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterFreiherr von Loö, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterFreiherr vou Loö: Meine geehrtenHerren! Der Haus¬

haltsplan über die Verwaltung der Fouds zur Gewährung von Viehentschädiguugen hat ni diesem
Jahre einige nicht sehr erhebliche Aenderungen auszuweisen. Zunächstsiud die Einnahmen gestlegcn.
weil einerseits der Reservefondsgewachsen ist und seine Erträgnisse höher gewordensmd. Wir
haben für den Fonds für Pferde 1000 Mark mehr eingesetzt und für Rindvieh 1750 Mark. Dann
ist auch der Posten für Abgaben der Viehbesitzer erheblich in die Höhe gegangen, und meine Herren,
nicht deshalb, weil die Prämie in die Höhe gesetzt worden ist, sondernerfreulicherweise, weil sich
die Viehbestände erheblich vergrößerthaben. Wir können daher diese Erhöhung nur freudig begrüße».
Sie beträgt für den Fonds für Pferde 1029 Mark und für Rindvieh 8137 Mark.

Die Ausgaben find auch entsprechend gesteigert,weil einerseits die Hebungsgebührensich
entsprechend der größeren Zahl des Viehes vergrößert haben und weil aus demselben Gruude auch
die Entschädigungen,die gezahlt werden müssen, höher einzusetzensind.

Meine Herren! Der ganze Etat balauziert für die Abteilung Pferde mit 65 960 Marl
und für Rindvieh mit 303 525 Mark. ^ , ^

Ich habe namens der IV. Fachkommission den Antrag zu stellen, diesen Haushaltsetat
unverändert zur Annahme gelangenzu lassen.

VorsitzenderBecker: Er meldet sich niemand zum Wort. — Dann schließe ich die
Verhandlung und stelle Ihr Einverständnismit dem Antrage der IV. Fachkommissinn fest.

Wir gehen über zum: . .
Antrag der III. Fachkommission znm Bericht uud Antrag des Provlnzlal-
nusschnsses, betreffend den Antrag der Handelskammer zu Coblenz. „das
Gesetz vom 18. August 1902, betreffend die Vorausleistungen zum Wege¬
bau, für die Rheinprovinz außer Wirkung zu setzen".

Berichterstatterist der Herr Abgeordnete Dr. Lucas.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Lucas-Solingen: Meine Herreu! Es liegt ein Hutrag

der Handelskammer in Coblenz vor auf Aufhebung der Vorausleistungenzum Wegebau, °e»er
gesagt, der Beiträge zur Wegeunterhaltung. „ o v« cc- 'K

Der Provinzialausschuß hat sich dagegeuausgesprochen, uud die III. Fachkommission ist
ebenfalls mit allen Stimmen gegen eine, die aber auch mir schwache» Widerspruchdagegenerhob,
der Meinung, es bei dem bisherigenZnstande bewenden zu lassen. ,,. , ^ .

Die Gründe dafür finden Sie. meine Herren, in Nr. 26 der Drucksachen erschöpfend und
zutreffendausgeführt. Unter diesen Umständennnd bei der Geschäftslage des Hauses, der reichliche»
Tagesordnung, meine Herren, darf ich mich wohl sehr kurz fassen.

12»
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Wer von einer Einrichtung den größten Vorteil hat, oder wer ihr den meisten Schaden
zufügt, der mag auch etwas zu der Unterhaltung beitragen. Das ist nicht mehr als recht nud
billig nnd entsprichtden Grundsätzen,wie sie der § 9 des Kummunalabgabengesetzes ausgesprochen
hat und von denen Kommunensehr gern uud reichlich Gebrauch machen.

Es ist nun nicht ersichtlich,meine Herreu, weshalb die Provinz darin einen anderen
Standpunkt einnehmensollte. Es ist damit ja keine Verkehrserschwcrung irgendwieverbuudcn uud
der finanzielleEffekt, meine Herren, ist auch nicht unerheblich,denn er liegt nicht nur darin, daß
diese 120 ()(»() Mark Mehreinnahme jährlich im Etat stehen und jährlich darin stehen werden —
vielleicht auch noch mehr — sondern daß diese Bestimmung gleichzeitigauch auf eiuc pflegliche
Behandlung der Straßen hinwirkt. Wenn man ein großes Fuhrunternchmen hat, so kann man die
Straßen schlecht uud man kann sie gut behandeln,nnd wenn man weiß, daß man zn ihrer Unterhal¬
tung beizutragen hat, dann nimmt man sich eben in acht, so daß also nicht nur die 120 000 Mark,
sondern auch dies uuch den Vorteil darstellen, den die Provinz durch die Aufrechterhaltungdiefcr
Ncstimmuugcuhat.

Mit den 120 000 Mark aber, meine Herren, könnten Sie 3 Millionen als Anleihe ver¬
zinsen. Sie machen '/b bis '/« "/» der Umlage für die Provinz aus, und diese Gelder könnten
sehr wohl auf einem anderen Gebiete des Wcgeuuterhalts — sagen wir einmal für den Kreis- und
Gemeindewegeban der Provinz noch nützlich angewandt werden. (Hört! Hört!)

Mit der Gewerbesteuer hat die Sache ja eigentlich gar nichts zu tun, denn die Gewerbe¬
steuer entspricht vielfach gar nicht der Größe des Betriebes. Sagen wir einmal, ein Gefchäft
renssiert nicht, es hat 2 Jahre nichts eingebracht,so kann es unter Umstäudcubei dem größten
Fuhrwerksbetriebedoch in der III. Gewerbesteucrklassc stehen und einen sehr minimalen Beitrag
abführen. Die Gesichtspunkte,unter denen die Gewerbesteuer veranlagt wird, haben mit der hier
vorliegenden Frage einer Leistung uud Gegenleistunggar nichts zu tun, und die Ausführungen der
Handelskammerin Coblenz sind nach dieser Richtung hin meiner Ansichtnach uubcachtlich. Auch
ist hier kein besonderer Unterschied zwischen Landwirtschaftund Industrie zu konstruieren,wie das
die Handelskammerin Coblenz tut, deuu hier handelt es sich mehr darum, schweres Fuhrwerk uud
leichtes Fuhrwerk, vorübergehende und dauerndeBenntznngzu uuterscheideu, uud die Landwirte haben
doch mir das leichtere Fuhrwerk, und wenn man dazu nimmt, daß die Provinz überhaupt Beiträge
unter 200 Mark gar nicht einzieht, so würden Sie schon dabei wahrscheinlich annehmenkönnen,
daß, selbst wenn die Bestimmuugcuanders waren, doch nur in einer geringfügigen Weife gegenüber
der Laudwirtschaftdavou Gebrauch gemacht werden tonnte.

Das Gesetz, meine Herren, ist außerordentlichschwierig in der Handhabung. Aber damit
haben wir nichts zn tun, und wir können uns nnr freuen, daß die Handelskammerin Coblenz
bezüglich der Handhabung sagt, sie müsse rückhaltlos nuerkeuueu, daß die Herauziehuugerfolge uuter
Auwendnng richtiger Grundfätze nnd auf Grund sorgfältiger Beobachtung,und man kann also nur
der Provinzialvcrwaltuug sein Kompliment dazu machen, daß es ihr gelungen ist, dieses außer¬
ordentlich schwierige Gesetz mit fu uugeticucrwenig Anfechtungenin die Wirklichkeit zu übersetze»,
uud wenn dazu uuu außerdem eiue sehr schonende Heranziehung in den geeigneten Fällen erfolgt —
wie wir z. B. in der Drncksache sehen zn 25°/° unter dein normalen Satz — uud wenn wir uns
erinnern wollen, daß noch gestern der Herr Landeshauptmann gesagt hat, daß die reglcmentarischen
Bestimmungen, die die Provinz hat, nicht in schroffer Weise angewendetwerden, fondern überall
auch uach Recht nnd Billigkeit verfahren wird, fu haben wir, meine Herren, leinen Anlaß, nns an
dem bisherigen Verfahren irgendwie zn stoßen, und ich glaube deshalb, dem Plenum des hohen
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Hanfes den Vorschlag der III. Fachkommission hier unterbreitenzn können, es bei dem bisherigen
Zustande bewenden zn lassen. (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat Herr Abgeordneter Caspers.
AbgeordneterCaspers: Meine Herren! Wenn die Handelskammervon Cublenzdazu

gekommen ist, hier einen besonderen Antrag zu stellen, dann hat das seinen Grund darin, daß
gerade ans dein Bezirk Coblcnz fortgesetzt sehr große Klagen gegen diese Veranlagung vorgebracht
werden, und meines Dafürhaltens stellenweise mit Recht. Der Unterschied in der Festsetzung der
Pauschalsummeist ganz gewaltig groß. Es ist mir besonders ein Fall bekannt,wo ein Schwcmm-
steinindnstricller,der ungefähr 2 Millionen Steine produziert, und zwar unter schwierigen Ver¬
hältnissen, so daß er den Reingewinn auf ungefähr 4000 Mark schätzt, jetzt eine Pauschale von
1800 Mark bezahlensoll. Ja, meine Herren, bei einen: Einkommen von 4000 Mark eine Pauschale
zur Vorausleistung von 1800 Mark zu zahlen, das ist doch ein bischen weitgehend, dabei muß man
in Betracht ziehen, daß der Mann - - teilweise ist er Landwirt und uebenbeibeutet er semcu
Nimmstcin ans — diesen Betrieb eingerichtethatte, bevor dieses Gesetz bezüglich Erhebung einer
Vorausleistung erlassen wurde Der Maun wäre heute tatsächlich gezwuugcu, seinen Betrieb voll¬
ständig aufzugeben,deuu mit 1800 Mark Paufchale für die Vorausleistunggegenüber 4000 Mark
Einkommenkann der Mann nicht wirtschaften. Jedenfalls ist er nicht konkurrenzfähig. Er ver¬
frachtet ungefähr 35 000 Tonnen, während z. B. die Kährlicher Tunwerke, die 75 000 Tunneu
verfrachten,nur mit einem Pauschale von 1000 Mark herangezogenwerden, das steht mcht im
richtigenVerhältnis, meine Herren.

Ich zweifle ja nicht, daß die III. Fachkommission ans Grund ganz eingehender Prüfung
der Vorlagen der Befchwcrdcn zu ihrem Beschlusse gekommen ist, aber, meine Herren, ich glaube,
daß in folcheu Bezirke» doch recht vorsichtig zu Werte gegangen werden muß. und ich mochte anregen,
ob es nicht möglich wäre, in solchen schwierigenFällen, wo schon längere Verhandlungenstattfanden,
eveutl. den Kreisausschuß gutachtlichzu höreu. Die Herren in dem Kreisausschnsse s,nd dort
beheimatet und sind in der Lage, genau die Verhältnissezn kennen,und so können solche nnbe-
nbsichtigte Härten nach Möglichkeit vermiedenwerden. Ich möchte diese Nnregnng hier gegeben haben.

Vursitzcndcr Becker: Das Wort hat der Herr Landesversicherungsrat Dr. Vossen.
Lllndesversicherungsrat Dr. Vossen: Meine Herren! Ich möchte mir erlauben, ganz kurz im

Auftrage des Herrn Landeshauptmannanf die Anregungen des Hern, Abgeordueten Caspers einzugehen.
Wir sind durch die Bestimmungendes hohen Hauses gezwungen, das Gesetz betreffend die

Vorausleistungen auznwenden und zwar au der Hand der Grundsätze,die das hohe Haus selbst
erlassen hat. .„

Wenn der Herr AbgeordneteCaspers soeben die Anregung gegeben hat, daß in gewissen
Fällen der Kreisausschuß gehört werden möge, so würde das nicht geuau den Bestimmungen des
Gesetzes entsprechen, insofern in Zweifelsfälleuebeu der Vezirtsausfchußdiejenige Stelle ist, die bei
Differenzenzwifcheu der Verwaltung und den betreffenden Betrieben zn entscheidenhat.

Daß gewisse Harten vorkommen können, ist bereits in der Drucksacheselbst gesagt worden.
Nach Möglichkeitwerden diese Härten aber durch die bereits genannten, Grundsätze, namentlichdie
vertraglichenBestimmnugenvermieden. Anch der Fall, daß ein Betrieb gegenüber emem andere»
Betriebe benachteiligt ist, kann gewiß vorkommen,namentlich kann es vorkommen, baß nn kleiner
Betrieb dauu sehr hohe Abgabenzn zahlen hat, wenn er eben gezwungen ist, eine große Straßen¬
strecke zu beuutzeu. Das sind aber, meine Herren, Härte», die im Gesetz selbst begründet s.nd »nd
die sich nicht durch die Amueuduugals solche mindern lasse».
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Die Debatten über die Vorausleistungensind in diesem hohen Hause ja nichts nenes, und
ich glaube, ich kann mich darauf beschränken, Sie auf die Drncksacheund die eingehenden Beratungen
in der Fachkommission hinzuweisen.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Abgeordnetevon Stedman.
Abgeordnetervon Stedman: Meine Herren! In der III. Fachkommission ist die Sache

erwogen worden, und ich habe dieselben Bedenken dagegengeäußert wie Herr Caspers. Als ich dem
Wunsche Ausdruck gab, daß man seitens der Provinz, da wo Beschwerden hervortreten,doch besonders
vorsichtig verfahren und, wenn irgend angängig, eine neue Ermittelung eintreten lassen möchte, ist
mir dies mit dem Bemerken,daß man bereits jetzt die forgsamste Zahlung eintrete« lasse, zugesagt
worden. Es ist ja leicht möglich, daß der betreffende Berichterstatter— sagen wir Straßcnmeister
oder dergl. — der für die Provinz die Erhebungen anstellt, einmal für den betreffenden Gewerbe¬
treibenden gerade einen unglücklichen Tag antrifft, so daß er ihm außerordentlichviele Wagen auf¬
schreibt. Ich will auf denselben Mann, den der Herr Vorredner in unserem Kreise im Auge hatte,
zurückkommen.Der könnte unter Umständen gerade au dein Zähltage 10, 12, 15 Wagen haben
ausführen lafsen, die alle »ach derselben Baustelle in Coblenz fuhren und immerhin die 6 Kin auf
der Straße zurücklegten. Es wäre das also für den betreffenden Gewerbetreibendenein großes
Pech gewesen.

Ich habe aber, wie gesagt, von der Provinzialverwaltung die Zustimmuug bekommen, daß
in solchen Fällen, da wo Beschwerde erhoben wird, sorgsamste Nachprüfung eintreten soll.

Wenn nun hier Herr Caspers den Wnnschausspricht, daß für solche Fälle die Kreisaus-
schüffe gehört werden möchten, so kann ich das nur uuterstützeu in dem Sinne, daß die Ermittlungen
des Umfanges der Straßeninanspruchnahme möglichst richtig gestellt wird. Ich möchte nur dem
Mißverständnis vorbeugen, daß etwa dann die Kreisansschüsse berufen sein sollen, um nach anderen
Maßstäben die Höhe der Vorausleistung zu ermittelu. Billigkeitsrücksichten, die vorgeschobenwerden,
klingen sehr gut und schön, es darf aber dabei nicht aus dem Auge gelassen werden, daß die Voraus¬
leistungen sich doch danach richten müssen, ein wie großer Schaden durch den Straßenbcnutzer ver¬
ursacht wird. Wenn die Vorausleistung sehr erheblich ist — dann ist das eben ein Zeichen, daß
der Betreffende auch der Provinz einen sehr großen Schaden tut, uud daß er sich darum nicht
wundern darf, wenn er verhältnismäßig hoch zur Vorausleistungherangezogenwird. —

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteDr. Lucas.
AbgeordneterDr. Lucas-Solingen: Meine Herren! Der Herr Caspers hat soeben ein

Verhältnis zwischen der Leistungsfähigkeitder Betriebe und der Heranziehung zu Vumuslcistuugcu
konstruiert. Das gibt es eben nicht. Hier kommt es lediglich darauf au, welche Anforderungen
an die Straßen gestellt werden, und wenn Herr Caspers soeben dieses eine Beispiel von einem
Schwemmsteinfabrikantenangeführt hat, der 35 000 Tonnen auf einer Straße befördert — ja,
meine Herren, so macht das auf die Tonne 3'/u bis 4 Pfennig, zn denen er herangezogenwird.
Das ist nicht übermäßig viel nud darauf kommt es allein an, denn man kann unter Umständen
den größten Betrieb haben und dabei ganz lcistungsunfähigsein. Das hindert aber nicht, daß die
Straßen doch in ganz erheblicher Weise abgenutzt werden und vielleicht dann erst recht, wenn nicht
gleichzeitig durch eiue Schutzbestimmung, durch diese Heranziehung zu den Wegelasten eine gewisse
pflegliche Behandlung der Straßen dem betreffenden Betriebe anempfohlenwird.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat Herr AbgeordneterCaspers.
Abgeordneter Caspers: Ja, meine Herren, es ist mir vollständig bewußt, daß der

BezirksausschußdiejenigeBehörde ist, die die Entscheidunghat. Ich habe auch keinen Antrag
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gestellt. Ich habe nur den Wunsch ausgesprochen, daß bei derartig schwierigen Fällen der Kreis-
llusschuß eben zu der Feststellunggutachtlich gehurt werden möge, weil doch diese Fälle nur gerade
zeigen, daß manchmal die Feststclluugentatsächlich unzutreffendsind. In diesem Fall, der mir
gerade vorschwebt, weiß ich ganz genau, daß der Betrieb seine Schwemmsteinc nnr zum Teil auf
der Staatsstraße verfrachtet, uud den größerenTeil nach dem Hinterlandc über die Vicinalwcgc,
und vielleicht hat gerade bei der Feststelluug,wie das eben der Herr Landrat von Stedman aus¬
geführt hat, ein unglücklicherZufall mitgespielt. Der Fabritaut hatte vielleichtgerade während
zwei oder drei Tagen große Lieferungennach Coblcnz auszuführen, und weuu daun Pro Tag so
und so viel Fuhren festgestellt wurden, während er an anderen Tagen nur für ein Drittel seiuer
gauzeu Produktion die Chaussee auf der ganze» Wegestreckcbenutzt hat.

Deshalb glaubte ich den Wunsch hier äußern zu müssen, daß bei derartigen Feststellungen
der Krcisausschnßgutachtlich gehört werde. Das würde dauu wenigstens auch dazu beitrage,,, daß
eiue Beruhigung bei den Leuten eintritt, wenn sie hören und wissen, daß auch dieser Weg noch
beschüttenworden ist, um eiue möglichst geuaue und gerecht? Feststelluug zu gewährleisten.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Laudcsversicheruugsrat Dr. Vofsen.
Landesvcrsicherungsrat Dr. Bussen: Ich möchte noch kurz darauf bemerken: in diesem Sinne

ist die Heranziehungdes Kreisausschusfes natürlich der Provinzialverwaltungnur fehr willkommen. Wir
tönuen mir sehr froh sein, wenn uns die Feststellungen von kompetenter Seite gegeben werden denn
wir sind jetzt eben im wesentlichennnr auf das angewiesen,was wir von unseren Aufsichtsbeamten hören.

Vorsitzender Becker: Es hat sich niemand mehr zum Wort gemeldet, ich schließe d,e
Verhandlung, Gegenanträge liegen nicht vor. Ich stelle fest, daß das hohe Hans dem Antrage
der III. Fachkommission beigetretenist.

Wir kommen znm ^ ^ «,.>>,
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzia -
ausschusses. betreffend die Anschaffung eines Kraftwagens für Dienst-
zwecke.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Pastor.
BerichterstatterAbgeordneterPastor: Meine Herren! Die I. Fachkommission ha die

Gründe, welche in der Vorlage des Provinzialansschnsses.betreffenddie Anschaffung emes Kraft¬
wagens, iu Nr. 37 der Druckfache,, niedergelegt sind, voll gewürdigtund für richtig befuuden und
schlägt Ihnen vor. zn beschließen, die Anschaffungeines Kraftwagens für die Verwaltung zu
genehmigen. , „ r_. ^ < ^..

Nnr in einem Pnnkte hat die I. Fachtommission eine Abänderungfür erwünscht gehalten,
indem sie bittet, das hohe Hans wolle beschließen, den für die Anschaffung des Kraftwagensvorge¬
seheneu Betrag nicht a»f 20 000 Mark zu beschränken, sondernans 25 000 Mark zu erhohen.

Meine Herren! Was zuuächst die grundsätzliche Frage anbelangt °b ^e Verwaltn,g nr
Anschaffnng eines Kraftwagens übergehe» sollte, so erscheint es erklärlich daß die Verwaltuug zum
Zwecke der Vereisungder ansgedehnten Provinz es als erwünscht hält. stch'"t einem du,er besten
Verkehrsmittelausgestattet zu fehen. Die Kommission war der Ansicht,daß d.e Beschaffuug e.ms
Kraftwagens für die Provinz znm Zwecke der Venntzung durch den Herrn La., eshanptma,^ die
Beamten der Verwaltung nnd die Mitglieder des Provinzialansschnsseszur Ausführmig vou Re, eu
vou großem Werte »nd durchans erwünscht sei. daß aber speziell er Wer der Anschaffung des
Kraftwages auf den. Gebiete der Straßeuverwaltung zn snchen sti. da d.e Aere.suug der Straße,,
Besichtigungder Ansführungsarbeitenauf deu Straßeu und die Kontrolle der Beamten wesentlich
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erleichtert und manche Dienstreise auf die Hälfte oder auf ein Drittel des Zeitmaßes zurückgeführt
werden würde.

Wenn, meine Herren, die Kommission Ihnen empfiehlt, zu beschließen, die Auschaffungs-
tosten bis zum Betrage von 25 000 Mark zu erhöhen, so sollte hiermit für die Verwaltung
keineswegs die Richtschnurgegebensein, mm nubcdingt einen Wagen zum Preise Uon mehr als
20 000 Mark anzuschaffen.

Meine Herren! Bei der Kommissionwaren für diese Entschließungfolgende Erwägungen
maßgebend: Man sagte sich, für die Verwaltung mit ihrem ausgedehntenWirkungskreise,wo auch
vielfach gebirgiges Gelände iu Betracht kommt, ist gerade die Anschaffungeines kräftigen Wagens
am zweckmäßigsten, denn ein kräftiger Wagen wird sich auch als am dauerhaftestenerweisen. Auf
der anderen Seite crfchien es ja möglich, daß gerade der Pruuinzialuerwaltnng Uon den zum
Angebot aufgefordertenFirmen bezüglich der inneren und äußeren Ausgestaltung des Wagens eiu
Angebot gemacht würde, das sie am liebsten annehmenwürde, daß dieses Angebot aber nnf einem
Preise fnßte, der über den Betrag von 20 000 Mark hinausginge, uud die Kommission möchte nicht
gern die Verwaltung in die Lage setzen zu sagen: Ja, den Wagen, der mir nun am zweckmäßigsten
erscheint, kann ich mir nicht beschaffen, weil eben die Mittel dazn nicht ausreichen.

Dies vorausgeschickt,meine Herren, erwähneich, daß die Angaben des Pruvinzialansschufses
bezüglich der Ausgabekusteuauch in der Kommissioneiner eingehenden Erörterung nnd Prüfung
unterzogenworden find, daß man sich aber selbstverständlich gesagt hat: ja, diese einzelnen Summen
werden natürlich nach dem Bedürfnis und uach dem Umfangeder Benntznngdes Wagens variieren, sie
laffen sich eben nur cmuähcrud greifen und tatsächlich sind sie nach der Ansicht der Fachkommission auch
ziemlichrichtig gegriffen. Das wesentliche ist, meine Herren, daß die Gesamtansgabesnmmemit
10 000 Mark von der Kommissionals richtig nnd auch voll ausreichendbefuudeu worden ist. Auch
die Frage der Deckung ist einer eingehenden Erörterung unterzogenworden nnd auch hier find die
einzelnen, von dem Pruvinzialausschuß iu Ansatz gebrachten Beträge uon der Kommission als
zutreffendbefundenwurden.

Meine Herren! Die I. Fachkommission schlägt deshalb dem hohen Hause vor, die Vcr-
waltung in den Besitz dieses modernsten der Verkehrsmittelzu sctzcu uud entsprechend dem Vorschlag
des Provinzialllnsschnssesdie Genehmigungznr Beschaffung des Wagens zu erteilen mit der Maß¬
gabe, daß der Verwaltung ein Betrag bis zu 25 000 Mark zur Verfügung gestelltwird.

Vorsitzender Becker: Ich eröffnedie Verhandlung — schließe dieselbe,da sich niemand
zum Wort meldet, und darf feststellen, daß das hohe Hans mit dem Antrage der I. Fachkommission
einverstandenist.

Wir verhandeln weiter über den
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht uud Autrag des Pruvinzial-
ausschusses, betreffend Nachsnchnng eines neuen Privilegs znr Ausgabe
von Nheinprovinz-Anleihesch einen.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteHneck.
BerichterstatterAbgeordneterHneck: Vor ca. 8 Jahren wurde der Rheinpruuinz durch

AllerhöchsteKllbincttsurdrevom 20. Mai 1898 das Privilegium erteilt, daß sie durch Vermittlung
der LcmdesbantAnleihescheine ausgeben könne, in der Höhe, daß die Snmme die statutenmäßig
sicher gestellte» und jeweilig noch nicht amortisiertenDarlehen nicht übersteigendürfe. Dieses Re¬
gulativ wurde mittelst KöniglicherVerordnungvom 16. November 1899 durch eine Ergänznng vom
2. Inni 1900 ersetzt.
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Auf diese Bewilligungengestützt hat die Rheinprovinz durch Vermittlung der Landesbauk
für 245 Millioneu Anleihe begeben und in diesem Jahre mit einer weiteren Ausgabe von
ca. 30 Millioneu bcgouncu. Dieses Privilegium läuft mm am 19. Mai 1908 ab und da sich
dieses Privileg sehr gut bewährt hat, indem es der Landesbant gestattete und ermöglichte,je nach
dem Zinsfuß und der Lage des Geldmarktes sich Betriebsmittel zu beschaffen und auf einer dem
Bedürfnis entsprechendenHöhe zn halten, so soll die Ernenernng dieses Privilegs bei der König¬
lichen Staatsregierung beantragt werden.

Die I. Fachkommission schlägt Ihnen daher vor:
„Der Provinziallandtag wolle beschließen,den Provinzialausschnßzn beauftragen,
bei der Staatsregierung dahin vorstellig zu werden, daß auf Grund des Art. 8 der
Königlichen Verordnung vom 16. November1899 das der Rheinprovinz durch Aller¬
höchste Kabinettsordre vom 20. Mai 1898 zur Ausstellungvon Rheinprovinz-Anleihcn
nach Maßgabe des Regulativs vom selbigen Tage (geändert 2. Inni 1900) erteilte
Privileg auf weitere 10 Jahre, vom 20, Mai 1908 ab, verlängert werde, ferner den
Provinzialausschnß zu ermächtigen, mit der Staatsregierung die etwa erforderlich
erscheinenden Festsetzungenüber die Bedingungender nachgesuchteu Rechtsgewähruug
zu treffen."

VorsitzenderBecker: Es meldet sich niemand zum Wort. — Dann schließe ich die
Verhandlung und stelle das Einverständnis des hohen Hauses mit dem Antrage der I. Fach¬
kommission fest.

Meine Herren! Was den GegenstandNr. 9 anbelangt, so besteht der Wunsch bei den,
Herrn Berichterstatter,die Angelegenheit noch einmal in der Kommission beraten zn sehen, weil der
Vcschlußentwurf,den die Kommissionverfaßt hat, nicht ganz in dem Ihnen vorgelegten Antrage
der Kommission enthalten sein soll. Es ist also der Wunsch vorhanden,daß die Angelegenheit noch
einmal in der Kommissionberaten wird. Ich nehme an, daß Sie damit einverstanden sind, daß
nur den Gegenstandheute von der Tagesordnung absetzen. Er wird dann in der I. Fachkommission
noch einmal zur Sprache kommeu.

Dann kämen wir zum GegenständeNr. 10:
Antrag der II. Fachkommission zn dem Haushaltsplan über die Kosten
der Fürsorgeerziehung Minderjähriger.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Dr. Venn.
Berichterstatter Ageordneter Dr. Venn: Meine Herren! Der Haushaltsplan über die

Kosten der FürsorgeerziehungMinderjähriger für das Rechnungsjahr190? schließt ab iu Einnahme
und Ausgabe mit 1650 700 Mark, also mit einem Mehr gegen das Vorjahr von 158 900 Mark.
Hiervon entfallen auf den Provinzialverband '/«, d. h. nach Abzug einiger Sondcrcinnahmen,
540 200 Mark, demnach 52 000 Mark mehr wie im Vorjahre. An diesem Mehr sind zunächst
beteiligt die allgemeinenVerwaltungskostcnmit 6600 Mark, die sich in, wesentlichen ans dem
Aufrücken einiger Beamten in höhere Gehaltsstufen und aus der Vermehrungdes Personals infolge
Anwachsensder Geschäftezusammensetzen.Der übrige Teil ist erforderlichfür die Verpflegung,
Ausbildung und Erziehnng der gegen das Vorjahr größerenZahl von Zöglingen.

Nach den angestellten Berechnungen wird sich der reine Zuwachs von Zöglingen, also der
gesamte Zuwachs nach Abzug der Abgänge, für das kommende Rechnungsjahr auf mindestens
250 Köpfe stellen. Zudem hat der Gesnmt-Durchschnitts-Pflegesatz mit Rücksicht ans die fortgesetzte
Steigerung der- Anstaltskusten auf 267,50 Mark erhöht werden müssen.

13
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Bei Erörterung der Bewegung ans dein Gebiete der Fürsorgeerziehungwurde seitens der
Verwaltung mitgeteilt, daß in der Zeit vom 1. April 1901 bis 31. März 1900 im ganze»
überwiesen wurden sind:

in Preußeu über ...... 33 500 Zöglinge,
darunter aus der Rheinprovinz . . 5 244 „

Auf je 10 000 Einwohner entfallen hiernach, wenn man der Berechnungdas Mittel der
Bevölkerungsziffernvom 1. Dezember 1900 und 1, Dezember 1905 zugrunde legt

in Preußen ....... 9,»» Zöglinge,
in der Nheinprouinz .... 8,»» „

Die Rheinprovinz steht hiernach nm etwa 500 Zöglinge unter dem Durchschnitt, ebenso
wie sie auch zu Zeiteu des Zwangserziehnngsgesetzcs stets weniger Zöglinge auszuweisen hatte, wie
das übrige Preußen.

Am 31. März 1901 entfielen auf je 10 000 Einwohner
in Prenßeu ......... 3,2« Zwangszöglinge,
in der Rheinprovinz ...... 2,,» „ ;

statt nahezu 1900 Zwangszöglingehatte die Nheinprouinzdamals nur etwas über 1200.
Nach Anficht der Kommission sind die Gründe hierfür in der verschiedenartigen Anwcndnng

des Gesetzes seitens der Nerwaltungs- uud Gerichtsbehördenzn suchen; ans andere Weise sind su
auffallendeVerschiedenheiten, wie sie in Stadt- uud Laudtreisen mit gleichen wirtschaftlichenund
sozialen Verhältnissenbestehen, nicht zn erklären.

So entfielenz. B. am 1. April 1906 auf
Cöln ........ 9,22
Bonn ........ 21,84
Elberfeld ....... 26,»,
Barmen ....... 12,8?
Offen Stadt ...... 16,8?

„ Land ...... 4,?4 Zöglinge.
Jedenfalls ist die geringereZahl uun Zöglingen nicht etwa auf eiuc mindere Anwendung

der Ziffer 1 des 8 1 des Gesetzes zurückzuführen,denn es entfielen von den Gesamtüberweifnngen
cmf eben diese Ziffer

in Preußen ........ 25,« n"/»,
in der Nheinprouinz aber nahezu. . 29 «/,.

Besondersbemerkenswert ist noch feruer der Umstand, daß von den sämtlichen schulentlassenen
Zöglingen im schulentlassenen Alter zur Fürsorgeerziehunggelangt sind

in Preußen nicht ganz ...... 41°/n,
in der Nheinprouinz aber volle . . . 47"/°,

und wenn man ans dieser Berechnungdie Stadt Berlin, in welcherdie Zahl der Schnleutlassenen
sich aus bekanntenGründen auf über 56«/„ stellt, wegläßt, fo stellt fich das Verhältnis für die
Nheinprouinznoch erheblich ungünstiger.

Die Kommission war der Meinung, daß es im Interesse einer besseren und aussichtsvolleren
Erziehung und im Interesse einer erheblichen Ersparnis von Kosten dringend wünschenswert sei, daß
die Minderjährigen in jüngeren Lebensjahren zur Fürsorgeerziehung gelangten, als es
bisher der Fall sei. Von der Stellung besonderer Anträge nach dieser Nichtnng hin wurde aber
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mit Rücksicht auf die im Schoße der Staatsregicrimg hinsichtlich der Abänderung des Gesetzes
und namentlichder Ziffer 1 schwebendenErwägungen indessen abgesehen.

Von Interesse war dann weiter uoch die Mitteilung der Verwaltung, daß uuter der
Voraussetzungeines jährlichen Bruttozuwachsesvon 1000 FNrsorgczöglingen der Beharruugszustnud,
nlso die Zeit, zu welcherder Zugang und der Abgang sich gegenseitig aufheben, in etwa 2—3
Iahreu zu erwarten stehe; allerdings hätten sich die Vercchnuugeu für den im laufendenJahre zu
muarteuden Zugang jetzt bereits als unzutreffendherausgestellt, denn es seien bis zum heutige,.
Tage bereits 1250 Minderjährige (seit 1. April 1906) neu überwiese,,.

Was dann den Haushaltsplan für die FürsorgecrziehungsanstaltHaus Fichtenhain bei
Crefcld anbelangt, so ist darauf hinzuweisen, daß dieser Etat nur als ein Versuch angesehen werden
darf, die voraussichtlichen Einnahmen „ud Ausgabe,, dieser Anstalt in übersichtlicher und erschöpfen¬
der Weise zn gruppieren. Ob die in dem Entwurf des ProviuzialausschusscsmitgeteiltenZiffern
zutreffe,, werden, läßt sich in den meisten Punkte,,, da es an Erfahrungen noch gebricht, zurzeit
noch nicht übersehe,,. Der Etat selbst aber ist nur eine Unterabteilung des Haushaltsplanes über
die gesamten Fürsurgcerziehuugskostenund werden die letzteren durch etwaige Abweichungen der
Ziffern des Entwurfes von der Wirklichkeit nicht wesentlich alteriert werden.

Der Etat bietet insofern noch etwas bemerkenswertes,als er in Abweichungen von allen
übrigen Anstaltsetats die Verzinsungund Tilgung des gesamten Anlagekapitals besondersvorsieht.
Es ist dies darauf zurückzuführen,daß, wie Ihnen bekannt ist, der Staat sich weigert, an den
Bautosten von Provinzial-Fürsorgeerziehuugsanstaltenbeizutragenund iu einem dieserhalb gegen ihn
angestrengtenProzesse in höchster Instanz obgesiegt hat.

Meine Herren! Im übrigen fand sich in dem Haushaltsplänenichts zu eriuucruund ich darf
Ihueu „amens der II. Fachkommission den Antrag des Provinzialausschusscs zur Auuahmcempfehlen.

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zum Wort. ^- Ich schließe die Verhandlung
und stelle fest, daß das hohe Haus dem Autrage seiner Fachkommission beigctreten ist.

Wir gehen zum nächsten Gegenstandder Tagesordnung über:
Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht uud Autrag des Proviuzial-
ausschusses, betreffend die Errichtung weiterer Rheinischer Provinzial-
Erziehungsllnstalten für ältere Fürsorgezöglinge männlichen Geschlechts,
katholischen und evangelischen Bekenntnisses.

Berichterstatterist ebenfalls der Herr Abgeordnete vr. Venn.
BerichterstatterAbgeordenter Dr. Venn: Meine Herren! Die Ihnen wegen der Errichtung

weitererRheinischer Proviuzial-Erziehuugsaustaltenfür ältere Fürsorgezöglingc männlichen Geschlechts,
katholischen uud evangelischen Bekenntnissesseitens des ProviuzialausschussesunterbreiteteVorlage
stellt sich als ein Zwischenbericht dar.

Der 46. Rheinische Provinziallandtag hat .,<«..<
a. den Provinzialausschußermächtigt,mit der Errichtungvon zwei Rheinischen Provmzial-

Erziehungsaustllltenfür altere Fursorgczüglingemännlichen Geschlechtsund katholische,,
sowie evangelische« Bekenntnissesnach Maßgabe der entwickelten Gesichtspunkte, vor¬
zugehen,

Ulid

d. den Provinzialausschußbeauftragt, die erforderlichen Beträge zunächst vorschußweisebei
der Laudesbauk gegen 3'/2«/0 Zinsen zn entnehmen und dem Provinziallandtag demnächst
über die Ausführungder Aufgabe uud die Deckung der Kosten eine Vorlage zn uuterbreiten.

13»
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Der Provinzialausschuß ist mit der Ausführung dieser Beschlüsse zurzeit noch beschäftigt.
Für die katholische Anstalt ist ein Gelände an der Provinzialstraßc von M. Gladbach nach Rhein-
dahlen am Dorthauser Heidhof, auf Rheindahlener Gebiet, angekauftworden und dürfte mit dem
Bau in nächster Zeit begonnenwerden.

Seitens der Verwaltung wurden der Kommission die vorläufig festgestellten Baupläne zur
Kenntnisnahmeunterbreitet und einige Bemerkungenüber die Lage und Zweckmäßigkeitdes Geländes
hinzugefügt.

Es wurde weiter mitgeteilt, daß von der Errichtung eines besondersabgetrennten einge¬
friedigten Gebäudes zur Aufnahme besondersverwahrloster,aufsässiger und unverträglicherElemente
mit Rücksichtauf das in der Anstalt Fichtenhain bereits bestehende gleichartigeHaus vorläufig
Abstand genommen,dagegen erwogenworden sei, der Anstalt einen Pavillon für lungenkranke Für-
sorgezüglinge anzugliedern.

Für die evangelische Anstalt ist, so wurde mitgeteilt, ein passendesGelände noch nicht
gefunden, es sollen geeignete Objekte in der Nähe von Solingen und Ronsdorf einer Besichtigung
seitens des Provinzialausschussesunterzöge»werden.

Weiteres habe ich nicht zu bemerken, und so darf ich auch diefeu Autrag des Provinzial¬
ausschusses namens der II. Fachkommission zur Annahme empfehlen.

VorfitzenderBecker: Es meldet fich niemand znm Wort. Ich schließe die Verhandlung
und stelle das Einverständnis des hohen Hauses mit dem Antrage der II. Fachkommission fest.

Wir kommen zum
Antrage der II. Fachkommission zn dem Bericht und Antrag des
Provinzialausschusses, betreffend die Rheinische Provinzial- Erziehungs¬
anstalt für schulentlassene Fürsorgezöglinge männlichen Geschlechts
und katholischen Bekenntnisses zu Haus Fichtenhain bei Crefeld.

Berichterstatterist ebenfalls Herr AbgeordneterDr. Venn.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Venn: Meine Herren! Die Ihnen hier seitens des

Provinzialausschussesunterbreitete Vorlage stellt sich als ein Abschluß der sämtlichen hinsichtlich
dieser Anstalt seitens der früheren Provinziallandtage gefaßten Beschlüsse dar. Die Anstalt Haus
Fichtenhain ist gegenwärtig nahezu vollbelcgt und in vollem Betriebe. Das gesamte Anstaltspersonal
ist den Beschlüssen des hohen Hauses entsprechend angestellt,die Bau- und Grunderwerbskostcnsind
in der von dem hohen Hause noch zn beschließendenAnleihe mit enthalten und es rechtfertigt fich
hiernach der Antrag des Provinzialausschussesvon dem hier Mitgeteilten Kenntnis zn nehmen und
alle hinsichtlich dieser Anstalt früher gefaßten Beschlüsse für erledigt zu erklären.

Meine Herren! Ich darf Ihnen den Antrag des Provinzialausschusseszur Annahme
empfehlen.

Vorsitzender Becker: Da sich niemand zum Wort meldet, schließe ich die Verhandlung
und stelle Ihr Einverständnis mit dem Antrage der II. Fachkommission fest.

Wir kommen zum
Autrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffend Erlaß einer Hausordnung für die Fürsorge¬
erz iehungs -Abteilung Freimersdorf.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterDr. Venn.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Venn: Meine Herren! Nach ß 17 des Gesetzesüber

die FürsorgeerziehungMinderjähriger haben die Kommnnalverbändefür die Verwaltung der von
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ihnen errichtetenErziehnngs- nnd Besserungsanstalten Reglements zn erlassen,du der Genehmigung
der zuständigen Herren Minister bedürfen in Betreff derjenigenBestmunungeu,welche steh auf du
Aufnahme. die Vehaudluug, den Unterricht und die Eutlassnng der Zoglmge bezuhen.

Diese Reglements sind nach den U 8 und 35 der Provmzmlorduu.u, on dem
Provinziallandtag zn beschließen.Zn dem von dem Prov.nz.alausschnß^ Mnn du r

BestimmungenvorgelegtenEntwürfe eiuer Hansordnnng für die n. Branwerler ernchte F^ r g e-
erz ehungsabteilung für fchulentlafsene männliche Msorgezöglinge ha d:e Kommlsstm:n ch zn
erinnern gefnuden Die Bestimn.uuge« halten sich im Rahmen der für du übnge Prov M^
anstalten bereits bestehenden Vorschriftennnd es haben die zuständigen Herren Münster auch erklart,
die Hausordnung in der vorliegenden Fassung genehmigen zu »vollen. >,;...;^.,<Mn>s^

Hiernach darf ich namens der II. Fachkommission den Antrag des Prov.nz.alansschnsses
zur Annahme empfehlen. ^, ^ , ^^ n,«_ ^,i

Stellvertretender Vorfitzender Graf von Fürstenberg-Stammhe.m: .tth stelle dm
Antrag zur Diskussion.^ Da sich niemand zum Wort meldet, schluße rch du D.sk»,swu, der
Antrag ist also nach dein Beschluß Ihrer Fachkommisstun angenommen.

Wir kommen sodann znm 14. Gegenstandder Tagesordnung. Das ist:
Antrag d r I. Fachkommission zum Haushaltsplan über d'e Verwaltung^
kosten der Rheinischen Provinzial-Fenerversichernugsanstalt für das
Kalenderjahr vom 1. Januar 1907 bis 81. ^zember 190?

wozu ich dem AbgeordnetenHerrn Spiritus, der Berichterstatterist das Wort erwle
BerichterstatterAbgeordneterSpiritus: Meine Herreu! Du ^hen sch° Pro »M'

Feuerversicherungsanftalthat in dem verflossenen Geschäfts re vom
1906 weder erfolgreichgearbeitet. Es dürfte Sie interefs.ereu m e.n p«" "^
Ergebnisse uuser er Versichernugsaustalt«orgetrageu zu erhalten.^ Imm°brla erstcher^ge.. a^
sich von 393 422 auf 39534« also um 2924 vermehrt, du M°b'wve^
n 198837, also .... 7042. Die Gesamtzahl der Versicherungen belauf ^

Das gesamte Verfichernngskapitalbeträgt iiber 4 Milliarden uud zwar ' Ml«m e «u ^^
Versicherungenund über eiue Milliarde au Mobilarversicherungen.D.e Zunahm n ««s^ ng

kapital im abgelaufenenJahre betrug 237 Millionen Mark. Du Gelamtnn^ n ^ ^^
hat fich selbstverständlich anch vernuhrt, nnd zwar .st em Mehr an "°b"
167000 Mark nnd an Mobilarbeiträgen von 109000 Mark, insgesamtem Mehr von 276000 Mark

"" ^U/die S^ «"geht, so hat 'e ^ iu^bge^. ^ in.
gefmnt 7651 Schäden mit eiuem Gesan.tschadenslapitalvon ^,«535 Mm l^

Die vermehrtenArbeiten, die sich aus der erhöhtenTat.gte.t er F^v^.^ w
ergeben,bediugeunatnrgemäß anch eine Vermehrungdes ^""ls. welch^
anstatt arbeitet. Hierans erwachsen höhere Ausgabe., uud er ^"t. d e^ "^ t °^>
wird, setzt sich in den mehrangefordertenBeträgen im wesentl.chen aus den Antragen ans .'^eyr
bewilligungfür Besoldnngcnzusammen. , ,, Stellen

Es erübri t sich wohl, hier anf die einzelneu Posttwnen ""/ 8"'°''' "" °,e ue S ^
kreiert oder Verschiebungen ans vorhandene»Nüreaustellen in euu h°h°r SteMmg orge.om
wordeu sind Insgesamt erfordert der Titel Befolduugeuein Mehr von ruud 21000 N art D.M
^mmen audere Änliche Ausgabe., die du Versicherungsanstaltfür .hre Zwecke zu lersten hat, d.e
auch in einzelnenPuukten erhöht im Etat in die Erscheinung treten.
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Was diese persönlichen Ausgaben angeht, so ist im Etatsentwurf in Titel II ein Pusten
für die Wahrnehmung der Iustitiargcfchäfteder Anstalt mit 1500 Mark vorgesehen. Dieser Betrag,
der im Etat in Klammern steht, ist in der Anfaddieruug uicht enthalten. Es wird in den Er¬
läuterungen bemerkt, daß diese 1500 Mark Mehr im Falle der Bewilligung verwendet werden
würden, um einen Oberbeamteu der Provinzialverwaltung nebenamtlichmit den Iustitiargeschäften
bei der Proviuzial-Versicheruugsaustaltzu betrauen. Sie haben aber bereits gestern bei der Beratung
des Etats der Zeutralverwaltuug beschlosseu, in dieser Hinsicht anders vorzugehen,nämlich in den
Etat der Zeutralverwaltuug, au welchen nach dem uorliegcudcuEtat der Fcucrversicherungsanstalt
12 000 Mark für die Wahrnehmung der Geschäfte der Zentraluerwaltung im Interesse der Feucr-
vcrsicheruugsaustaltabzuführen find, statt dessen 14 000 Mark einzusetzen, um aus dem Mehr von
2000 Mark einen Oberbeamteu der Provinz als Vertreter des Herrn Landeshauptmanns in den
Geschäften der Provinzial-Feuerversichcrungsaustaltzu besolden. Dieses ist also Ihr gestriger
Beschluß, uud wenn Ihnen heute seitens der Fachkommission vorgeschlagen wird, die Ausgaben bei
Titel IV des Etats der Feuerversichernngsanstaltdementsprechend von 12 000 auf 14 000 Mark
zu erhöhen, so ist das nur eine Folge dessen, was gestern beschlosseuwordeu ist.

Ihre Fachkommission glaubte bei dieser Gelegenheit die Anregung geben zu sollen, daß
späterhin noch ein höherer Betrag von der Versicherungsanstaltan den Etat der Zentralverwaltuug
abgeführt werden möge, als die jetzige Summe uou 14 000 Mark, da sie der Meinung ist, daß die
gesamtenLeistungenund Arbeiten, die bei der Zeutralverwaltuug im Interesse der Versicherung^
anstatt vorgenommenwerden, höher zu veranschlagen und einzusetzen seien als mit 14 000 Mark.

Ein anderer Posten, der eine Erhöhung der Ausgaben dieses Etats bedingt, ist die Ein¬
richtung der Vezirksvertretuugin Essen, die zum ersten Male im Etat erscheint. Die Bezirks-
vcrtreter sind gehobene Geschäftsführerder Sozietät. Sie tonnen selbständig Versicheruugeu abschließen
uud bewähren sich dort, wo in großen Bezirken reichlich Anträge auf Versicherungeingehen. Für
die Einrichtung in Essen ist iusgesamt ein Betrag von 9000 Mark erforderlich. Ferner ist ein
Mehr von 50000 Mark bei Titel V, bei den Ausgaben für gemeinnützige Zwecke vorgesehen.Dort
waren „für vorzugsweisewirksameLöschhilfe und zur Verbesserungder Feucrwehr-Einrichtuugeu"
im vorigen Jahre 50 000 Mark eingesetzt.Jetzt werden 100 000 Mark verlangt. Diese wesentliche
Erhöhung grüudet sich darauf, daß durch das am 1. Januar 1907 iu Kraft getretene Gesetz vom
21. Dezember 1904, betreffend die Organisieruug des Fcncrlöschdienstesund die Einrichtung von
obligatorischen Feuerwchreu erhebliche Mehraufwendungenin den Landgemeindenentstehenwerden,
und daß jetzt schon zahlreiche Anträge auf Gewährung von Subventionen vorliegen. Es wurde
dabei erwogen, daß die Unterstützungweniger leistungsfähigerGemeinden auf dem Gebiete des
Feuerlöschwesensnaturgemäß der Provinzial-Fenerversichcrungsanstaltzugute kommt, indem den
Brandschädendadurch mehr vorgebeugtwürde.

Meine Herren! Diese Mehrausgaben bedingen insgesamt einen höheren Aufwand von
91500 Mark bezw. durch den noch hinzu gekommenen Betrag von 2000 Mark einen Mehraufwand
von 93 500 Mark, der aus den eigenenEinnahmen der Versicherungsanstaltgedeckt wird. Dem
Hauptetat erwachst dadurch keine Belastung.

Ich habe im Auftrage der Fachkommissionnoch über zwei Punkte kurz zu referieren.
Zunächstwurde iu dem letzten Landtage wiederholtangeregt, es möge versucht werden, ob nicht die
Bestimmung unserer Satznng, wonachdie Ueberschüsse der Feuerversicheruugsanstaltuur für Zwecke
dieser Austlllt und im Interesse der Versichertenverwendet werden dürfen, eine Aenderung dahin
erfahren könne, daß die Ueberschüsse auch für gcmeiuuützige Zwecke weiterer Art auf den« Gebiete
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der Provmzialverwlllti.ng Verwendung finden könnten. Wie uns in der Kommissionmitgeteilt
worden ist, hat jedoch der zuständige Minister, der Herr Minister des Innern, sich leider zu diesen
Anregungenund Vorschlägen ablehnendverhalten, und es wird wohl keine Aussicht vurhaudcusei»,
daß den Wünschen dieses Hanscs in dieser Hiusichtiu naher Zeit entsprochen wird.

Dann, meine Herren, soll ich Ihnen noch kurz vortrage«, daß uuscrc Verstchernngsanstalt
in neuester Zeit dazu übergegangenist, auch Waldbestäudegegen Fenersgefahr zu versichern. Die
Anrcgnng dazu gab der Wunsch der Waldbesitzer,namentlich der waldbesitzendeuGemeinden, ihre
Waldbestäudebei der Landesbankbeleihen zu können. Das Kuratorium der Landesbnukhat sich
dieser Anregung sympathisch gegenüber gestellt, allerdings an die Erfüllung des Wunscheszwei
Voraussetzungen geknüpft:erstens,daß der Wald durch eine» entsprechendenBetriebsplan forsttechmsch
richtig bewirtschaftet werde, und daß zweitens der Waldbestandgegen Fenersgefahrbei der Provinzml-
Fcuervcrsicheiui.gsanstaltversichert werde.

Zur Ausführung dieses Beschlusses des Kuratoriums der Landcsbaukhat die Proviuzral.
Feuerversicherungsanstaltsich entschlossen, die Waldversicherungiu deu Geschäftsbereich der Anstalt
aufzunehmen. Sie hat die erforderlichen Vorarbeiten dazu eingeleitet, Prännentanfe ausgearbeitet,
besondere Versicherungsbedingungenentworfen. Die Anstalt ist sich dessen bewußt, daß kaum em
Zweig der Fenerversicherungso wenig aussichtsvollist, wie gerade die Waldversicherung,weil in
den Kreisen der Waldbesitzererfahrungsgemäß eiuc große Abneigung gegen die Versicherung des
Waldes besteht und weil eine günstige Prämieubcmcssungnur dann möglich ist, wenn es gelingt,
ein recht großes Waldareal in der Versicherung zu vereinigen nnd so das nach der Statlstü erhebliche
Risiko auf weitere Kreise zu verteilen. Wir haben in der Rheinprovinzin, private» und Kon,nmnal°
besitz, also mit Ausschlußdes unversichert bleibende,, fiskalischenBesitzes, eine W°ldflache von rund
620 000 Ka. Sollte es gelingen,etwa '/» dieses Areals zu gewiuuen, so würde nach Ansicht des
Direktors der Versicherungsanstaltes voraussichtlich möglich sei», die jetzige», vorläufigsehr medrigeu
uud mäßigen Prämiensätze beizubehaltenoder noch weiter zu ermäßigen, um dadurch die Neigung
der Waldbesitzerzum Beitritt zu erhöhen. Nebenbeibemerkt,schwanken d,e Prä.menmtze ,e nach
der Holzart, den, Alter der Bestände und dem etwaige» Vorhandenseinvon besonderengefahr-
cihöhmde» Umstände». . ^. c-^ /,

Wir habe» es i» der Fachkommission mit Freude» begrüßt, daß Misere Feuerverficherungs-
mistalt sich dieser wichtige» Aufgabe der Waldversicheruugaugeuomme»hat, welche bisher, soweit
uns berichtetwurde, unr von einer Privatversichenmgsgesellschaft betriebenwvrde» ist. Es w»r0e
sehr im Interesse der Sache liegen, wenn dieses verdienstvolle Vorgehen der Anstalt von bestem
Erfolge begleitet sein würde. .„, . . >. .

Das sind die Bemerkmige».die ich Ih»e» im Auftrage der Komnusfiou ^"' ^ ' '
uud ich bitte, deu Haushaltsplau über die Verwaltuugstoste»der
mit der Maßgabe zu geuehmige».daß die Eiuuahme bei Titel II - das find de E m h».
a»s eige»e» Mittel» der Austalt ^ uud die Ausgabe bei Titel IV 1 ^ das ,st der Zuschuß au
deu Heutraletat — um je 2000 Mark höher eingestellt werden. . . .,

^Dieser Antrag liegt allerdings «icht gedruckt vor. ist aber die Konferenz des gester..
bereits gefaßten Beschlusses. ^, ^ , ^F> ^ „ ,

«vertretender V°rsitze»der Graf v°» de»
A»trag zur Dist»ssio». - Da sich »iemaud zum Worte meldet, schließe ich die D.stnsfion »
erkläre deu Autrag Ihrer I. Fachkommissio» mit deu Znsätze»,w,e S,e fie ,a m ^hrer gestrigen
Abstimmungbereits erledigt habe,,, für angenommen.
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Wir kommen sodann zum 15. Gegenstandunserer Tagesordnung: Das ist der
Antrag der I. Fachkommission znm Bericht und Autrag des Provinzial-
llusschnsses, betreffend den Ankauf des Hauses Elisabethstraße Nr. 9 in
Düsseldorf.

Berichterstatterhierzu ist cbeufallsder Herr Abgeordnete Spiritus, dem ich das Wort erteile.
BerichterstatterAbgeordneter Spiritus: Meiue Herren! Das furtgesetzte Wachsen der

Geschäfte der Provinzialverwaltnng macht es naturgemäß erforderlich,für passende Räume für die
Verwaltung zu sorgeu. Ans diesen Erwägungen wurde schon vor einiger Zeit neben der Dienst¬
wohnung des Herrn Landeshauptmanns ein Haus Elisabethstmße Nr. 10 augekauft. In diesem
Hause sind, wie Sie wissen, die Geschäftsräumeder Abteilung für Fürsorgeerziehunguntergebracht.
Aber bald reichten auch diese Räume uicht mehr aus, und es ergab sich die Notwendigkeit, eine
Etage des daucbeu gelegenenHauses, Elisabethftraße Nr. 9, zu mieteu. Der Eigentümer des
Hanfes stellte bald darauf das Haus zum Verkauf, uud der Ausschuß hielt es im Interesse der
Provinz für erforderlich, dasselbe zu erwerben. Er hat es für den Kaufpreis von 100 000 Mark —
mit den darauffalleudcuNebenkosten, wie Umsatzsteuer, Stempel usw. für die Summe von insgesamt
103 199,15 Mark erworben. Dadurch siud uun drei Häuser nebeneinanderin der Elisabethstmße
im Besitze der Pruviuz. Das Haus hat aber nicht die Tiefe, wie die anderen Häuser, und da
bot sich Gelegenheit,von einem Hause aus der Fricdrichstraße,welches hiutcu au das Haus an der
Elisabethftraßeanstößt, ein Stück Hintergebäudefür 40 000 Mark, mit den Nebenkosten insgesamt
41265,10 Mark zu erwerbeu. Die aufgewendetenKosten belaufen sich also insgesamt auf
144 464,25 Mark.

Sie werden gebeten,nachträglichdiese Ankäufegenehmigen zu wollen uud die Finanzierung
ans der neuen Anleihe zu beschlicßeu.

Während der Taguug des Landtages hat sich mm Gelegenheitgeboten, noch ein weiteres
Hans in jenem Häuserblock zu erwerbenbezw. an die Hand zu bekommen, nämlich das numittclbar
daran anschließende Hans, ElisabethftraßeNr. 8. Es ist uns in der Kommission mitgeteilt worden,
daß dieses Haus für kurze Frist der Provinzialverwaltnng znm Preise von 78000 Mark an die
Hand gegeben ist. Wenn die Kommissiou diesen Preis auch für recht hoch hält, so hat sie doch mit
Rücksicht auf den Umstand, daß die Lage des Haufes zu den anderen Häuscru im Provinzialbcsitz
sehr günstig ist, sich eutschlosscu,Ihnen vorzuschlagen, dieses Haus zu einem Betrage von
höchstens 78000 Mark zn erwerben.

Sie werden also in Erweiterung des ursprünglichenAntrages betr. nachträglicher Geneh¬
migung der Ausgabe von 144 464,25 Mark gebeten, noch den Kredit für den Erwerb des Hauses
Elisabethftraße 8 bis zu dem angegebenen Höchstbctragc von 78 000 Mark zn beschließen.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Ich eröffne die
Diskussion.— Es meldet sich uiemand Zum Wort. Dann schließe ich die Diskussion uud erkläre
hiermit den Antrag des Pruvinzialausschusfcsmit dem Erwciteruugsautrage der I, Fachkommission
für angenommen.

Wir gehen dann zum 16. Gegenstandder Tagesordnung über, dem
Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung
der Prouiuzialmuseen zu Bonn und Trier für das Rechnungsjahr
vom 1. April 190? bis 31. März 1908,

wozu cbeufalls der Herr AbgeordneteOberbürgermeisterSpiritus das Wort hat.
BerichterstatterAbgeordneterSpiritus: Meiue Herren! Ich kann mich fehr kurz fassen.

Der Etat erfordert ein Mehr an Einnahmen aus Proviuzialmitteln von 5830 Mark, um damit
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die notwendigenMehrausgaben in gleicher Höhe zu decken. Diese Mehrausgaben sind im Etat
eingehend erläutert. Es sind im ganzen unbedeutende Positionen, die teils auf Gehaltsbeträgc,teils
auf Ausgaben sachlicher Art für die Verwaltung entfallen.

Ich möchte im Auftrage der Kommissionnur zu einem Punkt eine kurze Ausführung
machen. Das betrifft die Besuchszeit der Provinzialmuseen. Bisher sind unsere Provinzialmuseen
Znm unentgeltlichenBesuch nur an Sonn- und Feiertagen und an einem Tage iu der Woche, und
zwar von 11 bis 1 Uhr geöffnet. Es wurde in der Kommission ausgeführt, daß es erstrebenswert
fei, die Zeit für den uuentgeltlichcn Besuch unserer Museen auszudehnen. Es wurde insbesondere
darauf hingewiesen, daß, wenn, wie ja nach Ihrem noch zu fassenden Beschlusse wahrscheinlich ist,
demnächstin dem Bonner Provinzialmnseum die wertvolle, interessanteWefendonl'fche Gemälde-
Gallerie Aufnahme gefnnden haben wird, es dann doch uni so mehr erwünschtist, wenn dem
Publikum zu seiner Belehrung und Bildung Gelegenheitgegeben wird, häufiger unentgeltlich insbe¬
sondere das Nonner Provinzialmusenmzn besuchen.

Die Frage, wie weit es sich empfiehlt,auf eine Vermehrungdes Besuches des Provinzial-
mnscums hinzuwirken,steht heute nicht znr Diskussion.Es ist nur eine Anregungin der Kommission
gewesen, die auch hier ini Plenum ausgesprochen werden sollte. Die Kommission erwartet aber, daß
seitens der Provinzialverwaltung dieser Anregung tunlichst Folge gegeben wird, zumal mit der
vermehrtenOffenhaltung der Mufeen im ganzen nur unerhebliche Kosten für Anffichtspersoual und
fonstige andere sächlicheAusgaben verbundensein dürften. Die Kommissionsteht auf dem Stand¬
punkt, daß es im Interesse der Bildung und Belehrung weiter Kreise erwünscht sei, daß unsere
Provinzialmuseennicht an zu vielen Tagen geschlossen sind, sondern, wie das bei den Königlichen
Mnsecn und auch bei den meisten Museen in städtischerVerwaltung der Fall ist, öfter dem
Publiknm zugänglichgemacht werden möchten.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Ich stelle den
Antrag Zur Diskussion. — Es meldet sich niemand zum Wort, dann schließe ich die Diskussion uud
erkläre den Antrag für angenommen.

Wir kommen dann zum 1?. Gegcustaudder Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommiffion zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschnsses. betreffend die Erweiterung des Provinzialmufeums in Bonn.

Dazu ist Berichterstatterder Herr Abgeorduete Laudrat von Groote, dem ich Hiernut das
Wort erteile.

Berichterstatter Abgeordneter von Groote: Meine verehrtenHerren! Der Proumzml-
landtag hat im vorigen Jahre bereits die Notwendigkeit anerkannt, das Provinzialmusenmm Bonn
durch einen Anbau zu erweitern. Das Bedürfnis war namentlichdarin begründet,daß einmal die
Sammlungen des Mufeums außerordentlichangewachsen waren, so daß damals bereits die 5« diesem
Zwecke zur Verfügung stehenden Räume überfüllt waren; zweitens darin, daß die Provinz die ^cr-
Pflichtnnghat, in diesem Mnsemn die Bibliothekdes Vereins von Altertnmsfreundenunterzubringen
und außerdem auch die Verpflichtn««gegenüberder Universität, einen Hörsaal dort einzurichten;
drittens lag das Bedürfnis vor, die Arbeitsräume für die Museumsverwaltuugzu erweiternund
das Denkmalarchivin sachgemäßer Weise unterznbringen. Schließlich war auch em besonderer Anlaß
für den Erweitnngsblln eingetreten,weil die Stadt Bonn die Wesendont fche Sammlung erworben
und sich bereit gefuudeuhatte, diese Gemäldcsammluugin dein Provinzialmuseumaufzustellen nnd
dafür einen Betrag, gewissermaßen als Miete, in Höhe von 5500 Mark zn zahlen. Meine Herren!
Der Landtag hat das Bedürfnis für deu Erweiterungsbaufvgar für so dringlichgehalten, daß er

14
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nicht, entsprechend dem Vorschlagedes Proviuzialausfchuffcsdie Entscheidungüber die Baupläne
dein nächsten Provinziallandtagc vorbehalten, sondern den Proviuzialausschuß beauftragt hat, im
Verein mit einer zu diesem Zwecke gewähltenKummissionvon Mitglieder» des Landtages die Ent¬
scheidung zu treffen.

Der Proviuzialausschußim Verein mit dieser Kommission hat in zwei Sitzungen die Frage
in eingehender Weise erörtert. In der ersten Sitzung lag ein Projekt vor, das zunächst schon aus
dem Gruude die Billigung nicht gefundenhat, weil der Anbau dreigeschossiggedacht war, während
das alte Museum nur zweigeschossigangelegt ist. Es stellte sich aber mich damals schon hernns,
daß mit dem Betrage von 300000 Mark, ans welchen die Baukostenbeschränkt waren, nicht das
Erforderlichezn leisten war. Die Schwierigkeiten lagen hauptsächlich darin, daß der Anbau in der
Außeuarchitekturmit dem bestehenden Bau in Einklang gebracht werden mußte, und daß andererseits
auch deu heute wesentlich erhöhten Anforderungenan eine zweckmäßigeEinrichtungder Ausstellnngs-
ränme namentlichhinsichtlich der Belichtung Rechnung getragen werden mußte. Es wurde nun ein
neues Projekt aufgestellt, das uach eingehender Erürternng die Billigung des Provinzialnusschuffcs
nud der Kommission fand. Die Pläne find hier in der Wandelhalleaufgestellt,und vielleicht haben
die Herren Gelegenheitgenommen,einen Blick hineinzuwerfen. Die Kosten für diesen Bau belaufen
sich aber auf 500 000 Mark.

Es wird nunmehr von der I. Fachkommission,welche gleichfalls die Ausführung des
Erweiterungsbaues nach diesen Plänen und Kostenanschlägenfür zweckmäßig erachtet hat, Ihnen
vorgeschlagen, daß Sie der Ausführung nach Maßgabe des neuen Planes Ihre Zustimmung geben
möchten.

Ich habe noch zn bemerken,daß mit Rücksicht auf die erweitertenRänme, welche danach
für die Wefendont'scheSammlung zur Verfügung stehen werden, und auf die höheren Kosten,
welche das neue Projekt verursacht, die Stadt Buun sich bereit gefundenhat, die ursprünglichauf
5500 Mark angenommeneMiete auf 7000 Mark zu erhöhen.

Ferner ist zu bemerken, daß die Einrichtungslustenfür das Mufeum in den: Betrage von
500000 Mark nicht enthalten sind. Der Vorschlagder I. Fachkommission geht also dahin:

„Der Provinziallllndtag wolle die Errichtung des Erweiterungsbauesfür das Pruvinzial-
mufeum iu Vuuu uach deu vorgelegte» Plänen genehmigen und die Baukosten im
Betrage von 500 000 Mark aus der neuaufzunehmendenAnleihe bewilligen."

StellvertretenderVorsitzender Graf von Fürstcnberg-Stammhcim: Meine Herren! Ich
eröffnedie Diskussion.— Es meldet sich niemand zum Worte. Dann fchlicße ich die Diskussion
und erkläre deu Antrag, wie er Ihnen von der I. Fachkommission vorgeschlagen ist, für angenommen.

Wir kummeu zum 18. Gegenständeder Tagetordmmg:
Autrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-
Heil- und Pflegeanstalten zu Anderuach, Bonn, Düren, Galkhausen,
Grafenberg, Iohannisthal und Mcrzig für das Rechuuugsjahr vom
1. April 1907 bis 31. März 1908.

Ich erteile dem Herrn AbgeordnetenLandrat Minien als Berichterstatterdas Wort.
BerichterstatterAbgeordneterMinien: Meine Herren! Ich darf wohl zunächst auf Seite

286 und 287 des Etats verweisen. Es sind da die gesamten Etats zusammengestellt und es zeigt
sich, daß die Etats eine Mehreinnahme von 442 800 Mark anfweifeu, von denen 414 800 Mark
darauf zurückzuführen sind, daß wir gestern wie bekannt eine Erhöhnng der Wegekosten von 1,35
anf 1,50 Mark in der vierten Klaffe angenommenhaben.
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Meine Herren! Trotz der höheren Belegungszifferund trotz der sonst in den Etats
vorgenommenenSteigerungen an Gehältern, an Lohnen und an Beköstigung,bleibt der Zuschuß
ans Provinzialmitteln um 167100 Mark geringer als im vorigen Jahre. Sie finden das in der
letzten Kolonne, Seite 287. Es ist das eben auch auf die erhöhtenPflegesätze zurückzuführen.

Im allgemeinenmöchte ich für die Etats vorausschicken:Die Erhöhung ist in allen Etats
gleichmäßig zurückzuführen zunächst auf die Erhöhung der Befoldungen — Sie sehen auf der vorletzten
Spalte die Erhöhung mit 34 278 Mark angegeben; das ist uuvermeidlich,es beruht auf dem
Besoldnugspllln —; ferner auf anderen perfönlichen Ausgaben mit 55 952 Mark — es smd das
Summen, die entstandensind durch die Aufbesserungder Gehälter der Assistenzärzte, zweitens der
Bureaugehülfen, die sich nun bis 2000 Mark stehen und die nach 5 Jahren ja auch Mietszufchuß
erhalten, drittens ist die Steigernng auch dem Handwerks-und Dienstpersonalzuteil geworden.

Dann, meine Herren, finden Sie einen Hauptpostender Erhöhung in Titel III 1 in der
vorletzten Spalte mit 82 800 Mark für Beköstigung. Das bedarf ja keiner weiteren Ausführung.
DieselbenGründe, die zur Erhöhung der Pflegesätzegeführt haben, liegen auch hier vor, bei der
Erhöhung der Ausgaben für die Beköstigung:die höhereuLebensmittelpreise.

Dann, meine Herren, ist uoch ein wichtigerPunkt Titel III 6: Heizung. Da ist em
Mehrbetrag von 34 500 Mark erforderlich infolge der erhöhtenKuhlcnvreise.

Dann ist noch unter 11 zu erwähnen eine außergewöhnliche Aufwendung von 14000 Mark.
Es sind hier als außergewöhnliche AufwendungenUnterhaltungen der Gebäude eingesetzt, die keine
dauernde Mehrbelastung darstellen.

Das sind die Punkte, die ich zu den Etats im allgemeinen anzuführenhabe.
Im übrigen ist zum Etat der Pflegeanstalt Andernach zu bemerken, daß sie aus

Provinzialmitteln in diesem Jahre keinen Zuschuß beansprucht. Weiter habe ich Zum Etat w
Anstalt Andernach nichts zu erwähnen, und ich kann mich wohl, glaube ich, der Geschäftslage
entsprechend, nur auf einen Punkt noch befchränken, der eine Aenderunggegen den bisherigen6 at
bedeutet, das ist bei dem Etat der Heil- uud Pflegeanstalt Iohannisthal. Da ist für den zweckn
Lehrer auf Seite 402 eiu Gehalt von 2000 Mark gegen 1800 Mark im Vorjahre eingesetzt.Der
Stelleninhaber ist der Lehrer Welter, der bisher an der Anstalt in Trier beschäftigtgewesen ist.
Er ist jetzt zur Anstalt Iohannisthal verfetzt und foll endgültig angestellt werden. Er hat nun
versäumt zur richtigenZeit zu beantragen, daß ihm auch die früheren Dieushahre ,n Anrechnung
gebrachtwerden möchten,wie dies bei der als erste Lehrerin angestellten LehrerinSteffes geschehe»
ist. Daraus darf dem Mann natürlich kein Nachteil erwachsen.Sie werden nun gebeten, ihm von
den 12 Dienstjahren, die er zum Teil an dein Landarinenhausein Trier und zum Teil nn ^olls-
schuldienst zugebracht hat. 6 Jahre als pensionsfähige Zeit anzurechnen. Er würde dadmchnoch
weitere drei Alterszulagcn u 200 Mark zu erhalten haben, und es müßte daher statt des Betrages
von 2000 Mark ein Betrag von 2600 Mark eingefetzt werden.

Im Einverständnis mit Ihrer II. Fachtommission erlaube ich mir daher zu bitten:
„Der Provinziallandtag wolle die vorbezeichneteu Haushaltspläne mt der Maßgabe
annehmen, daß das Gehalt des Lehrers Welter an der Provinzial-Heil- uud Pflege¬
anstalt Iohannisthal auf 2600 Mark festgesetzt werde. , , , «^

Der Provinziallandtag wolle ferner genehmigen, daß die entstehende Mehrausgabe
über den Etat hinaus verrechnet werde und falls die Mehransgabe nicht aus laufenden
Einnahmen gedeckt werden taun, der Mehrbetrag aus der zur Verfügung des
Provinziallandtages stehenden Mehreinnahme gedeckt werde."

14»
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Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenbcrg-St am inHeim: Ich eröffne die
Diskussion.— Da sich uiemaud zum Wort meldet, schließe ich sie und erkläre den Autrag, wie er
Ihnen soeben von der II. Fachkommiffiou unterbreitet worden ist, hiermit für angenommen.

Wir treten dann in die Verhandlung des 19. Gegenstandesder Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommiffiou zu dem Bericht uud Autrag des Proviuzial-
ansschusses, betreffend die Aenderung der Anstellungsvcrhältuifse der
Aerzte an den Proviuzial-Heil- uud Pflegeaustalten.

Berichterstatter ist ebenfalls wieder Herr Landrat Minien, dem ich hiermit das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Minten: Meine Herren! An den Pruvinzial-Hcil- und

Pflcgcanstaltcuhaben wir zurzeit, abgesehen von dem Direktor, Oberärzte und Assistenzärzte.Obfchou
nun das Gehalt der Assistenzärzte in den letzten Jahren von 1500 auf 1800 Mark mit Steigungen
von 250 und 200 Mark bis zum Höchstbetrnge von 4000 Mark erhöht worden ist, wobei daneben
noch freie Station in der I. Tischklassc gewährt wird, hat sich doch herausgestellt,daß ein großer
Mangel, zumal bei den Heil- und Pflegeanstalten,besteht. So find z. B. jetzt 6 Asfistenzarztstellcn
«»besetzt. Dieser Mangel au Aerzten ist in erster Linie wohl darauf zurückzuführen, daß überhaupt
jetzt der Zudrcmg zum ärztliche»Beruf geringer geworden ist, dann aber wohl vor allem daranf,
daß es nicht jcdermanus Sache ist, sich gerade das psychiatrische Fach zu wählen. Um so mehr
muß die Pruviuzialverwaltuug jedoch Wert darauf legen, ein gutes Aerztematerial zu bekommen.

Ich muß noch nachholen:Unsere Assistenzärzte sind jetzt uur auf dreimonatliche Küudiguug
angestellt. Es ist alfo keine dauernde Lebensstellung;es ist keine Stellung, worin sie fich eineil
Familienstand, ein eigenes Heim gründen können. Dein Beispiele der anderen Provinzen folgend,
soll jetzt hier auch zwischen Oberärzten und Assistenzärzten die Stellung eines sogenannten Anstalts-
arztcs eingeschoben werden — nicht Abtcilnngsarztes, damit nicht der Anschein erweckt wird, als
wenn er irgendwieselbständiger Dirigent einer Abteilung wäre. Der Anstaltsarzt soll, nachdem er
fünf Jahre mit Erfolg als Assistenzarzt tätig gcweseu ist, definitivaugestelltwerden. Er muß
natürlich dann auch ein Anfangsgehalthaben, das etwas höher ist als das Gehalt, das der Assistenz¬
arzt nach fünf Jahren haben würde. Der Assistenzarzthat heute nach fünf Jahren ein Gehalt
von 2300 Mark. Es ist deshalb in Aussicht gcuommcu, das Gehalt des Austaltsarztes mit
2400 Mark beginnen zn lassen, als Höchstgehalt aber das der Assistenzärzte beizubehalten,also
4000 Mark. Dann aber ist vorgesehen,daß ihm als Ersatz für die Beköstigung in der I. Tisch-
klasse, falls er fich verheiraten will, ein Netrag von 800 Mark zu dem Gehalt zugelegtwird.
Fcruer bekommter Familicnwohuung, die mit 700 Mark cvalniert ist. Es würde alfo der ver¬
heiratete Anstllltsarzt als Anfangsgehalt 2400 Mark uud für Emolumentc 800 Mark haben, das
find 3200 Mark, nnd er würde schließlich ein Endgehalt habe» von 4800 Mark uud daneben noch
eine Familienwohnnugmit freier Heizung, Beleuchtung,Garten nsw.

Meine Herren! Die Einrichtnngeines Anstaltsarztcs bedingtnatürlich, daß die Proviuzial-
vcrwaltuug mit der Errichtung von Wohnhäusern,von Arztwuhnnugenvorgeht, uud es ist deshalb
auch schon in der neuen Anleihe eiu Betrag vou 200 000 Mark zu diesem Zwecke vorgesehen, um
sieben Arztwohuuugcuerbauen zn können.

Meine Herren! Dauu hat es sich aber auch als notwendigheransgestellt,entsprechend
dem Beispiele der audcreu Provinzialvcrbände das Höchstgehaltder Oberärzte höher zu bemessen.
Nach nnserer Nesolouugsorduungbeziehen heute die Oberärzte als Endgehalt einen Betrag von
5400 Mark. In Drucksachc Nr. 20 fiudcu Sie eine vergleichende Uebersicht der Gehälter, die in
anderen Provinzen gezahlt werden, und Sie werden daraus ersehen, daß die Rheiuproviuz mit dem
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Gehalt für die Oberärzte etwas im Rückständeist. Es wird Ihnen deshalb vorgeschlagen, das
Gehalt der Oberärzte und ebenso das Gehalt des Anstaltsarztcs an der Arbeitsanstalt in Bran-
Weiler, der in dieselbe Kategorie klassifiziert ist, statt mit 5400 Mark mit 6000 Mark auszuwerfen.

Sodanu aber hat Ihre II. Fachkommission auf den Antrag des Provinzialausschnsses noch
weiter beschlossen, daß den Oberärzten an Stelle der im Nornmlbcsoldungsplanvorgesehenen Emo-
mcnte ans ihren Antrag die Emolumentc der unverheiratetenAnstaltsärztc gewährt werden können,
das soll also heißen, daß der Oberarzt, der unverheiratetist, statt einer Familienwuhnnngdie übliche
Zweizimmerwohnungbekommt,und daß er statt der Pension, die er sich sonst im Haushalt leisten
müßte, die freie Station in I, Klasse bekommt. Meine Herren! Es ist erklärlich,daß manche
Oberärzte, die nicht verheiratet sind, das entschieden vorziehen würden, weil der eigene Haushalt
ihnen ja teurer seiu würde als die 800 Mark, die ihnen vergütet werden.

Meine Herreu! Das hat noch den weiterenVorteil, daß dadurch auch Wohnungenvon
unverheiratetenOberärzten für verheirateteNnstaltsärzte frei werden.

Ich erlaube mir daher namens der II. Fachkommission den Antrag zu stellen:
„Der Provinziallandtag wolle den Bericht und Antrag des Pruvinzialausschnsscs, dessen
beide Sätze Sie in der Vorlage selbst finden und die ich deshalb wohl nicht mehr zu
verleseu brauche, mit dem Zusatz als Nr. 3 annehmein Den Oberärzten können an
Stelle der im Normalbesuldungsplanevorgesehenen Emolumentc auf ihren Autrag die
Emolumenteder unverheiratetenAnstaltsärztc gewährt werden."

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Ich eröffne die
Verhandlung. — Da sich niemand zum Worte meldet, schließe ich die Diskussionnnd erkläre den
Antrag Ihrer II. Fachkommission für angenommen.

Wir kommen sodann zum 20. Gegeustaudcnuscrcr heutigen Tagesordnung. Das ist der
Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Ermächtigung des Pruvinzialausschnsses zur Ver¬
äußerung eines zn der Heil- nnd Pflegeaustalt Grafenberg gehörigen
Grundstückes.

Berichterstatterist ebenfalls wieder Herr AbgeordneterLandrat Minien,
Berichterstatter AbgeordneterMinien: Meine Herren! Zn der Pruuinzial-Heil- und

Pflegeaustalt Grafenberg gehört eine Parzelle bezeichnetGemeinde Ludcnberg Ftnr XVII 667/102,
GemeindeGerresheim Flur XVI 2340/79, im ganzen zirka 6 Murgen groß Diese Parzelle liegt
ziemlich weit von der Anstalt entfernt und ist schon mitten in die Bebauung hineingekommen,indem
sowohl gegenüber der Parzelle, wie zn beiden Seiten der Parzelle sich die Bebauung mächtig
eingestellt hat, so daß also jetzt das Gruudstück uou Bauteu eingeschlossen ist. Das Grundstück wird
jetzt noch landwirtschaftlichbenutzt, uud, mciuc Herren, es ist erklärlich,daß bei einer großen
intensivenBautätigkeit in der Nähe die Feldfrüchtesehr geschädigt werden, daß der Ertrag dadurch
sehr minimal wird.

Wenn es nnn auch im allgemeinenGrundsatz sein muß, daß das Areal der Austalteu
nicht verkleinert,foudern daß möglichst angestrebtwird, es zu vergrößern, um den Anstaltsinsassen
genügendGelegenheitznr Arbeit im Freien zn geben, so liegt hier der Fall so, daß es doch wohl
wirtschaftlicher ist, wcun man diese Parzelle, die mindestens den Wert von 15000 Mark pro
preußischen Morgen hat, verkauft. Es sotten hier mehrere Kanfliebhaber vorhanden seiu. Es müßte
dann natürlich das Erträgnis dazu verwendet werden, um entwederin Grafenberg ^ was aber
nebenbei bemerkt wegen der hohen Preise sehr schwierig ist — oder aber bei den anderenAnstalten,
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etwa in Bonn oder Düren, die einen noch kleineren Grundbesitzhaben als Grafenberg, das 160
Morgen hat, diese Summe zum Ankauf wieder zu verwenden.

Ihre II. Fachkommission läßt Sie daher bitten, folgenden Veschlußentwnrf zu genehmigen:
„Der Provinziallandtag wolle den Pruvinzialausschußermächtigen,die Parzellen: Ge¬
meinde Gerresheim Flur XVI 2340/79 und Gemeinde LudenbergFlur XVII 667/102
zum Preise von mindestens15 000 Mark pro Morgen zu «erkaufen und den Kaufpreis
zum Erwerben von Gruudstückeu bei den Proviuzialaustaltcu Grafenberg, Andernach,
Bonn oder Düren zu verwenden."

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstcnberg-Stammheim: Ich eröffne die
Verhandlung. — Wenn sich niemand znm Wort meldet, schließe ich dieselbe nnd erkläre den Antrag
den Ihre II. Fachkommissionin Uebereinstimmungmit dem Antrage des Pruvinzialausschusscs
gestellt hat, hiermit für genehmigt.

Wit gehen sodann über zum 21. Gegenstandder Tagesordnung. Das ist:
Antrag der II. Fachkommission zn den Petitionen des deutschen Verbandes
der Krankenpfleger uud -Pflegerinnen (Sitz Berlin) wegen Anfbessernng
der Verhältnisse des Pflegepersonals in den Provinzial-Hcil- und Pflege-
llnstalten.

Auch hierzu hat Herr AbgeordneterMinien als Berichterstatter das Wort,
Berichterstatter Abgeordneter Minien: Meine Herren! Dem hohen Hause ist ciuc

Eingabe des deutschen Verbandes der Kranken-Pflegerund -Pflegerinnen (Sitz Berlin) im Namen
des Pflegepersonals der Anstalt Galkhansen bei Langenfeld, soweit sie Mitglieder der Ortsgruppe
des Verbandes siud, und ferner eine Eingabe desselben Verbandes namens des Personals der Anstalt
Grafenberg zugegangen. In diesen beiden Eingaben wird so ziemlich übereinstimmendausgeführt,
daß manche Punkte zu Klagen Veranlassung geben, uud es wird um Abstellungdieser Beschwerden
gebeten. Es sind da folgendevier Punkte von dem Verbände aufgegriffen.

Erstens wird ein höherer Lohn verlangt mit der Motivierung, daß zwar vor zwei Jahren
eine Erhöhung eingetreten fei, daß aber die älteren Pfleger davon keinen Vorteil hätten. Im
übrigen wäre die Tätigkeit so anstrengend,daß sie auch höher bewertet werden müsse.

Zweitens verlangen sie übereinstimmendeine längere Erholnngszeit. Ich bemerke,daß
auch schon jetzt von den einzelne,: Anstaltsleitern — generell läßt sich das nicht regeln — den
Pflegern Erholungszeiten zugestanden werden und zwar etwa an jedem 10. Tage ein ganzer freier
Nachmittag, außerdem noch mehrere freie Stunden, wie es in den Plan hineinpaßt, nnd ferner ein
Jahresurlaub von acht Tagen.

Drittens verlangen sie nach fünfjähriger Dienstzeit Anstellung mit Pensionsberechtignng.
Hier möchte ich von vornherein bemerken, daß auch jetzt schon zur Sicherstellungdienstunfähig
gewordener Perfonen, durch die vom 42. Proviuziallandtag festgefetzten Grundsätzebetreffs der
Invaliditäts- und Altersversicherung der uicht ruhegehaltsberechtigten Angestellten Fürsorge getroffen ist.

Viertens verlangen sie eine bessere Verpflegung,mit der Motivierung, die Verpflegungder
III. Tischklassc entsprächenicht den Bedürfnifsen für ihr leiblichesWohl nnd ihren anstrengenden
Dienst, sie sagen die Anstaltsdirektorenkönnten das innerhalb des Rahmens des Etats nicht aus¬
führen, es müßte daher fchon eine höhere Verpflegnngsklafse für sie bewilligt werden.

Meine Herren! Diese Eingabe ist also nicht direkt von den Pflegern oder Pflegerinnen
unserer Anstalten ausgegangen, fondern von dem dcntfchen Verbände der Krankenpflegerund Pfle¬
gerinnen (Sitz Berlin), der eine Unterabteilung der christliche» Gewcrkfchaftcn ist.
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Meine Herren! Es entspricht nicht dem parlamentarischenUsus, daß man Petitionen, die
unter einem Gesamtnameneingehen, in dem hohen Hause zur Verhandlungstellt. Dieselbe Praxis
befolgt auch unser preußisches Abgeordnetenhaus.

Aus diesem Grunde hat der Pruvinzinlansschußbeschlossen - - und die II. Fachkommission
hat dem zugestimmt— daß die Petitioueu als nicht geeignet znr Verhandlungim Provinziallandtagc
zu erachten seien.

Ich bemerke noch, daß das Personal von Grafenberg und Galkhauseubisher mit diesen
Wünschen nicht an den Herrn Landeshauptmauuherangetretenist, sondern daß es hier direkt eine
Eingabe der christlichen Gewerkschaft namens der Pctenteu ist.

Stelluertretender VorsitzenderGraf von Fiirsteuberg-Stammheim: Ich eröffne die
Diskussionund stelle fest, da sich niemand znni Wort gemeldethat, daß der Antrag des Herrn
Berichterstatters angenommenist.

Wir kommen fudaun zum 22. Gegenstandder Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zu dem Hanshaltsplan für die erweiterte
Armenpflege auf Grund des Gesetzes vom 11. Juli 1891 für das Rechnung?-
jähr vom 1. April 1907 bis 31. März 1908.

Ich erteile hierzu ebenfalls Herrn Abgeordneten Landrat Miuteu als Berichterstatter das Wort.
BerichterstatterAbgeurducterMinten: Ich habe Ihnen da eigentlich nichts anderes vor¬

zutragen, als was ich Ihnen schon im vorigen Jahre bei diesen, selben Etat vorgetragenhabe und
was Sie auch hier auf Seite 471 genau erläutert finde».

Ich habe weiter keine Ausführungen zu machen.
Stellvertretender Vorsitzender Graf vou Fürstcnberg-Stammheim: ^ch "offne die

Dislnsfion. - Es meldet fich niemand zum Wort. Dauu fchließe ich die Diskussion und erkläre
den Antrag der II. Fachkommission für angenommen.

Wir kommen zum 23. Gegenstandder Tagesordnung:
Antrag der II, Fachkommission zu dem Haushaltsplau für die Verwaltung
des Landarmenweseus der Rheinprovinz für das Rechnungszahr vom
1. April 1907 bis 31. März 1908.

Hierzu hat ebenfalls der Herr AbgeordneteLandrat Minten als Berichterstatterdas Wort
BerichterstatterAbgeordneterMinten: Meine Herren! Dazu ist nur zn bemerkendaß

sich jetzt zum ersten Male in Einnahme und Ausgabe ciu Betrag aus der Dotat.ousrcnte findet ni
Höhe von 129 565 Mark. Meine Herren! Das find die 30°/°, die ans der Dotatiousreute zur
UnterstützungleistungsschwacherKreise und Gemeindenbestimmtsind.

Weiter habe ich keine Ausführungen zn machen. «n„ .s. s'
Stelluertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Wunsch Yierzu

jemand das Wort? ^ Das ist nicht der Fall. Dann erkläre ich die Disknfswn für geschlossn
und den Antrag, der eben von dem Herrn Berichterstattervorgebracht ist, für angenommen.

Wir kommen zum 24. Gegenstandder Tagesordnung: «» <> -^ .
Antrag der II. Fachkommifsion zu dem Haushaltsplan der P°l'ze'str°f-
gelderfouds uud des Ehrenbreitsteiner allgemeinen Armenfonds fnr das
Rechnungsjahr vom 1. April 190? bis 31. März 1908

Hier ist ebenfalls der Herr Landrat Minten Berichterstatter,dem lch das Wort erteile.
BerichterstatterAbgeordneter Minten: Meine Herren! Anch hier ist nichts zn bemerken.

Es handelt sich mir um durchlaufende Posten.
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StellvertretenderVorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Auch hier verlangt,
wie ich sehe, niemand das Wort. — Dann kann ich deu Autrag für angenommenerklären.

Wir gehen über zum 25. Gegcustandder Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan der Provinzial-
Arbeitsanstalt zu Vrauweiler für das Rechnungsjahr vom 1. April 1907
bis 31. März 1908.

Ich erteile dem Herrn Abgeordneten von Bemberg-Flamersheimals Berichterstatterdas Wort.
BerichterstatterAbgeordnetervon Bemberg-Flamersheim: Zn diesem Haushaltsplan

darf ich mir wohl zunächst eine kurze Bemerkungzu dem Titelblatt anf Seite 473 des Etats
gestatten. Sie finden hier einige Angaben über die Belegung der Provinzialarbeitsanstalt zu
Brauweiler; und zwar weichen diese Angaben für das Jahr 1907 gegen das Jahr 1906 nicht
unwesentlich ab. Die Zahl der männlichenKorrigendenist zwar in derselben Höhe wie 1906 auf
1090 angegeben. Es ist also zn bemerken, daß keine Erhöhung eingetreten ist, und es wird
voraussichtlich uicht eiumal die Zahl von 1090 erreicht werden. Dies hängt damit zusammen,daß
in einer Zeit äußerst günstiger wirtschaftlicher Konjunktur, iu der wir uns jetzt befinden,erfahrungs¬
gemäß, wie das ja auch schon früher beobachtet worden ist, die Zahl der der Provinzialarbeitsanstalt
zu überweisendenBettler, Landstreicher :c. herunterzugehen pflegt. Die Zahl der weiblichen
Korrigenden ist anstatt auf 225 blos auf 195 berechnet. Dies ist eine Folgeerscheinungder
Fürsurgegesetzgebnng, da nach den Bestimmungen derselben, die jungen weiblichenElemente nicht
mehr der Provinzialarbeitsanstalt überwiesen werden. Die Zahl der männlichenLand- und Orts-
arinen ist auf statt 120 wie im Jahre 1906 auf mir 50 augenommenworden. Dies rührt daher,
daß die verbleibende Differenz von 70 dem Landarmenhause in Trier überwiesenwerden konnte,
nachdem dort die Epileptiker fortgenommenund der Anstalt Iohannisthal überwiesenworden sind.
Die Zahl der Fürsorgezüglingcist auf statt 165 auf 150 augcuummeu. Dies wird den tatsächliche»
Verhältnissenungefähr entsprechen.

Wenn ich auf die einzelnenPositionen des Etats komme, so darf ich zn Titel II der
Einnahme bemerken,daß jetzt an Pflegekosten12 045 Mark weniger angesetzt sind. Dies hängt
im wesentlichen damit zusammen, daß, wie eben schon bemerkt, die Zahl der der Provinzial-
Arbeitsanstalt zu überweisenden Land- uud Ortsarmen mit 70 weniger angenommenwurden ist.

Hinsichtlich der übrigen Positionen darf ich Ihre Aufmerksamkeit wohl einige Augenblicke
auf Titel I, 19 der Ausgabe richten. Sie finden dort die Bezüge und Ncbeubezüge der Anstalts¬
aufseher und Werkmeisterim einzelnen angeführt. Hierzu muß ich bemerken, daß vor kurzem
eine Petition dieser Angestelltenbei der Pruvinzialverwaltung eingegangen ist, die ihre Bezüge
verbessert sehen wollen nnd zwar mit der besonderen Bcgründuug, daß die Lebens- und Teuerungs-
vcrhältnissein Vrauweiler besonders ungünstig wärcu. Eine Aenderung der Besoldungsvcrhältuisse
kam nun aber nach Ansichtder Verwaltung wie auch der II. Fachkommission uicht iu Betracht, da
ja der Vesoldungsplan erst im vorigen Jahre neu festgestelltworden ist. Ebenso schien eine
Teuerungszulagefür eine einzelne Klaffe von Beamten bedenklich.Dagegen ist tatsächlich festgestellt
worden, daß die Mictsentschädigungvon 160 Mark, die den Aufsehern, die keine freie Wohnung
haben, zugestanden worden ist, im Verhältnis zu den tatsächlich gezahlten Mieten etwas zu genug
bemessen erscheint. Es wird deshalb vorgeschlagen, diese Mictsentschädigungvon 160 auf 210 Mark
im Jahre zu erhöhen. Als Folge würde sich ergeben,daß ebenfalls für diejenigen Werkmeister und
Aufseher,welche eine Dienstwohnunghaben, der pensionsbercchtigte Betrag dieser Mietwohnungen
anstatt mit 160, in Znknnft mit 210 Mark einzusetzen wäre.
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Die Anträge, die die II. Fachkommission infolge dieser Verhältnissestellt, finden Sie in
der Drncksache Nr. 54 zum Ausdruck gebracht. Die Gesamtausgaben,die dadurch gegen den Etat
mehr eingestellt werden müsseu, belaufen sich ans 1800 Mark im Jahre.

Im übrigen schließt der Etat der Provinzial-Arbeitsanstalt,zu dem sonst nichts Besonderes
zu bemerken ist, in Einnahme mit 560 000 Mark gegen 556 000 Mark im Vorjahre ab. Zu den
Anlagen des Etats ist ebenfalls nichts Besondereszu sagen.

Ich bitte deshalb, dem Antrage der II. Fachkommission zuzustimmen,der dahin lautet.-
„Der Prouinzillllandtag wolle den vorbezeichnetcn Haushaltsplan mit der Maßgabe
annehmen, daß die Mietsentschädignugder Aufseher und Werkmeistervon 160 ans
210 Mark erhöht und der pcnsionsberechtigte Wert der Mietswohnnngenans 210 Mark
festgesetztwerde.

Der Provinziallandtag wolle ferner genehmigen, daß die entstehendeMehrausgabe
über den Etat hinaus verrechnet werde und, falls die Mehrausgabe nicht ans laufenden
Einnahmen gedeckt werden kann, der Mehrbetrag aus den znr Verfügungdes Pruvinzial-
landtages stehenden Mehreinnahmengedeckt werde."

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zum Wort. — Dann schließe ich die Ver¬
handlung und stelle fest, daß das hohe Haus dem Antrage der II. Fachkommission beigetreten ist.

Wir kommen zum
Antrag derselben Kommission zum Haushaltsplan des Landarmenhauses
zu Trier.

Berichterstatterist ebenfalls der Herr Abgeordnete von Bemberg-Flamersheim.
BerichterstatterAbgeordnetervon Bemberg-Flamersheim: Zn diesem Etat ist eigent¬

lich nichts besonderes zu bemerken. Die Belegnngszifferbeträgt 430 Kopfe wie im vergangenen
Jahre. Es ist nnr eine kleine Verschiebunginsofern eingetreten, als anstatt 275 Ortsarmen nur
200. dagegenanstatt 155 Landarmen 230 aufgcnommeu sind. Das Resultat kommt also wieder
auf dieselbe Zahl von 430 heraus.

Im übrigen schließt der Etat dieses Hanscs, der keinen Provinzialzuschußerfordert, mit
einem kleinen Uebcrschuß in Höhe von 2500 Mark ab. Die Einnahmen und Ausgaben betragen
151 900 Mark, gegen 153 400 Mark im Vorjahre.

Die II. Fachkommission schlägt Ihnen die unveränderteAnnahme dieses Etats vor.
Vorsitzender Becker: Auch hier scheint einstimmiges Einverständnis zu herrschen. — Ich

schließe die Verhandlung und stelle das fest.
Wir kommen zum .

Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Unterstützung
milder Stiftungen und Wohltätigteitsanstalten :c.

Berichterstatterist ebenfalls der Herr Abgeordnete von Bemberg-Flamersheim
BerichterstatterAbgeordnetervon Bemberg-Flamersheim: Zu diesem Ant ist eben¬

falls nur wenig zu bemerken. Er schließt in Einnahme ab mit einem Betrage von 20430 Mart,
dem eine gleiche Ausgabe gegenübersteht. < ^ m «

Das einzig Erwähnenswertewäre vielleicht zn der Einnahme nnter Titel III ^ir ^ zu
sagen. Sie fiuden da den Betrag von 10000 Mark ansgesetzt. Dies ist die lahrliche Summe
der Stiftnng Znr Fürsorge für verkrüppelte Personen, die seinerzeit W 45. Nhe.mscheP,^„z,al-
landtag als Erinnernng an die silberne Hochzeit des Kaiserpaares beschlossen hat. Aus tneser
Stiftnng sind in, vergangenenJahr zum ersten Male Beiträge in Höhe von nngefahr5000 Mark

15
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an 23 Krüppel im Unterstütznngswegeverteilt worden. Die zur Verfügung steheude Summe ist
als» nicht ganz aufgebrauchtworden. Aber es ist hierbei zu bemerken, daß die Stiftung mehr nud
mehr bekannt und mehr und mehr in Anspruchgeiwmmcn wird und daß voraussichtlichder zur
Verfügung stehende Betrag im Laufe des Jahres voll zur Verwendunggelangen wird.

Auch hier schlägt Ihuen die II. Fachkommission die uuveräudcrteAnnahme des Etats vor.
Vorsitzender Becker: Bedenken dagegen scheiueu auf keiner Seite vorhanden zu sein. —

Ich schließe die Verhandlung und stelle Ihr Einverständnis fest.
Wir kommen zum

Antrag der II. Fachkommission znm Haushaltsplau über die Koste» der
Leitung und Beauffichtignng der baulichen Unterhaltuugsarbeiten, sowie
über den Fonds zur Erneuerung maschineller Anlagen.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterLaeis.
BerichterstatterAbgeordneterLaeis: Ueber deu Haushaltsplau bezüglich der Kosten für

Leitung uud Beaufsichtigungder baulichen Unterhaltnngsarbeitensowie über den Fonds zur Erneuerung
maschineller Anlagen in den Provinzialaustalten habe ich folgeudes vorzutragen: Bei den persöu-
licheu Ausgaben sind Mindervergütungeuau einen der Herren Bauleiter iu der Höhe von 400 Mark
eingetreten,dagegen eine Mehraufwendung von 300 Mark entstanden für Reisen, Baurevisiouenuud
Leitungen von Herren der Zentralstelle, insofern örtliche Banbureaus nicht mehr bestaudeu. Diese
Ausgaben schließen daher mit 7500 gegen 7600 Mark des Rechnungsjahres 1906 ab. Bei den
sächlichen Ausgaben sind die durch früheren Beschluß des hohen Hanscs etatsmäßig einznstellenden
60 000 Mark zur Erneuerung maschineller Anlagen in den verschiedenenProvinzialanstalten eingesetzt,
hierzu an sonstigen Ausgaben 300 Mark, ergibt insgesamtMark 67 800. Nachdem die Abrechnung
für das Jahr 1905 erfolgt, weist die Aufstellung vom 25. Februar 190? einen Bestand im
Ernenernngsfonds von 65 371,77 Mark ans, welcher sich wie folgt zusammenstellt:

Bei der Abrechnungim Vorjahr Bestand ..... M. 23276,8?
Hierzu die etatsmähige Bewilligung für das Jahr 1906 „ 60 000,—

ergibt zusammenM. 83 276,8?
Die Ausgaben im Lanfe 1906 und bis dahin betragen „ 17 905.10
Hiernach Bestand des Erneuerungsfonds wie vor . . M. 65 371,77

Meine Herren! Auf meine Veranlassunguud uach weiterer Prüfung der Sache hat sich
die II. Fachkommissionerneut mit der Frage dieses Erueuerungsfonds beschäftigt und habe ich
hierüber folgendes zu berichten: Als das hohe Haus vor 2 Jahren znm ersten Male diesen
Ernenernngsfonds in den Etat einbrachte, fehlten wohl einerseits noch die praktischen Unterlagen
zur richtigen Bemessungder Höhe dieses Betrags, wenngleich anderseitsauch damals schon — durch
Herrn AbgeordnetenOberbürgermeisterMarx — Bedenkenerhoben wurden, welche die Summe von
jährlich 60 000 Mark als zu gering erachteten.

Der vorhin von mir vorgetrageneAusweis eines Bestandes von nur 65 371 Mark für den
Erneuerungsfonds maschineller Anlagen muß uuu tatsächlich als wesentlich zu gering, auch selbst bei
jährlich wachseudeu ähnlichenBeträgen erkannt werden und die II. Fachkommissionmöchte daher,
mit Genehmigungdes hohen Hauses dem Provinzialausschuß in Erwägung geben, für den nächst¬
jährigen Etat anderweiteFeststellungendieses Jahresbeitrags vorzuschlagen.

Wir besitzen eine ganze Reihe heute veralteter nnd auch wohl mehr oder weniger aufge¬
brauchter Maschiueunulagen,welche eines Tages durch notwendig werdende, außerordentlichhohe
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GeldaufwendungenunliebsameUebermschnngeu bereitentonnten, wenn wir nicht rechtzeitigfür die
Beschaffung und Bereitstellungausreichender Mittel zu diesem Maschinen-Reservefonds besorgt sind.

Im Auftrage der II. Fachkommission habe ich sodann zu beantragen:
„Der Provinzillllandtagwolle den Etat über die Kosten der Leitung und Beaufsichtigung
der baulichenUuterhaltungsarbeitensowie über den Fonds znr Erneuerungmaschineller
Anlagen, in der Höhe von 67 800 Mark genehmigen."

VorsitzenderBecker: Es meldet sich niemand zum Wort. — Dann schließe ich die Ver¬
handlung uud stelle die Zustimmung des hohen Hauses zu dem Antrage der II. Fachkommissionfest.

Wir kommen zum
Antrag der II. Fachkommission, zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Aufnahme einer weiteren Anleihe für Hoch¬
bauten.

Berichterstatter ist ebenfalls der Herr Abgeordnete Laeis.
Berichterstatter Abgeordneter Laeis: Ueber den Stand der bisherigen 3 Anleihen, die

Irrenanstaltsbauschuld, die I. uud II. Anleihe hat der Herr Landeshauptmann in der 2. Plenar¬
sitzung bereits eingehendberichtet. Sie finden im übrigen alle hierauf bezüglichen Einzelheitenin
der Drucksache Nr. 18.

Die jetzt zu beautrageudeAnleihe wird bedingt
^. Dnrch eine Reihe von Neubauten, Grnnderwerbenusw., deren Ausführungenbereits früher

vom hohen Hanse genehmigt wurden und wozu die Landesbankdie entsprechendenVor¬
schüssegeleistet,

L. Durch neue Bauausführungen, weiter aber auch durch wesentliche, sich als erforderlich
erweisende Erweiternngenbestehender Anlagen, Verbesserungen in den maschinellenAnlagen
und dergleichen.
Ueber die Summen im einzelnendarf ich wohl wiederum auf die Aufstellungenm der

Drucksache18 Bezug uehme» und nnr knrz berichten, daß unter die ausgeführtenoder in Ausführung
begriffenen Anlagen fallen
der Neubau der Provinzial-Fürsorgeanstalt Hails Fichtenhain,
der Neubau der Provinzial-Blindencinstaltin Neuwied mit Nebengebänden sowie Nen- uud Ausban

der Provinzial-Tanbstnmmcuanstaltdaselbst, . .
ein Betrag von 259 000 Mark für Erweiternngen und Umbauten an den verschiedenen Provmzial-

Taubstummcnanstllltcn,
die Neubauten der Pruvinzial-Hcbammenlehranstalteuin Elberfeld uud Cöln,
ein Mehrbedarf von 420 000 Mark zum Neubau der Heil- und Pflegeanstalt Iohanuisthal.
die Kosten für die Erweitnngsbauten der Museen Trier und Bonn mit 30000 bezw, 500 000 Mark,
weiter die Bauausführung der Verbrechcrstationuud sonstigerErweiternngsbautenm Brauweiler

laut den Beschlüssen des 46. Provinziallaudtages und endlich , , .. . ,.< ^
zur Deckung eines Restbetrages von 12 039 Mark aus der Aufuahmeder 2. AnleiheherrHreud.

Die Gesamtsummeder Position ^ ergibt hiernacheinen Betrag von 4 445 773 Mart.
Was nun die Ergänzung dieser Summe von rund 4.5 Millionen zum Betrage von

7 Millionen betrifft, so ist auf Grund eingehender Prüfungen der in Betracht kommenden Ver¬
hältnisse festgestellt worden,daß behufs Uebersicht des notwendigen Geldbedarfsfür die uachsten Jahre,
weiterhin nm eine zweckmäßigeEiuteilung der Arbeiten herbeiführen zn können, em weitererAnleihe-
betrag erforderlichgewordenist.

15*
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Es sind diese weiteren Mittel bedingt teils durch die — inzwischen vom hohen Hanse
bewilligten — Erweiterungsbanten, teils zur Ausführung der ziemlich erheblichen Ausbauten an
Oekuuomiegebäuden, maschinellen Anlagen uud dgl, in Andernach,Bonn, Düreu, Grafenberg, Merzig
nnd Brauweiler, und wobei in der Anstalt Auderuachein Mehrbestand von 50, in Bonn ein solcher
uon 140 Plätze» oder Betteu durch diese Vergrüßeruugeuerzielt wird, ferner bedingen die Errichtung
vuu Wohnungen für Austaltsärzte, Beamte und Angestelltein Provinzialanstalteu einen Betrag von
450 000 Mark und endlich werden zur Deckung von Bauzinsen rund 227 000 Mark benötigt, da
sich unter den vurbenmmtenund in der Drncksache 18 im einzelnenzusammengestellte« Bauwerken
eine Reihe vuu Ausführungen befindet, deren Kosten zuuächstnur schätzungsweise ermittelt werden
konnten.

Es ergibt sich hieraus ein weiterer Anleihebctragvon 2 554 226 Mark, welcher zusammen
mit der unter ^ genannten Summe von 4 445 774 Mark den Gesamtbetrag von 7 Millionen
ausweisen. Auf Grund dieser Ausführungen und mit Bezug auf die Drucksache 18 habe ich namens
und im Auftrage der II. Fachkommission zn beantragen:

„Der Provinziallandtag wolle
1. sich mit dem Inhalt der Vorlage, insbesonderemit den darin aufgeführte« Aus¬

führungen einverstandenerklären — soweit das nicht bereits geschehen ist — uud
2. den Provinzialausschußbeauftragen, zur Deckung der dadurch entstandeneuund noch

entstehendenAusgaben eine Anleihe in Höhe bis zu 7 Millionen Mark, welche
mit 3 l/2 °/n zu verzinsen uud mit 1^ «/<, nebst den ersparten Zinsen zn tilgen ist,
aufzunehmenund die hierzu erforderliche staatlicheGenehmigungnachzusuchen."

Vorsitzender Becker: Auch hier scheint nach keiner Seite eine Meinungsverschiedenheit
obzuwalten. — Ich schließe die Verhandlung uud stelle Ihr Einverständnis fest.

Wir treten ein in die Verhandlung des
Antrages der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung
der Angelegenheiten, welche die Förderung von Kunst und Wissenschaft
betreffen.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterVeltmcm,dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeordneterVeltmau: Meine Herren! Den erwähnten Haushaltsvlau

finden Sie auf Seite 643 ff. des Etatsentwurfs. Der Eutwurf weift keine wefeutlichen Ver¬
änderungen gegen das Vorjahr auf. Aus der Summe von 63130 Mark, die als Zuschuß aus
Provinzialmitteln zur Leistung von Zuschüssen für Vereine, welche der Kunst und Wissenschaft dienen
sowie für öffentlicheSammlungen, welche diese Zweckeverfolge,:, ausgeworfen worden ist, sind
27 500 Mark in den vorliegendenEtat eingestellt und der Nest wird zur Unterhaltung des Pro-
vinzilllmuseumsund der Provinzialkunstaustalteuverwandt. Dieser Betrag von 27 500 Mark ist
gegenüberdem Vorjahre nur um 1500 Mark erhöht worden, 1500 Mark sollen als Zuschußfür
den Verein der Altertnmsfreunde in den Rheinlanden dienen. Wie eine Notiz im Etat bemerkt,
hat dieser Verein von Altertumsfreunden in den Rheinlanden seinen Sitz in Bonn, erstreckt aber seine
Tätigkeit über die ganze Provinz. Die von dem Verein herausgegebenenJahrbücher sind das
Zeutralorgau der Rheinische« Altertumsforschung,und es rechtfertigt fich auch dadurch eine Unter¬
stützung aus dem vorliegendenEtat der Provinz.

Die übrigen Posten des Etats, die wesentlich die Besoldung für die Beamten darstellen,
die den Knnstinstitntendienen, haben eine Veränderung nicht erfahren.

Die I. Fachkommission beantragt, den vorliegenden Etatsteil nach den, Entwürfe anzunehmen.
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Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zmn Wort. - Ich Meße die Verhand-
luug und stelle das Einverständnis des hohen Hauses mit den. Antrage der I. Fachkommyston fest.

Fachkommission zum Bericht des Prooiuzialausschnsses.
betreffend den Antrag des Abgeordneten Kraw.nkel auf Gewahrn
höherer Mittel für die Herstellung und Unterhaltuug oou chanss.erteu

Ber^terstatter ist der Herr Abgeordnete Freiherr von Hammerstein
BerichterstatterFreiherr von Hammerstein: Mm.e Herren Der Geg stand dm

ich Ihnen vorzutragen habe, berührt einen Teil des Provinzmlhanshalts nber d.e "n "ha m.g
Provinzialstraßen und über die Förderung des Gemeinde- uud Kre.swegebanes. ^ch habe muh
lediglich mit dem letzterenzu beschäftigen. . „ ^ >, c^,,- As,«^^,,^.'

Es ist den Herren bekannt, daß in. vorige.. Proviuz.allandtage
KrawinkelfolgendenMtrag gestellthat: - Der Herr Präsident w.rd nur wohl erlauben.:hn h.er
vorzulesen —:

Der Provinzillllandtag wolle beschließen: ^„ll„«. wn,
..Der Pr!vinzialansschnß wird ermächtigt,für die Herstellnng und UntnMu
chanssierten Wegen. Uebernahn.e solcher in Pr"vi'W"lverwaltnng. Gwah m.g von
Bei lfen zmn Kreis- nnd Ge.neindewegeban alljährlich weit größere M. e al b h

,. d^ Haushaltsplan der P^lv^ ^ ' ^^
zunächst für das Rechnungsjahrvom 1. April 190? d.s c^l. ^carz
eine Million Mark." . ,, >.; U,i^na dem

Auf Vorschlagdes Herr.. Abgeordnete.. Geheimrat
Provinzialansschußals Material überwiesen. Der Provinz.alansschnßb« "' ^ "^ ^^,
Hause darüber Bericht erstattet, was er mit dem Antrage Krawmkelgemach hab. Das Ergebms
ist. aß der Antrag Krawinkelvom Provinzialansschußn'Ht bemcks.cht.gt rde 'st.

5ur Bearünduna dieser seiner Stellungnahme hat der Prov.nz.alausschnß .n der Ha. p

sache ang^rt d^" zm Uuterstützungdes "^m ^«bew^
baues ausgeworfeneBetrag für das gegenwärtigeBedürfms M «W^esst« zu erachten ^ (H^
hört!!) Die Begründnng des Provinzialansfchusseskritisiert den An rag ...3 Absch.ttem^
den be den ersten, in denen zu der Frage der Neuherstellnngchanssierter W e . d er F ag
weiteren Ueb ena me von chanssierten Wegen anf die Provn^z Stellnng ^°"° «^ t. °^
mich hente nicht befassen, weil die Kommission die beiden Pmllte ««hr °der >°en er f^

Dagegen bedarf die Frage, ob wirklich ein Bedürfms ^erstarkm^
des Fonds für die Unterstützung des Gemeinde- nnd Kreiswegebm.es n.cht "ü ' °^°H«'W ^

Die Vedürfnisfrage ist vom Provinzialansschußverne.nt worden, wn. der ^e
Drittel der an den Fonds gestellten Fordernngen habe ent prochen w^m konmn. ^ct
mit einigen Zahlen belegen. Iu den letzten fünf ^«n ^ ^^
der Forderungen berücksichtigtworden Iu den ^",s"' ^ "' ' ^ ^ Nebersicht
spanne hat die Provinzialverwaltung dem Hanse ezuM) er e ngegaM 3^,^ ^^,^^
in den letzten Etats gegeben -su.d gefordert bewilligt ist. gibt
sind 4 337 000 Mark, also 30 <> Schon .e Tatsach. daß tuapp "' ,^^^,^ ^„„^,„t,
doch zu denken,ob wirklichdas Bedürfms so ger.ng war. ^^ K„«n!
Er hat gesagt die weiteren uns zugegangenenAnträge waren mcht begründet. Me.ne Herren.
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Die Kommission ist nicht in der Lage gewesen, die einzelnen Anträge nachzuprüfen. Ihr stand das
Zahlenmaterial in den Einzelfallen nicht in dem Maße zur Verfügung, daß sie die abgelehnten
Anträge nachprüfen konnte. Außerdem fehlt während der kurzen Landtagsdauer die nötige Zeit für
wirklich gründliche Nachprüfungen,ohne die die Ausführungen der Verwaltung nicht widerlegt werden
können. Ich glaube aber trotzdem,daß die ganz allgemeine Behauptung, die Mittel des Wegebau¬
unterstützungsfondsseien allsreichend,nicht aufrecht erhalten werden taun. Die Herren müssen sich
klar machen, daß die Anträge an den WegefondsL — um den handelt es sich in der Hauptsache
— nicht einfach auf einen Bogen geschrieben und dem Provinzialansschuß vorgelegtwerden tonnen,
sondern daß nach dem Reglement der 90 er Jahre fünf Punkte genau erledigt sein müssen.

Erstens ist eine tabellarischeUebersichtüber die Vermögens- und Steueruerhältuisse der
Gemeinde oder des Kreises, welche Anträge stellen, vorzulegen. Zweitens muß durch einen
Gemeinde- oder Kreistagsbeschlußdie Verpflichtung, den Wegebau iu einer bestimmtenZeitspanne
herzustellen,übernommensein. Drittens ist eine Erklärung des Kreisausschusscsüber das, was der
Kreis für den Weg leisten will, uud eine gutachtliche Acußeruug über die Notweudigkeitdes Weges
als eiues Teiles eines größerenStraßennetzes, also über die Frage abzugeben,ob der Weg lediglich
einem örtlichen Vertehrsbedürfnisoder einem durchgehenden Verkehrsbedürfuisgenügensoll. Endlich
muß ein vollständigesProjekt nebst Erläuternngsbericht und Kostenanschlag vorgelegt werden.

Meine Herren! Diese Vorarbeiten lassen sich nicht aus dem Aermel schüttelnund müssen
mühsam und sorgfältig iu der Regel durch Kreisbeamte geleistet werden. Schon die Tatsache, daß
also diejenigenAnträge, die auf den Fonds L entfallen, so eingehendbegründet sein müssen, gibt
uns eine gewisse Gewähr dafür, daß nicht ganz leichtfertig Anträge gestellt werden. Nun aber
gehen die Anträge zunächst vom Landrat an den Herrn Regieruugs-Präsidenteu uud erst von dort
an die Provinzialverwaltung. Es ist doch kaum anzunehmen,daß die Herren Regierungs-Präsidenten
gänzlichunbegründete,sachlich also nicht gerechtfertigte Anträge in den Mengen, also Zu 70 "/» der
gefordertenSumme, hier au die Provinzialverwaltung richten werden. Wäre das wirklich der Fall,
so hätte die Provinzialverwaltung den einfachen Ausweg, die Herreu Regieruugs-Präfidentenzu bitteu,
daß sie den Landräten die gewissenhafte Befolgung der bestehenden Vorschriftenzur Pflicht machen,
um der Provinzialverwaltung unnützeArbeit zn ersparen.

Meine Herren! Dann wurde als Gcgengrnnd gegen die behauptete Unzulänglichkeit des
Wegefonds am Montag hier von diesen: Platze aus geltend gemacht — es steht übrigens auch in
der Drucksache Nr. 23 —, daß von den bewilligtenBeihilfen im Oktober 1 200 000 Mark noch
nicht abgehobengewefen seien. Wir haben aber knrz darauf gehört, daß diese Snmme sich in fünf
Monaten, vom Oktober bis jetzt, um 600 000 Mark verringert hat. Wenn also die Hälfte des
nicht abgehobenenBetrages in den fünf Wintermonaten verbraucht ist, so kann meines Trachtens
nicht angenommenwerden, daß die Tatsache der Nichtabhebunggegen das Bedürfnis nach Erhöhung
der Mittel des Fonds spricht. Im übrigen sind ja die Grenzen für das Abheben durch das
Reglement gezogen, und der Provinzialausschußist eventuell in der Lage, znweitgehenden Hinaus-
zügerungender Abhebung einen Riegel dadurch vorzuschieben, daß er die gewährte Beihilfe wieder
zurückzieht.

Dann, meine Herreu, möchte ich zum Nachweiseder Notweudigkeiteiner weitergehenden
Förderung des Wegebaues die Tatsache anführen, daß in den verschiedenen Provinzen unseres
Vaterlandes die Zunahme der Länge der Kunststraßen eine größere, insbesonderein der eiueu
Provinz, die ich als Beispiel heranziehenkann — das Material für die anderenhabe ich mir nicht
beschaffen können — eine sehr erheblich stärkere gewesen ist, als im Rheinlande.
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Ich darf cmch da mit einigen Zahlen aufwarten. Im Jahre '«7« - «lsu nach Erlaß
der Dotatiousgesetze.nach Uebernahme der sogenannten Bezirksstraßen ,n d.e Unterhalt.«.«, der
Provinz - betrug die gesamte Lauge der Kuuststraßeuim Rheiulaude 7664 Km m der Prov.nz
Hannover 9044 1cm, Von. Jahre 1876 bis zu». 1, April 1900. also ... 24 Jahre,, ch .e
Straßenlänge gestiegen in Hannover auf 15 924 1cm. alfo eme Zunahme von 66 °. nn Rhe -
lande auf 1011? Km. also eiue Zmmhu.e von 32«/°. Meine Herren! Das ^t "er Zu-
nah.ne der Einwohnerzahl, mit der Zunahme der Stenertraft m d.eseu be.deu P^M " ^
leinen. Verhältnis. Die Eiuwohuerzahldes Nheinlandesist über dop^lt so groß ,me d Cmw hm.
zahl von Hannover, uud daß die Rheinprovinzvon allen Provinzen den größtenBetrag an du
Staatsstemrn auszuweisen hat. ist den Herren allen bekannt. Auch ... der Pr°vu. B ndenb.
hat sich gerade in diesem Jahre der Proviuziallaudtag mit der Frage passen >n se, ob das
Bedürfnis nach Herstellnng besteinterKreis- und Gemeindewege m.t ^e" bisher dmch den Hm.
haltspian der Provinz bereit gestellten Mitteln befriedigt werde., anu, D.ese Fra st nwm.
der Proviuzialansschnß hat die Summe vou 600 000 Mark, d.e b.sher ... Vrandmb b^
war. ans eine Million Mark erhöht. Der Herr Ober-Präsident der Provmz Brand n.ng hat ...
der Rede, mit der er den Laudtag eröffuethat. diese Erhöhung .^ .

Meine Herren! Das wären indirekte Beweise,
schwer wiegen. Aber ich kann Ihnen zur Förder.mg des Gemeu.de-uud Kre.^
wei Krön engen ans dem Hause die Notweudigkeit d« Erhö ung der M.ttel ^

ich, nicht so leicht zu widerlegensind. Der erste Kronzenge'st/'" « verehrtes M e^rH
Geheimrat Klein der. wie Sie wisse., zu den. Antrage Kmw"M m ^^
lau e Rede gehalten hat. dnrch welche sich wie ein roter Fadeu d.e

hindurchzieht daß ein dringendes Bedürfnis znr Ergänzung der Mittel ?« " K e.^
Wegebaubesteht. Wenn der Herr Präsident gestattet.
Rede des Herrn Geheimrat Klein wörtlich wiedergeben. Auf ft"e " e sm graph.M ^e
richtes über die Landtagsverhandlnngenim Jahre 1906 finden ^^ f" ende W te ^ch l e d

große Bedürfnis, das auf diesem Gebiete sich fand, niemals vertan.. ^^ « "'^ h^ ^
nach einer Mm, gesncht' Die Verhältnissein dieser Hmficht agen ab " ^'^ MmB°^
besonders schwierig, weil die Entwickeluug des öffentlichen Wegebauesh.er temen güust.gen Merlans

'"^E^weiter sagte der frühere Herr 2andeshanpt.na.nn Ich war M — wrch^
daß die Zustände auf diesen. Gebiete unbefriedigendfeim
m. habe ich stets nach einem Anskunftsmittel gebucht, dich Abh. fe ohne '°ße ^ g

Provinzialbndgets herbeizuführen. Auf Seite 118 a. a. O e. ^H ^ ^^'h t, nud
welcher fast bei jeder Sitzung des Provinziallandtages Nnl ß ^Ds»^^ ^
welcher die Quelle neuer - ich muß hiuzufügen- nicht "^rech '3 «^ ncdeul^ '
Proviuz bildet. Es steht fest, daß zahlreiche Ge.ne.nden be: uns w d« d,e technischen )
finanziellenKräfte haben, nm der ihnen°bliegeuden Wegeban ast ^ ^ ^ ,^.„,

Weiter auf Seite 119 a. a. O.: H.erzn .st allerdings °"' "'°^/^^^^^ daß die
erforderlich,nnd endlich anf Seite 120 Ich

^ 2.2^3-^ ä^ruch !^
^^nrr:^da?iN^^ 'i, mein! Herreu.
weit maßgebendersein wird als solche Berechnungen.
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Der frühere Herr Landeshauptmann schloß seine Ausführungen damit, daß er den Wunsch
aussprach, der Provinzialausschuß möge auf Grund der Ueberweisuugdes Antrages Krnwinkclals
Material demnächst dem Landtage eingehende Vorschlägemachen über die systematischeUnterstützung
des Kreis- und Gemcindewegebauesauf eiue längere Dauer von Jahren hinaus, vielleicht unter
fchärfererHeranziehung der Kreise auch zum Gemeiudewegcbau,

Meine Herren! Das war unser früherer Herr Landeshauptmann, Aber auch der jetzige
Herr Landeshauptmann hat iu unserer letzten Tagung die Frage, ob die Mittel des Wcgebaufouds
Zu erhöhe« seieu, sehr bestimmt bejaht. Ich darf auch hier kurz verlese», was er ausweislich des
stenographischen Berichts gesagt hat: „Aber was den Antrag Krawinkelbetrifft, eiue Million mehr
in den Haushaltsplan einzustellen. , , . (Zuruf: Ueberhaupt eine Million!) — überhaupt nur
eine Million? (Zuruf: Auf eine Million zu erhöhen!) . , , . Also Zu erhöhen auf eine Million,
um rund 300 000 Mark, so kann ich ja sagen, für die 300 000 Mark liegt gewiß in ärmeren
Kreifen ein Bedürfnis vor. Wir würden für die 300 000 Mark auch gewiß eine sehr gute Ver¬
wendung finden, das wäre eine nützliche Anlage. Aber im Moment haben wir kein weiteres Geld,
Das liegt lediglich in der Hand des Landtages, ob er 300 000 Mark mehr zur Verfügung stellen
will oder nicht. Ich will bemerken,das ist rund gesagt '/»°/<> der Steuern. Wenn der Landtag
dieses halbe Prozent znr Verfügung stellt, kauu die Verwaltung es ja nur mit Freuden begrüße».
Wir werden das Geld nützlich verwenden können, (Beifall.) (a. n, O. 113,)"

Meine Herren! Soviel Znr Frage des Bedürfnisses. Nun ist es ja sehr schön, wenn das
Bedürfnis anerkannt wird' aber abgeholfenwerden kann ihm nur, weun wirklich Mittel zn seiner
Befriedigung vorhanden sind.

In dieser Beziehung, meiue Herren, muß ich auch etwas historisch ausholen. Im vorigen
und vorvorigenJahre ist wiederhulentlich gesprächsweise, uud ich glaube auch im Plenum, die An¬
sicht vertreten worden: die Tätigkeit der III. Fachkommissionim Punkte der Unterstützungdes
Gemeinde-und Kreiswegebaucswäre ein Wettlauf der Armut um ein Almosen von der Provinz. Im
Zusammenhangedamit wurde behauptet, daß die Proviuzialverwaltuug auf diefem Gebiete schon
seit Jahren eine weitgehendeMnnifizenz gegenüber den finanziell weniger günstig gestellten und
wirtschaftlich weniger entwickelten Gebieten der Provinz ausübe. Ich glaube, meine Herren, diese
Ansicht ist nicht ganz zutreffend.

Wie ein Blick in den Haushaltsplan der Provinzialstraßenverwaltuug lehrt, ist dort auf
Seite 552 unter II 1s, als Zufchußaus der Dotationsrcnte nach den §§ 1, 2 und 4 Abs. 1 des
Dotationsgesetzesvom Jahre 1875 der Betrag von 440 000 Mark vereinnahmt. Im Spczialetat
für den Fonds zur Unterstützungdes Kreis- und Gcmeindewegebaucssind 350 000 Mark, also ^/»
obiger Summe in Einnahme gestellt. Die Mittel für Fördernng des Kreis- und Gemcindewege¬
baues stammen also bis zum Betrage vou 350000 Mark aus dem Dotationsgesetzvon 1875.
Dieses Dotationsgesetzsagt in ß 4 wörtlich: „Die Mittel werden überwiesen erstens, zur Für¬
sorge für den Neubau von chaussierten Wegen", — das ist bisher geschehenmit 90000 Mark —
„und zur Unterstützungdes Kreis- nnd Gemeindewegebaues".

Ich habe die Etats der Provinz durchgesehen vom Jahre 1876 an und habe darin
gefunden, daß im Haushaltsplan der Straßenverwaltuug ursprünglich 175 000, dann 190 000,
dann 237 000, dann 250000 uud endlich von 1890 bis zur Gegenwart 350000 Mark für die
Uuterstlltzuugdes Kreis- uud Gemcindewegebauesiu Einnahme gestellt sind. Und daraus, meine
Herren, daß iu dem Titel: „Kreis- nnd Gemeindewegebau"sich niemals ein Einnahmeposten aus
Provinzialabgabeu befundenhat, fchließe ich, daß seit dem Jahre 1876 der Provinzialausschuß uud
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mit ihm der Provinziallandtag auf dem Standpunkt stand: was wir hierfür leiste», geben wir in
Erfüllung der im Dutationsgcsetzuns auferlegtenPflicht,

Außer diesen. Gesetz, meine Herren, ist im Jahre 1902 das Ihnen bekamte »ene
Dotationsgesetz ergangen, welches den Provinzen wiederum neue Mittel (rund 740 000 Mary
zuwies, und zwar zur Erleichterung ihrer eigenen Armenlast und znr Unterstützung von leistuiW-
schwachcn Kreisen uud Gemeinden auf dem Gebiete des Armen- und Wegewesens Nach dem
Reglement, das im vorige,, Jahre zur Ausführung dieses Gesetzes hier im Pr°°U'Maudtage fest¬
gesetzt ist. wurde von der neneu Dotation der Betrag von ruud 300000 Mark den, Fonds zur
Unterstützungdes Kreis- und Gemeindewegebaues zugewieseu. so daß dieser ,m ganzen mit Anisen
ruud 660 000 Mark beträgt. . ^. >>

Also, meine Herren, alles, was bis jetzt auf dem Gebiete der Unterstützung des Gememde-
uud Kreiswegebauesgegeben ist. das hat - selbstverständlich in sehr dankenswerter Weise - tue
Provinz gegeben nicht ans reiner christlicher Nächstenliebe,sondern nach meinem Dafürhalten m
Erfüllimg einer ihr gesetzlich obliegenden Verpflichtung,(Sehr richtig!) Die Summe belauft ich
seit 1876 in. ganze» auf 8.4 Millicme». also für 30 Jahre. Dieser Bewilligunggegenüber habe»
allem in den letzten 12 Jahren - ans der frühere» Zeit tonnte ich es nicht feststellen - die
Forderungen 11.4 Millio»en betragen. Also das. was in de« 30 Jahren gegeben ist. hat noch
nicht ausgereicht,um zwei Drittel der Fordenmge» für die letzte» 12 Jahre zu befriedigen.

Den. gegenüber. mei»e Herren, möchte ich darauf hiuweiseu.daß die Provmz Hauuovr
iu derselbe» Zeit durch Niileihe» 16.5 Milliimeu zur U.iterstützuugdes Kreis- uud Geme.ndewege-
banes nach einer mir hier vorliegenden Anfzeichnuug des Lmdesbaurats NesfeniUsverwende h°
nnd außerdem alljährlich verfügbare Mittel. Wen» Sie diese 16.5 Millionen Mit b^° verzm '
.ind amortisiere», so er ibt das ei«e Iahresbelastuug von 825 000 Mark a»f "undeste» 30
35 Jahre. Also die viel wemger leistm.gsfähige Provmz Hauuover, die chon "" I«h' ^° m
viel größeres Straßenmtz hatte als wir, gibt erheblich mehr für den Kreis- uud Gememdewegebau
aus als unsere Rhemprovmz. . ^ .. <« - m ^..^..l,»^

Weiter, meine Herren, darf ich nochmals darauf zurückkomme»,daß " P^"^^
de» Betrag zur Förderung des Kreis- und Gemeindewegebaues auch um 400000 Mart auf eme
Million Mark erhöht hat. ^ . . c>„„5.-> ,,,^

Nuu, meme Herre», wird »us eutgegeugehalteuwerdeu, was d°/« dem Fmds M
Unterstützuugdes Kreis- und Gemeindewegebaues steht, ist nicht alles, was wir tun. Denkt m d

Bezirksstraßen. Die Vezirksstmße» koste» der Provmz jährlich »ngefähr 3 MMone» M
Uuterhaltuug, diese Vezirksstraßeutrageu deu Rechtscharakter von G«^wege» und '^
ist das, was wir «r die Bezirksstraße»alljährlichausgeben,mich eme ErfM.ng "°" «"^M«l>"''
die wir bei Enipfm.g der Dotation übernommenhabe». Wir tu» viel ^hr, wie m müssen

Meme Herreu! Dem widerspricht zmächstdie Wortfassnngdes D°tatwn^
Ih»e» bereits wörtlich nntgeteilten Paragraphen 4 Nr. 1. der von
uud Gemeindewegebanes spricht, ist vou deu ..Bezirksstraßen"iiberhaupt nicht d' Rede °bwoh
Gesetzgeber der Begriff u»d das Wort „Bezirksstraße«"bekamt wäre» dem b° diese au ad
St lle des Gesetzes im 8 19 erwähut. wo von de» Verpflichtmgendes Staates bezw der Provmz
^ BaMW^ Rede ist. d. h. also vou der Berpflichtuug zur Hergabe der Proomzial aubeamten
ur Ueberwachuug »ud Leit»»g der Bau- ..»d Uuterhaltmgsarbe^

Die Bezirtsstraße» haben ihre Rechtsbasis in einer Kabmettsorw von W9 emem
Ministerialreskript von 1816. i», Chansseegeldtarifvon 1819. weiter .» der Kabmettsorder vo»
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1822, und endlich sind in den zwei vom Könige erlassenen Regulativen aus den Iahreu 1841 und
1855, Nach dem Regulativ von 1841 fällt die Unterhaltung der Bezirksstraßen den Bezirks-
straßeufouds zur Last, und kann au die Gemeiudeu zurückfalle»,weuu durch einen Beschluß der
Pruvinzilllstände mit königlicherGenehmigung die Streichung einer Straße aus der Liste der
Vezirksstraßeuerfolgt ist. Das Reglement von 1855 bestimmt allgemein: Die Bezirksstraßenfonds
haben die Rechte öffentlich-rechtlicher Korporationen. Also es wird eine Rechtsperson als Träger
der Unterhaltungslast für die Bezirksstraßen geschaffen. Die Mittel, die in diese Fonds hinein¬
flössen, zog der Staat ein durch Zuschlägezu den Steuern, die ans Grund der genanntenRegulative
und Kabiuettsurders erhuben wurden. In die in unserer Provinz vorhandenen Bczirksstraßeufunds
flössen 2—5 "/« der direktenStaatssteuern. Die Zahl 2—5 habe ich auch aus dem Regulativ
von 1855 entnommen.

Hiermit, meine Herren, glaube ich gezeigtzu haben, daß eiuuial rechtlichdie Bestimmungen
der Dotntionsgesctzevon 1873 und 1875 nicht ohne weiteres ans die Bcrirtsstraßeu Auweudung
zu erleide» habe», und daß znm anderen die Uebernahme der Vezirksstraßeuiu die Proviuzialvcr-
waltnng nicht eine Mnnifizenz der Provinz gegenüber den Gemeinden war. Vielmehr wnrden die
Beiträge, die bisher die einzelnenEinwohner der Provinz an die Nezirksstraßeufoudsentrichtet
hatten, nunmehr an die Proviuzialkasseeinrichtet, sie nahmen den Charakter von Prnvinzialabgaben
an, ihr Verteilungsmodus wurde ein anderer.

Aus der Rede des Herrn Geheimrat Klein vom vorigen Jahre habe ich ersehen, daß die
Summe, die derzeit bei Uebernahmeder Vezirksstraßenauf die Provinzialvcrwaltung an Stelle der
Beiträge an die einzelnenVezirksstmßenfvndsiu die Kommuunlkasse der Provinz abzuführen war,
12°/» des derzeitigenProuinzialsteuersullsbetrug. Meine Herren! Wenn man die Protokolle über
die Verhandlungendes Landtages aus dem Herbste 1875 nachlieft,so findet man, daß in etwa 10
Seiten die gauzeu Verhandlungenniedergelegt sind, durch die damals die Provinz diese 12«/« Steuern
übernahm. Weun die Proviuzialvertretuug und -Verwaltung darin eine vollständige Muuifizenz
gegenüber den Gemeinden gesehen hätte, ich glaube, man wäre nicht so schnell und glatt dazu
gekommen, diese 12 "/» Steuern zu bewilligen.

Nun, meine Herren, hätte es ja nahe gelegen, ans Grnnd dieser Ausführungen in der
Kommissiondeu Antrag Krawinkelohne weiteres wieder aufzunehmennnd das hohe Haus zn bitten,
schon in diesem Jahre den Betrag von 660 000 Mark, wie es im vorigen Jahre geschehen ist, auf
eine Million zn erhöhen. Meine Herren! Das hat die Kommission nicht getan. Sie hat geglaubt,
dafür sorgen zu mttsfeu,daß den Mitgliedern des Hauses eiu wirklich gründliches Material vorgelegt
wird, auf Grund defscu einmal festgestellt werden kann, was die Provinz bisher für die Vezirks¬
straßeu und für die Prouinzialstraßen in den einzelnenTeilen der Provinz ausgegeben und was
sie anf der anderen Seite für den Kreis- und Gemeindewegebaugeleistet hat. Das soll dann mit
den Leistungenanderer Provinzen verglichen werden, um eben zu zeigen, daß vielleichtauf diefcm
Gebiete unsere Nheinpruvinz nicht gauz an der Spitze marschiert. Weiter, meine Herren, ist iu
dem Autrage unter II vorgeschlagen,eventuell uach dem Ausfall der Erhebungen zu I ein neues
Reglement über die zukünftige Unterstützung des Kreis- nnd Gcmeindewegebausauszuarbeiten.
Diefer Gedanke beruht darauf, daß der Herr Landcshauptmcmnin der Sitzung am Montag erklärte,
die Bestimmungendes gegenwärtig giltigcn Reglements wären ihm in manchenPunkten hinderlich,
um die Verteilung der Fonds, so wie er es wünschte, nach dem Bedürfnis vorzunehmen. Drittens,
meine Herren, fagt der Antrag, es sollen, wenn auf Gruud der statistischen Erhebungen zn I, wie
auf Grnnd der eventuelleu Festsetzung eines neuen Reglements zu II ein wirkliches Bedürfnis nach-
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gewiesen ist, diesem Bedürfnis entsprechend schon im nächsten Haushalt neue Mittel oder höhere
Mittel eingestellt werden als bisher eingestellt waren.

Meine Herren! Damit geht der diesmaligeAntrag der Kommission lange nicht so weit,
wie der vorige. Es ist zunächst wiederumvoll und ganz in die Hand des Proviuzialausschusses
gegeben, was er auf dem Gebiete des Kreis- und Gcmeindewegebnues zu leisten gewillt ist und
was er im Interesse der Provinz für nötig und nützlichhält. Aber es soll eventuell durch die
Aunahme des Antrages schon darauf hingewiesen werden, daß im Falle eines nachgewiesenen Be¬
dürfnissesschon in, nächsten Hanshaltsetat entsprechend höhere Mittel bereit gestellt werden tonnen.
Es handelt sich hier um ein wirtschaftlichesBedürfnis. Die Aufwendung von Mitteln für den
Verkehr zur Befriedigung einer wirtschaftlichenForderung ist mehr oder weniger eine prodnltive
Kapitalanlage, Je eher diese Anlage gemacht wird, um so eher rentiert sie sich durch wirtschaftliche
Hebung der zurückgebliebenenTeile unserer Provinz.

Meine Herren! In den ärmeren und entlegenerenGebirgskreisenleben auch fleißige,
strebsame Einwohner, die ebenso gerne ein Plätzchenau der Sonne des wirtschaftlichenAufschwunges
erlangen möchten,wie die Bewohner der besser entwickelten, wirtschaftlichfortgeschrittenenTeile der Provinz.

Ich hoffe, daß, wenn der Provinzialausschuß und die Herren der Landesvcrwaltnngui
dein neu bewilligtenAutomobil demnächstihre Reisen antreten können, sie auch einmal die un¬
wirtlichen Gegendenmit den schlechten Wegen anfsucheu, und da ja ein ziemlich hoher Unterhaltungs-
fouds vorgesehen ist — ich glaube 10 000 Mark — so werden vielleicht ans diesem auch diejenigen
Unfälle an der Maschine selbst bestritteuwerden können, die gewiß in den ersten Iahreu auf den
schlechten und holprigen Wegen in den bergigen Teilen der Provinz nicht ausbleiben können, (Sehr gut.)

Ich bitte Sie im Namen der III. Fachkommission, den Antrag - dem, wie ich übrigens
bemerken will, nur ein Kommissionsmitglied widersprochen hat - anzuuehmenund dadurch neue
Aussicht auf eine günstige, zukünftigeEntwickelung des Kreis- und Gemeindewegebaues zu eroftnen.
(Lebhafter Beifall).

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann vi-, von Renvers: Ich möchte nur eine kurze Bemerkung hmzufuge".
Es bestehtmeines Erachteus ein nicht zn lösender Widerspruchzwischen der Aussafsuug

des Proviuzialausschussesund der Verwaltung einerseits und der Fachkommission andererseits. Die
Provinzialverwaltuug ist der Auffassung,die Summe, die bisher zur Unterstützungdes Gemeinde-
Wegebauesim Etat steht, reicht aus, wenn die Anmeldungenin gewissen und vorsichtigen Grenzen
gehalten werden; sie reicht allerdings nicht aus. wem, wie es geschieht, die AnmeldungenMs ms
unendliche gehen. Auf die Zahlen gehe ich jetzt nicht ein, die habe ich ,a neulich alle genam,
Die Fachkommission hat sich dahin schlüssig gemacht zu erkläre»,eiu Bedürfnis nach emer gropreu
Summe ist doch vorhanden,uud hat sich auf deu Staudpunkt gestellt, wenn ihr wemger A,,M-
duugeu bekommt, als ihr eigentlich erwartet, dann liegt es nicht darau daß em ^MtrMs '.^
vorhanden ist, sondern das liegt daran, daß die Gemeinden nicht in der Lage s.nd,
von zwei Dritteln gegenüber dein einen Drittel anfznbringen. Setzt ihr erst einmal die Geg n-
leistung der Provinz - wie gestern iu der Kommifsiou hervorgehoben worden^ ^ «uf " ode
noch mehr Hexans, dann wird sich schon zeigen,wie groß das Bedür ms m der Provinz ist, dann
werdet ihr Aumeldnngengenug bekommen. Ann.eldnngen.die die Mgen bei weitem u ersteigen.

Meine Herreu' Das bezweifeltuiemaud. Weuu wir anstatt em Drittel °/.o oder /4
der Beihilfen geben, dann möchte ich allerdings glcmbeu, es liegt sehr im Interesse der Gememden
das eine Viertel irgendwieaufzubringen,dan.it sie die °/< bekommen. Ich glanbe. daß die Herren

16*
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ganz recht haben, wenn wir in dieser Weise vorgehenund den Fonds erhöhen, daß dann auch die
Anmeldungenentsprechend erhöht werden. Aber ich sage, wie die Sache jetzt liegt, ist zwischen der
Verwaltung und der III. Fachkommission eine Auseiuandersetzung,die zu einem Resultat führen
kann, kaum möglich. Es kaun der Verwaltung nur recht sein, wenn die Erhebungen, die seitens
des Herreu von Hammerstein angeregt worden sind, gemachtwerden. Ich hoffe, daß wir auf
Grund dieser Feststellungenim nächsten Jahre uns auf irgend einen Boden znsammen finden und
einigen werden, (Bravo.)

Ich bin also der Ansicht— und ich glaube, dariu stimme ich mit den Herren des
Provinzilllausschusfesüberein —, daß die Ermittelungen nur in beiderseitigem Interesse liegen und
erwünscht sein können. (Zustimmung und Beifall.)

Nur eine Bemerkung darf ich noch hinzufügen. Herr von Hammersteinhat ausgeführt,
die Provinz hätte in den letzten Jahren, ich glaube von 1893 ab nur rund 8 Millionen für den
kommunalenWegebau gegeben. Ich möchte diese Summe nur dann auerkeunen,wenn es sich um
deu ^« uud L-Fonds handelt; dann wird die Summe stimmen, aber ich wiederhole,wir geben
ganz andere Summen für deu kommunalen Wegebau. Ich vertrete immer den Standpunkt — den
hat die Verwaltung mich früher vertreten —: die Unterhaltung der Vezirksstraßen ist auf die
Gemeindeuuterstlltzuugauzurechncn. Unsere alten Bezirksstraßen sind von den Gemeinden als
Gemeindestraßenauf Gemeindekosten gebaut worden. Als die Verbände entstanden, da blieben die
Straßen, was sie waren: Gemeiudestraßeu,und die Staatsverwaltung hat nur die technische Aufsicht
uud Leitung übernommen, die Unterhaltung der Straße wurde nach wie vor von den Gemeinden
geführt. Nachdem aber auch die Provinz die Vezirksstraßenübernommen hat, sind die Straßen
realiter und rechtlich nichts weiter als Gemeindestraßengeblieben.

Ich darf daran erinnern, wie hätten wir sonst Abgaben als Vorausleistung erheben
können, wenn es nicht große Gemeindestraßengewesen wären. Von Staatsstraßen und Provinzial-
straßen durften wir das nicht. Wir haben es nur gcdurft, weil es eben Gemeindestraßenwaren.
Dann liegt auch eiu Erkenntnis des Oberverwalinngsgerichtsvom Jahre 1895 vor, das ausdrücklich
sagt, diese Bezirksstraßenkönnen jeden Tag von dem Provinziallandtag wieder als Gemeindestraßen
erklärt werden, und die Straßen fallen dann wieder in die Unterhaltung der Gemeindenzurück.

Meine Herren! Diese Bezirksstraßen betragen rund '/8 der sämtlichenStraßen, die wir
zu unterhalten haben. Also etwa ^/» des gesamtenStraßenbauetats fließt diesen Vezirksstraßen,
diesen Gemeindestraßenzn. Das sind in jedem Jahre — ich will eine ganz runde Summe nennen
— 3 Millionen. Wenn Sie von 1875 bis jetzt diese Summe von 3 Millionen znsammenzahlen,
dann haben Sie rnnd 90 Millionen, die haben wir doch auch richtig für den Gemeindewegebau
aufgewandt, uud ich muh sagen, es ist eigentlich nicht richtig, daß immer diese Berechnungaufgestellt
wird: Das geht aus der Dotation, jenes geht aus der Steuer. Meine Herren! Woraus das
genommenwird, das kann, meiue ich, den Gemeindenziemlich gleichgültig seiu. Es kommt darauf
an, daß sie es bekommen und daß sie es reichlich bekommen.

Wenn es fo gemacht werden füll, daß sie es aus den Steuern bekommen,dann genügt
ein Federstrich, denn dann ändern wir die Sache einfach um. Was wir jetzt aus der Dotation
nehmen, nehmen wir aus der Steuer und umgekehrt. Es ist ein Topf; es ist ganz egal, ob ich
es aus der rechten oder der linken Taschenehme. Also ich komme darauf znrück: ich glaube, der
Verwaltung wird es gauz recht sein, weun die Ermittelungen, die Herr von Hammersteinund die
III. Fachkommission vorgeschlagen haben, vorgenommenwerden. Wir werden uus bemühen, diese
Zusammenstellungso peinlich und genau zn machenwie nur möglich. Ich hoffe, daß wir dann
im nächsten Jahre auf einem gemeinsamen Boden uus zurecht finden können. (Beifall.)
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Vorsitzender Becker: Das Wort hat Herr AbgeordneterScherer.
Abgeordneter Scherer: Meine sehr verehrten Herren! Ein Teil der Mitglieder der

III. Fachkommission hätte gewünscht, daß der Antrag Krawintel in seiner abgeänderten3«,,. nnd
zwar in der Einschränkung ans die Unterstützung des Kreis- nnd Gemeindewegebaues A" Beschlusse
erhoben worden wäre. Wie Sie eben geHort haben, meine Herren, war aber d,e Mehrzahl der
Mitglieder der Fachkommissionder Auffassung, daß es zweckmäßigerwäre zunächst wettere
Erhebuugen anzustellen. Erhebungen in der Form, wie sie Ihnen die III. FachKmnusswuvorge¬
schlagen hat. um dann auf dieser Grundlage die Bitte auszusprechen, in dem nächstjährigen Hans¬
haltsplane erhöhte Mittel zur Unterstützung des Kreis- nnd Gemeindewegebanes vorzusehen.

Meine Herren! Wir haben nns hiermit beschieden.in der Hoffnung nnd m der Erwägung,
daß wir auf dieser Grundlage weiter kommen werden und daß der Pr°viuz,alauslchuß auf dieser
Grundlage zu der Ueberzeuguuggelangenwird, daß die Bereitstelluugerhöhter Mittel zur Unter-
stützuug des Kreis- und Gemeindewegebaucs erforderlich ist. ,

Die jetzt znr Verfügung stehende Summe von 647 000 Mark, meme Herren stellt ;a
gewiß schon einen sehr ansehnlichen Betrag dar. Aber, meine Herren, es darf doch nicht verkannt
werden, daß das Bedürfnis, welches hier vorliegt, ganz außerordentlich groß ist.

Meine Herren! Wer nicht aus eigener Anschauung und aus eigener Arbeit die schwierigen
wirtschaftlichen Verhältnisse kennt, welche in jenen abgelegenenGebirgsgegendenvorherrschen der
macht sich keinen Begriff davon. Ich will Sie nicht länger aufhalten mit einer Schilderung ,e er
zum Teil trostlosenZustände. Ich mochte mir das eine hervorheben,daß em großer "ü me er
kleinen nnd armen Gemeinwesenganz anßerordentlichbelastet sind. In emzckiendieser Ge ne.n-
wesen werden 300. 400 Prozent an Umlagen erhoben. Meine Herren! Was «s b deut '
Gemeinden,in denen keine einkonimensteuerpflichtigePersonen oder solche mir m 8°^ "°'schwn"
Zahl vorhanden sind, werden Sie sich denken tonnen, daß ferner auch selbst be. "«er d ige,
Höhe der Umlagen für den Säckel der Gemeindennicht viel herauskommt,wird Ihuen ebenfalls

^"^'Mewe^V^en!^ Alle möglichenAnforderuugeu treten an die Gemeinden heran die
dringendstenBedürfnisse müssen befriedigt werden, es müssen
Schulen gebaut werden, wenn Bahnbanten in Frage kommeu. werden erhebliche Zuschüsse von du,
Gemeindenund Kreiseuverlangt. „. . >. c >>:» ^,'!n,ns? „i

Meine Herren! Das beste Mittel, nm diesen armen Gemeindenauf d,e Nrün,Pf zn
helfe.,, ist. ganz abgesehen von allen anderenMeliorationen, die Förderung ^ Weg "
ahne . meine Herrn für die ja auch die Proviuz erheblicheUntechütznngen ^.

ab elegenm Gegendennicht in Frage kommen. Es finden ich auch ^nch
Anlagen, da sie nicht rentabel find, und irgend welche Zuschüssekomm, d,e Gemeinden hierfür naturlich

"^ ^Meine Herren! Da, was wir wünschen möchten in
beschleunigterer Ansbau der Gemeindewege. Jetzt um eme I n b Mm-
an'h!rordmtlich dringlichsind, fortgesetzt "er znrückge^
nigten Ansbau. meine Herren, dannt wir auf die er Gmnd ° °M ' ö ^ ^
wir. wenigstens im Süden dieser Provinz, streben: die Unteryannng

w«^'A,t°ch,,.h«°,1"°!, «w,«im H.^^,«»7, ;«°:^^
Haltung »ud Verwaltnng der Kreise übergegangen,dann s'"d ,ne,ner ^ussanung naa) ,l>
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Jahren derartig erhöhte Beihilfen nicht mehr erforderlich. Dann wird es sich ja nicht mehr in dem
ausgedehntenMaße um den Ausban der Gcmeindewege handeln, es werden vielmehr in erster Linie
nur noch die Beihilfen für die Unterhaltung der Wege in Frage kommen.

Meine Herren! Meines Erachtens kann es der Provinz nicht darauf ankommen,einige
Jahre lang diese erhöhten Unterstützungen zu leisten. Wir sind ja der Provinz für das Entgegen¬
kommen, welches sie den armen und leistungsschwachenGemeindenbisher anch ans anderen Gebieten
in so ausgedehntemMaße bewiesen hat, außerordentlichund von ganzem Herzen daukbar. Wir
richten aber auch in dieser Frage wiederholt den Appell an das warme Herz der Provinz, daß sie
mit ihren Mitteln nicht kargen nnd uns zur Unterstützungder Gemeindewege erhöhte Mittel für
die Zukunft znr Verfügung stellen möge.

Meine Herren! Ich möchte mir znm Schlüssegestatten, dem dringendenWunsche Ausdruck
zu geben, daß das glückliche harmonische Verhältnis der industriellen und landwirtschaftlichen Interessen,
welches die Verhandlungendieses hohen Hauses von jeher ausgezeichnethat, sich auch in dieser
hochbcdeutsamen Frage bewähren möge.

Meine Herren! In diesem Sinne bitte ich Sie, den Antrag der III. Fachkommission anzn-
nehmen. Ich glaube, daß Sie mit ihm einverstandensein werden, namentlichmit Rücksicht darauf,
daß bereits der Herr Landeshauptmann soeben in entgegenkommender Weise sich für die Berück¬
sichtigungdes Antrages ausgesprochen hat.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. von Ren Vers: Ich möchte ans die allgemeinen Ausführungennicht

eingehen. Ich möchte nur mitteilen, daß wir anch dem Kreise Adenau das Wohlwollen, das der
Herr Landrat erwartet, entgegengebrachthaben. Ich darf konstatieren,daß der Kreis Adenau au
Beihilfen aus den verschiedenen Pruvinzialfonds im Jahre 1908 112 525 Mark bekommen hat
(Hört! Hört!), daß er im Jahre 1904 90 920 Mark, im Jahre 1905 65 557 Mark, im Jahre 1906
95135 Mark bekommen hat. (Hört! Hört! Bewegung.) Er hat im Jahre 1903 106 000 Mark
über seine Provinzialnbgaben hinaus, und in diesem Jahre 88 000 Mark über seine Provinzial-
abgaben hinaus bekommen. (Hört! Hört!) Also wir haben das Wohlwollen wirklich reichlich
gezeigt. (Zustimmung und Heiterkeit.) Für 1907 hat der Kreis, glanbe ich, 47 000 Mark für
Wegebanten beantragt und 41000 Mark bewilligt bekommen. (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteDicke.
AbgeordneterDicke: Der Antrag, der Ihnen vorliegt, ist nicht mehr der Antrag Kra-

winkel. Dieser ist in der Versenkung, bezw. Kommission verschwunden. Es ist der Antrag des
Herrn Referenten, der Antrag Hnmmerstcin,denn er hat ihn gestellt.

Zunächst darf ich mir nun erlauben, den Herrn Referenten in etwa zu korrigieren. Er
hat gesagt, in der Komissionhabe sich nur eine Stimme gegen diesen Antrag erhoben, und er meinte
mich damit. In der Kommissionwaren tatsächlich 3 Stimmen gegen den Antrag. In Bezug
auf die zwei mag er ja recht haben, die sind inzwischen umgefallen. (Heiterkeit.) Auf wessen Ein¬
fluß das zurückzuführen ist, meine Herren, branche ich wohl kaum zu erwähnen. (Heiterkeit,) Das
hat mich aber anch garnicht gewundert, meine Herren, denn hente ist ja sogar der Herr Landes¬
hauptmann in gewissem Sinne umgefallen. Auf deu Antrag, zn erklären, daß die bisher bewilligten
Summen nicht für ausreichendzn erachten seien, sagte die Provinzialverwaltung: Die Beträge sind
völlig angemessen, um dem vorhandenenBedürfnis zu geuügen. Noch in der gestrigenSitzung trat
der Herr Landeshauptmann diesen Nnschannngen, als ob zn wenig Geld vorhanden sei,
ganz energisch entgegen,nnd, meine Herren, es war dasselbe, was wir hente gehört haben: Von



47. Rheinischer Provinziallandtag. 4, Sitzung am 14. März 1907. 12?

den Antragstellern werden nur allgemeine Klagen vorgebracht. Heute hat der Herr Berichterstatter
gesagt, nur 30°/« von den angemeldetenBeträgen kommen überhaupt zur Vcwillignng. Gestern
sagte der Herr Landeshauptmann ganz richtig in der Kommission: Ja wenn ein Kreis sofort mit
100 000 Mark pro Jahr ankommt, dann werden die anderen Kreise — und wir haben im ganzen
64 - selbstverständlich nicht zurückstehenwollen, sobald sie sehen, daß auf derartige Anträge ein¬
gegangenwird; sie werden auch für andere Zwecke mit solchen Anträge» kommen, dauu wurdeu nur
in einem Jahre dafür allein eine Aufwendungvon 6400000 Mark haben.

Also wenn derartige Anträge in so weitem Maße gestellt werden, und es wnd chueu nur
zu 30°/« entsprochen, so beweist das noch garnicht, daß über die Bewilligung Humus ein Be¬
dürfnis vorliegt.

Meine Herren! Ich habe gestern gesagt, wir würden gerne darauf emgeheu, wenn man
dem Provinzialverbande den Borwurf macheu konnte, uusere Wege würden schlecht nnterha te„.
Das ist aber durchaus nicht der Fall; nusere Provinzmlstraßensind, wie ich gestern schon anführte,
in einem durchaus tadellosen Zustande. Meiue Herren! Sie werden ja auch in den Kreisen oben
an der Mosel gewesen sein, deren Vertreter heute hier gesprochn,haben. Sie werden gefunden
haben, daß auch dort recht gute Straßen vorhandensind, die durchaus nicht allein Provmzialstraßen
waren, die Kreis- und Gemeindestraßenwaren, uud die lediglich gebaut wareu mit der kräftige»
Unterstützungder Provinz. , c ^ >. ^

Nnn sagt der Herr Referent: Meine Herren! Sie können doch nun daraus ersehe,,, daß
diese Anträge an sich begründetwaren, da sie eine sorgfältigeVorbereitunggebrauchen Er hat m
die 5 Anforderungenaufgezählt, das ist ja noch kein Beweis dafür, daß mcht zu we.tgehen e An¬
träge vor ebracht werden können. Der Herr Referent hat gesagt: D,e Antrage g°hen I« ch °',
den Negieruugs-Präsideuten. Das beweist doch auch nichts. Nehmen Sie an, d« Regenng-
Präsident bekommt einen Antrag. Wem soll er diesen Antrag zur Prnfnng ^e»? Doch elbst-
verständlich dem höchstinteressierten Landrat. (Heiterkeit). Der hat ,a auch den Antrag gestellt.
Der wird natürlich sagen: I° der Antrag ist dnrchans gerechtfertigt. (Heiterkeit^)

Nun haben die Herreu eiu bewegliches Lied angestnnmt: Men Su
schaftlich schwachenLenten, die selbstverständlich ebenso fleißig nnd intelligent sind >«,e d.e g .
die in indnstrielleu Kreisen nnd Gemeinden wohnen. Damit habe ich Mich gestern .m P''M
einverstandenerklärt. Ich habe aber hinzugefügt: Eins mnß ich nnbedmgtverlangen; liefern S,
„ns den Nachweis, daß die zur Verfügung stehenden Fonds Nicht ausgereicht haben. Ich Im e
bestimmte Zahlen verlangt. Da kam z. B. gestern der Landrat des
Wir haben zu wenig bekomme«. Sofort gab der Herr Laudesha^tmam,
der Kreis Adeuau von 47 000 Mark, die er verlangt hat. "000 Mark ^ "neu ^ H
Krawinkelhütete fich in der Kommission spezialisierend mit
die gebühreude Autwort von dem Herrn Landeshauptmann ^«n. ^
erfahrene VerwaltungsbeamterHerr von Runkel trug Ms v°r: Es .st rm nd e^r üch> dem
Fonds zu erhöhen, denn wir haben ja Gemeinden,die mit 200 °

ihm mit Recht erwidert: Bitte zeigen Sie uns einmal d,e ""^«m f" < ^

d!,',m Fm,ds z,° «««, wem. ° ««« !r°">«° mch> »'»»" '"- '»« !°, «' >« «'»°
jetzt vorliegt, tau,, ich ihn nicht empfehlen.
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Nun sagt Herr von Hammerstein: Wir haben ja jetzt einen neuen Antrag gestellt, wir
wollen nur Material sammeln. Meine Herren! Wenn Sie sich jetzt auf diesen Antrag einlassen,
erkennen Sie mit anderen Worten im Prinzip an, daß der Fonds, wie er jetzt vorhandenist, nicht
ausgereichthat, um dem Bedürfnis zu genügen, daß Sie aber die Hand reichen wollen, um später
ein solches Bedürfnis zu decken.

Ich betone nochmals, meine Herren, wenn uns durch spezielleFälle nachgewiesen wird, daß
der Fonds nicht genügt habe, will ich gern dafür eintreten, daß er erhöht wird, und das würde
anch, glaube ich, die große Majorität, wenn nicht Einstimmigkeitin diesem Hause finden. Wenn
aber allgemeineKlagen uns hier vorgetragen werden, die bisher der Herr Landeshauptmannimmer
in so gründlicherWeise hat entkräftenkönnen,da bin ich nicht in der Lage, für eine solche Sache
einzutreten und bitte, mit mir diesen Antrag Hammersteinablehnen zu wollen. (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteSpiritus.
Abgeordneter Spiritus: Meine Herren! Ich kann die Empfindungen der leistungs¬

schwachen und wenig leistungsfähigenLandgemeindensehr wohl nachfühlen und ihre Wünschemit
ihnen teilen. Ich kann auch den Ausführungen in dem vorzüglichen Referat des Herrn Frciherrn
von Hammersteiunur beipflichten, daß es erwünscht ist, daß bei uns Industrie und Landwirtschaft,
Stadt und Land, sich in weitgehendstem Maße zu begegueu uud zu verstäudigeusuchen. Ich kann
aus diesem Gesichtspunkte sehr wohl billigen, daß die III. Fachkommission den Antrag stellt, daß
eingehendeErhebungen in Form einer Enquete augestellt wcrdeu sollen. Ich habe auch uichts
dagegen einzuwenden,daß wenn diese Ermittelungen dahin führen, daß unser Reglement für die
Forderung von Kreis- und Gemeiudewegebauteunicht mehr angemessen ist, wir dann in eine Be¬
ratung darüber eintreten, ob man ein solches Reglement nicht abändern soll. Also, meine Herren,
gegen die Vorschläge der III. Fachkommission zn I und II habe ich keine Einwendnng zu machen.
Dagegen muß ich mich gegen III wenden, wo gesagt ist, der Provinziallandtag wolle beschließen,
den Provinzialllusschnßzu beauftragen, anch aus steuerliche« Eiuuahmen dem wirtlichen Bedürfnis
entsprechendeMittel für den Kreis- und Gcmcindewcgebau im Hcmshaltsplan1908/09 bereit zu stellen.

Meine Herren! Das geht zu weit. Wenn wir das jetzt schon beschließen, dann ist das
ein ins UferlosehinausgehenderBeschluß. Wir wissen noch nicht, welches das wirklicheBedürfnis
ist, wir wissen nicht, welches die entsprechenden Mittel sind, nnd die Entschließungdarüber können
wir dem Landtag nicht vorweg nehmen. Sie werden mir darauf erwidern können: Der Landtag
kann ja eine solche Vorlage, weun sie iu unseremEtat steht, ablehnenoder kann den Betrag kürzen.
Gewiß kann er das. Aber, meine Herren, wenn wir eine solche Vorlage schon ciumal in unseren
Etats stehen haben, ist es sehr schwer, daran Aenderungenvorznnchmcn. Wauu bekommen wir die
Etats? Wir bekommen sie druckfertig kurz bevor der Landtag zusammentritt, nnd nur selten wird
es möglich sein, hier in gründlichvorbereiteterWeise Aenderungeniu dein Etat vorzuuehmeu. Eiue
wesentliche Acndernng würde es aber sein, »nenn wir, falls in dem Etat erheblicheentsprechende
Mittel nach dem wirklichen Bedürfnis mehr eingestellt werden sollten, diese hier wieder streichen
würden. Meine Herren! Das gibt anch uur Mißstimmung zwischen Stadt und Land, wenn in
dem neuen Etat eine Summe eiugestellt ist, und wir Städter, falls wir nicht die Ueberzeugung
haben, daß sie dem Bedürfnis entspricht,wollten dann dagegen sprechen und ans die Streichung der
Summe hinarbeite«. (Sehr richtig.)

Ich meine daher, lassen Sie uns erst Erhebungen anstellen, möge nns auch der Ausschuß
ein Reglement ausarbeiteu, das bestimmend sein soll für das weitere Vorgehen, wenn Sie es für
notwendighalten. Aber binden Sie den Provinzialausschnßnicht, daß er Mittel in den Etat ein-
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stellt. Eine solche Bindung würde unter Umständen die Folge haben, daß wir die Proviuzial-
nmlagc erhöhen müssen. (Sehr richtig!) Ich verweise auf den Bericht, den uns der Provinzial-
ausschußin Nr. 23 der Drucksachen unterbreitet,wo es heißt: „Aus deu vorangegebeuen Gründen
hat es der Provinzialausschußnicht für nötig gehalten, höhere Mittel, als dies geschehen ist, in
den Haushaltsplan für das Rechnungsjahr1907 zn den genanntenZwecken einzustellen. Die Ein¬
stellung höherer Mittel könnte zudem nur geschehen,wenn dieselben durch Erhöhung der Proviuzial-
Umlagen beschafft würden."

Also, meine Herren, der Provinzialausschußsagt: Wenn für diese Kreiswegebautenund
Gemeiudewegebnuteu höhere Mittel eingestellt werden müssen, dauu erfordert das eiue Erhöhung der
Proviuzialumlage. Ob das richtig ist, wird ja die nächste Vorlage beweisen. Aber, meine Herren,
die Erhöhung der Provinzialnmlage ist doch ein Faktor, den wir wahrscheinlich alle nicht wollen.
(Sehr richtig!) Ich glanbe auch, die Herren aus dem Landkreise werden nicht erfreut fein, wenn
unfcre Umlage von 12^2 "/u erhöht wird. (Unruhe) Man mag ja darüber verschiedenerMeinung
sein. Aber, meine Herren, ehe wir dem Provinzialansschnßdie Direktive geben: Bringe uns unter
Umstände« eiue Vorlage, die möglicherweise die Proviuzinlumlage erhöht, sollten wir der Sache
gründlichnäher treten tonnen, und dazu ist erforderlich, daß wir die Erhebungenund Ermittelungen,
die der Provinzialansfchnß anstellt, im nächsten Jahre hier diskutieren, und uns dann schlüssig
werden, ob eventuelldas Reglement anderweitig festzusetzenund dann dem übernächsten Landtag die
entsprechende Vorlage zu machen ist. (Bravo!)

Ans diesen Erwägnngen erlaube ich mir, den Antrag zu stellen, daß es dem hohen Haufe
gefallen wolle, in dem Antrage der III. Fachkommission zu dem Bericht des Proviuzialausfchusfes,
betreffendden Antrag des AbgeordnetenKrawinkel auf Gewährung höherer Mittel für Wegeban,
vom 13. dss. Mts. den Absatz III fortfallen zu laffeu.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat zunächst der Herr Abgeordnete von Runkel.
Abgeordnetervon Runkel: Meine Herren! Nachdem der Herr Landeshauptmannvorhin

erklärt hatte, er hätte gegen die Annahme des Antrages der III. Kommission nichts zn erinnern,
hatte ich mir vorgenommen,dasjenige, was ich vorbringenwollte, nicht mehr Zn sagen. Nachdem
aber der Herr AbgeordneteDicke vorhin iu seiner Rede meinen Namcu genannt uud nachdem er
hervorgehoben hat, daß auf meine gestrige Bemerkungin der Fachkommissionder Herr Landeshaupt¬
mann eine Erwiderung gegeben hatte, die meine Ausführung zn beseitigenimstande war, bin ich
so frei, Sie mit einigen Worten hier zu behelligen

Ich habe gestern einzelne wenige Fälle aus meinem Wahlkreisevorgeführt,aus welchen
fich ganz klar ergebendürfte, daß dem Bedürfnis nicht Rechnunggetragen wird.

Meine Herren! Ich hatte z. B. hervorgehoben, daß in einer ganzen Anzahl Fälle bei den
kleinen beschränktenBewilligungen aus deu, Fuuds H. seitens des Herrn Landeshauptmannsbczw. feitens
des Provinzialllusschusses in vielen Gemeinden,in den ärmstenGemciudeu des Westcrwaldes — uud
ein großer Teil dieses Gebirges gehört zum Kreise Neuwied — eiue doppelte Gegenleistung verlangt
worden wäre, obgleich in dem Reglement steht: In der Regel bei Bewilligungenaus dem Fonds H. ein¬
fache Gegenleistung.Der Herr Landeshauptmannhat mir erwidert,das müßte meinerseits ein Irrtum
sein; das wärein früherenJahren vorgekommen, aber in dem letzt verflossenen Jahre nicht. Das war
(sich zum Laudeshauptmann wendend) Ihre Erwiderung,Herr Landeshauptmann. Ich hatte in dem
Augenblick nicht das Jahr im Kopf, in welchen: das Reglementerlassen worden ist. Ich sah hinter¬
her nach, das Reglement ist vom Jahre 1895, und ich weiß mit aller Bestimmtheit, daß nach der
Zeit auf Gruud des jetzt noch bestehendenReglementsdiese doppelte Gegenleistung verlaugt worden ist,

l?
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Weiterhin, meine Herren, eine Gemeinde— ich kann sie auch nennen — die Gemeinde
Hunningen am Rhein, ist mit allen möglichenDingeu überlastet. Sie erhebt 200 °/« auf die
Realsteuern und 150°/,, auf die Einkommensteuer. Die Gemeiudehat uoch gar keine Verbindung
nach Osten, nach der Wittbach hin, nach den grüßen Klöstern, die dort sind und nach der großen
Lungenheilstätte,die da errichtet ist. Deshalb ist wohl der Wunschnatürlich, daß ein Weg dahin
gebaut werden möchte. Die Gemeinde hat im guteu Glauben an die Bestimmungen wegen des
Funds L die Aufbringung von 2/3 der Kosten in Höhe von etwa 50 000 Mark beschlossen.Die
Gemeinde hatte die Pläue und Projekte an den ProvinzialauZschnßeingeschickt,sie wnrdcn eingesehen
und soviel ich mich erinnere, wnrde die Fordernng genehmigt und mm baute die Gemeindedarauf,
daß sie das dritte Drittel bekäme. Sie hat es uicht bekommen,es ist zweimal der Antrag abge-
wiesen worden, und zwar nicht n, limius, sundern „zur Zeit".

Nun entgegnetemir der Herr Landeshauptmann — das hat vielleichtder Herr Ober-
bürgermeisterim Sinne gehabt — die GemeindeHönningcn ist reich, die Gemeinde Hönuingenhat
ein großes Areal von Wald. Ja, meine Herren, die GemeindeHönuingen erhebt allerdings jetzt
150°/«. Es gibt ja eine Menge Gemeinden, die viel mehr erheben, aber wohlhabend sind nur
ein paar, vielleicht 3 Familien, und was auf anderer Seite das Areal anlangt, das ist ein großer
Wald, aber Sie wissen, wie es mit unseren Gemeindewaldnngcn steht. (LandeshauptmannDr. von
Ncnvers: Bringt 4790 Mark der Gemeinde ein!) Ja, ja, das mag wohl sein, aber die
Gemeindehat eine Menge vvn Bedürfnissenund hat eiuen Haufen Schnlden usw. »sw.

Dann hat aber bei seiner Entgegnung, glaube ich, der Herr Landeshauptmannuicht gewußt
oder nicht daran gedacht, daß in dieser Gemeinde,in der GemarkungHönniugeu,36 Morgen wegen
Reblaus zerstört worden sind. Der Herr Lnudcshanptmaun, der selbst vor wenigen Jahren in
meiner Anwesenheitdafür gestimmthat, daß jährlich 60 000 Mark im ganzen den notleidenden
Gemeindendes Rotweiubaues auf der rechten Nheinfcite gegeben wurde, hat wahrscheinlichnicht
daran gedacht, daß gerade die GemeindeHönningen vum Rotwcinban sich ernährt.

Das alles, meine Herren, sind doch wohl Gründe, die es rechtfertigen,daß die Gemeinde
den Antrag gestellt hat — nnd es siud auch Gründe, die wohl den Antrag als ganz angebracht
ansehen lassen. Warum er bisher nicht honoriert wurden ist, weiß ich nicht. Gesternhat der Herr
Landeshauptmann uns gesagt, der Ausschußwürde alles wohlwollendPrüfen. Ich glaube ja aller¬
dings, daß das auch iu diesen!Falle geschehe» ist. Da ich uun einmal dabei bin, wegen der
Bcdnrfnisfrage Ihnen etwas zu sagen, su schenken Sie mir noch 2, 3 Minuten.

In der Stadt Linz liegt die Sache ebenso. Da ist im Zuge einer Provinzialstraße eine
Brücke, die von einer Menge Fuhrwerk jeden Tag befahren wird. Sie ist uur 3 in breit (Landes¬
hauptmann Dr, von Reuvers: 4 m!). Die Stadt kanu eine Verbreiterungnicht erlangen. Dann,
nieine Herren, ist in dem Kreise Ncnwied eine kolossale Industrie. Die Leute müssen bei schlechtem
Wetter außerhalb der Ortschaftendurch den Schmntz waten, die Arbeiter müssen durch den Schmutz
waten, die Töchter und die Weiber, die zu Hunderten mittags das Essen bringen, müssen mit ihren
taputenen Schuheu und zerrisseuen Sohlen durch den Schmntz waten. Es hilft nichts, meine Herren,
es wird nicht geholfen. Das ist dasjenige, was ich Ihnen vortragen wollte, nur veranlaßt durch
die Aeußerungendes Herrn OberbürgermeistersDicke.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. von Renvers: Meine Herren! Was den ersten Fall Hönningen

betrifft, so kann ich doch die Anträge nnr auf Grnud der Unterlagen beurteilen, die die Herren
Landräte mir vorlegen. Hönningen ist mm eine Gemeinde ans dem Kreise des Herrn Geheimrat
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von Runkel. Wie mir die Sache vorgelegt ist, kommt auf den Kopf der Bevölkerung an staatlich
veranlagten Steuern der Betrag vou 15,58 Mark. Also eine recht wohlhabende Gemeinde. (Hört!
Hört! Heiterkeit.) Dauu steht in den Unterlagen: Hat einen Grundbesitz von 1001 ua, hat auch
noch ein Kapitalvermögenund hat aus dem Grundbesitz eine Einuahme vou 4700 und so und so
viel Mark. Also ich mnß mich auf das verlassen, was in den Akten steht. Hätte der Herr Landrat
gesagt: Die Reblaus ist auch dort Gast, dann hätten wir die Sache vielleichtanders betrachtet.
Das ist aber verabsäumt worden. Dann ist die Grundlage, die mir vorgelegtworden, nicht eine
solche, daß ich darauf bauen kann.

Der Herr Geheimmt führte die Sache mit der Brücke in Linz an, ich kann nur annehmen,
daß er die Straße Linz—Roßbachmeint. (Abgeordnetervon Rnnkel: Ja!) Da steht eine tleiue
Brücke, sie befindet sich im Zuge einer alten Bezirksstraße. Die Gemeinde, die doch selbst die
Brücke gebaut hat, hat es für richtig befunden,sie auf 4 m, nicht auf 3 m zu bemessen.(Abge¬
ordneter von Rnnkel: 3 iu!) Im Bericht steht 4 in, nnd das mnß doch für mich maßgebend
sein. (Abgeordnetervon Rnnkel: Das ist ein Irrtum!) Dann hat der Herr Landrat den
Irrtum begangen. Es steht im Bericht, daran halte ich mich. Also die Brücke ist 4 in breit.

Nun kommt auf einmal ein Verschöncrnngsvercinoder ein Verein zur Wahrung der
städtischen Interessen oder der Lehrer einer höheren Schule und sagt: Die Brücke muß erbreitert
werden. Wir haben uns garnicht ablehnend verhalten; wir haben uns sagen müssen, mit dem
Direktor der Schule kann ich darüber nicht verhandeln, auch nicht mit dem Verfchonernngsverein
oder mit den, städtischen Verein, sondernmit dir, Stadt. Wir wollen die Brücke erweitern, aber
nicht blind darauf los, fondern zunächst müssen wir wissen: Wie wollt ihr die Straße, die eben
zu eng ist, verbreitern. Legt einmal eine Fluchtlinie an! Darauf habe ich keine Antwort von
der Stadt bekommen. Damit schließen meine Akten. Hätte die Stadt die Güte gehabt, mir zu
sageu, wir wulleu diese Fluchtlinie legen, dann wäre die Sache erledigt.

Ist das mit dem Schmutz auch in Liuz? (Abgeordnetervon Rnnkel: Nein, das ist
eine andere Sache!) Nuu ja, jeden Dreckhaufcn kenne ich mich nicht. (Große Heiterkeit.)

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Es ist ein Antrag auf Schluß gestellt. Er muß
zunächst von zehn Mitgliedern unterstütztwerden.

Erfolgt Unterstützung? (Rufe: Jawohl!) Wenn alle die Herren, die stehen, ihu unter-
stützen, ist er reichlich unterstützt., (Heiterkeit)

Dann kommen wir zur Abstimmung, Ich bitte die Herren, sich zn fetzen, sonst weiß man
nicht, ob Sie dafür oder dagegen stimmen.

Zum Wort gemeldet ist noch der Herr OberbürgermeisterKlotz.
Ich bitte diejenigen Herren, welcheden Antrag anf Schluß aunehmen »vollen, sich zn

erheben. (Geschieht.) Das ist die Mehrheit. Der Antrag ist angenommen.
Dann frage ich den Herrn Berichterstatter,ob er noch das Wort wünscht.(Berichterstatter

Freiherr von Hammerstein: Ich bitte darum!) Der Herr Berichterstatterhat das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Hammerstein: Mcme Herren! Meine

Bemerkung,daß die Kommission den von mir vorgetragenen Beschluß gegen eine Stimme angenommen
habe, entspricht den Tatsachen. Gestern waren zwar noch drei Mitglieder gegen den Beschlnß.
Giner von diesen Herren rief mir heute im Vorbeigehen zu: Ich habe meine Stellungnahmegeändert;
irgend einer Beredsamkeit diesem Mitgliedc gegenüber hat es nicht bedurft. Das andere Kommisstons-
mitglied erklärte gestern Abend, es lege auf die Sache keinen Wert. Sein Widerspruch hatte sich
auch mir gegen die Ziffer III gerichtet, es ließ ihn fallen, weil durch Annahme der Ziffer III kein

1?"
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Zwang in irgend einer Richtung auf den Prouinzialausschußausgeübt würde, höhere Beträge für
den Wegebau schuu in den nächsten Etat einzustellen, sondern weil nur empfohlenwürde, dem wirk¬
lichen Bedürfnis entsprechend gegebenenfalls diesen Fonds zu erhöhen.

Dem Herrn OberbürgermeisterSpiritus möchte ich entgegenhalten: Der Absatz III ist
gerade deshalb aufgenommenworden, weil es erfahruugsmaßig leichter ist, für eine dringliche neue
Forderung Mittel bewilligt zu erhalten, wenn ein gewisser Betrag dafür schon im Etatentwurf
vorgesehen ist. Sollen höhere Mittel erst nachträglichbei der Etatsberatung im Hause bereit gestellt
werden, so wird der Etat dadurch relativ mehr iu Unordnung gebracht, als wenn ein Posten ver¬
kürzt oder gestrichenwerden soll. Für bereitgestellte Einnahmen finden sich bei Streichung von
Ausgaben sehr schnell andere Vcrwcudungspuukte,deren Vertreter sich schleimigstauf die frei-
gewordenen Mittel stürzenund aus diesen Mitteln Berücksichtigung für ihre Wünsche suchen.

Meine Herren! Ueber die Höhe der im Einzelfalle erwünschten Beihilfen, von der der
Herr Landeshauptmann gesprochen hat, habe ich kein Wort verloren, absichtlich nicht, obwohl von
einzelnenKommissiuusmitglicdernhervorgehobenwnrde, es wäre erwünscht, daß statt ^8 Beihilfe
'/>« gegebcu würde. Mit dieser Frage hat sich aber die Kommission nicht eingehender befaßt, weil
sie gerade diese Frage durch deu Pruvinzialausschuß gründlich geprüft fehen möchte, der in dem
neuen Reglement zu der Sache Stellnng nehmen kann.

Gbenfuwenighabe ich über die Höhe der den einzelnenKreisen gewährten Unterstützung
gesprochen, weil das, glaube ich, nicht Sache des Berichterstatters der Kommission ist. Im übrigen
möchte ich aber bemerke«:wenn durch Vortrag vou Einzelfällen festgestellt wird, daß den Wünschen
auf Wegebeihilfeuin so erheblichem Maße entsprochen wird, wie es beispielsweise in dem Kreise
Adenan der Fall sein soll, so geht hieraus doch auch zweifelloshervor, wie dringend das Bedürfnis
in einzelnen Kreisen ist. (Beifall.)

Meine Herren! Die Frage, ob die Mittel für die Unterstützung des Kreis- und Gemeinde¬
wegebauesaus den Dutationsfonds oder aus Provinzialabgabcnstammen,habe ich nicht angeschnitten,
um irgendwiehier von mangelnderMunisizenzauf der einen oder anderenSeite zn sprechen, sondern
lediglich, wie ich schun zu Anfang betont habe, um dem Vorwurf entgegenzutreten,die Tätigkeit der
III. Fachkommission wäre ein Wettlauf der Bettler bei wohlhabendenLeuten.

Ebensowenigtaun ich die Ausführungen des Herrn Landeshauptmanns über die Bezirks¬
straßen unwidersprochen lassen. Wenn wirklich die Bezirtsstraßcn Gemeiudestrahenuud die Bezirks-
straßenunterhllltuugslasteine Gemeindelastgewesen wären, dann hätte man doch vermntlichbei den
Verhandlungen über die Aufhebung der Vezirksstraßenund ihre Umwandluug in Proviuzialstraßen
die Gcmeindeuhinzugezogen. Die Gemeindenfind aber gar nicht gefragt worden. Und ebenso find
die Einnahmen, die von den Vezirksstraßenerhoben wurden an Chaussecgeld,aufgehobenworden,
ohne daß die Gemeindenseinerzeitmit irgend einer Silbe gefragt worden wären. Weuu man also
heute deu Gemeindendie Straßen zurückgebenwollte, würden sie sie ohne die früheren Einnahmen
zurückbekommen.

Aber selbst wenn es sich in irgend einer Weise juristisch nachweisen ließe, daß die Vezirks¬
straßen den Charakter von Gemeindestraßeuuoch hätten, wenn nachgewiesen würde, daß wir für die
Nezirksstraßeualljährlich so und so viel zahlen, dann ist doch dieses Geschenk an die Gemeinden im
Jahre 1876 gemacht,also vor nunmehr 80 Jahren. Gewiß, damals mag es eine Art Sektfrühstück
gewesen sein, was man den Gcmeindeugegebe» hat, wozu mau sie eingeladen hat. Heute aber sind
sie arm und verlangen lediglich nach trockenem Brot. Uud wenn jemand, den man vor 30 Jahren
zu einem Sektfrühstück eingeladenhat, heute kommt und sagt: Mich hungert kolossal, gib mir ein
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Stückchen Brot, dann ist die Antwort: Vor 30 Jahren hast du Austern und Schampns bekommen,
doch ein recht schlechter Trost. (Heiterkeit.)

Ich habe znm Schlnß noch zu bitte», deu Unterantrag des Herrn Spmtus mcht anzn-
neh.neu, sondern den Nutrag der Kommission iu der Ihueu vorliegeude» Fafsuug znm Beschluss

^" "'^^Abgeordneter Spiritus: Ich bitte, nur nach der Geschäftsord.u.ng als Antragsteller noch
einmal das Wort zn gebe». ^ - >,

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Spmtus.
Abgeordneter Spiritus: Ich wollte eiu gcmz kurzes Wort dem Herrn Abgeor ueten oon

Hannnersteiu enoidern. Der Herr Abgeordnete sagt, es sei uur eiu Rat oder e>>u NupMiUg au
deu Proviuzialausschuß. Sie solleu jedoch nach dem Autrage der III. Facht« stou eM ß
Der Provinzialansschuß wird beanftragt, das zu tun. Nehmen Sie diesen ntrag Nicht ". ,(Bu,vo

Vorsitzender Becker: Meiue Herreu! Ich habe deu: Herrn Abgeordne en Spmtus auf
seinen Wunsch das Wort gegeben, um seinen Antrag noch einmal zn begründen, aber das war nicht
richtig. Ich bemerke das ausdrücklich, um eiue Berufuug auf diesen Vorgang zu vermeiden. - ^
hat keiueu selbständigen Antrag gestellt, und die Bestimmung in der Geschätsordnnng bezicht sich
nur auf selbständige Auträge. Herr Abgeordueter Spiritus hat eigentlich Nichts getan, alv da
einen Antrag zur Frage der Abstimmuug gestellt hat, keinen selbständigen Antrag '^ern m en
Abänderungsantrag zn diese.n Gegenstande. Also ich möchte nicht haben, daß für tue Zukuust e.ue
Berufung auf diesen Vorgang möglich wäre, nt.^,.„..,n,n

Nnn, meine Herren, kommen nur znr Abstnnmnng. Die Unterlage für AMmum
bildet der Antrag der III. Fachkommission. Er zerfällt in drei Teile Der
find meiues Erachtens garnicht bestritten, sie sind von keiner Sei e e.uaugelt >°md m D che

as ganze Haus annehmen zu wolle... Dann hat Herr Abgeordueter Spiritus geb ^de wtw
Teil abulehueu. Da u bedarf es keiues besoudere» Antrages das tonnen wir mach du 4
Abstininmng erledigen indeni wir zunächst über die ersten b"dm Teile abs imm dann
get ennte Abstiuunnug über den dritten Teil vornehmen.
vollständig genügt. Damit ist der Herr Antragsteller auch entstanden? (Zustimmung.) Gut.
Ich werde so verfahre». Wüuschen Sie eiue nochmalige Verlefuug? (Wird verne.ut)

Dann bitte ich diejenigen Herren, welche den Antrag I und II annehmen .vollen, sich zu
erheben. (Geschieht.) Es ist die große Mehrheit. ..... ^

Dann bitte ich diejeuigm Herren, welche mich ^s Almea III auuehm u >vo . s'ch

ebenfalls zu erheben. (Geschieht.) - Ich bitte die Herren, stehen zn bleiben, die Nbstimmnng .st
zweifelhaft. Die Herren Schriftführer werden zähle». (Die Zahlung erfolgt.)

Meine Herren! Wir macheu die Gegeuprobe. ^ bitte d.eMig^
jetzt gestanden haben, m.d bitte diejenigen Herren, welche das dritte Alinea nicht neh wollm
sich zu erheben (Geschieht.) Ich bitte die Herren Schriftführer nachmal- zn zahle». (Die

""" Äewe^Herren! Jetzt steht die erhebliche Mehrheit. Alinea drei des Antrages ist ab-
gelehnt (Bravo) und damit der Gegenstand erledigt. ^„5,^„

Mein Herren! . .
Die nächste Sitznng beabsichtige ich auf morgen 12 Uhr anberaume» und zwar mtt

folgender Tagesordnung: Einmal die zehn Gegenstände der heutigen Tagesordnung, welche noch
nicht erledigt sind, ferner Eingänge:
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Neuwahl von bürgerlichenMitgliedern und Stellvertretern der Ober-Ersntzkommissiuneu.
Ersatzwahleines Mitgliedes des Pruvinzialausschusses.
Wahl der Kommissarefür die Reutenbank in Münster.
Aenderung des zweiten Proviuzialstatuts.
Wahl eines Landesrats.
Wahl eines oberen ärztlichenBeamten.
Bericht über die Bewilligungenaus dein Ständcfunds.
Petition des Försters a. D. Emil Schlosseriu Irlich um Gewährung einer lebenslänglichen Pension.

Das würden die Sachen für die morgigeSitzung sein. Ich nehme an, daß wir sie bequem
erledigenkönnen.

Dann würden für die Samstagssitzuug, die ich auf 10 Uhr anzuberaumengedachte,noch
übrig bleiben: einmal der Bericht über die Aenderung des Kassenreglemcntsder Lcmdcsbanl',weil
der Berichterstatterseinen Bericht erst am Sonnabend vortragen kaun, zweitens Haupt-Haushaltsplan
und Vorbericht, drittens Wahlprüfungen und viertens Entlastungen von Rechnuugeu. Ich nehme
au, daß die Samstagssitzung nicht über eine Stunde dauern wird.

Wenn Sie diesen Geschäftsgangbilligen, dann würde ich danach verfahren. — Einspruch
dagegenwird nicht laut.

Zur GeschäftsordnungHerr AbgeordneterHueck.
AbgeordneterHueck: Der Etat der Laudesbaukmuß noch auf die Tagesordnung vom

Samstag gesetzt werden,
Vorsitzeuder Becker: Der ist heute abgefetzt. Der kommt am Samstag noch mit auf

die Tagesordnung.
Sonst wünfchtniemand mehr das Wort. Dann schließe ich die heutige Sitzung.

(Schluß 3 Uhr 15 Minuten.)

Wnste Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf,am Freitag, deu 15. März 1907.

Beginn 12 Uhr 30 Minuten.

1. Eingänge.
2. Antrag der III. Fachkommissionzum Bericht des Proviuzialausschusses,betreffend die Gewährung

von Beihilfen aus Fonds ^ uud L zum Gemeinde- uud Kreiswcgebau für das Rechnungs¬
jahr 1906.

3. Antrag der III. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Proviuzialausschussesüber die
im Jahre 1906 erfolgte Bewilligung von Beihilfen zu Armeu- und Wegezwecken gemäß § 5
Abs. 3 des Gesetzes vom 2. Juni 1902, betreffend die Ueberweifung weiterer Dotatiousrcutcn
an die Provinzialverbiinde,
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4. Antrag der III, Fachkommission zum Haushaltsplan der Proviuzial-Straßenverwaltuug nebst
Anlage ^., Voranschlag über die Verwendung des Fonds für den Neubau von Proviuzialstraßen,
Anlage L, Voranschlagüber die Verwendungdes Eisenbahnfonds,
Anlage «, Voranschlagüber die Verwendungdes Fonds zur Uutcrstützuugdes Kreis- uud

Gemeiudewegcbaues
für das Rechnungsjahr vom 1, April 1907 bis 31, März 1908,

5. Antrag der I, Fachkommission zur Petition der Straßenmcister der RheinischenPruvinzial-
verwaltung, welche bitten:

1, um Anstellungans Lebenszeit,
2, um Erreichung des Höchstgehaltes nach 18 Dienstjahren,
3, um cmderweite Regelung der Mietsentschädiguug.

6. Antrag der I. Fachkommissionzur Petition des Landwirts Wilhelm Kentmann in Ober-
siemcriughausen, welcher nm nachträgliche Bewilligung einer Brnudeutschädigung bittet.

7. Autrag der IV. Fachkommission zum Bericht uud Autrag des Proviuzialausschuss.es,betreffend
die weitere Forderung des Baues von Wasserleitungen in leistungsschwachenGemeinden.

8. Antrag der IV. Fachtommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Errichtung neuer landwirtschaftlicher Wintcrschulcn iu Iülich, Rhcinbachnnd Dülken.

9. Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Ausführung des Beschlusses des 46. Pruvinziallandtags zur Petition des Vorstandes des
Vereins der Gemeinde-Oberförster,betreffeud Vorfchläge zur Verstaatlichungder Gemcmdeforst-
verwaltungen, nnd znr erneuten Petition des Vorstandes des Vereins der Gemeinde-Oberforstei.

10 Autrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Proviuzialausfchusses,betreffeud
die Regelung der Vurflnt von Wasserläufeubei Zusammcnlegungcu. ^, ^ .

11. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Neuwahl vou bürgerlichenMitgliedern und Stellvertretern der Ober-Ersatzk°m,mssionen m
dem Bezirke der 30. Infanterie-Brigade, uud Vornahme der Wahlen. <, u >.

12. Autrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Proviuzialansschlchesbetreffeud
die Ersatzwahleines Mitgliedes des Provinzialausschusses.uud Vornahme der Wahl

13. Antrag der I. Fachtommissionzum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Wahl der zur Mitwirkung bei den Geschäften der Rentenbank für die Provinz Westfalen,
die Rheinprovinz nnd die Proviuz Hessen-Nassauiu Müustcr berufenen Kommissareder
Provinzialvertretung uud dereu Stellvertreter, uud Vornahme der Wahlen. , , « .

14. Antrag der I. Fachkommission znm Bericht und Antrag des Provinzialausschusses.betreffend
eine Aenderung des zweitenProvinzialstatuts. ^ « , l>^,»«.„>>

15. Autrag der I. Fachkommission znm Bericht und Antrag des Provmz.alausschusses.betreffend
die Wahl eines Landesmts, uud Vornahme der Wahl. „, . . , ^,.„„° ^„»„,5,

1«. Antrag der I. Fachkommission zu den. Bericht uud Antrag des Provmzmlauschusses, bet.e end
die Wahl eines oberen ärztliche« Beamte« (Laudesmedizinalrats),uud ^rmhme de, Wah.

17. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht uud Antrag des Promnzmlausschusses.betreffeud
Bewilligungenans dem Dispositionsfondsdes Provinziallandtages (SwndeMds.

18. Antrag der I. Fachkommission zu der Petition des Försters a. D. Lunl Schlosserm ^rlich.
Kreis Neuwied, um Gewährung einer lebenslänglichen Pension.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Sitzung. Das Protokoll nber d,e Plenarsitzung
vom 14. d, Mts. liegt auf dem Tische des Hauses offeu.
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Schriftführer für die heutige Sitzung sind die Herren AbgeordnetenDr. Mumm und
Sncthlage.

An Eingängen find folgende zu verzeichnen:
a. Die Herreu AbgeordnetenFreiherr von Eltz und von Nasse haben sich für die Sitzungen

vom 14. März bis zum Schlüssebezw. für die morgige Schlußsitzungcutschuldigt.
d. Der Vorstand des RheinischenVereins für Denkmalpflegeund Heimatschutz hat das

erste Heft seiner Mitteilungen und eine Karte zur Anmeldungübersandt. Ich habe diese Drucksachen
auf die Plätze der Herren verteilen lassen.

Daun, meine Herren, fahren wir in der Tagesordnung fort.
Der erste Gegenstandist:

Antrag der III. Fachkommission zum Bericht des Provinzialausschusses,
betreffend die Gewährung von Beihilfen aus Fonds ^ und L zum
Gemeinde- uud Kreiswegebau,

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteScherer, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Scherer: Nach dem Beschlusse des 46. Rheinischen

Pruvinziallandtages soll dem Provinziallandtagc alljährlich eine Nachwcisungüber die aus dem
Funds ^ und N zur Unterstützung des Kreis- uud Gcmeindewcgebauesgewährte» Bei¬
hilfen vorgelegt werden. Dieser Fonds ^ und L hat eine Höhe von 350000 Mark. Er setzt
sich zusammenaus dem Fonds ^ mit 100000 Mark nebst 5500 Mark Zinsen, und dein Fonds L
mit 250 000 Mark nebst 9500 Mark Zinsen. Der Fonds ^ wird bekanntlichzur Unterstützung
von kleineren Wegebauten verwandt, deren Kostenanschlag 1500 Mark nicht übersteigt. Es ist dies
der sogenannte Flickfonds.Der Fonds L wird znr Untcrstützuug größerer uud wichtigererVerbindungs¬
wege verwandt. Die den einzelneu Gemeinden und Kreisen gewährten Beihilfen gehen aus dem
Ihnen vorliegendenVerzeichnisse hervor.

Ich habe die Ehre, Ihnen namens der III. Fachkommission zu empfehle»,das Verzeichnis
durch Kenntnisnahme als erledigt zu erklären.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. von Renvers: Ich möchte zn dieser Position nur eine tnrze

Erklärung abgeben. Herr Geheimrat von Runkel hatte gestern und vorgestern in der Fachkommission
die Behauptung aufgestellt,daß gegen das Reglement für den Fonds H, den sogenannten Flick¬
fonds, welches vorsieht, daß die Unterstützungen in der Regel gegen einfache Gegenleistungen gezahlt
werden, verstoßenoder vielmehr daß dieses Reglement hart angewandt worden sei, indem seitens
der Provinzialverwaltung in einer Reihe von Fällen doppelte Gegenleistungverlangt worden sei.
Ich habe die Erklärung abgegeben,ich könne das nicht ohne weiteres annehmen. Mir seien solche
Fälle nicht in der Erinnerung.

Der Herr Geheimrat von Runkel hat mir nun heute morgen eine Liste vorgelegt, die ihm
von dem Lllndmt des Kreises Neuwied zugegangenist. Nach dieser Liste sind vom Jahre 1901
bis zu dem Jahre 1905 — da schließt die Liste ab — allerdings für den Kreis Neuwied in
32 Fällen Bewilligungenaus dem Flickfondsgegen doppelte Gegenleistuugeugemacht worden. Ich
kann die Liste im Moment nicht prüfen, aber ich nehme an, daß sie richtig ist, und daß die Be¬
hauptung des Herrn von Runkel also zutreffendgewefen.

Ich kann dazu nur bemerken, daß das, wie ich eben festgestellt habe, mit folgender Praxis
des Provinzialausschusseszusammenhängt. Wenn gegen den Fonds ^, den sogenanntenFlickfonds,
Anträge von wohlhabenderen Gemeinden gestellt werden, die über zwei Mark der staatlich veranlagten



47, Rheinischer Provinziallandtag, 5, Sitzung am 15, März 1907, 137

Steuer auf den Kopf der Bevölkerunghaben, fo pflegt eine doppelte Gegenlcistnnggefordert zu
werden. Ist der Steuerfatz unter zwei Mark pro Kopf, dann wird einfache Gegenlelstnng verlangt.
Ich möchte ausdrücklich erklären, daß Herr von Runkel mit der Behauptung, daß doppelte Leistungen
gefordert worden feien, Recht hat; die Erklärung und Rechtfertigunggibt die oben erwähnte Praxis.

VorsitzenderBecker: Sonst meldet sich niemand zum Wort. - - Dann darf ich die Ver¬
handlung schließen und feststellen, daß das hohe Hans dem Antrage der III. Fachkommission beige-
tretcn ist.

Wir kommen zum - - ,
Antrag der III. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Pr°vn,zial-
ausschusses über die im Jahre 1906 erfolgte Bewilligung von Beihilfen zn
Armen- und Wegezwecken ans der neuen Dutationsrentc.

Berichterstatterist ebenfalls der Herr Abgeordnete Scherer.
Berichterstatter AbgeordneterScherer: Meine Herren! Desgleichenhatte der 4b. pro¬

vinziallandtag beschlossen,daß dem hohen Hause alljährlicheiue Nachweisung über die Unterstutzungen
vorgelegtwerden soll, welche ans Grnnd des § 5 Abs. 3 des Gesetzes vom 2. Ium 1902, betreffend
die weitere Ueberweifnng von Dotatiousrenten an die Provinzialvcrbände.Gemeinden nnd Kreist
gewährt werden. Es sind dies Unterstützungenfür Armen- nnd Wegezwccke. Sie finden die den
einzelnen Gemeinden für Armen- und Wegezwecke gewährten Unterstützungenm der vorgelegten
Nachweisung.

BesondereBemerkungen sind dazu nicht zu machen. ,.„->.,
Die III. Fachkommission bittet daher das hohe Haus, diese Nachweisung ebenfalls durch

Kenntnisnahmefür erledigt zu erklären. . .

VorsitzenderBecker: Damit fcheiut das Haus einverstanden. - Es meldet sich memand
zum Wort. - Dann schließe ich die Verhandlunguud stelle Ihr Einverständnisfest.

Dann kommen wir zum 4. Gegenstandder Tagesordnung:
Antrag der III. Fachkommission zum Haushaltsplan der ProviNMl-
straßenverwllltung.

Berichterstatterist ehenfalls Herr AbgeordneterScherer.
BerichterstatterAbgeordneterScherer: Meine Herren! Sie finden den HauZha tsp au d

ans Seite 551 des Hanpt-Haushaltsplanes. Demselben stn «ls Anlagen
^, L und <I beigegeben, ein Voranschlagüber die Verwendnugdes Fouds f^ ^n Neubau ° P°
«inzialstraßen,der Voranschlagüber die Verwendungdes Eisenbahnfondsuud der Voranschlag über
die Verwendungdes Fonds zur Unterstützungdes Gemeindeund Kreiswegebaues

Der Etat der Provinzialstraßenverwaltnnghat, was seine äußere Gestaltung anbetrifft
gegen das Vorjahr eine nennenswerteAeuderuuguicht aufzuweiseu. Er schließt,n Einnahme und
Ausgabe mit einem Betrage vou 7 058 200 Mark ab. n^mn^enle

Bezüglich der Einnahmen haben Sie 4 Kategorien zu unterscheiden: De Dotat.onsrente
für Straßenzwecke,die Znfchüfse ans der allgemeinen Dotationsrente, die Provmzmlabgabenund die

^"" ^Be3«ch der Dotatiousrenten für Straßenzwecke Titel I sind besondereVemerkungeu nicht
zu machen. Es handelt sich hier um feststehendeBeträge. Eiue Aeuderuugist gegeu das Vorjahr

'"^ ""^möchte dauu Mächst zu deu eigeneu EiuuahmeuSeite 554 Titel IV übergehe«. Da
finden Sie nuter 1 deu Posten „Vorausleistuugender Fabrik«, u,w. für die Uuterhaltung der

18
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Prouinzialstraßeu nach den: Gesetz vom 18, August 1902." Hier sind im vorigen Jahre 120 000
Mark vorgesehen gewesen, in diesem Jahre ein Mehr von 6000 Mark. Die gewöhnliche Durch¬
schnittsberechnung für 3 Jahre tonnte hier nicht Platz greifen, da für das Jahr 1903 lediglich die
ehemaligenVezirtsstraßen, für die Jahre 1904 und 1905 aber auch die ehemaligenStaatsstraßen
mit in Frage kommen Der Durchschnittfür die beiden letzten Jahre beträgt 123 309 Mark. Mit
Rücksicht auf die Einnahme der letztgenanntenJahre ist ein Betrag von 126 000 Mark eingestellt.

Eine Mindereinnahme ist zn verzeichnen bei Titel IV 6, dem Bruttoerlös der Verpachtung
der Grasnutzungen auf den Böschungen und in den Graben der Proviuzialstraßen. Der Durchschnitt
der drei letzten Jahre tonnte hier nicht eingesetzt werden, weil die letzte Verpachtung im Frühjahr
1906 eine sehr erhebliche Mindereinnahme ergeben hat. Dieser erheblicheRückgang ist anf das
Verstauben der Böschungen und Gräben durch deu wachsenden Antumobilvcrkchrzurückzuführen.

Ich gehe dann zurück zu Titel II „Zuschüsse aus der allgemeinenDutationsrente und aus
den Proviuzialabgabeu." Wir haben hier zunächst nnter II In, die allgemeineDotatiunsrentc nach
dem Gesetze vom 8. Inli 1875 mit 440000 Mark. Dieser Betrag setzt sich zusammen aus einem
Betrage von 350000 Mark — das ist der Fonds ^ uud L, deu Sie in der Anlage c? dieses
Hanshaltsplanes wiederfinden — und aus einem Betrage von 90000 Mark, den Sie in der An¬
lage ^ wiederfinden,dein Fonds für den Ncnbau von Pruviuzicilstraßcn Unter II 1d ist dann
vorgesehen der Zuschuß aus der weiteren neuen Dotationsreute mit 302 318 Mark, Ich werde auf
diesen Zuschußbei deu Ausgabcu zurückkommen.

Wir kommen alsdann, meine Herren, zn den Provinzialabgabcn. Wie Sie aus deu Be¬
merkungen ersehen, schließt der Hanshaltsplan mit einem Betrage von 7 058 200 Mark ab. Die
Einnahmen und zwar Staatsrcnten, Zuschuß aus der allgemeinenDotationsrcnte, Zuschnß aus der
weiteren Dotationsrcnte, die Einnahmen aus der Anleihe 0 nnd die eigenen Einnahmen machen
zusammen3 353 000 Mark aus.

Mithin beträgt die Mehrausgabe, welche durch Provinzialabgnben zu decke» ist,
3705000 Mark. Diefe Summe finden Sie wieder in dem Betrage von 3 415 000 Mark, welcher
zur Deckung der ordentlichenAusgaben uud dem von 290000 Mark, welcher zur Deckung der
außerordentlichenAusgaben uuter II 2«, uud d in den Etat eingestellt ist,

Unter III, meine Herren, ist die Einnahme aus der Anleihe (ü verzeichnet. Hier ist eine
Mindereinnahmevon 278 937 Mark zu vermerken. Diese Anleihe 0 von 2 400 000 Mark, bestimmt
zur Herstellungvon größeren Umpflasternngcn,Vrückenbauten uud funstigeu Anlagen, ist bis auf einen
Betrag von 121062 Mark nufgcbrancht. Dieser Betrag ist in dem Etat vorgesehen. Das wäre
das Wesentlichste, was ich bezüglich der Einnahmen zu bemerken hätte.

Gestatten Sie mir, daß ich nunmehr zu den Ausgaben übergehe. Wir haben hier zunächst
die ordentlichen,dann die außerordentlichenAusgaben,

An Mehransgaben sind in diesem Etat im ganzen 721318 Mark zu verzeichnen. Die
Mehrausgaben setzen sich folgendermaßenzusammen: Sie finden zunächst eine Mehrausgabe bei
Titel I 2d im Betrage von 5200 Mark zur Zahlung von Invaliden-, Witwen- nnd Wmscngeldem
für frühere Strahenwärter, dann eine Mehrausgabe bei Titel I 3K vou 22 600 Mark. Diese
Mehrausgabe ist hier vorgesehen, weil angenommenist, daß der vom Provinziallandtagc für Klcin-
lmhnzwcckebestimmte 26 Millioncnfonds ganz an Darlehen ausgegebensein wird und dann von
diesem Fonds die Zinszuschttsse von ^ °/u zu zahlen sind. Bei Titel I 3ä finden Sie die Summe
vou 302 318 Mark. Es ist dies der aus der ueuen Dotationsrente zur VerfttgnngstehendeBetrag.
Die neue Dotatiunrente beträgt im ganzen 647 825 Mark. Von dieser Rente wird zunächst ein
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Drittel vorweg genommen zur Erleichterungder eigenen Armenlasten der Provinz und zwar der
Betrag von 215941 Mark. Von dem übrig bleibenden Betrage in Höhe von 441883 Mark
sollen 30°/° zur Unterstützung für Zwecke des Armenwescns,70°/« zur Unterstützungdes Kreis-
und Gemciudcwegcbaues verwendet werden. Diese 70°/« machen den Betrag von 302 318 Mark aus.

Weiterhin habeu Sie eine Mehrausgabe uou 7100 Mark bei Titel II. Es handelt such
hier uni die besoldnngsplaumäßigeuGehaltsaufbcsscruugeufür die Bauinspektorcnuud Bauamts-
sekrctäre, feruer finden Sie hier eine Mehrausgabe von 2300 Mark bei Titel 116 zur Ausbildung
von Anwärtern für deu Burcaudicust bei den Lcmdesbauämternund zur Gewährung der Schrcib-
hilfe an diese.

Bei Titel III auf Seite 569 finden Sie eine Mehrausgabe von 6250 Mark vorgesehen.
Es handelt sich hier um die besolduugsplaumäßigcGehaltsaufbesserungder Straßenmeister und
Straßenaufseher. «v, « w

Weiterhin finden Sie unter Titel III Nr. 2 einen Mehraufwand von 9000 Mark. Es
handelt sich hier um die Mietsentschädiguugcuder Straßcnaufsichtsbeamten.

Die letzte Revision dieser Mietseutschädigungeuhatte im Jahre 1900 stattgefunden. Es
war seitdem aber zu Tage getreten, daß die bisher gewährteMictsentschädigungnicht mehr genügte.
Deshalb wurde eine erneute Prüfung augeordnet, die ergab, daß mit Rücksicht auf die gesteigerten
Mieten und die gesteigerte Lebenshaltungeine Erhöhung notwendigeintreten mußte. Früher war
die Normalwohnuug für deu Straßeuaufsichtsbeamteuangenommenzu drei Zimmern, Küche mit
Anteil am Speicher und Keller. Ein Arbeitsraum für den Straßeumeistcr zur Erledigung seiner
schriftlichen, namentlich rechnerischenArbeitenwar nicht in Betracht gezogen. Es erschien notwendig,
daß auch ein derartiger Rann, mit in Anrechnung gebracht würde, so daß der Mletsentschadiguug
uuumchr eine Wohnuug für 4 Zimmer nebst Zubehör zugrunde gelegt wurde. Hieraus erklärt
sich die Erhöhung des Titels, welche dem erläuterten Mehrbedürfuis Rechnung tragt.

Dann ist weiterhin eine Mehrausgabe vorgesehen zur Unterhaltung und Anschaffung von
Dieustfllhrrädern der Straßeuaufsichtsbeamteuim Betrage von 1300 Mark und für Katarische
Besoldungvon Straßenwärtern von 1000 Mark,

Meine Herren! Die größten Kosten im Etat der Provinvialstraßeuverwaltungerheischt
die Unterhaltung der Provinzialstraßen. Ich darf wohl gleich hierzu übergehen. Sie finden unter
Titel IV 1 Seite 574 „Zur gewöhnlichen Unterhaltung der Provinzialstraßen" einen Betrag von
4 Millionen vorgesehen,eine Mehrausgabe also vou 300000 Mark. Für die Unterhaltung der
Provinzialstraßen war bisher eine sechsjährige Anschlagsperiode maßgebend. Bei der letzten ^evifion
ergab sich, daß es zweckmäßiger sei, eine vierjährigeAnschlagsperiode vorzusehen, ^ur eine vier¬
jährige Anschlagsperiode sind zur Uuterhaltuug der Provinzialstraßenim ganzen 14 903^(1 ^can
erforderlich,für das Jahr alfo '/< dieser Summe, das würde 3 725 800 Mark ausmachen. Dazu
kommeu dann noch die Zinsen und Tilgnngskostender Kleinpflaster-Anleihe ^ «ut 185UM ^ au
nnd ein Betrag für nicht veranschlagte Unterhaltuugsarbeiten,die infolge von Wltternngserelgn.ssen
und dergleichenuvtweudig werdeu, mit 88 329 Mark. Dies ergibt zusammenden Betrag von
4 Millionen, welcher im Etat vorgeseheu ist.

Meine Herren! Bei dieser Position wurde in der Kommission die Frage angeregt, wie es
mit der Anlage von Kleinpflasterzu halteu sei. Vou einer Seite wurde iu der Kommission darauf
aufmerksam gemacht,daß es erwünscht sei. mit der Anlage von Kleinpflaster m vermehrtem Umfange
vorzugehen; von anderer Seite wurde darauf hiugewiefe».daß in einzelnenGegenden über das
Kleiupflaster geklagt werde. Im allgemeinenwar jedoch die Auffassung der Kommission d.e. daß

18'
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der Proviuzialausschuß gebeten werden möge, da, wo es angezeigt und zweckmäßig erscheine,in
vermehrtemMaße mit der Anlage vun Kleinpflastervorzugehen.

Unter Titel IV 4, meine Herren, finden Sie eine Mehrausgabe von 52 MI Mark. Es
sind dies die Renten für diejenigen Städte bczw. Gemeinden,welche die in ihren Bezirke«belegeuen
Pruviuzilllsiraßenin eigene Verwaltung und Unterhnltuug übernommenhaben.

Ich gehe dann über zu deu außerordentlichen Ausgaben Seite 586 des Etats. Hier steht
bei Titel I 2 eine Minderausgabc von 278 937 Mark. Dieselbe erklärt sich dadurch, daß die
Anleihe <ü von 2 400 000 Mark, wie ich eben bereits erwähnte, bis auf eiucu Betrag von
121 062 Mark ausgegebenist, welch letztereralso hier nur einzustellen war,

Meiue Herren! Im ganzen betragen die Mehrausgaben nach dem Haushaltspläne
731725 Mark. Daneben ist eine Mindcrnusgabe zu verzeichnen von 283 325 Mark, es bleibt
demnach ein eigentlicherMehraufwand von 448 400 Mark. Dazu kommenMinderbeträge der
eigenenGinnahmen der einzelnenVerwaltungszweigeder Straßenvcrwaltnng mit 172 918 Mark,
so daß die Mehrausgabe tatsächlich 721318 Mark beträgt. In dieser Mehransgabe ist die neue
Dotationsrente mit 302 318 Mark enthalten. Die letztere Snmme stellt aber keine eigentliche
Mchrfordcrung dar, es ist hier vielmehr lediglich eine andere Verrechnungvorgenommen,da der
Betrag an anderer Stelle des Haupt-Haushaltsplanes, wo er früher iu Ausgabe vorgesehen war,
aus der Ausgabe verschwindet.

Meine Herreu! Weitere Bemerkuugeuhabe ich zu dem eigentlichen Etat nicht zu machen.
Ebenso glaube ich, kann ich es mir versagen, zu deu Anlage» weitere Bemerkungenzu mache».
Die Bemerkungen,welche bei der Anlage (ü, dem Voranschlägeüber die Verwendung des Fonds
znr Unterstützung des Gemeinde- uud Krciswegebaueszu machen gewesen wären, sind ja in ausgiebiger
Weise bei der gestrigenVerhandlung erledigt wurden.

Namens der III. Fachkommission, meiue Herren, habe ich daher die Ehre, Sie zu bittcu,
den Etat der Provinzialstraßenverwaltungmit sciueu Anlagen unverändert anzunehmen.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung — schließe dieselbe,da sich niemand
zum Wort meldet, und darf feststellcu, daß das hohe Haus dem Autrage der III. Fachkommission
beigetretenist.

Wir kommen zum
Antrag der I. Fachkommission zur Petition der Straßcnmeistcr der Rhei¬
nischen Provinzialverwaltung, welche um Anstellung auf Lebenszeit,
Erreichung des Höchstgehaltes nach 18 Dicnstjahren usw. bittcu.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteFriderichs.
BerichterstatterAbgeordneterFriderichs: Meine Herren! Die Straßenmeister der Rhei¬

nischen Provinzialstraßenverwaltunghaben um dreierlei gebeten:
1. um Anstellung auf Lebenszeit,
2. um Erreichung des Höchstgehaltesnach 18 Dienstjahren,
3. um anderweiteRegelung der Mietsentschädigung.
Was den ersten Punkt angeht, so hat der Provinziallaudtag schon im Jahre 1903, 1905

uud 1906, also zu wiederholtenMalen diesen Antrag abgelehnt, weil die Provinzialuerwaltuugaus
triftige» Gründe» der Ansicht ist, daß diese,» Antrage nicht stattgegeben werden sollte. Es empfiehlt
Ihnen die I. Fachkommission auch diesmal wieder, den Antrag abzulehnen.

Bezüglich des zweite» Punktes ist zu bemerke», daß eine anderweitige Regulierung des
Gehalts der Straßenmeister im vorigen Jahre stattgefundenhat und daß auch hier die I. Fach-
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tommission der Meinung ist, daß dem Antrage, das Höchstgehalt schon nach 18 Jahren zu erreichen,
nicht stattgegeben werden darf, weil sonst natürlich auch alle anderen Angestellten und Beamten der
Provinz ein Gleichesverlangenwürden. Im übrigen ist aber auch die I. Fachkommissionmit dem
Pruvinzialllusschuß der Meinung, daß die Einkommensverhältiiisse der Straßcumeister in Rücksicht
auf die vorhandenenNebencinkünfte als ausreichendanzusehen seien.

Was endlich den dritten Wunsch der Straßenmeisterangeht, um anderweitige Regulierungder
Mietscntschädigung,so ist er als berechtigt anerkanntwordenund hat auch durch die in dem eben
genehmigten Etat erfolgte Bewilligung von 9000 Mark als erhöhte Mictsentschiidigungseine
Erledigung gefunden.

Namens der I. Fachkommission habe ich daher die Ehre, Ihnen vorzuschlagen, die Petition
bezüglich des 1. und 2. Punktes abzulehnennnd bezüglich des 3. Punktes durch die erfolgte ander¬
weitige Regulierung für erledigt zu erklären.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Ich stelle den
Antrag zur Diskussion. Der Herr AbgeordneteGninbcrt hat das Wort.

AbgeordneterGuiubert: Meine Herren! Die Gchaltsanfbessernngfür die Straßcu¬
meister dürfte wohl von den Beteiligten mit gemischtenGefühlenaufgenommen worden sein. (Rufe:
Tribüuc!) Die jiiugereu Straßcumeister haben einen bedeuteudenVorteil davon, nicht aber die
älteren. Z. B. ist der im Etat aufgeführteälteste Straßemneisterheute 62 Jahre alt, er hat 35
Jahre im Dienste der Provinz hinter sich. (Glocke des Vorsitzenden.)

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Darf ich den
Redner einen Augenblick unterbreche». Es ist mir eben der Wunsch ausgesprochen worden, da der
Herr Redner nicht von allen Plätzen gut zu hören ist, er inöchte doch die Freundlichkeithaben,
hierher auf die Tribüne zu kommen. (Geschieht.)

AbgeordneterGuinbert: Meine Herren! Ich sagte bereits, daß die Gehaltsaufbesserung
für die Straßemneister von diesen mit gemischten Gefühlen aufgenommenworden ist, wcil die
jüngeren Straßenmeiltcr allerdings wirklich einen Vorteil haben, die alteren Beamten aber keinen
wesentlichen Vorteil, 'etliche sogar gar nichts davon haben. Also die Straßenmcister, die vor dem
Jahre 1889 angestelltsind, haben teils wenig, teils nichts von dieser Gehaltsaufbesserung.Der in,
Etat aufgeführte älteste Straßcnmcistcr ist heute 62 Jahre alt, er hat 35 Dieustjahre iii der
Provinz hinter sich, darnnter 21 Jahre als Straßenmeister, müßte also gemäß seinem Alter, sowohl
Lebensalter als Dienstalter, heilte iu der Hochstgehaltstlasse steheu uud 2700 Mark beziehe,,.Tat¬
sächlich bezicht er aber heute mir 2150 Mark, er müßte also, um das Höchstgehalt zu bekomme«,
noch 6 Gehaltsstufe,, erreichen, würde demnach 72, 73 Jahre alt werde», ehe er in die Huchst-
gehaltsklasse käme. Das. meine Herren, ist ein Unrecht den älteren Beamte» gegenüber nnd ich
möchte den Antrag stellen,daß die älteren Beamten, die vor dem Jahre 1889 angestelltMo. in
diejenige Gehaltsklasseeinrangiert werden, die ihnen »ach Maßgabe ihres Dienstalters und nach
Maßgabe ihres Lebensalters zukommt.

StellvertretenderVorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammhe.m: Der Herr Landcs-
hanptmllnn hat das Wort. „. ^ ,, l. <^ ? ^

Landeshauptmann Dr. von Renvers: Meine Herren! Das Gehalt der Htraßennmster
hat bis zum vorige:, Jahre bctmgeu 1500 Mark im Anfange und 2500 Mark im Mali,»».,.
natürlich nebst den üblichen Zulagen. Im vorigen Jahre ist das Marnnum auf 2700 Mark erhöht
wordeu. also auch die ältesten Straßemneister sind dadurchmit bedacht worden. , ^ ^. ^

Nun liegt der Fall hier so: Eiu Straßenmeister ist uuverhältmsmäßigspat m de» Dienst
getreten nnd er ko,»mt trotz seines hohen Alters noch nicht in die oberste- Klasse. N»n w.rd der
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Antrag gestellt, diesen Mann anders zu behandeln wie alle anderen Beamten, ihn sofort in die
oberste oder zweitoberste Klasse zn setzen. Das tonnen wir nicht machen. Wenn wir das bei einer
Veamtenkategurietun, müssen wir es auch durch die ganzenBeamtenkategorienhindurch machen, das
ist eine Sache, die einfach nicht durchzuführenist.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammhcim: Verlangt noch
jemand das Wort zu dem Antrage Ihrer Fachkommission? — Das ist nicht der Fall. Da der Herr
AbgeordneteGninbert keinen schriftlichen Antrag gestellt hat, darf ich wohl annehmen, daß er auf
seine Ausführungen hier nicht weiter zurückkommenwill.

Ich stelle dann fest, daß Sie den Antrag Ihrer Fachkommission, wie er Ihnen soeben
vom Berichterstatter mitgeteilt wurde, angenommenhaben nnd gehe dann über zum 6. Gegenstand
der Tagesordnung, das ist der

Autrag der I. Fachkommission zur Petition des Landwirts Wilhelm Keut-
mann in Obcrsiemeringhansen, welcher um nachträgliche Bewilligung einer
Brandentschädignng bittet.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteFridcrichs, ich erteile ihm hiermit das Wort.
BerichterstatterAbgeordneterFriderichs: Meine Herren! Namens der I. Fachkommission

habe ich Ihnen zu empfehlen,diese Petition dem Provinzinlausschußzur ressortmäßigenErledigung
zu übcrweiscu, (Bravo,)

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Furstcnberg-Stammheim: Verlangt jemand
das Wort? — Das ist nicht der Fall. Dann dürfen wir diesen Gegenstandwohl als erledigt ansehen.

Wir kommen dann zum 7, Gegenstandder Tagesordnung:
Antrag der IV. Fachkommission znm Bericht nnd Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die weitere Förderung des Baues uou Wasser¬
leitungen in leistungsschwachen Gemeinden.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteHeising, dem ich hiermit das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeorducterHeising: Meine Herren! Es ist Ihnen bclanut, daß seit

mehreren Jahren die Provinz sich in dankenswerterWeise die Förderung des Banes von Wasser¬
leitungen in leistungsschwachenGemeindenhat angelegen sein lassen nnd größere Beträge aufgewendet
hat, um dieses wichtige Vorgehen in geeigneterWeise zn unterstützen.

Der 43. Provinziallandtag hatte bereits eine Anleihe von 750000 Mark und der 45. Land¬
tag eine Anleihe von 500 000 Mark aufgenommen, uud aus diefcu Mitteln den Bau vou Gemeindc-
wasserleitungenunterstützt. Außerdem war auch von der Provinz dadnrch ganz erheblich geholfen
worden, daß aus der Lcmdcsbankund der Landes-Vcrsicheruugsaustaltganz beträchtlicheDar¬
lehen zn verhältnismäßig geringem Zinsfuß den Gemeindenzur Verfügung gestelltwurden.

Auch der vorjährige Provinziallandtag hat sich wiederum mit dieser wichtigen Frage beschäftigt
nnd sich überzengt, daß mit der bisherigen Leistung die Förderung des Wasserleitungsweseus nicht zum
Abschlußkommen dürfte, sonderu daß auch feruerhin Mittel bereit gestelltwerden müßten, um den
leistnngsschwllcheu Gemeinden auf diesem Gebiete zu. helfen. Es ist infolgedessen in der Sitzung
vom 15. Februar v. Is. vom Provinziallandtag beschlossen worden, die bisher für die Förderung
des Baues vun Wasserversorguugsanlagenjährlich zur Verfügung gestellte Summe von 150000 Mark
auf 231 500 Mark zu erhöhe« und aus deu Mitteln, die nach Verzinsunguud Tilgung der früheren
Anleihen vun diesem Betrage verfügbar bleiben, auch fernerhin den Gemeindenzur Seite zu stehen.

Bei diesem Beschluß ist allerdings znr Voraussetzung gemacht worden,daß mich die Staats¬
regierung auf diesem wichtigen Gebiete mitarbeiten müsse, und es war daher verlaugt wordcu, daß
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auch die Staatsregierung einen Betrug von 200000 Mark zur Verfügungstellen möchte, nm schneller
den Bau von Wasserleitungenbewirken zu köuneu.

Es sind dcnicntsprcchendc Verhandlungen mit der KöniglichenStaatsregierung eingeleitet
wurden, die zu einem gewissen Erfolg geführt haben, der aber als befriedigendkaum bezeichnet
werden kann. Die Staatsregierung Hut sich nur bereit erklärt, eiucu Betrag von 100000 Mark,
also nur die Hälfte von dem Gewünschte» beizusteuern, und ans der anderen Seite ist an diese Bewilli¬
gung eine ganze Reihe von Bedingungengeknüpft, die in gewisser Beziehung nicht ohne Bedenken sind.

In erster Linie erklärte die Staatsregierung, daß eine Hilfeleistungseitens des Staates
nur in der Form erfolge»könnte, daß der sogenannte Wcstfonds eine Erhöhung erfahren sollte,
und daß auf diese Weise über die Mittel in derselben Art verfügt werden sollte, wie das bei den
Beihilfen, welche aus dem Westfondsgewährt werden,der Fall ist.

Ferner sollten die Beihilfen lediglich auf Wasserleitungen beschränkt werde», welche i» der
Hauptsacheim landwirtschaftlichen Interesse gebaut würden.

Es wurde ferner die Bedingung gestellt, daß die Wasserleitungnnr mit einem Betragebis
höchstens einem Viertel der sämtlichen Baukosten nnterstützt werde, daß ferner auch ein angemessener
Wasserzins von den Gemeindenvon vornchereinfestzustellen sei, und ferner, daß in der Regel der
betreffende Kreis mitzuwirkenhabe. Eudlich wurde der Wunsch des Provinziallaudtaa.es,daß bei
Berechnungseiner Gegenleistungder Leistungdes Staates gegenüber eiu Actrag von 75 000 Mark
der bisher zur Verzinsungder Anleihen in den Etat eingestellt war, mit in Ansatz gebracht werden
dürfe, von der Staatsregierung zurückgewiesen.

Wenn von diesen Bedingnngcnauch einzelne bereits nach den Bestimmungenund Grund-
sähen, welche die Provinz bei der Hergäbe von Beihilfen beobachtethat, ohnehin erfüllt sind,
indem einesteils der Wasserzins bereits verlangt wird, fernerhin die Beihilfe in der Regel nicht ein
Viertel der Bantosten überschreitetnnd auch grundsätzlich der Wunsch stets zum Ausdruck gebracht

'wird, daß auch der Kreis sich entsprechend beteiligenmöge, so siud doch eiuzelue der Bedingungen
nicht ohne Bedenken und haben schon im Proviuzialcmsschuß,wie Sie auch aus der Drncksache
ersehen, zu eingehenden Erörterungen geführt. Namentlichbetrifft das die Bedingung, daß mir iu
der Form der Erhöhung des Wcstfonds diese Staatsbeihilfe eintreten, und daß nun auch eiu
eutsprecheuder Betrag vou der Provinz zur Verfüguug gestellt werden soll.

Wenn die Aktion in dieser Weise fernerhin angenommenwerden foll, so wird das Gebiet,
für welches die Beihilfe überhaupt bisher von der Provinz gegebenworden ist, ganz erheblich ein¬
geschränkt. Es ist Ihnen bekannt, meine Herren, daß zn dem Gebiete des Wcstfonds hauptsächlich
die Gebirgsgegendenunserer Provinz gehören: Eifel, Hochwald,Hunsrück, Wcsterwald,Bergischcs
Lmd, Hessisches Hinterland, Bönninghardt uud einzelne Gebietsteile,welche durch übereinstimmenden
Beschlußder Staatsregierung und des Proviuzialausschusseszu dem Gebietedes Westfondsgezählt
werden. Also, meine Herren, dadurch,daß diese Beschränkung eingetreten ist, ist das weitere Vor¬
gehen tatsächlich für gewisseTeile der Provinz gleichsam vollständigaufgehoben beziehungsweise aus¬
geschaltet,und der Provinzialausschußsowohl wie auch Ihre IV. Fachkommission haben ganz er¬
hebliche Bedenken gehabt, ob unter diesen Bedingungen die Staatsbeihilfe überhaupt anzunehmen
sein dürfte, zumal die Provinz bisher immer den Grundsatz vertreten hat, daß wenn auch den
landwirtschaftlichen Untcruehmungcndie gebührende Rücksicht zu schenken sei, doch auch sonstige ge¬
wichtige Gesichtspunkte bei der Unterstützungder Wasserleitungenzu beobachtenseien, namentlich
mich die Sanierung von Gegenden,welche durch Seuchen öfter heimgesucht sind, die Sanierung der
militärischen Aufmarschstraßen, des Manövergcliindesnsw.
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Trotz alledemhat sich aber der Provinzialausschuß auf den Standpunkt gestellt, in der
Ueberzeugung,daß weitere Verhandlungen mit der Staatsregieruug nicht zn einem befriedigenden
Ziele führen würden, lieber die Beihilfe auch in dieser Form anzunehmen, uud die IV, Fach¬
kommission hat dem auch zugestimmt.

Meine Herreu! Daraus aber, daß nun auf diese Art durch Ueberwcisungdieser Uuter-
stützungeu auf dcu Westfouds eine ganze Menge von Gebieten unserer Provinz ausgeschlossen siud,
erwachst für die Provinz die Verpflichtung, mm für diese Gebiete wenigstens in etwa auch zu
sorgen, und es ist deshalb vom Provinzialansschuß vorgeschlagen worden, es möge der bisher zur
Verfügung gestellteBetrag erhöht und dieser Betrag iu der Hauptsache oder ausschließlichdazu
benutzt werden, um auch die uicht zum Westfunds gehörigenGebietsteile in entsprechender Weise
unterstützen zn können.

Nach den Vorschlagendes Provinzialausschusseswürden — voransgesetzt,daß das hohe
Haus dem zustimmensollte — dann zur Verfügung stehein einmal der Betrag, welcherznr Ver¬
zinsung und Tilgung der bisher aufgenommenenAnleihen erforderlichist, nämlich 106 205 Mark,
dann der Beitrag zur Erhöhung des Westfonds: 100 000 Mark und für Beihilfen an nicht zum
Westfunds gehörige Gebietsteile 43 750 Mark, im ganzen 250 000 Mark,

Es würde also eigentlichnur eiue verhältnismäßig unbedeutende Erhöhung des Veihilfcn-
bctrages gegenüber den Beschlüssen des vorjährigen Pruvinziallandtages eintreten, denn, wie Sie
aus der Drucksache ersehe» wollen, war ja bereits im vorigen Jahre die Summe auf 231500 Mark
festgesetzt, also es würde diese Erhöhung mir den Betrag nun 18 500 Mark ausmachen.

Bei der Erörterung dieser Angelegenheitin der IV. Fachkommission ist natürlich eine ganze
Reihe von Wünschenlaut geworden. Vor allen Dingen wurde allseitig dem Bedauern Ausdruck
gegebeu, daß nunmehr diese Einschränkungerfolgen würde, nnd daß für die nicht zum Westfouds-
gebiet gehörigen Gemeinden nunmehr ein verhältnismäßig sehr geringer Betrag zur freien Verfügung
der Provinz übrig bliebe.

Wenn trotz alledem die IV. Fachkommission von einer Erhöhung dieses Fonds abgesehen
hat, so ist das in der Erwägung geschehen, daß einmal von der Pruvinzialverwaltung in dankens¬
werter Weise in Aussicht gestellt ist, daß vielleicht schon im nächsten Jahre sich aus den Uebcr-
schttssen der Pruvinzial-Fenerversichernngsanstaltweitere Erträge flüssig machen lassen würden, um
auf diesem Gebiete anch weiter zu hclfeu, ferner in der Erwägung, daß die Erklärung abgegeben
wurden ist, man wolle nach Möglichkeitden Gemeinden wie bisher anch fernerhin helfen, indem
man ihnen aus der Landesbank oder Laudes-VersicherungsanstaltDarlehen zn niedrigen: Zinsfuß
gewähre, so daß alsu die bisher getätigten Hilfeleistungenin keiner Weise später zum Stillstand
kommen sollten.

Es ist dann in der Kommissionnoch darauf hiugewiescu wordeu, daß es vielleicht wüu-
schenswertwäre, bei dem Bau von Wasserleitungen, auch mehr die privaten Fenervcrsichcrnngs-
gesellschaftcn in Anspruchzu uehmeu. Es ist wohl nicht mit Unrecht darauf hingewiefen worden,
daß doch nicht allein die Pruuinzial-Feuer-Sozietät ein Interesse nn dem Ban von Wasserleitungen
hätte, sondernin gleicher Weise anch die privaten Feuerversicherungsaustaltcu,Weun auch einzelne
von diesen Anstalten schon bisher stellenweise sogar nicht unerhebliche Mittel zur Verfügung gestellt
haben, so ist doch eine ganze Reihe von Anstalten bisher noch nicht in dieser Weise vorgegangen,
nnd jedenfalls wäre es erwünscht, wenn im einzelnen Falle die Gemeindendaranf hinwirken wollten,
daß sie von den privaten Versichernngsgesellschaftcn eine weitere Unterstützungerführen.

Die IV, Fachkommission bittet unter den obwaltendenUmständen den Provinzinllandtag,
den Beschlußdes Pruvinzialnnsschnssesunverändert auznnehmeu.
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Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Ich eröffne die
Diskussion.— Es meldet sich niemand zum Wort, dann schließe ich die Diskussion und erkläre den
Antrag, wie ihn der Herr Berichterstattersoeben mitgeteilt hat, für angenommen.

Wir gelangensodann zum 8. Gegenstände der Tagesordnung:
Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinziell
nusschusses, betreffend die Errichtung neuer landwirtschaftlicher Winter
schulen iu Iülich, Nheinbach und Diilken.

Hierzu erteile ich dem Herrn AbgeordnetenFreiherrn Uon Troschte als Berichterstatter
das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Troschte: Meine Herren! Seitens der
Landwirtschaftstammcrsind Anträge auf Errichtung dreier neuer Wiuterschuleu eiugegaugcu.

Nach dem Vertrage vom 26. Februar 1902 hat die Provinz die Verpflichtungüber
umnmen, zu jeder derartigen Schule einen Beitrag uon 2500 Mark zu geben. Die Errichtungder
Schulen wird gewünscht:vom Kreise Iülich in Iülich, vom Kreise Kempen in Diilken,vom Kreise
Nheinbachin Rheinbach.

Da in den drei Kreisennoch keine Wintcrschnlen bestehen und die landwirtschaftlichen Ver
Hältnisse dort überwiegen,so muß das Bedürfnis anerkanntwerden.

Die Anträge sind erst nach Aufstellung des Haushaltsplans gestellt worden, konnten
iufolgedessen im Hanshaltsplan nicht vorgesehen werden.

Die Kommissionschlägt Ihnen im Einverständnis mit dem Pruvinzialausschnßvor, der
„Proviuziallaudtag wolle die Errichtung von drei neuen landwirtschaftlichen Winter
schulen in Iülich, Diilken und Rheinbach nnd die Zahlung der vertragsmäßigenZuschüsse
für dar Rechnungsjahr1907 über den Etat hinaus genehmigen."

Stellvertretender VorsitzenderGraf vun Fürstcnberg-Stammhcim: Ich stelle den
Antrag zur Diskussionund frage, ob jemand das Wort verlangt. - Das ist nicht der Fall. Dann
schließe ich die Diskussion nnd erkläre den Antrag, wie er von dem Herrn Berichterstattervorgc
tragen wurden ist, für angenommen.

Wir kämen sodann zum neunten Gegenstandder Tagesordnung. Das ist:
Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Prvuinzial
ansschusses. betreffend die Ausführung des Beschlusses des 46. Provinziell-
landtags zur Petition des Vorstandes des Vereins der Gemeinde-Ober
förster, betreffend Vorschläge zur Verstaatlichung der Gemcindefvrstver
waltungen, nnd zur erneuten Petition des Vorstandes des Vereins der
Gemeinde-Oberförster.

Ich erteile hierzu dem BerichterstatterHerr» Abgcurductcn uuu Schütz das Wort.
BerichterstatterAbgeordnetervon Schütz: Meine Herren! Die Frage, ob es sich empfiehlt,

in der Organisation der Gemeindcfurstocrwaltnng Aenderungen eintreten zu lassen, hat dcu Prvuinzial
laudtag bereits wiederholtbeschäftigt. Im Jahre l«90 hat dem Landtage ein Antrag von Boch
vurgelegen, der damals dem Pruviuzialansschußüberwiesen worden ist. Die eingeleiteten Verhnnd-
lnngcn haben zu einem Ergebnissenicht geführt. Im Jahre 1905 hat dann dem Landtage eine
Petition der Förster vorgelegen, dem vorigen Landtage eine Petition der Gemeindeoberförstcr.Die
Petition ist im vurigeu Jahre dem Prouinzialausschußzur Berichterstattungüberwiesen wurde,,.

Nach Mitteilung des Prouinzialansschussesist es bisher noch nicht möglich gewesen,oie
Verhandlungen soweit abzuschließen, daß der Bericht erstattet werden könnte.

IN
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Bei diesem Sachverhalt hat sich die Fachkommission nicht in der Lage gesehen, in Erörte¬
rungen sachlicher Natur einzutreten. Es konnte nicht erwogen werden, in welcher Weise Aendcrnngen
durchgeführtwerden konnten. Dagegen war man iu der Kommissiouallgemein der Ansicht,daß es
doch wünschenswert sei, die Angelegenheitmöglichst zu fördern.

Seine Exzellenz der Herr Ober-Präsident hat der Fachkommission mittcileu lassen, daß er
es für sehr wünschenswerthalte, daß der Provinzialansschnßbereits im Herbste d. Is. spätestens
seine Vorschläge der Staatsregierung unterbreite, damit die Staatsregiernng tnnlichst noch dem
nächsten Landtage einen Gesetzentwurf zur Begutachtung vorlegenkönne.

Der Herr Ober-Präsident hat darauf hinweisen lassen, daß sich mancherleiSchwierigkeiten
bei den gegenwärtigenVerhältnissenergeben hätten. In erster Linie komme in Betracht, daß die
Königlichen Förster nach dem jetzigen Etat eine Aufbesserung ihrer Gehaltsbezngc erhalten würden,
nnd daß es nicht ausgeschlossen sei, daß noch weitere Aufbesserungen in Zukunft folgten. Die Un¬
gleichheit der Besoldungenzwischen den kommunaleuForstbeamtcu und den staatlichenForstbcamten
würde dadurch noch vergrößert.

Weiter hat der Herr Ober-Präsident daranf hinweisen lassen, daß die Forstschutzbeamten
stets in einer gewissen Abhängigkeitvon den Gemeinden seien, daß die Gemcindeobcrförstcrvielfach iu
eiuer unerwünschten gewissen Abhängigkeit von den Bürgermeisternseien. Schließlichhätten sich auch
namentlichdadurch Schwierigkeitenergeben,daß eine Vcrsctzbarkeit der Förster und Oberförster nicht
bestehe. Diefe Schwierigkeitenhätten dazu geführt, daß der Zudraug zu der kommuualcuForst-
karriere immer geringer würde.

Die Kommission hat der Anregung des Herrn Ober-Präsidenten gerne Folge geleistet.
Es entsprach dnrchans den Wünschen nnd eigenen Absichten der Kommission, die Angelegenheit
möglichst zu beschleunigen. Man war der Meinung, daß es nach Lage der Verhältnissenicht tunlich
sei, noch bis znm nächsten Landtag zn warten, um dcmu iu Erledigung des vorjährigen Beschlusses
Stellung zn nehmen, sondern daß man sich dazu entschließe» müsse, den Provinzialansschußzu
beauftragen, seinerseits die Vorschlagezu machen. Es wurde darauf hingewiesen,daß zurzeit bei
Besetzung von Förster uud Obcrförsterstclleudie größten Schwierigkeitenbeständen. Wenn die
Schwierigkeitennoch wüchsen, so würde das entschieden zum Nachteil der Gemcindewaldnngensein.
Die Gemcindewalduugcnhaben bekanntermaßeuiu der Rheiupruviuz und uameutlich in den Bezirken
Trier und Coblenz für den Gemeindeetatgrüßte Bedeutung.

Im Interesse der Forstbcamten, deren Wünsche nicht als unbegründet,wenigstens nicht als
vollständig unbegründet bezeichnetwerden köuueu, im Interesse der Vcrwaltnng, im Interesse der
Gemeinden schlägt die Fachkommission vor:

„Der Pruvinziallandtag wolle den Provinzialansschußbeauftragen, so bald wie möglich,
tunlichst bis zum 1. Oktober d. Is., austeile des Proviuziallaudtllg.es, uach Abschluß
der zurzeit schwebenden Verhandlungen, bestimmte Vorschläge in dieser Sache an die
Königliche Staatsregiernng zn richten und dieselbe driuglich zu bitten, dem nächsten
Pruvinzillllaudtllgeeiuen bezüglichen Gesetzentwurf zur Stellungnahme vorzulegen."

Außerdem hat die Kommissionbeschlossen, den Vorschlag zn machen, die Petition der
RheinischenGemeiudcubcrförstcr,die im wesentlichenauf die vorjährige» Ausführuugeu Bezug
uimmt, sowie die Petition der Förster dem Provinzialansschuß zur Prüfung uud Berücksichtigung
zu überweifen.

Mit Genehmiguug des Herru Präsidenten darf ich vielleicht diefem im Auftrage der Kommission
erstatteten Bericht uoch eine Bemerkunganschließen. Nach Abfchlnßder Kommissionsvcrhandlnugen
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ist Nun einigen Herren der Kommission der Wunsch ausgesprochen worden,daß doch bei der außer¬
ordentlichenWichtigkeitder Angelegenheitder Prooinzialausschußbei seinen Beratungen diejenigen
Mitglieder des Landtages, die sich mit der Angelegenheitbesondersbefaßt haben, zuziehen möge.
So viel ich orientiert bin, stimmen die meisten Mitglieder der Kommission diesem Wunsche bei, und
ich darf mich auch meinerseitsdem Wunsche anschlicßeu.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fü'rstenberg-Stammheinn Ich eröffne die
Diskussion.— Der Herr Landeshauptmannhat das Wort,

Lmideshanptmann Dr, von Rcnvcrs: Der Herr Referent hat eben ausgeführt, die
IV. Fachkommission sei nicht in der Lage gewesen,sich materiell in die Sache hinein zu knien,
weil seitens des Provinzialausschussesdie nötigen Vorlagen noch nicht gemachtworden seien. Das
ist richtig. Ich bitte aber, mir Zu gestattcu, zu bemerken,daß den Pruviuzialausschußan der
Verzögerung der Angelegenheitkeine Schuld trifft. Der Provinzinlausschußkonnte sich mit der
Sache nnr dann befassen, wenn ihm die materiellen Grundlagen für die Beschlußfassung von den
Stelleu, die mit der Bearbeitung befaßt waren, geliefert wurden. Das ist aber bisher nicht
geschehen. Weder von der Königlichen Staatsrcgicrung noch von der Landwirtschaftskammer find
uns die Unterlagen gegeben worden. An diesen Stellen sind die Erwägungennoch nicht abgeschlossen.
Andernfalls hätte der Provinzinlansschußauch schon in dieser Session der IV. Fachkommission
einen Bericht vorlegen können.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheinn Seine Exzellenz
der Herr Ober-Präsident hat das Wort.

Königlicher LandtagskommissarinsOber-Präsident Dr. Freiherr von Schorlemcr:
Meine Herren! Ich möchte Ihnen nnr mit wenigen Worten den Antrag der IV. Fachkommissionauch
zur Annahme empfehlen. In seinem Berichtehat der Herr Berichterstatterbereits ans die Gründe
hingewiesen, welche mich zu dem Wunsche bewogen haben, wenn möglich schon für das laufende Jahr
eine Beschlußfassungder Provinzialverwaltnng herbeizuführen. Ich glaube, denjenigen,welche den
Verhältnissen des Rheinischen Gcmeindewaldesnäher stehen, keine weiteren Ausführungen darüber
machen zu brauchen,daß die Verhältnissesowohl der Gemeinde-Ober-wie Unterforstbcamtenkeines¬
wegs befriedigend sind. Ich glaube, es ist umsumehr auch die Aufgabe der Proviuzialverwaltuug,
hier wenigstensratend und wenn möglich helfend einzugreifen,weil es sich in zweiter Linie auch
um den Rheinischen Gemeindewald, um ein Bcsitztnm der Gemeindenhandelt, von denen ein großer
Teil bezüglich ihrer Einnahmen in der Hauptsacheauf den Ertrag ihres Waldes angewiesen ist.

Die Frage, in welcher Weise die Schwierigkeiten der gegenwärtigen Gemeindcforstucrwaltuug
zu lösen sind, hat schon seit Jahren die Königliche Staatsregicrnng, uud, wie Ihnen ja bekannt ist,
zum Teil auch fchon die Provinzialllerwaltungund den Provinziallandtag beschäftigt. Es ist der
ernstliche Versuch gemacht worden, die Frage im Sinne der staatlichenBeförstcruugzu löseu. Zu
diesem Zwecke sind eingehendeErmittelungenangestellt wurden, die augenblicklich dem Abschlüsse nahe smd.

Aber ich glaube, heute schou aussprcchcu zu können, daß es voraussichtlich nicht möglich
sein wird, die staatliche Veforsterungallgemeinzur Durchführungzu bringen.

Ich bin selbstredend gerne bereit, das ganze Material, welches mir in dieser Angelegenheit
zur Verfügung steht, soweit es erforderlich ist. mich dem Prouinzialausschussc zu unterbreite,,.

Ich spreche die Hoffnnng aus, daß es uns in gemeinschaftlicherBeratung gelingen wird,
solche Beschlüsse zu fasse,,, welche eiuc Grundlage für ein gesetzgeberischesEingreifen auf diesem
Gebiete schaffe,, köuucu; denn ohne eine gesetzliche Aenderungder gegenwärtigen Verhältnissewerden,
glaube ich, die Wünsche der Gemeindeforstbeamten nicht befriedigtwerden können.

1»
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Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Wünscht noch
jemand das Wort? — Das ist nicht der Fall, Dann schließe ich die Diskussion nnd erkläre den
Antrag, wie er Ihnen von Ihrem Herrn Berichterstatternus der IV, Fachkommission gestellt wurde»
ist, hiermit für angenommen.

Wir würden dann zum 10, Gegenständeder Tagesordnung kommen.
(AbgeordneterVötticher: Darf ich zur Geschäftsorduuugdas Wort erbitten?)
Zur GeschäftsordnungHerr AbgeordneterVötticher,
AbgeordneterVötticher: Meine Herren! Ich glaube, es müßten wohl noch die Namen

der Herren festgestellt werden, die als erweiterter Pruuinzialausschußzu deu Sitzungen des letzteren
zugezogen werden sollen. Der Herr Referent hat ausgeführt, daß es der Wunsch der Kommission
sowohl,wie des Pruuinzialansschnsscsoder des Landeshauptmanneswäre, daß Herren, die sich mit
der Sache näher befaßt hätten, zn diesen Beratungen zngezogenwerden sollten. Ich mochte nnn
der Ansicht sein, daß das wohl hier noch im Plenum besprochen uud die Herren uom Pruvinzial
landtng selbst benannt werden müssen. Es war dies z. B. auch der Wunsch des Herrn Abgeordneten
von Hammerstein,der sich für die Angelegenheitin besonderem Maße interessiert.

Vielleichtwird der Herr Vorsitzende des Prooinzinlausschnssesdnzn zweckmäßiger Weise das
Wort nehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Der Herr Vur^
sitzende des Provinzialnusschusseshat das Wort,

AbgeordneterGraf Beifscl von Ghmnich: Ich glaube, wir würden dem Wunsche des
hohe» Hauses dadurch vollständigentgegenkommen können, wenn es dem Provinzialansschuß einfach
überlassenbleibt, sachverständige Herren aus dem Plenum nach eigenem Ermessen zur Beratnug
dieses Gegenstandeshiuzuzuzieheu. Es steht alsdann ja auch dem Ausschußfrei, vou den Herren,
die sich gerade für die Frage interessieren,einen, oder auch mehrere heranszunehmeu. Ich glaube
nicht, daß es notwendigist, heute hier aus dem Hanse heraus schuu Mitglieder dazu zu erueuneu.

Ich möchte gleich noch betonen, daß der Pruvinzinlansschnßsehr gerne bereit ist, die Herreu
zuzuziehen,denn diesseits bcsteheu gar keine Bedenken, dem Wunsche Folge zu geben. (Abgeordneter
Bottich er: Darf ich dazu ums Wort bitten?)

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenbcrg-Stammheim: Der Herr Abge¬
ordnete Bötticher hat das Wort,

AbgeordneterVötticher: Das wäre ja auch ein Weg, der gangbar wäre. Ich glaube
aber, es wäre besser, weuu die IV. Fachkommission beauftragt wird, uns morgen hier Nameu zu
neuneu und Vorschläge zu machen. Das ist das allcrcinfachste. Vor allem dürfte es deu
betreffenden Herren selbst das augcnehmstcsein, wenn sie gewissermaßen durch die Autorität des
Pruuinziallandtages zu den Verhandlungenberufen werden. (Zustimmung.)

Stellvertretender VorfitzenderGraf vou Fürstenberg-Stammheim: Ich stelle es ganz
anheim, wenn Sie damit einverstandenfind. Ich war der Meinung, daß mir der Antrag der IV.
Fachkommission znr Abstimmungzu kommen habe, uud hatte die Mitteilung des Herrn Bericht¬
erstatters so aufgefaßt, daß die Herren erst, nachdem die Sitzung der Fachkommission stattgefunden
hatte, den Wunschausgesprochen hätteu, zugezogen zn werden. Ich habe es nicht so aufgefaßt, daß
die Herren hier innerhalb des Landtags gewählt werden sollen. Deshalb hatte ich anch nur deu
Autrag der Fachkommission als angenommenerklärt. Ich habe aber gar nichts dagegen einznwende»,
wenn die Herren uns hier Mitglieder namhaft machenwollen.

Znr Geschäftsordnunghat der Herr AbgeordneteGraf Veisfcl das Wort,
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Abgeordneter Graf Beisscl von Gymnich: Meine Herren! Es liegt ja gar kein
Antrag vor. Es ist blos der Antrag seitens der Fachkommission gestellt, dem Provinzialnnsschnß
die Angelegenheitrecht warn: ans Herz zu legen und anzuregen,daß er bis zum Herbst die Sache
erledigt! Und dann ist im Hause bei der Besprechung die weitere Anregung gegeben worden,den
Provinzialausschußdurch einige Mitglieder des hohen Hauses zu verstärken. Aber das ist nur als
Anregung, nicht als Beschlußder Fachkommission vorgelegt wurden. Es liegt also gar kein Antrag
vor. Aber ich meine, meine Herren, wenn der Pruvinzialausschußsich dahin cmsspricht und die
Erklärung abgibt, daß er bereit ist, diejenigen Herren aus dem hohen Hanse zu der Beratung dieses
Gegenstandesin dem Augenblicke, !vu dieser im Pruvinzialansschnsizur Besprechung gelangt, zuzu¬
ziehen, so könnte das hohe Haus das Vertrauen in den Proviiizialansschußsetzen, daß er sich auch
die richtigenHerren aussuchen wird. (Sehr richtig.)

Stellvertretender Bursitzender Graf von Fürsteuberg-Stammheim: Herr Abge¬
ordneter Nötticher.

AbgeordneterBottich er: Ich würde ganz damit einverstanden sein, wenn mir nicht ans
den Reihen der vorgeschlagenen Herren selbst der Wunsch zu erkennen gegeben wäre, daß sie hier
genannt sein möchten. Ich stelle deshalb den Autrag und behalte mir die schriftliche Aufzeichnung
desselben vor. Unterstützung wird wohl vorhandensein.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenbcrg-Stammhcim: Darf ich um den
schriftlichen Autrag ersuchen? Der Herr Marquis von uud zu Hocusbrocch .... (Abgeordneter
Graf uud Marquis vuu uud zu Hoensbroech: New!) Sie verzichte,, auf das Wort.

Ueber den nencn Antrag, den der Herr Landrat Bötticher jetzt einbringt, würden wir
gleich noch abzustimmenhaben.

Wir würden dann zum 10. Gegenstandder Tagcsordnnng kommen. Dieser Gegenstand
muß aber von der heutigenTagesordnung abgefent werfen, er soll noch einmal au die IV. Fach-
kommissiouzurückgehen, weil inzwischen ein Gesetzentwurf eingegangen ist, der zn der Beratung iu
der Fachkommission noch durchaus notwendig ist.

Wir würden dann zum 11. Gegenstaudder Tagesordnung kommen, das ist
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Autrag des Proviuzial
ausschusses, betreffend die Neuwahl von bürgerliche,, Mitgliedern und
Stellvertretern der Obcr-Ersatzkommissioucn in dem Bezirke der 30. Im
fantcricbrigadc, und Vornahme der Wahlen.

Berichterstatterist der Herr Abgeordnete Landrat Pastor, dem ich hiermit das Wort erteile.
Berichterstatter AbgeordneterPastor: Meine Herren! Gemäß einer Mitteilung Seiner

Exzellenzdes Herrn Ober-Präsidentender Nhcinprovinzan den Herrn Landeshauptmannder Rhein-
Provinz ist die^Ncuwahlder bürgerlichen Mitglieder und deren Stellvertreter für die Ober-Ersatz
kummissioucnim I. und II. Bezirk der 30. Infantcricbrigade für eine vom 1. April 1907 bis
31. März 1910 laufende Amtsperiodedurch deu tagenden Prouinziallaudtag herbeizuführen.

Es fungieren gegenwärtig:
a) für den 1. Bezirk der 30. Infanterie-Brigade:

als Mitglied:
KöniglichWürttembcrgischer Konsul, Kaufmann Eduard Nahmen in Eöln,

als Stellvertreter:
Gutsbesitzer E. Kaulen in Löveuich, Landkreis Eöln, GutsbesitzerTheodor Mclchers in

Gnndcnthnl, Kreis Ncuß, GutsbesitzerBernhard Müller in Langcl bei Wolringen.
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Inhaltlich desselben Schreibens des Herr Ober-Präsidenten hat der GutsbesitzerMelchers
in Gnadenthal darum gebeten, nicht mehr mit den Obliegenheiteneines stellvertretendenbürgerlichen
Mitgliedes der Obcr-Ersatzkummission betraut zu werden, da er in Ausübung seiner vielen sonstigen
Ehrenämter an der pünktlichen Wahrnehmung des erwähnten Amtes behindert werde,

d) für den II. Bezirk der 30. Infanterie-Brigade:
als Mitglied:

Rentner Peter Iusef Konstantin Schmitz de Pre in Hennef, Siegkrcis,
als Stellvertreter:

Gutsbesitzer und BeigeordneterHeinrich Thumec in Neuenhaus, Kreis Mülheim a, Rhein,
Fabrikant und Kummcrzicnrat Bernhard Kmwinkcl in Volmcrhausen, Kreis Gummcrsbach, Guts¬
besitzer Schurff iu Vönuschcnhof bei Obcrpleis, RittergutsbesitzerOckvuomierat Iusef Krewel ^jun.
zn Burg Iiewel, Kreis Eusl'irchen.

Inhaltlich des Schreibens des Herrn Ober-Präsidenten ist der Fabrikant Kommcrzienrat
Ärawinkelin Vulmerhausenznr fernerenWahrnehmungdes Amtes eines stellvertretenden bürgerlichen
Mitgliedes der Ober-Ersatztommissionebenfalls nicht mehr bereit.

Meine Herren! Der Provinzialausschuß, welcher sich zunächst mit der Angelegenheit
beschäftigt hat, hat dem hohen Hause vorgeschlagen, zu beantragen:

„Der Provinziallandtag »volle
1. die erforderlichen Wahlen vornehmen,
2. den Provinzialausschußbeauftragen, falls in dem Zwischenranm von einem Provinzial¬

landtag zum andern im Bereich der 27., 28., 29., 30., 31., 80. und 32. Infanterie-
Brigade durch Verziehen, Amtsniederlegung und Tod von bürgerlichenMitgliedern
bezw. vun Stellvertretern für die Ober-Ersatztummissioneuoder durch auderwcitc
Einteilung der Bezirke dieser Kommissionen Ersatzwahlennötig werden sollten, diese
Wahlen namens des Provinziallandtages zu tätigen und dem Provinziallandtagc
alsdann in der nächsten Tagung vvn den etwa stattgehabtenWahlen behufs deren
Bestätigung Mitteilung zu machen."

Meine Herren! Bezüglich der soeben verlesenen Nummer 2 erwähue ich, daß die Form,
die vurgcschlllgeu ist, die übliche ist, um eventuelleiner sich ergebenden Notlage abznhelfen.

Die I. Fachkommission schlägt Ihnen vor, dem Antrage des Provinzialausschusseszu folgen.
Vorsitzender Becker: Meine Herren! Wir kommen also Zu der Vornahme der Wahlen

nach den Vorschlägen, die Ihnen bereits in dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses
zugegangcusind, nnd welche Ihnen mich schon von Ihrer I. Fachkommission empfohlenworden sind.

Die Wahl kann durch Akklamationerfolgen, wenn dies beantragt und von keiner Seite
Einsprucherhoben wird.

Ich sehe also einem etwaigen Antrage entgegen. (Rufe: Akklamation!)
Der Antrag wird gestellt.— Es erhebt niemand Einspruch.
Dann darf ich feststellen, daß das hohe Haus mit der Wahl per Akklamationeinverstanden

ist. Die Namen der gewähltenMitglieder befinden sich in Ihren Händen. Wünschen Sie nochmals
die Verlesungder Namen? (Rufe: Neiu!) Das wird nicht verlaugt. — Dann darf ich feststelle»,
daß das hohe Haus die vorgeschlagenen Personen zu Mitgliedern der Ober-Ersatzkommissionen
gewählt uud Punkt 2 des gestellten Antrages angenommenhat.

Damit ist der Gegenstanderledigt.
Dann, meine Herren, kommen wir ans den früheren Gegenstand zurück. Der Autrag

Butticher ist iuzwischen eingegangeu,ich bitte ihn zu verlesen.
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Schriftführer Di-. Mo nun (liest):
„Ich beantrage, der IV. Fachkommission aufzugeben,dem ProvinziallandtageMs Mit¬
glieder aus seiner Mitte uorznschlage», die bei den Beratungen des Provinziasausschusfes
über die Aenderung der Bestimmungen für die Gcmeindeforstverwaltung zuzuziehen find."

Vorsitzender Becker: Die Herren haben also den Autrag gehört. Danach füll die IV. Fach¬
kommissionbeauftragt werden, sechs Mitglieder zu bezeichnen,welchezn den Beratungen des
Proviuzialausschusscszugezogcu werden sollen,

Wünscht jemand zum Autrage das Wort? - Das ist nicht der Fall. Wir kommen zur
Abstimmung. Gegeuautmge liegen nicht oor. Ich darf daher wohl ohne besondere Abstnnmnng
feststellen, daß das hohe Haus dem Antrage zugestimmthat. Ich ersuche den Vorsitzenden der
IV. Fachkommission, die sechs Persönlichkeiten in der Kommissionbezeichne» zu lassen, damit sie
morgen zu dem Zweck gewählt werden können. — Auch das findet Ihre Zustunmuug.

Wir gehen dann über zu dein Gegenstand12 der Tagesordnung
Autrag der I. Fachkommisfin znm Bericht nnd Antrag des Provinzral-
ausschusscs, betreffend die Ersatzwahl eines Mitgliedes des Prornnziat-
ausfchufscs und Vornahme der Wahl.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteDr. Kaufmann, dem ich das Wort gebe
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Kaufmann: Meine Herren! Das Mitglied des

ProvinzialansschnsfesFabrikant Nels ist am 15, Oktober 1906 gestorbeu. Es handelt sich um die
Ersatzwahlfür ihn und zwar für eine bis zum 31. März 1909 laufeudeAmtspenode.

Die I. Fachkommission bittet, die Wahl vorzunehmen. «„ „<<.., , ^ ^
Vorsitzender Becker: Meine Herren! Wir müfsen dann zur Wahl schrecke«, ^ch b t

die Herreu sich zuuächstüber deu Wahlmodns zu verstäudigen. Auch h«r kann ^ Wah pe

Aktlamatiou erfolge«, wem. das beliebt wird. Dann würde zunächst aber die P ^chk
bezeichueuseiu, die gewählt werdeu soll, und es würde der Autrag auf Mlamatwn gestellt werdeu muffen.

Der Herr Abgeordnete von Bculwitzhat das Wort.
Abgeordnetervon Benlwitz: Meine Herren! Auf vorherige Auftorwumg h eu e

Herren aus dem RegieruugsbezirkeTrier über die Voruahme der zu tr°ssmdeu Wahl eme V r^
besvrechung abgehalten. Die 17 anwesenden Herren haben den einstimmigen Beschluß gefaßt, dem
hohen Hanfe für die zu tätigeudeWahl folgenden Vorfchlag3" machem

1, Als wirkliches Mitglied, den Herrn LandesökouonneratMax Keller us St t.

Vorsitzeiider Becker: Dann .vürden wir zunächst eiumal diesen zu wahleu h en, ^
gebe anheim, ob Sie nicht die Wlamationswahl beantragen, (AbgeordneterDr. Klein. ^)

'^' ^"" ^ ist der Autrag auf AMamatiouswahl des Herrn Keller aus Staadt

^ ^D^k^a^nu uur stattsiudeu,weu« vou keiuer Seite Eiusw.uch Ht - ^
erfolgt nicht, danu stelle ich fest, daß das hohe Hans die Aktlamawu wähl befchlosseu nnd
Herrn Keller zum Mitglied des Proviuzialaussthussesgeivählt hat. (-bravo.)

Ich frage zunächst Herrn Keller, ob er die Wahl annimmt.
AbacordneterKeller: Ich nehme die Wahl an. .

Her? Keller nimmt die Wahl am Dcmu, meine ,Herreu handelt
es sich um die Wahl eiues Stellvertreters. Ich bitte nach der Richtung um ^hre Vorschlage.

AbgeordneterDr. Klein: Da wird Herr Laeis aus Trier vorgeschlagen.
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VorsitzenderBecker: Es wird eben der Vorschlag gewacht, den Herrn Abgeordneten
Laeis aus Trier als Stellvertreter zu wählen.

Abgeordnetervon Beulwitz: Ich darf bemerken, daß die versammelten17 Herren sich
auch darüber schlüssig gemacht haben, wen sie als Stellvertreter wählen »vollen für den Fall, daß
als Mitglied Herr Keller gewählt wird und daß sie, ebenfalls einstimmig, in Vorschlag gebracht
haben, das hohe Haus möge als stellvertretendesMitglied dcu Herrn Ernst Laeis aus Trier
wählen. (Bravo!)

Vorsitzender Becker: Auch Herr vuu Bculwitz empfiehlt die Wahl des Herrn Laeis als
Stellvertreter.

Aktlamatiunswahl wird ebenfalls beantragt?
AbgeordneterUi-. Klein: Ja!
VorsitzenderBecker: Sie kann nur stattfinden, wenn niemand Einspruch erhebt. —

Einspruch wird nicht erhoben. Dann stelle ich fest, daß das hohe Haus beschlossenhat, die Wahl
durch Zuruf eintreten zu lassen, und als Stellvertreter den Herr» Laeis ans Trier gewählt hat.

Ich frage Herrn Lneis, ob er die Wahl cmuimmt. (Zuruf: Ist nicht da!) Herr Laeis ist
nicht anwesend. Damit ist der Gegenstandfür heute erledigt.

Wir kommen zum GegenständeNr. 18
Autrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Prvviuzial-
ausschusses, betreffend die Wahl der zur Mitwirkung bei den Geschäften
der Rentenbank für die Provinz Westfalen, die Nhcinpruvinz und die
Provinz Hessen-Nassau in Münster berufenen Kommissare der Provinziell
Vertretung und deren Stellvertreter, und Vornahme der Wahlen.

Berichterstatter ist ebenfalls Herr AbgeordneterDr. Kaufmann.
Berichterstatter Abgeordneter vi-. Kaufmann: Meine Herren! Der Pruvinziallaudtag

hat für die Mitwirkung und Kontrolle bei den Geschäften der NcntenbankZwei Abgeordneteund
zwei Stellvertreter ans die Daner von zwei Iahreu zn wählen.

Der 45. Landtag hat iu der Sitzung vom 16. März 1905 gewählt: Als Kommiffarcdie
Herren Pruuinzial°LaudtngöabgeurdueteGeheimratFreiherr von Lutz und den Ncgicruugs-Prä'sidcutcn
Freiherr» vuu Huuel, als Stellvertreter die Herrrn Pruviuzial-LandtagsabgeordueteuGutsbesitzer
Kirchmaun und GeneraldirektorSchulz-Brieseu.

Die I. Fachtommissiouschlägt vvr, die Wahl nunmehr vorzunehmen,und zwar mit der
Maßgabe, daß sie so lange Geltnng hat, bis der Landtag eine Neuwahl tätigt.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat Herr AbgeordneterMichels.
AbgeordneterMichels: Meine Herreu! Ich möchte mir erlauben, Ihnen zur Wahl

vorzuschlagen: Als ordentlicheMitglieder die Herren Freiherr von Dalwigt nnd Freiherr» von
Huuel und als stellvertretende Mitglieder die Herren Gutsbesitzer Kirchmauuund KommcrzicuratHneck
und gleichzeitig zu beantragen, daß die Wahl durch Zuruf vorgenommenwird.

Vorsitzender Becker: Die Herren haben die Vorschlägegehört nnd außerdem den Antrag,
die Wahl durch Zuruf zu tätigen. Das ist zulässig, wenn keiu Einspruch erfolgt. ^ Einspruch
erfulgt nicht. Dann stelle ich das fest und darf auch wohl feststellen,daß die Versammlung die
Wahl der eben bezeichneten Personen getätigt hat.

Wir kommen zum
Antrag der I. Fachkommission znm Bericht und Antrag des Prouiuzial-
ausschusses, betreffend eine Aenderung des zweite» Provinzialstatuts.
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Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. Neven Du Mont.
Berichterstatter AbgeordneterDr. Neven DuMont: Weine Herren! Der 46. Pro-

viuziallandtag hat in seiner Sitzung vom 16, Februar 1906 beschlossen, einen ärztlichen Berater
für die Laudesvenualtung in Sachen der Landes-Versicherungsnnstaltund der landwirtschaftlichen
Bcrnfsgcnosscnschaft zu ernennen.

Es hat sich mm in Ausführung dieses Beschlusses die Notwendigkeit ergeben, diesen neuen
Beamten in die Kategorie derjenigenBeamten einzureihen, die dein Herrn Landcshauptmanu mit
beratender Stimme an die Seite gestellt werden. Dadurch ergibt sich aber die Notwendigkeit,daß
der § 1 des zweiten Statuts für den Provinzialvcrband abgeändertwird, indem nämlich in diesem
Statut die Zahl der Beamten dieser Kategorie festgelegt wurden ist. In diesem Statut ist nämlich
festgesetzt,daß es in diesen Stellungen 10 Obcrbeamte und drei obere bautcchnischeBeamte geben
soll. Wenn daher ein derartiger Medizinalbcamterernannt werden soll, so muß diese Zahl über¬
schrittenwerden.

Nnn hat sich aber auch sonst die Notwendigkeitergebe», und sie wird sich in der Folge
bei den stets wachsenden Geschäftender Pruuinzinlverwaltnng noch mehr ergeben, daß in diese
Kategorie seitens des hohen Hauses mehr Beamte hiueinvcrsetzt werden können, als das bis jetzt
der Fall ist. Es sind nämlich allein bei der Zcntralverwaltuug im Jahre 1895 115 056 Sachen
zn erledigengewesen, während im Jahre 1905 diese Zahl schon auf 199 581 augeschwollcu war.
Bei der Landes-Versicherungsnustaltergibt sich ein noch größeres Steigen. Dort gingen im Jahre
1895 62 400 Sachen ein, 1905 waren schon 293 642 zu erledigen, und bei der landwirtschaftlichen
Bcrufsgenosseuschaft ist ebenfalls die Zahl der Gcschäftseingängc von 21 771 im Jahre 1895 auf
66 853 im Jahre 1905 gestiegen.

Es ergibt sich daraus, daß es Zweckmäßiger ist, wenn dieses Provinzialstatut so gefaßt wird,
daß die Zahl dieser Beamten in keiner Weise mehr beschränkt wird.

Gleichzeitigist aber auch notwendig, daß der neue Beamte, also dieser Mediziimlbeamtc,
eine,, entsprechenden Titel bekommt, damit er durch diesen Titel gleich über ähnliche Beamte empor
gehoben und der Charakter seiner Stellung dadurch festgelegt wird.

Die I. Fachkommissionschlägt Ihnen daher in Uebereinstimmung mit dem Proviuzialausschuß
vor, diesen! Beamten den Titel Landesmcdizinalratbeizulegen.

In Verfolg dieser ganzen Erwägungen soll daher durch Ihren heutigen Beschluß ein
Nachtrag zu dem zweiten Statut für den Provinzialvcrband der Rheinpruvinzgeschaffen und diesem
Nachtrag folgender Wortlaut gegeben werden:

„Dem Landeshauptmann werden zur Mitwirkung bei Erledigung der Geschäfteder
gesamten komninnalen Pruviuzialvcrwaltung, mit Ausschluß der Provinzial-Fenerverstchc-
rungsaustlllt und der Landcsbank der Rheinpruvinz, obere Verwaltung^- uud obere bau¬
technischeBeamte mit beratender Stimme zugeordnet.

Außerdemwird dem Landeshauptmannzur Erledigungmcdizin-tcchnischer Angelegenheiten
insbesonderebei der Landes-VcrsicherungsaustaltRheinpruvinz uud der Rheinische« laudwirt^
schaftlichcuVerufsgeuufseuschaft,eiu uberer ärztlicher Beamter mit beratenderStimme zu¬
geordnet, welcherden Titel „Landesmedizinalrat"führt und in der Anstellungals Landesrat
zu behandelnist.

Die Zahl der oberen Verwaltuugs- uud der ubereu techuischcuBeamtcu wird bei der
Feststellungdes Haushaltsplans ans Vorschlag des Provinzialansschusses seitens des Provinzial-
laudtagcs nach dem jeweiligen Bedürfnis bestimmt,"

20
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Es ist hierzu »ur noch zu bemerken, daß dieser Wortlaut im allgemeinen dem ersten
Vorschlagedes Prouinzialausschnsscsentsprach,daß aber in dem zweiten Absatz die Worte, „daß
der Mcdizinalrat in der Anstellung als Landesrat zu behandelnist", in Uebereinstimmung mit dem
Pruvinzialausschußdnrch die I. Fachkommission beigefügtwurden sind.

Ich bitte Sie daher, diesem Vorschlageder I. Fachkommission Ihre Zustimmungzu geben,
Vorsitzender Becker: Ich eroffne die Verhandlung — schließe dieselbe, da sich niemand

zum Wort meldet, und darf wohl feststellen,daß das hohe Haus dem Antrage seiner I, Fach-
kommission beigetretenist, also den Nachtrag zum Statut angenommenhat.

Dann kommen wir Zum nächsten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der 1, Fachkommission znm Bericht nnd Antrag des Provinzialaus-
schusses, betreffend die Wahl eines Landesrats, uud Vornahme der Wahl.

Berichterstatter ist ebenfalls der Herr AbgeordneteDr. Neuen Du Mont.
BerichterstatterAbgeordneterI)r. Neuen Du Mont: Meine Herren! Durch die Ueber¬

nahme des Laudesrats Vorster auf die Feuerversicheruugsaustaltist die 10. Stelle der Landesrätc frei
geworden. Die I, Fachkommission schlägt Ihnen iu Uebereinstimmungmit dem Proviuzialausschuß
vor, heute zu beschließen, diese Wahl uorzunehmeuund ihr die fulgendeu Vcdiugungeu zugrunde
zu legen:

1. Die Wahl erfolgt auf 12 Jahre; das Anfangsgehalt wird auf 6000 Mark festgesetzt.
2. Der Gewählte ist gehalten, ans Beschluß des Proviuzialausschussesdie Geschäfte als Mit¬

glied oder stellvertretendesMitglied des Vorstandes der Landcsversicherungsaustaltim Haupt¬
oder Nebenamt zu übernehmenoder sich bei der Zentralstelle nach Anordnung des Landes¬
hauptmannes, insbesondere auch unter einem anderen oberen Beamten, welcher als Abtei-
lungsdirigeut fungiert, zu beschäftigen.

3. Der Gewählte muß sich verpflichten, ohne Genehmigungdes Provinzialausschusscskeiu Mandat
für eine politische Kürperschaft oder in die Gemeindevertretungzu übernehmen, wenn ihm
für Letzteresein gesetzlicherAblehuuugsgruudzur Seite steht.

4. Die peusiuusfähigeDienstzeit beginnt mit dem 1. April 1904.
VorsitzenderBecker: Wünscht jemand hierzu das Wort? — Das ist nicht der Fall.

Dann schließe ich die Verhandlung und stelle die Geuchmiguug dieser Austclluugsbedingungenfest.
Dann kämen wir zur Wahl selbst.
Berichterstatter Abgeordnetervi-. Neven DnMunt: Ich bitte ums Wort.
Vorsitzender Becker: Bitte!
BerichterstatterAbgeordneterI)r. Neven Du Mont: Meine Herren! Da Sie beschlossen

haben, diese Wahl zu tätigen, so habe ich Ihnen im Auftrage der I. Fachkommission desbezüglich
einen Vorschlagzu macheuuud zwar: deu Herrn Dr M-. Karl Bossen in diese Stelle zu wählen.

Herr Dr, Bussen ist Ihnen uud der Provinzialverwaltung kein Fremder. Er ist schon
bisher im Dienste der Landesverwaltungbeschäftigt gewesen und zwar iu der Straßeuvcrwaltuug,
ist dann aber in die Provinzial-Feuerversicherungsanstaltübernommenund auf 12 Jahre als Landes¬
versicherungsratgewählt worden. Seit einem Jahre ist er wieder in der Straßcnverwaltnug tätig.

Die weiteren Personalien des Herrn Vosscn liegen hier ebenfalls vor, uud ich bin
bereit, sie auf Wuufch mitzuteilen. Da es sich aber um einen älteren Bcamteu der Provinzial¬
verwaltung handelt, so sehe ich davon ab, wenn es nicht anders besondersgewünscht wird.

Ich habe daher die Ehre, Ihnen im Namen der I. Fachkommission vorzuschlagen,die
Wahl auf Herru Vosseu zu leukcu und ihn durch Akklamationzu wählen.
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VorsitzenderBecker: Wünscht jemand zu diesem Vorschlage das Wort? — Das ist
nicht der Fall.

Die Wahl durch Akklamationkann erfolgen, wenn von keiner Seite Einsprucherhoben
wird. - Einspruchwird nicht erhuben. Dann stelle ich fest, daß Sie durch Akklamation wählen
wollen und daß Sie durch AkklamationHerrn Vossen zum Laudesrat gewählt haben.

Ist Herr Vossen anwesend? (Wird verneint.) Dann kann er ja nachher die Erklärung
abgeben, ob er die Wahl annimmt.

Dann, meine Herreu, ist dieser Gegenstandder Tagesordnung jetzt erledigt.
Wir gehen über zum > - ,

Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht nnd Antrag des Provinzial
ausschusses, betreffend die Wahl eines oberen ärztlichen Beamten (LandeS-
medizinalrats), und Vornahme der Wahl.

Berichterstatterist ebenfalls Herr AbgeordneterDr. Neven Du Mont.
BerichterstatterAbgeordneter I)r. Neven Du Mont: Meine Herren! Die Abändernng des 5 I

des Provinzialstatuts hat nicht eher Rechtskraft als bis die landesherrliche Bcstätlgnng dieses ^hrcs
Beschlusses stattgefundenhat. Da dem Proviuzialausschußaber sehr viel daran liegt, daß nicht erst
im nächsten Jahre ein Beamter in diese Stelle gewähltwerden kann, so schlägt Ihnen der Provmzlal-
ausschuß vor, heute schon die Wahl zu tätigen nnd einen Herrn in diese Stelle zu wählen, der
natürlich nur daun in dieselbe eintreten kann, wenn diese Abändernng des Provinzlalstatnt- und
alles was damit zusammenhängt,die vorgeschriebenehöhere Genehmigunggefunden hat. Nie 1.
Fachkommission schlägt Ihnen daher vor, die Wahl heute zu tätigen.

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemandzum Wort. - Dann schließe 'ch d« Ver°
handlnng und stelle fest, daß das hohe Haus die Wahl heute tätigen will. Ich bitte um Vorschlage

BerichterstatterAbgeordneterDr. Neven DuMout: Darf ich ums Wort bitten?
Vorsitzender Becker: Bitte! ^ c^< « «
BerichterstatterAbgeordneterDr. Neven DuMont: Meine Herren! Da Siebeschlossen

haben, diese Wahl zu tätigen, so habe ich Ihnen im Anftrage der I. Fachkommission m Ueberein¬
stimmung mit dem Provinzialansschuß den Vorschlag zn machen, den Herrn Dr. mecl. Hans
Liniger in diese Stelle zn wählen. ^ . „> ^ ^- ^ ....^

Herr Hans Liniger ist geboren am 28. April 1863 in Iülich, hat m Bonn studmt >md
sein Staatsexamen mit „gut" abgelegt, hat dauu am Krankenhauseder .'Barmherz,ge>^m°r
in Bonn uuter Professor Witzel weitere Studien gemacht und in Leipzig promoviert. ^'« ^ayre
1893 wurde er Sekundärarzt und 1896 Oberarzt au dem genannten Krankenhanfe.^ ^ ^
November 1902 habilitierte er sich als Privatdozent für VerfichernngsmediziN an der " "er'w
Bon». Da im Krankenhaus der „Barmherzigen Brüder" Unfallverletzte b° «ndel w reu ha te
er Gelegenheit,viele Erfahrungen auf dem Gebiete der Gutachtertätigkeitzn sam"'^ «'id «Z

anch der Grnud, weshalb Ihnen der Provinzialansschußgerade diesen Herrn zur Wahl m diest

^ " M?en Fall, daß Sie Ihre Wahl ans diesen Herrn lenken wvllen, schlägt Ihnen der
Proviuzialausschußvor, daß Sie folgendesbefchlicßen möchten: "„^., U^,„l„,

„Provinziallandtag .volle den Dr. me6. Hans Liniger znm oberen arztlichenBeamten
(Landesmedizinalrat)wählen und der Wahl f^mde BediNgimgen zugrimdelegm:
1 Die Wahl erfolgt auf 12 Jahre und unter der Bedingung,daß die Wahl erst dann

' in Kraft treten foll, nachdem die vom Provinziallandtag befchlosfeneAendernngdes
zweitenProvinzialstatuts die Allerhöchste Genehmigungerhalten hat.
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2. Der Gewählte muß sich verpflichten,ohne Genehmigung des Proviuzialausschusses
kein Mandat für eine politischeKörperschaft oder in die Gcmeindcvertretuugzn
übernehmen,wenn ihm für letzteresein gesetzlicher Ablchuuugsgrundzur Seite steht.

8. Das Anfangsgehalt wird auf 6500 Mark festgesetzt.
4. Auf die pensionsfähigeDienstzeit wird die im Provinzialdieuft verbrachte Zeit vom

1. Januar 1906 ab angerechnet."
Ich möchte Sie im Auftrage der I. Fachkommission bitten, die Wahl auf diesen Herr»

zn lenken.
Vorsitzender Becker: Meine Herren! Es wird also vorgeschlagen, daß Sie Herrn Liniger

zum oberen ärztlichen Beamten wählen möchten und es ist der Autrag auf Atklnmationswahlgestellt wurden,
Es meldet sich niemand zum Wort. Es erhebt auch niemand Einspruch gegeu die

ANamationswahl.
Daun darf ich feststellen, daß Sie durch Akklamationwählen wollen und daß Sie den

Herrn Liniger zum oberen ärztlichen Beamten (Landesmcdizinalmt) uutcr den vorgetragenenBc-
diuguugeugewählt haben.

Damit ist der Gegenstanderledigt.
Dann kommen wir zum

Autrag der I. Fachkommission zum Bericht uud Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Bewilligungen aus dem Dispositionsfonds des
Provinziallandtages,

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnetevon Groote.
Berichterstatter Abgeordnetervon Groote: Meine verehrten Herren! Ich habe Ihnen

uameus der I. Fachkommission zn berichtenüber die Verteilung des sogenanntenStändefonds, des¬
jenigen Fonds, welcherbekanntlichfeit vielen Jahrzehnten aus Ucbcrschüssen der Lanocsbank —
früher der Pruviuzial-Hilfskasse— dem Pruuinziallandtag znr Verfügung gehaltenwird, um daraus
die Erhaltung des reichen Schatzes an Denkmälern der Geschichte und Knust in uusercr Proviuz,
sowie hiermit nahe verwandte Zweckezu fördern. Nachdem vor einigen Jahren, zn Zeiten der
Finanznötc, diesem Fonds ganz vorübergehend80 000 Mark entzogenworden waren, stießen ihm
jetzt wieder, uud hoffentlich auch für alle ferneren Zeiten, 120 000 Mark jährlich aus den Ucber-
schüssender Landesbank zu. Dazu kommt ein aus dem Vorjahre verbliebenerBestand von rund
16 700 Mark und eine Zinfeueinuahmevon 4100 Mark, fu daß 140 800 Mark zur Verwcuduug
gelangen können. Diese Summe ist aber durch frühere Beschlüsse des Proviuziallaudtags bereits
mit folgendenZuwendungenbelastet:

1. für die Koste» der Deukmalstatistit22 000 Mark;
2. die furtlaufende Beihilfe für die Herstellung des historischen Atlas mit 3000 Mark;
3. die III. Rate der für die Wiederherstellungdes Wctzlaer Domes bewilligtenBeihilfe von im

ganzen 100 000 Mark mit 20 000 Mark.
4. Die II, Rate der für die Wiederherstellungder Lndwigstirche in Saarbrücken bewilligten

Beihilfe von 6000 Mark,
5. Die II. Rate für die Aufnahme der gotischenWandmalereien in den Rhcinlandeu mit

2000 Mark.
Ich darf hier gleich bemerken, daß es in der Drncksachc 15 irrtümlich heißt „für die

Aufnahme und Veröffentlichung der gotischen Wandmalereien". Der Zuschußder Proviuz dieut
vielmehr nur für die Aufnahme, während die Kosten der Veröffentlichungmit derselbe» hochherzigen
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Mnnifizenz wie bei Veröffentlichungder romanischen Wandmalereien von dein Herrn Geheimen
Kummerzicnrat Emil von, Rath in Cöln übernommenworden sind, (Beifall!) die Worte „nnd
Veröffentlichung"müssen demnach in der Vorlage gestrichen werden.

Außerdemsollen nach einem Beschlusse des Prooiuziallandtages - wenn ,ch incht irre -
oom vorigen Jahre 3000 Mark zurückgehalten werden, um die unterstützte» Bcmarlmten durch
sachkundige Techniker überwachen und leiten zn lassen,

'Damit würden 56 000 Mark bereits ihre Verwendunggefnndenhabe», und es bleiben
zur Verteiluug uoch 84 600 Mark. Was um, die Beihilfe,, anbelaugt, welche hieraus zu leiste»
fi»d. so hat I, Fachkommission sich in allen Punkte,, den Vorschlägen des Proomzmlauslchusses
angeschlossen. Diese Vorschlägesind durch die der Drucksache beigefügte»Gutachten des Herrn
Prooinzial-Kouservatorsso eiugehend begründet, daß Sie es nur erlasse,, werde», memerse, 3 nochmals
ans jeden einzelnenVorschlageinzugehen, Sie werden ans diesen, Gutachten ersehen haben, wie ,n
sorgfältigsterWeise alle» in Betracht kommendenGesichtspunkten Rechnung getragen wird wie
insbesonderegeprüft wird einerseits der Wert nnd die Bedeutung des Denkmals, sowie Art nnd
Umfang der notwendigenErhaltungsarbeiten, andererseits auch die Heranziehungder an der ^
Haltung sonst noch beteiligten Kreise zn den Kosten, und schließlichdie möglichstesicherstelln»ggegc»
eine» künftigenweiteren Verfall, N»r einige Verwendungszweckeglaube ich „och besonders hervor¬
heben zn sollen. Unter Nr, 5 nnd 6 der Zusammenstellnngfinden Sie zwei Unternehmnugeu
angeführt, bei welchen es sich nicht um eine Erhaltung im engerenSmue handelt,

1 Den Ausbau des Schlosses Burg a. d. Wnpper, der bekannten großartigenBurgaulage,
des »ationalen Denkmals der Bergischen Lande. Die Provinz hat dieses Unternehmen r.cher
bereits mit 45 000 Mark »»terstützt. Die übrige» Koste», mehrere Md w
freiwilligenBeiträgen, namentlich von bergischenFrennden aufgebracht worden. Anch Seme «
der Kaiser hat sei» lebhaftes I»teresse d.nch Ueberweism.g von 40 000 Mar, aus d°m l er o

Dispositionsfonds bekundet. Noch aber ist eine Reihe von we,tere»Aufgaben z» er nl^m ch

der B ngba, verein aus eigeuen Mitteln nicht gewachsen ist. zumal er noch erheb 'che SelM
decken hat. Es wird Ihnen daher vorgeschlagen, nochmals eme Bechlfe von 25 000 Mark zn
bewilligennnd hiervon die erste Rate mit 12 500 Mark i» diesen, Jahre emznstellem

A» zweiter Stelle habe ich z» erwähne», die beabsichtigte Abformungder ^ge S l'
eines großen, römischen Grabdenkmals in den, Dorfe Igel i» der Nahe von Tr.er. D,esev hoch^

bedentmne Denkmal ans roten, Sandstein mit seine» reiche», anch t^histm-ifth a» erst wettvoN
figürlichen Darstellungen geht immer mehr dem Verfalle
änzlich angeschlossen. Inwieweit eine Sichernng gegen d,e fort,chre,te»deVerwüt rung mög! h

^ soll noch'n'ä er „ntersnchtwerden. Gleichzeitig soll das Denkmal vollst^ «w «^
»m wenigstensein getrenes Abbild seiner jetzigen Form zn erha en. du "tcr^ staMg
Beton ansgeführt nnd bei dem Provinzialmnsenmin Trier A.Gel nng sinde» soll. D.e Koste»,
dere» Bewillignng Ihnen vorgeschlagen wird, sind auf 10 000 «geschätzt.

Bei den übrigen Vorschlägen des Provinzialansschusses bezw. der I. ^chtommsston la.idelt
es sich ledl ich u de Erhaltuug vou Deukmäler». Wir finden da ,„ gewo uter We.se eme
arone ^»ll vou Kirche» m hrere B»rgr»i»e» nnd zwei StadtbefestigMM». Unter den letzteren

> el^ besonders Erwäg»., t.u, zn sollen das malenstl) nn
e g „ Er ttal eingebettet, sich vor anderen altbefestigte»Städten dad.nch an ze.ch et daß s
Mmnrrin »och ei» vollstä»dig geschlossenerist »,,d i» eige.mrt,ger Weye d,e ^rf' welch a.g,
Städtche» dnrchfließt. mit i» die Befestignngsanlageneinbezwht. U», de» d.nch Emst.nz nnd
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Abbröckelnsehr gefährdeten Instand des Mauerwerks und damit den wesentlichsten Teil des
iuteressautenaltertümlichenStädtebildes zu erhalten, sind umfassende Maßnahmen erforderlich, die
einen Kostenaufwandvon mindestens17 000 Mark erfordern werden, wuzn Ihnen die Bewilligung
einer Beihilfe von 10 000 Mark vorgeschlagen wird.

Unter den Burgruiueu sind zu nennen die Burg Lichteuberg im Kreise St. Wendel, zu
deren Unterhaltung die Provinz schon früher 5000 Mark beigesteuert hat, und woran sich im übrigen
auch der Fiskus und der Kreis mit erheblichen Mitteln beteiligt haben, ferner die Burgruine
Blankcnheim, für die allerdings zunächst noch ein unterhaltungspflichtigerEigentümer gesucht
werden muß, da sie tatsächlich herrenlosesGut ist, wovon der Fiskus aber bisher Bedcuken getragen
hat, Besitz zu ergreifen. Es wird angenommen,daß wahrscheinlich der Fiskus, vielleicht aber auch
eine Vereinigung rheinischer Familien mit Rücksicht auf ihre Bcziehungeuzu dem alten Dyuasten-
geschlechtder Grafen von Manderscheid-BlankenheimEigentum und Unterhaltnngspflichtübernimmt.
Nnr unter dieser Bedingung sollen die jetzt notwendigenErhaltungsarbeiten von der Provinz aus¬
geführt werden.

Die kirchlichen Denkmale, deren Erhaltung gefördert werden soll, verteilen sich wieder auf
beide Konfessionen und auf alle Teile der Provinz.

Hervorhebenmöchte ich darunter:
1. Die alte Schloßkapellebei der Burg Bürresheim im Kreife Mayen. Es wird Ihnen

vorgeschlagen, die Kosten der Instandsetzungmit 0000 Mark ganz auf die Provinz zu übernehmen.
Die äußerst malerische uud architcktouisch reizvolleBurg, die sich würdig der vielbewuudertcnBurg
Eltz au die Seite stelleu kauu, ist seit einigen Jahren im Besitze des Grafen Nenesse, der auf die
Herrichtung ihrer Hauptteile erhebliche Kosten verwendet hat. In dem abseits gelegene«ältesten
Teile des Schlusses,der noch als Ruine daliegt, ist die alte Vurgkapellceingebaut, die für den Be¬
sitzer kein Interesse hat, weil der bewohnteFlügel der Burg bereits eine vollständig eingerichtete
Kapelle besitzt. Die Wiederherstellungder altcu Schloßkapcllcwäre vom Standpunkte der Denk¬
malpflege dringend erwünscht, und würde gleichzeitigGelegenheit bieten, eine Reihe bedeutsamer
Renaissance-Denkmäler,welche in der ganzen Burganlage verstrcntsind, aufzustellen.Die Bewilligung
soll jedoch nur unter der Bedingung erfolgen, daß Maßnahmen getroffenwerden können,um die
Kapelle dauernd dem Publikum zugänglichzu halten.

2. Auch die Wiederherstellungder Genovefakirchebei Thür im Kreise Mayen erfordert
eine erhebliche Beihilfe im Betrage von 7000 Mark. Die Kirche liegt einsam im Felde, war lange
Zeit im Privatbesitz und ist erst vor knrzem von der PfarrgemcindeThür erworben worden. Die Aus¬
führung der notwendigsten Erhaltungsarbeiten ist mit Rücksicht auf den kunstgeschichtlichenWert des
Bauwerks und anf dessen stark vorgeschrittenen Verfall dringend geboten. Die kleine Gemeinde,
welche für ihre nächsten kirchlichen Bedürfnisseschon erhebliche Opfer zu bringen hat, kann sich an
den Kosten kaum beteiligen. Es steht jedoch in Aussicht, daß von anderer Seite weiter geholfen
wird, wenn die Provinz von den auf etwa 12 000 Mark geschätztenKosten 7000 Mark übernimmt.

3. Schließlichhabe ich noch zu erwähnen die Wiederherstellungen im Innern der St. Andreas-
Kirche in Cüln. Es könnte vielleicht auffallen, daß eine alte Kirchengemeinde der Stadt Cöln die
Hilfe der Provinz in Anspruch nimmt. Die Kirchengemeindehat jedoch schon sehr erhebliche
Kosten — etwa 250 000 Mark — für Wiederhcrstcllungsarbeitenaufgebracht, sie hat noch eine Schuld
von 125 000 Mark abzutragen und sieht sich genötigt, bald noch weitere Nestanrntiunsarbeitenvorzu¬
nehmen. Die Leistungsfähigkeitder Pfarrcingesessenenist demgegenüber sehr zurückgegangen, da im
Pfarrbezirl iu den letzten Jahren eine Reihe von großen öffentlichen Gebäuden - - die Hauptpost,
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die Reichsbankund verschiedeneandere große Vankpalästc— aufgeführt worden sind, denen andere
^ und zwar gerade steuerkräftigc — Einwohner weichen mußten. Deshalb muß auch schon eine
Kultussteuer von 30°/« erhobenwerden, mehr als in irgend einer anderen Kirchengemeinde Cölns.
Eine Unterstützungdurch die Provinz erschien daher umsomehr gerechtfertigt, als es sich namentlich
um die Sicherung und Wiederherstellungvon knnstgcschichtlichüberaus wertvolle« frühgotischcn
figürlichen Malereien handelt, die nicht länger hinausgeschoben werden kann.

Es wnrde aber in der Kommissionmich noch ein anderes Bedenken erörtert, nnd ich bm
ausdrücklich beauftragt, dieses Bcdenkeuhier zur Sprache zu bringeu. Die bisherigenWiederhcr-
stellungsarbeitenumfassen nämlich unter anderem auch eine Ausmalung des Mittelschiffs,die hin¬
sichtlich der figürlichenDarstellungennicht nnr nach dem Urteile des Herrn Prooinzial-Konscrvators,
sondern anch derjenigen Kommissionsmitglicder,welchesie in Augenschein genommen haben, vom
künstlerischen Standpunkt — gelinde gesagt - - als eine grobe Geschmacklosigkeitund Verunstaltung
bezeichnet werden müssen. Da auch in vielen anderen Fällen die Beobachtunggemacht worden ist,
daß die Ausmalung von Kirchen hänsig in einer Weise erfolgt, die mit künstlerischenund ästhetischen
Rücksichten nicht in Einklang zu bringen ist, die vielmehr geeignet ist, den kunstgeschichtlichcn Wert
eines Denkmals herabzusetzen, so schien es geboten,ausdrücklich darauf aufmerksam zu machen, daß
die Provinz künftig nicht mehr mit ihren Mitteln beisteuern kann, wenn es bei früheren Wieder-
hcrstcllungs-oder Instandsetzungsarbeiteuverabsäumtworden ist, die zuständigen Organe der Denk¬
malpflegezuzuziehen und wenn infolgedessenerheblicheFehler gegen die Grundsätzeder Denkmalpflege
sowie gegen kttnstlrrische Rücksichten vorgekommen sind. Eine solche Stelluuguahme der Provinz
erscheint umsomehr gerechtfertigt,als auch die höheren kirchlichenBehörden in dankenswerter Weise
denselben Standpunkt vertreten. rv <- ^.° '

Die I. Fachkommission beantragt in Uebercinstimmnng mit dem Provinzmlansschnßdie m
der Zusammenstellungans Drucksache 15 uuter 1 bis 24 vorgeschlageueu Beihilfe,, nn Gesamt¬
beträge von 140800 Mark aus dem Dispositionsfondsdes Provinziallandtages zu bewilligen.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung. (AbgeordneterDr. Neven DnMont:
Ich bitte ums Wort!) Das Wort hat Herr AbgeordneterDr. Neven Du Mont

AbgeordneterDr. Neven DuMont: Meine Herren! Ich möchte anschließendan die letzten
Worte des Herrn Berichterstatters mir noch ein paar Bemerkungen uud eine Anfrage an die pro-
vinzialverwaltung gestatten. Wie Sie gehört haben, hat diesmal aus dem Dispositionsfondsanch
die Stadt Cöln für ihre Andreaskirche einen ziemlich erheblichen Beitrag bekommen.^ saf/° "'
dem hohen Landtage, der das ja wohl bewilligenwird, im Namen meiner Mitbürger verbindlichsten
Dank. Aber die Bemerkungen,die von Herrn von Groote daran geknüpft worden st«d, h"b°n doch
eine ziemliche Bedeutung. Der Konservatorder Altertümer der Provinz hat doch d,e Aufgabe und
entsprichtihr auch iu vollkommenem Maße, alle kuusthistorischwichtige» Denkmaler d.e wir besitzen,
in gewisser Weise zn überwachennnd da mit Vorschlägenan dieses hohe Haus heranzutreten^wo
die Gemeinden elbst znr Herstelluug uud Uuterhaltuug solcher Denkmäler nicht genügend Mitte
aufbringen können. Wenn das aber der Fall ist, so meine ich, müßte man <l,n
gewisses Recht zugestehe«, daß er uud seine Mitarbeiter bei deu übrigen Fragen m er Ansschmücknn
eines derartigen Gotteshanses etwas mitzuredenhätten. Gerade bei der Mdreaskirch st der Fal
eingetreten, daß der Vorgänger des jetzigen Herrn Pastors sich große Muhe gegeben hat, da
Gotteshans in möglichst würdiger Weise Herrichten zn lassen. Er ist dabei aber Nicht ganz gn
beraten gewesen. Jedenfalls sind die Malereien, die er jetzt hat ausführen lassen "ich",
Weise m.sgefallen,wie es das andere Innere des Gotteshauseserfordert hatte. Waren der Konservator
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der Altertümer und seine Mitarbeiter mit zu dieser Sache herangezogen worden, so wäre es vielleicht
vermieden wurden.

Genau so wie hier in der Audreaskirchc in Cölu, liegt es auch, wie ich gehört habe, in
der Casturkircheiu Eubleuz und in noch verschiedenen anderen Kirchen. Ich müchte deshalb die
Pruviuzialverwaltuug und vielleicht den Herrn Konservator bitten, nns doch einmal zu sagen, ob es
nicht möglich ist, in dieser Sache einen gewissen Druck auszuüben.

Es wird ja durchaus uicht gewünscht,daß die Kircheufabriken,daß die Herren Pastoren
irgendwiein ihren Rechten behindert werden. Nur müßte da, wo die Provinz mit Mitteln cim
greift, weil es sich um die Erhaltung historischer Knustdenkinälcrhandelt, auch alles im urgnuischeu
Znsammenhang geleitet und bcnrteilt werden. (Sehr richtig!)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Pruvinzial-Konscrvator Professor
Dr. Elemcn.

PruvinziabKunscrvntur Professur Dr. El einen: Meine Herren! Der Herr Abgeordnete
l)i'. Nevcn Dn Mont hat mit seinen Anregungen an eine der am heftigsten schmerzendenund der ärger^
lichsten Wunden unseres ganzen öffentlichenKunstlcbensund auch der Denkmalpflege in den Nhcinlanden
gerührt. Das Niveau dieser Kircheuausmaluugeu,von denen sowohl der Herr Referent wie der Herr
AbgeordneteNevcn gesprochen haben, ist in den letzten 20 Jahren eher ein schlimmeresals ein
besseres geworden. Es fehlt in dem Stamm der zn unserer Verfügung stehende» Kirchcumaler vor
allem an künstlerisch allseitig ausgebildetenKräften, die anch das ornamentale Gebiet gleichmäßig
beherrschen. Es fehlt dann bei einer sehr großen Zahl dieser Mater an Sinn für den eigentlich
munumentalen Stil, der auf die architcltouischeGebundenheit der ganzen Darstellung Rücksicht
nimmt. Es fehlt an koloristischem Sinn nnd an Verständnis für malerische Stimmungen. Man
kann sehr wohl lebhafte und klare Farben wählen nnd man kann einen energischenFarbenakkurd
fordern, ohne doch das mit einer unharmonischengrellen Bnntfarbigkcit zu verwechseln.

Was aber am fchlimmsten in die Angen fällt, das ist der Mangel auf figürlichem Gebiete,
Es siud in den letzten 10 Jahren in den Kirchen des Nhcinlandes, iu alten und neuen, in rein
äußerlicherNachahmungder alteu Stilformeu ohne Verständnis für ihre innere Bedingtheit Cyklen
nnd Einzelfiguren geschaffen wurden, die geradezn ein erschreckendesZeugnis für den Tiefstand des
künstlerischenKönnens auf diefcm Gebiete abgeben. Das angeführte Beispiel von St. Andreas in
Eöln, wo unzweifelhaftKirchcnvurstand nnd Geistliche des besten Willens waren, etwas künstlerisches
zn schaffen, ist nur ein Beispiel für viele. Man könnte noch eine ganze Reihe daneben anführen.
Diese groteskenFiguren, die hier geschaffensind, gleichen eher Kartentonigen als den ehrwürdigen
Heiligen und Gestalten unserer Nurstellung. Sie können unmöglicherbanlich wirken Sie müssen
ans ein jedes unbefangeneLaicnange nbstußend wirken, sie werden im äußersten Falle dem Laien
nichts sagen, ihn t'alt lassen, nnd sie müssen ans ein mir einigermaßen geschultes künstlerisches Angc
beleidigend wirken. Vor allem aber: Dieses tiefe Nivean ist geeignet, den Ruf der Knnstübnng
in den Nheinlanden, suwuhl dem Inlande gegenüber,wie vor dein Forum des Auslandes in der
bedenklichstenWeise Auszustellen. Das einzig Gute ist hierbei vielleicht das, daß diese Ausmalungen
zu einem großen Teile su unsolide ausgeführt find (Heiterkeit),daß sie jetzt schon von den Wänden
hernnterfllllcn. (Heiterkeit.) Vielleicht wird sich das 20, Jahrhundert dann später einmal des
Gencralheilmittels für solche mißratene Versuche criuueru, das in eiuem großen Eimer von weißer
Tünche nnd in einem großen Tüncherquastbesteht. Die Zahl der wirklich geluugeneu oder auch
nur erträglichen malerischenAnsschmüctnngcnist für die letzten Jahrzehnte demgegenübereine
betrübend geringe.
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Es ist ein sehr schlechterTrost und eine noch schlechtere Entschuldigung,daß es in den
Nachbarpruuinzcnebenso schlimm oder vielleicht noch schlimmer aussieht. Da müßte ebeu die Rhein
Provinz als das älteste Kunstlaud der preußische,, Monarchie, als die Provinz, die durch die nie
aussetzendeFreigebigkeit des Pruviuziattandtagcs auf dem Gebiete der Denkmalpflegesich eine
führende Stellnng erworbenhat, hier auch am frühestenund am ersten sich bestreben, diesem künst
lerischen Mißstand entgegenzutreten.

recLawr extra, et intr«, ninros. Wenn auf der einen Seite neben solchem künstlerischen
Tiefstande des zeichnerischenKönnens ganz gutes ornamentales und dekorativesKönnen uns ent
gegcntritt, so sehen wir auf der audcreu Seite bei unvergleichlich größerenkünstlerischenQualitäten
im zeichnerischenKönnen ein ebenso bedauerliches Versagen gcgeuübcrden Forderungen des monu
mentalen Stiles. Wenn wir heute immer wieder auf das Vorbild der alten Malereien hinweisen,
nnd wenn wir mit großen Kosten diese mittelalterlichenMalereien unter der Tünche hervorkmtzcn,
wenn wir sie, wie wir das jetzt im Rheinland für die romanischenund gutischen Malereien tun
dank der Munifizenz eines bekanntenKölner Mäcens in großen Publikationen der Oeffcntlichkeit
übergeben, so ist doch neben dem wissenschaftlichenZiele nicht das der praktische Wunsch gewesen,
daß wir etwa die Absicht hätten, diese Malereien nun als absolute Vorbilder hinzustellen,die mit
allen ihren Unvollkummcnheiten,Härten und Bedingtheiten sklavisch nachgeahmt werden müssen:
sondern das, was den Geist dieser alten Malereien ausmacht, ihre architektonischeGebundenheit,
den feierlich hieratischen Stil, den überall vorhandenenSinn für Ranmansfüllnng, für Größe und
für das Erhaben-Monumentale möchten wir auch in die neuen Schöpfungenübernommenhaben.
Und wir habe» doch noch Kräfte, die das vermögen.

Es wird ja niemand unternehmenwollen, ein einheitliches Gesetz zu geben, etwa für die
Stilhaltung dieser Malereien. Das eine Gesetz aber möchte man allenthalben fordern: daß ebeu
künstlerische Arbeit hier zn Wort käme. Es kommtalles darauf an, daß die Arbeiten eben von
Anfang an in die richtigen Hände gelegt werden. Die großen monumentalen Aufgaben dürfe»
nicht mehr einem Handwerkerüberlassen werden. Mau kann nicht einmal zugunsten jener schlechte,,
Handwerksarbeitdas Eine anführen, daß sie billig sei. (Zustimmung.) Denn für eine schlechte
Sache ist felbst der niedrigstePreis noch zu teuer; und wenn es unserenGemeindennicht möglich
ist, die Mittel für eine große, würdige, künstlerische Ausmalung aufzubringen, so sollten sie s,ch
eben darauf beschranken, für den wichtigsten Teil, etwa für den Chor, von Künstlerhand etwas
Bedeutendes schaffe» zn lassen und sich im übrigen mit einer ganz einfachen detoratiocn Behandlung
begnügen. So lange wir keine besseren Monumental-Maler haben, gilt als das beste Mittel eben
das Abwarten.

Unsere rheinischeProvinzialtommission für die Denkmalpflegehat seit emcm Jahrzehnt
schon über diesen Mißstand Klage geführt. Schon vor Jahren ist aus den Reihen der Provinzm!
kommission eine Sondcrkummissioneingesetzt worden, bestehend aus den ersten Sachverständigender
Provinz, Professoren von der DüsseldorferKnnstakadcmicnnd von der technischen Hochschule m
Aachen,dem Direktor des Kölner Museums, aus geistlichen Beratern und Sachverständigen vor
allem dem auch dem Landtage wohlbekanntenDomkapitnlar Dr. Schnütgc» m Coln, um diesem
Uebel tunlichstentgegenzuarbeiten. ... -

Es ist uns wohl möglich geworde», ma»chesSchlimme zu verhindern nnd mna.es znm
Besserenzu wenden. Aber damit ist noch sehr wenig erreicht. Die hohen geistlichen Behörden,
sowohl der Herr Kardinal-Erzbischofvon Cöln nnd die Herren Bischöfe von Münster und Tr.er,
nls das Königliche Konsistoriumin Coblenz haben in allen einzelnenFälle» flch ans den Boden

21,
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dieser Anschauunggestelltnnd längst in dem gleichen Sinne zu wirken gesucht. Aber es ist nicht
möglichgewesen, die Hochflut dieser Ausmalnugswünscheeiuzudämmeu.

Der staatlicheSchutz, nach dem der verehrteHerr Abgeordnetefragt, ist hier sehr gering.
Die Königlichen Behörden und die Herren Landräte, von denen ja eine ganze Reihe in diesem hohen
Hause vertreten sind, haben sehr große Möglichkeitzur direkten und persönlichen Einwirtnng, Es
fehlt aber eine gesetzliche Handhabe in allen den einzelnenFällen, wo keine öffentlichen Mittel und
keine kirchlichen Mittel zur Verwendung kommen, hier einzutreten. Sehr viel wichtiger als der
Schutz des Staates uud der Schutz der Bcdörden scheint hier der Schutz der öffentlichen Meiuuug
zu sein. Denn mit der Vorlage der Entwürfe und der Prüfung der Projekte ist doch »och sehr wenig
erreicht. Wer möchte mich Ansmalungsprojekteernsthaft korrigieren wollen! Wohl aber kann man
verlangen, daß die ganze Arbeit eben in künstlerische Hände gelegt werde.

Eiue so auserlescueKommission wie Ihre I. Fachkommission, die sich einmütig für die
Meinung ausgesprochenhat, die Ihnen eben dnrch den Herrn Referenten vorgetragen ist, und das
Votum des ganzen Provinziallandtagcs haben wohl Anspruchdarauf, vor dem ganzen Lande gehört
zu werden. Es ist aber notwendig, daß die Oeffeutlicheitselbst sich dieser Angelegenheitannimmt.
Wenn der Provinziallandtag alljährlich so erhebliche Summen für die Instandsctznngnnd für die
Erhaltung unserer alten Denkmäler ausgibt, so hat er auch ein Recht darauf zu fordern, daß unsere
Denkmäler nicht durch handwerksmäßigennd aumaßlichePscudokttnstleroder durch mißverstandene
Experimente in ihrer künstlerischen Wirknng dauernd entstellt und geschändet werden. Wenn wir
dnrch ein Denkmälerschutzgesetzeine größere Handhabe haben würden, um von Anfang an Einflnß
ans fulche Projekte zu erhalte«, uud wenn wir hier weiter auf die Nnterstützuugdurch die t'irch^
licheu Behörden rechueu könueu, so würde auch die Möglichkeitgeschaffen sein, noch vieles von dem
zu verhindern, was jetzt durch schlecht beratene Gemeinden und schlechtvorbereiteteKünstler auf
diesem Gebiete gesündigtwird. (Lebhafter Beifall.)

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand weiter zum Wort. — Dann schließe ich die
Verhandlung und darf wohl feststellen, daß das hohe Haus dem Autrage der Fachtommissioubei-
getreten ist.

Wir kommen zum letzten Gegenstandder Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zn der Petition des Försters n. D. Emil
Schlösser in Irlich, Kreis Neuwied, um Gewährung einer lebenslänglichen
Pension.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteFriderichs.
Berichterstatter AbgeordneterFriderichs: Meine Herren! Der Förster Schlösfer hat vor

etwa 11 Jahren zu einer Zeit, als er sich im Gcmeindcdienst,uud zwar in provisurifcher Anstellnng
befand, einen Unfall erlitten. Er hat es damals uerabsänmt, rechtzeitig seine Entschädigungsansprüche
bei der RheinischenLandwirtschaftlichenBcrufsgenosseuschaftgeltend zu machen, nnd ist mit seinen
Ansprüchenzunächst abgewiesenworden. Aber mit Rücksicht ans seine zahlreicheFamilie hat ihm
die Verufsgenussenschllft eine freiwillige, jederzeit widerrufliche und dem Grade seiner Erwerbs¬
beschränkungentsprechende Rente gewährt. Diese Abhängigkeit von der Vernfsgenossenschaftist
offenbar dem Schlösser nicht angenehm und hat er sich wohl darum mit sciucr Petition au den
Provinziallandtag gewandt, ihn: eine höhere, dauernde,lebenslänglicheRente zn gewähren.

Der Provinzialnnsschnß uud mit ihm die I. Fachkommission sind der Meinung, daß die
Provinz keine Mittel zn diesem Zwecke zur Verfügung hat, nnd empfiehltIhnen daher die Ablehnung
der Petition,
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Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zum Wort. — Ich schließe die Verhandlung
und stelle fest, daß das hohe Haus auch hier dem Autrage der 1, Fachkommission beigctreteuist.

Meine Herren! Wir sind am Ende unserer Sitzung,
Ich erlaube mir, Ihneu den Vorschlag zu machen, morgen unsere Sitzung um 10 Uhr

zu bcgiunen, und zwar mit folgenderTagesurduung:
1. Eingänge.
2. Haushaltsplan der Landeslmnk.
3. Aenderung des Rcglcmens über das Kassen- und Rechnungswesen der Landcsuanl,
4. Vorbericht zum Haupt-Haushaltsplan und Haupt-Haushattsplnn.
5. Wahlprüfungen.
6. Entlastung von Rechnungen,

Endlich die Wahl der noch von der IV, Fachkommission vorzuschlageudeu Herren, die mit
dem Provinzialausschuß noch eine nähere Beratung über die Vorlage Pflegen solleu.

Das wäreu die Gcgcnstäudeder morgigeuTagesordnung.
(Znruf:) Auch die Vorlage über die Vorflut würde noch auf die Tagcsorduuug kommen.
Das findet Ihren Beifall.
Wem, niemand mehr das Wort ergreift — und das ist nicht der Fall — dann bleibt es

bei morgen um 10 Uhr.
Ich schließe die Sitzuug.

(Schluß 2 Uhr 40 Miuutcn.)

Sechste Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Sonnabend, den 16. März 1907.

Beginn 10 Uhr 20 Minuten,

1. Eingänge. s . « ^,
2. Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Prouinzialausschusses,betresseno

die Regelung der Vorflnt von Wasserläufenbei Zusammenlegungen. . , „ .,
3. Antrag der IV. Fachkommission ans Benennung von 6 Mitgliedern des Prownzmllandtages,

welche vom Provinzialansschussebei Beratung der Angelegenheit wegen anderer Orgamsatiouder
Gemeindcforstverwaltuughiuzuzuziehen siud, «. n ^ >,-

4. Antrag der I. Fachkommissiou zum Haushaltsplau über die Verwaltungsi^teu der Landesbank
der Rheinprovinz für das Rechnungsjahrvom 1. April 1907 bis 31. März 1908.

5- Antrag der I. Fachkommission zum Bericht uud Autrag des Provmzmlmwschuw, betreffeud
die Aeuderuug des Reglements über das Kasseu- und Rechnungswesen der Laudesbant.

tt. Autrag der I. Fachkommissionzum Vorbericht zu dem Haupt-Haushaltsplau der genauuten
Verwaltnng sowie zn den zu demselben gehörenden Hanshaltsplänen der emzeluen Verwaltung
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zweige und Anstalten für das Rechnungsjahr vom 1. April 1907 bis 31. März 1908 und
zum Haupt-Haushaltsplan der Provinzialvcrwaltnng für dasselbeRechnungsjahr.

7. Antrag der Wahlprüfungstummissionzu dcu für dcu Provinziallandtag stattgehabten Ncn-
und Ersatzwahlen und zu dem Einsprnch gegen die Wählbarkeit des Abgeordnete» für den
Kreis Dann.

8. Antrag der I. Fachkommission auf Entlastung der bezeichnete» Rechnungenunter Genehmigung
der vorgekommenen Etatsüberschreitungeu.

9. Antrag der II. Fachkommission auf Entlastung der bezeichneten Rechnungennnter Genehmigung
der vorgekommenen Etatsuberschreitungen.

10. Antrag der III. Fachkommission auf Entlastung der bezeichnetenRechnungeu nnter Genehmigung
der vorgekommenen Etatsuberschreitungen.

11. Antrag der IV, Fachkommission ans Entlastung der bezeichneten Rechnungen nnter Gcnchiuiguug
der vorgekommenen Etatsüberschreitnngeu,

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Sitzung,
Das Protokoll über die Plenarsitzungvom 15, d, Mts. liegt auf dem Tisch des Hausesoffen,
Schriftführer für die heutige Sitzung sind die Herren Abgeordneten von Grootc und Lehwald,
Ehe wir in die Tagesordnung eintreten, hat zunächst der Herr Abgeordnete Eonze nms

Wort gebeten.
AbgeordneterConze: Meine Herren! Ich habe mir das Wort vor der Tagesordnung

erbeten, um Ihnen eine kurze Mitteilung über deu Besuch der II. Fachkommission in Fichtenhain
nnd in Iohmmisthal zn machen, der gestern stattgefundenhat. Ich tue das in der Absichtund in
der Hoffnung, daß das Weuige, was ich Ihuen mitzuteilen habe, viele Kollegen veranlaßt, das
nachzuholen,was wir gestern genosfen haben.

Es tat mir leid, daß das schlechte Wetter manche Herren veranlaßte, schon früher um¬
zukehren, so daß mir weuige das schöne Werk in Iuhannisthal gesehen haben.

Sowohl Fichtenhain wie Iohannisthal sind Anstalten, die wir, denen hier die Pflege der
provinziellenAngelegenheitenauf humanitärem Gebiete anvertraut ist, fehen müssen, nm in dieser
Vollständigkeitzu schauen, was geleistet werden kann. Fichtenhain macht ja angenblicklichnoch nicht
den Eindruck,den es künftig macheu wird, wenn erst eine grüne Umgebung geschaffen sein wird.
Aber auch jetzt macht der große Kranz der schönen Gebäude einen sehr wohltuendenEindruck. Wir
haben von der ganzen Verwaltnng und der Leitung die zuversichtliche Ueberzeugunggewonnen, daß
das Ziel, das man sich dort gesteckt hat, die Fürsorge für verwahrlosteJungen, in vollstemMaße
erreicht werden wird. Die leitenden Persönlichkeitenscheinen uns dafür die Gewähr zn bieten.
Anch die innere Einrichtung ist durchaus angemefsen, schon und geräumig und für deu Körper wie
flir den Geist förderlichin vollstemMaße ausgestattet.

Die größte Sehenswürdigkeitist Iohauuisthal, uud ich zögere nicht zn sagen, daß auf
uns, die Besucher,diese herrlicheAnstalt den Eindruckgemacht hat: daß sie eine Sehenswürdigkeit
der Rheinprovinz ist. Wenn Sie die großen Summen hören, die dafür verausgabt worden sind,
dann vermuten Sie, es sei eine sehr luxuriöseAnstalt. Das ist aber keineswegs der Fall. Sie ist
nur opulent in Benntzung des Ranmes. Die innere Ausstattung ist in der Tat einfach, aber von
einem Manne geleitet worden, der Gefühl für Form nnd Farbe hat. Harmonifch ist das Ganze
von vorne bis hinten, vom Feftsanl bis zur eiufacheu Badezelle. Auch die Leitung des Herrn
Direktors gab uns Gelegenheit,die Verwaltnng in vollsten, Maße kennen zn lernen. Was uns
anfs angenehmste überraschthat und im Gegensatz zn dem, was ich früher in solchen Anstalten
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gesehen habe, mich sehr angenehmberührt hat, war der Umstand, daß wir eigentlichalle Kranke
rnhig gefundenhaben. Wir waren auch längere Zeit in der Unrnhigcn-Station. Aber alles das,
was ich bei früheren Gelegenheitengehört habe, ein Geräusch, Schreien, Toben, namentlich bei
Frauen, ist durchaus vermieden. Das Ganze macht einen äußerst wohltuenden Eindruck.

Ich möchte die verehrten Herren Kollegenbitten, recht bald die Gelegenheitzu benutzen,
diese beiden Anstalten, insbesondereaber Iuhmmisthal, sich anzusehen, mit Rücksichtdarauf, daß
wir in den nächsten Jahren, speziell im nächsten Jahre über die Einrichtnngder Anstalt in Bed°
bürg werden zn beschließen haben. Ich bitte Sie, benutzen Sie die erste Gelegenheit, Sie werden
mit einem reichen Gcnnß zurückkehren.

Ich mache gleichzeitig noch darauf aufmerksam, daß eine bildliche Darstellungvon Iohannis-
thlll verfaßt ist, die Sie hier im Bureau bekommen können. Es ist hier angezeigtworden, daß
Sie diese Broschüredort abhebenkönnen. Aber leider ist davon nnr von wenigen Mitgliedern des
hohen Hauses Gebrauch gemacht wurden. Sie werden ein ganz wertvollesBnch mit nach Hause
nehmen, wenn Sie sich diese Broschürehier im Bureau gebeu lassen.

Ich bitte Sie also, von beidem Gebrauch zu machen, von dem Besuch iu Iohaunisthal
und von der Abgabe der Broschüre.

Vorsitzender Becker: Dann hat das Wort zn einer Erklärung vor der Tagesordnung der
Herr AbgeordneteScherer.

AbgeordneterScherer: Meine Herren! Von Mitgliedern dieses hohen Hauses ist mir
mitgeteilt worden, es sei der Eindruckvorhanden, die Mitteilungen des Herrn Landeshauptmanns
über die an den Kreis Ndcuau gewährte Unterstützung bezöge sich lediglich ans Wege.

Ich würde dem Herru Laudeshauptmanndankbar sein, wenn er die von ihm angegebenen
Zahlen wiederholenwollte.

Vorsitzender Becker: Der Herr Landeshauptmannhat das Wort. ^
LandeslMptmaun Dr. von Renvers: Meine Herren! Dem Wunschedes Herrn Ab¬

geordnetenLandrat Scherer komme ich sehr gern nach. Ich habe folgende Zahlen genannt
Der Kreis Adenan hat im Jahre 1903 aus sämtlichen Fonds oer Provinz zusammen

bekommen 112 525 Mark, bei einer ProvinzialstenerMbgabevon 5723 Mark, also ein Mehr von
106 802 Mark. Meine Herren! Der Kreis Adenanhat 1904 bekommen aus allen Funds zusammen
90 920 Mark, bei einer Proviuzialabgabe von 6459 Mark - die Pfennige lasse ich ^8 " °l,o
ein Mehr von 84 460 Mark über die Abgaben. Er hat bekommen im Jahre 190o: 65 55/ Mcnt
bei einer Steuer von 7094 Mark, also ein plus von 58 463 Mark.

Ich habe dann weiter gesagt: Der Kreis Adenan hat für das Jahr 1907 also für da.
jetzt beginnende Etatsjahr, für Wege allein bekommen rnnd 41000 Mark. Diese Summ "
41000 Mark bezieht sich nnr auf die Wege für das Jahr 1907. Die auderenZ">""'d'" eu an
den Kreis Adenan habe ich nicht genannt, kann ich im Moment anch n'cht nennen, da ich die

^ '3°?vi3 ii^ hab, kommtes dem Herrn Landrat darauf «.,^ ^tiereu
daß die erste drei Kategorienvon 1903. 4 und 5 für alle Zwecke gegeben « und d:e 41 000 M
lediglich für Wege für 1907. Ich glaube, dadurch ist wohl den. Wunschedes Herru üandra.
entsprochen.

VorsitzenderBecker: Wir treten in die Tagcsurdnung ein.
Der erste Gegenstandist:

Eingänge:
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Eine Petition, ä. ä. Bonn, den 11. März 1907, unterzeichnet„mehrere subalterne
Provinzialbeamte der Nheinprovinz" um Einführung des Systems der Alterszulageu bei
der Besoldung der Provinzialbcamten, ist noch gestern nachmittag eingegangen.

Da sich anonyme Petitionen nicht zur Verhandlung im Proviuziallaudtagc eignen, so
schlage ich vor, über die vorliegendeanonyme Petition zur Tagesordnung überzugehen.

Widerspruchwird nicht laut — ich stelle das fest.
Sodann bitte ich, mich mit den Herrn Schriftführern zu ermächtigen,das Protokoll der

heutigen Pleuarsitzung selbständigfestzustellen.
Auch damit ist das hohe Haus einverstanden.
Wir kommen znm 2. Gegenstandder Tagesordnung:

Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinziat-
nusschusses, betreffend die Regelung der Vorflut von Wasserlänfen bei
Zusammenlegungen.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnetevon Breuning, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordnetervon Breuning: Meine sehr geehrten Herren! Das Zu-

sainmcnlcgungsverfllhrcnhat im Laufe der Jahre iu uuserer Proviuz große Fortschritte gemacht.
Dank der umsichtigenFürsorge der Behörden, wie auch — und das möchte ich besondershervor¬
heben — Dank der verständnisvollen nnd opferfreudigenMitwirkung der Bevölkerung sind hier
recht erfreuliche Erfolge gezeitigt wurdeu, Diefe Eutwickeluug droht uuu aber infolge der Mängel
unserer Gesetzgebung, betreffend die Vorflntvcrfchaffung,zu einem Stillstand zu gelangen. An sich
bietet zwar das Zusmnmenlegnngsoerfahrenfür die Regulieruug der Wasserläufeinnerhalb des jedes¬
maligen Zusammenlegungsgebieteseine ganz besondere Gelegenheit, ja eine geradezu einzigartige
Gelegenheit. Ich darf dies wohl kurz begründen: Eine jede größere und durchgreifende Regulierung
eines Wasserlanfes bedingt für eine mehr oder minder große Strecke die Schaffung eines neuen
Bettes und damit eine Geländednrchschneidung.Nach der Regnliernng befindensich daher Grund¬
stücke, welche sich vorher auf dem rechten Ufer eines Wasserlanfes befanden, auf dem linken und
umgekehrt; es liegen Grundstücke, welche vor der Regulieruug lediglich auf der einen Seite des Wafser-
laufes lagen, nachherZum Teil auf der einen, zum Teil auf der anderen Seite; es ist dann für
die Trennstückeoft die Zufahrt erschwert, oft in der Art, daß bie Trennstücke für den Besitzer
nahezu wertlos siud. Das Zusammenleguugsverfahrcnbietet nun wie allgemein auch für fulchc
Fälle die Möglichkeit,durch einen Austausch ohne Geldzahlung die von solchen Dnrchschueidungcn
betroffenenGrundstücksbesitzer fchadlus, nnd völlig fchadloszu halten, und es lassen sich bei diesem
Verfahren die Kosten einer Regnliernng außerordentlichvermindern; sie beschränken sich oft auf
die eigentlichen Kosten der Rcguliernngsarbeitcn, also der Arbeiten für die Erdbewegung, Maurer¬
arbeiten und dergleichen mehr. Es ist dies ja ganz besonderserwünscht nnd zu begrüße»augesichts
der immerhin hohen Kosten, welche sonst im Znsammenlegungsverfahrcnerwachsen. Wie bedeutsam
diese Frage ist, bitte ich daraus zu eutuehmen,daß es wohl kaum ein Zusammcnlegnngsverfahrcn
bei der hiesigenGeneralkommissiongibt, bei dessen Durchführung nicht sogleich irgend ein Wasscr-
lauf zu reguliere«: wäre.

Die Regulieruug eines Wasserlanfes in einer ganzen Gemarkung, in einer Gemarkung,
welche mitunter mehreretausend Morgen umfaßt, bringt nun fast immer eine schon fühlbare Be¬
schleunigung und Verstärkungdes Wasserabflussesfür den Unterlieget mit sich; es muß daher nach
der Regulierung der Unterlieger eine größere, befchlennigt zufließende Wassermengeaufnehmen, und
es müssen demzufolge regelmäßig die Vorfluter bei dem Unterlieger vergrößert, erweitert oder
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vertieft werden. Infolgedessen hat der Herr Laudwirtschaftsministerdie bestiuimte Anordnung
getroffen,übrigens in völlig fachgemäßer, anzuerkennender Weife, daß die Arbeiten der Regulierung
in dem Zusammenlegungsverfahrcnerst dann iu Angriff genommen werden dürfen, nachdem zweifels¬
frei festgestellt worden ist, daß der Unterlieg« und feine Vorfluter die verstärkteuud vergrößerte
Wllsscrmenge aufzunehmen vermögen.Hieraus erwachsennun für die Durchführungder Regulierungen
Schäden und Unznträglichkeitenverschiedener Art, insbesondereeine außerordentlicheVerzögerung.
Es muß entweder die Dnrchftthrnngdes ganzen Znsammenlcguugsverfahreussisticrt werden,bis der
ministeriellen Anforderunggenügt ist und dann handelt es sich meist um ciue Verzögerungum Jahre,
- oder aber es crwachscu für die Interessenten der Ufergruudstückc große, empfindliche Ncuach-
teiliguugcu, deun die Ufergruudstückc muffen ja fachgemäßnach dem Negulierungsprojektbegrenzt
und ausgcwiefcnwerden. Kaun nun das Projekt nicht ausgeführt werdeu, so ist cnnual der nene
Graben, der nene Wasserzng nicht vorhanden, andererseitsbleibe» die alten Gräbenzügc erhalten,
die dann mitnntcr mitten iu den ucueu Pläueu licgeu und die Bewirtschaftungwesentlich erschweren.
Diese Mißstände drohen, wie ich sagte, die Ansdchnuuguud die weitere Verbreituug desZusammem
leguugsverfahreus, welches im übrigen fu außerordentlichsegensreich wirken kann, zum Stillstand
zu bringen. ,

Bisher konnte die Vorflnt fast nur im Wege gütlicher Vcrstäudiguugverschafft werdeu,
und sie ist fast uur auf diesem Wege verschafft worden. Das für die Reguliern««,der Vorflut m
der Rheiuproviuz bestimmteGesetz vom 14. Juni 1859 läßt uns für solche ..„.fassende Maßnahmen
ja fast vollständig im Stich. Die Kosten der Durchschueiduugen, der Durchsungen und Ab-
trennnngen würden fo bedentendsein, daß jedes derartige Projekt daran zum Scheitern kommeu
müßte, eiue Verweisungauf das Waffergeuosseuschaftsgefetzkann auch nicht Ni^age lonnnen. Eme
Ab ilfe ist ans diesen. Wege nicht zn erreichen. Eiunml lassen sich Grundstücke, für welche a.w de
Einbeziehuug iu eiue Geuoffenfchaftein Vorteil nicht zn erwarten 'st, rege maß.g mcht m ue
Ge,iofsenschaft eiubezieheu. Dauu aber wird auch bei Bildung en.er
schueiduu e» Dnrchführ.i„gen,Abtre.u.unge»Vergütuug zu zahlen fei» Wir habe» also die elbm
Hiuderuise m.d Uumöglichkeiteu, uud weiterhin wird ein Austausch der Treuustucke der wie h
ansführt vielfach unzuläuglich geivordeueuTreui.stückeuicht anders als m. Wege pnva en Abkom nv
zu erreicheu sew. Ein solches Abkounueu ist aber namentlichbei belastetenGrundstücke., fast h
durchzuführeu. Das allge,nei.ie Wassergesetz, .velches nns in Aussichtgestellt ist wir unzwe lha
auf die en. Gebiete eiue Abhilfe briugeu. Aber so fleißig auch wohl d,e Porbereitmigeu fr e n
solches mnfasseudesGefetz betriebenwerden, so wird noch geranmeZe.t vergehe»,b.s dachte M
Verabfchieduuggelangen wird, und mittlerweilewerdeu die Vcrhältn.sse nm«
ist da er dringend zn wünschen,daß dnrch ein Notgesetzden '^fw M st^e a^P
werde. Ein wertvolles nnd brauchbaresVorbild bietet hier das un Jahre 1905 ft" "g «
der Hochwasserverhält»isse a» der Oder erlasseueGesetz. Die Bedeutung u'^de «d
Gesetzes besteht hauptsächlich dariu, daß durch dasselbe für
Zu amn.enl'g ng Verfahrenmit allen Vorteilen eines solche.,e.ugesuhr w.rd a s° auch w
einen. Verfahren nach diese,» Gesetze die Kosten für Durchschlüge., usw "«'"'"" ^.^
tausch ern. al cht daß also auch die Kosten ans die eigeutlicheuRegnl.eruugsarbe.tenbeschrankt werden,
tausch eu'u Uch ' «^ ^ . ^.^ 2m,dwirtfchaftskammerGrundznge für e.u

Notgefetz st!r in Nr. 42 der "°chm dem hohen Hau e^te.
breitet wo deu sind, m.d auf welche eiuzugeheudaher ivohl erübrigt. Der Prov.uzialauv ch»,, st

de... in. ÄuMusse an diefe Grnndfätzegestellten Autrage au deu Herr.. Munster be.getreten,daß
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nämlich dieser dem hohen Hause schon in der jetzigen Session einen Gesetzentwurfin dein Sinne
der aufgestelltenGrundzüge vorlegen möge. Eine ministerielleEntscheidungist iudessen bis heute
noch nicht ergangen, und es ist daher von Seiten der Landwirtschaftskammcr,wie ebenfalls aus der
Drucksache 42 erhellt, unter dem 2b. des vorigen Monats die Bitte an das hohe Haus gerichtet
wurden, es möge dasselbe dem erwähnten Antrage zustimmen uud durch sein Votnm dem Antrage
einen größeren Nachdruckund eine größere Bedeutung geben. Der Provinzialausschnß ist auch
dieser Bitte beigctreteu.

Gestern unn, meiue Herren, ist hier die Mitteilung eingegangen, daß von seilen des
Herrn Ministers der hiesigen Generalkommissiouder Auftrag erteilt worden sei, einen bezüglichen
Gesetzentwurfauszuarbeiten. So erfreulich diese Mitteilung ist, so erweist dieselbe indessen, daß
die Angelegenheit sich immer noch im Stadinm der Vorberntuugcn befindet, daß eine definitive
Stellungnahme zu der Frage iu der Miuistermliustauz uoch nicht stattgefundenhat. Es würde
daher nach wie vor außerordentlichdankenswert uud wünschenswert sein, weun das Haus sich zu¬
gunsten der Wünsche der Laudwirtschaftskammeranssprcchen uud, wie die IV. Fachkommission
einmütig vorschlägt,einen Beschlußim Sinne des Entwurfes in der Druckfache Nr, 66 fassen wollte.

Ich habe hierzu zu bemerken, daß die IV. Fachkummiffion die grundlegenden Bestimmungen
in dem Antrage der Laudwirtschaftskammerprinzipiell billigt. Sie hat insbesondereauch erwogen
und anerkannt, daß eine Verweisungans das Wassergenosscnschaftsgesetznicht augängig sei, daß die
von mir vorgetragenen bezüglichenBedenkenzutreffend seien. Es wurde insbesonderedarauf hm-
gewiesen,daß nach den Erfahrnngen, welche bei der Erst- und Niersgenusscnschaft gemacht seien,
es wohl gänzlich ansgeschlussen sein würde, hier in der Provinz größere und so große Wasser¬
genossenschaftenzu bilden, wie sie zur Regelung und zur Erlediguug der hier in Frage kommenden
Fälle erforderlichsein würden.

Es ist weiter von selten der Kommissionanerkannt uud gebilligt wurden, daß die Bitte
auf Erlaß eiues Gesetzeszu beschränken sei auf die Bestimmungen eines eigentlichenNotgesetzes,
daß also, so wünschenswertauch die Regelung mancher anderen Fragen des Wasserrechts seien,
doch auszuscheidensei, was nicht eben gerade den in Frage stehenden Mißstand betreffe und auf
dessen Abstellung direkt und unmittelbar abziele — Die Verhandlungen der Kommission stellten
ferner fest, daß die vorgesehene Ausdehnung des Verfahrens über das Bedürfnis und über das
Sachgemäßenicht hinausgeht; es wurde hierfür auf den viertletzten Satz der Grnndzügc hingewiesen,
wodurcheine volle und zuverlässige Gewähr gegeu eine übermäßige uud uusachgemäßc Ausdehnung
des Verfahrens geboten fei.

Einen besonderen Wert hat die Kommissiongelegt und glaubt deuselbeu darauf legeu zu
sollen, daß in dem eventuell eintreteudenund notwendig werdenden Zwangsverfahren dem Vorstande
der Laudwirtschaftskammerdie Gclegcuheit zu eiucr gutachtlichen Aenßernng gegebenwerde. Und
zugleichwünschtedie Kommission,daß auch den politischenGemeinden, deren Bezirke von den zu
rcguliereudenWasserläufcu berührt werden, die Gelegenheitzn einer Acußeruug und eventuell zur
Eiulegung von Rechtsmitteln, mit angemessenen Fristen, gegeben werde. Die Kommission steht
sonach, wie ich vorgetragen habe, voll auf dem Boden des Antrages oder der Anträge der Kammer
bezw. des Provinzialausschusscs,nnd ich habe dementsprechend den Auftrag, das hohe Haus zu
bitten, wie ich bereits getan habe, deu Autrag in Nr. 66 der Drucksachen znm Beschlnß erheben
zu wollen. (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung, — schließe dieselbe,da sich uiemand
znm Wort meldet und darf wohl ohne besondere Abstimmung feststellen,daß das hohe Haus dein
Antrage der IV. Fachkommission bcigetreteuist.
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Wir gehen zum nächsten Gegenstandder Tagesordnung über:
Antrag der IV. Fachkommission auf Benennung von 6 Mitgliedern des
Provinziallandtagcs, welche vom Provinzialausschusse bei Bcratuug der
Angelegeuheit wegeu anderer Organisation der Gemeindeforstverwaltuug
hinzuzuziehen sind.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete von Schütz, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordnetervon Schütz: Meine Herren! Die IV. Fachkommissionschlägt

Ihnen als Sachverständige,welche zu den Veratungen des Provinzialausschussesüber die anderwcite
Regelung der Gcmcindeforstverwaltungzugezogen werden sollen, folgende Herren vor: 1. Freiherr
von Troschke, 2. Freiherr von Hmnmerstein,3. Caspers,4. von Kruse, 5. Dick, 6. Dr. Kaufmann.

VorsitzenderBecker: Das Wort wird von keiner Seite gefordert,— Dann schließe ich
die Verhandlung.

Meine Herren! Die Wahl kann per Akklamationerfolgen, wenn von keiner Seite Einspruch
erhoben wird. — Ein solcher Einspruch erfolgt nicht, dann stelle ich fest, daß Sie die eben von
dem Hcrru Berichterstattervorgeschlagenen 6 Herren Ihrerseits durch Zuruf gewählt haben.

Wir kommen zum 4. Gegenstandder Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommissionzum Hanshaltsplan über die Verwaltungs-
kosten der Landesbauk der Rheinprovinz.

Berichterstatterist der Herr Abgeordnete Hueck.
BerichterstatterAbgeordneterHueck: Meine Herren! Der Etat der Landesbankfür 1907

schließt ab in Einnahme nnd Ausgabe laut dem Ihnen vorliegenden Etat mit 350 000 Mark, wozu
noch nachträglich 1500 Mark zugesetztsind, alfo 351500 Mark - ein Mehr gegen das
Vorjahr von 37 500 Mark. ^ ^

Diese Mehrausgaben setzen sich zusammen aus 6000 Mark Geldwert für die Aufgabe der
Dienstwohnungdes Herrn Landcsbankdirektorslaut Beschluß des letzten Landtages, ferner m Titel I
Nr. 2—13 Erhöhungen laut Besoldnugsplan mit 14 750 Mark. Da inzwischen nach Aufstellung
des Etats 3 Sekretäre resp. Buchhalter das vorgeschriebenExamen für die höheren Stellungen
bestanden und aufgerückt find, so ist dem Titel I Nr. 12 das höhere Gehalt mit 9600 Mark,
- 3 mal 3200 Mark, zuzusetzen, wodurch sich dieser Titel auf 34 600 Mark erhöht, hingegenbei
Titel I Nr. 13 die bisherigen Gehälter dieser 3 Beamten mit 8100 Mark abzusetzen, so daß stch
dieser Titel auf 38 200 Mark ermäßigt, wodurch sich die oben angegebene Erhöhung des Gesamt-
etats von 1500 Mark ergibt. Bei Titel I Nr. 14 ergibt sich eine Ermäßignng von 2550 Mark
durch Aufrücken einiger Beamten in höhere Stellungen. Titel I Nr. 15 mit 12 000 Mark ist neu
uud ist diese Summe dazu bestimmt, bisherige langjährige Hilfsarbeiter in festdotierte Stellungen
einrücken zn lassen. , „^„ «^ ^ ^

Bei Titel I Nr 16 und II Nr. 1 ist ein Mehr von 3124 resp. 3263 Mark für
reglementsmäßigenWohuungsgeldznschuß, sowie Zuschuß zu deu Pensionen «n den Hanptetat 15°/«
der GesamtgelMssumme.Bei Titel II Nr. 4 ist eine Minderansgabe von 3000 Mark m Riick-
ficht auf die Titel I Nr. 15 vorgesehcue Aufrückung der Hilfsarbeiter m feste Stellungen. - Be,
Titel II Nr 6 finden Sie neu eingestellt 8000 Mark als Remunerationzur Verfügungdes Kura¬
toriums der Landesbank.Dieser Betrag soll dazu dienen, besonders qualifiziertenBureaubeamten,
welche Vertrauensposten im Baut-, Kassen- nnd Effektendienst bekleiden und vielfach durch Uebers unden
in körperlicher nnd geistiger Beziehung angestrengt arbeiten müssen w großer finanziellerVerant¬
wortlichkeit,zu entschädigenund schlägt Ihnen die I. Fachkommission not den. Kuratorium der
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Laudesbauk vor, dieses Systcn, der jährlichen Neinuucratiou dafür zu luähleu, und sull gleichzeitig
das Knratoriuni ersucht werden, nach 1—2 Jahren darüber zu berichten,üb sich die Beibehaltung
dieses Systems empfiehlt.

Bei Titel III Nr. 2, 3, 4 finden Sie Minder- und Mehrausgaben, welche sich aus dem
Mehr oder Minder der Ausgaben im dreijährigen Durchschnitt ergeben. Bei Titel III Nr. 6
„Einrichtung der Agentliren der Landesbant" sind 5000 Mark abgesetzt, da in einer Anzahl vun
Kreisen die Zahl der nicht beliehcnenländlichen Besitzungensehr klein geworden ist uud man mit
10000 Mark, anstatt bisher 15 000 Mark, auszukommenhufft.

Die I. Fachkommission schlägt Ihnen vor:
„Der Pruvinziallandtag wolle den vurbezeichnetenHaushaltsplan mit der Maßgabe
annehmen, daß bei Titel I Nr. 12 für drei Stellen je 3200 Mark mehr einzustellen
sind und daher diese Nummer um 9600 Mark zu erhöhen, daß dagegen der Titel I
Nr. 13, wo drei Stellen fortfallen, um 8100 Mark zn ermäßigen ist, so daß eine Er-
höhung des Gesllmt-Haushaltsplaus um 1500 Mark eintritt.

Die Bemerkungen ans S. 131 zu Titel II Nr. 6 haben in dem letzten Satze
des ersten Absatzes mit den Worten „ . , . zweckmäßig sei" zu schließen."

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zum Wort. — Ich schließe die Verhandlung
und darf feststelle!!, daß das hohe Hans mit dem Antrage der I. Fachkommission einverstandenist.

Wir kommen znm
Antrag der I. Fachkommission znm Bericht und Antrag des Proviuzial-
ausschusses, betreffend die Aenderung des Reglements über das Kasseu-
und Rechnungswesen der Laudeskank.

Berichterstatter ist ebenfalls Herr AbgeordneterHucck.
Berichterstatter AbgeordneterHneck: Meine Herren! Das Reglement über das Kassen-

und Rechnungswesen der Landesbant' stammt aus dem Jahre 1892, aus einer Zeit, wo der Umfang
der Geschäfte ein viel geringfügigerwar. In den Jahren 1893 und 1899 wurde dasselbe mit der
Entwicklungder Bank im Interesse des Dienstes, der raschen und sicheren Abwicklung der Geschäfte
mehrfachen Aenderungenund Ausgestaltungen unterworfen. Ich erwähne davon die Teilung der
Nendnntur, in einem Fache für die Landesbant nnd die Zentralverwaltung. Später würden noch
Stellvertreter den einzelnenBeamten zur Seite gestellt, damit sich diese ganz der Kontrolle der
Kassen nnd der inzwischen zn großem Umfange gestiegenen Effektcnvcrwaltnngwidmen konnten.
Weiter wurde dann noch das so überaus wichtige Rcvisionsbureau für das ganze Kassen- nnd
Rechnungswesenangegliedert,dem sich dann 1905 die Einführung der amerikanischenBuchführung
anschloß, welche es gestattet, zu jeder Zeit einen vollen Ueberblick über die gesamte Geschäftsführung
zu geben nnd die Resultate sofort festzustellen. — Wenn man berücksichtigt, daß die Landesbant
über 50W0 Iuurual-Nummern, einen Umschlag vun ca. 1 Milliarde, einen Darlehnsbestand von ca.
400 Millionen, eine Schuld aus Nheinprovinz-Obligatiuncnvon ca. 380 Millionen hat uud sieht
wie die Geschäftsverwaltungsich iu so außerurdeutlicherglatter Weise bei doppelter und dreifacher
Kontrolle abwickelt uud eine fufortige Uebersicht ermöglicht, so tritt es klar in die Erscheinung,
welche Fortschritte nach dieser Richtung gemacht sind, wozu anch die so praktischen Um- und Neu¬
bauten viel beigetragenhaben und kann ich den Mitgliedern des hohen Hauses nur auf das wärmste
empfehlen, sich diese Einrichtungen anzusehen.

Es hat sich nun die Notwendigkeitergeben,das seit 14 Jahren bestehende Reglement in
formeller und materieller Beziehung diesen Verhältnissenanzupassen. Sie finden die vorgeschlagenen
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Aenderungenin der Drncksachc 30 in der alten und neueu Fassung gegenübergestellt, wovon ich die
wichtigsten herausgreife.

Bei § 3 und 4 der alten Fassnng finden Sie, daß die Ncntmeister und Rcudanten eine
Kaution zu stellen hatten wie überhaupt alle Kasseubeamteu der Landesbant und wird Ihnen vor-
geschlagen, diese Kautionen, wie bei den übrigen Beamten der Provinzialvcrwaltungschon beschlossen,
auch hier bei der Landesbankgenerellzu beseitigen, da solche die AnstellungtüchtigerBeamten er-
schweren, die Bank als solche auch nicht gegen Dcfraudatioucu schützen, vielmehr diese in der aus
giebigstcu Kontrolle zu suchen ist. — Der Staat und die großen Kommunensind hierbei schon vvr-
bildlich vorgegangen.— Im ß 8, wohl einem der wichtigsten, wird bestimmt,daß neben den regel¬
mäßigen uud außerordentlichenimuvrhergeseheueu Revisionenlaut § 9 noch ein Rcvisiousbureaudie
gesamteTätigkeit der Reudautcn :c. fortlaufend zu prüfen hat. Alle Auwcisuugcnim Bar- uud
Wcrtpapiergeschäftgeheu sofort von der Rendantur an das Rcvisionsbnreauzur Prüfung, Buchung,
Bescheinigung nnd Gegenzeichnung, bevor sie zur Eintragung in das Haupt-Journal gelangen.

Der ß 11 besagt, daß die Geschäfte der Proviuzinlverwaltuuguach Maßgabe der besonderen
Bcstimmnng durch die Landcsbant zu führen sind. Für diese ist die tummunalistischeBuch¬
führung beibehalten,für alle anderen die kaufmäuuischc Buchführungeingeführt.

Die I. Fachkommission bittet das hohe Haus dem Antrage des Provinzialausschnsses
zuznstimmeu:

„Der Proviuziallaudtag »volle das Reglemcut über das Kasseu- uud Rechuuugs-
weseu der Laudesbant der Rheinprovinz vum 15. Dezember 1892 in der ans der
Anlage befindlichen Fassung abändern uud ergänzen."

Vorsitzender Becker: Auch hier fchciut sich niemandzum Wort zu melden. — Ich schließe
die Verhandlung und darf Ihr Einverständnis mit dem Antrage der I. Fachkommission feststellen.

Wir kommen zum
Antrag der I. Fachkommission zum Vorbericht zu dem Haupt-Haushalts-
plllu der genauutcu Verwaltung sowie zu dcu zu demselben gehörenden
Haushaltspläne,, der einzelnen Verwaltuugszweigc uud Anstalten für das
Rechnungsjahr vom 1. April 1907 bis 31. März 1908 nnd zum Haupt-
Haushaltsplan der Proviuzalverwaltung für dasselbe Rechnungsjahr,

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteMarx.
BerichterstatterAbgeordneterMarx: Meine Herren! Die Durchberatungdes Hauptetats

hat uoch mehr als es bereits iu den einleitenden Bemerkungen des Herrn Landeshauptmannserkenn¬
bar war, ergeben,daß der diesmalige Etat überaus vorsichtig aufgestellt ist. Auf der cincu Seite
siud die Einuahmeu gegenüber der Wahrscheinlichkeit außerordentlich gering angesetzt, und audcrcrseis
hat bei den Ausgabe,, eine reiche Dotierung stattgefunden. Die Endziffern der Etats find
26 912 673,52 Mark, ein Mehr gegen das Vorjahr von 1604000 Mark — ich nenne runde
Zahlen. — Aus den eigenen Einuahmeu werde,, gedeckt 970000 Mark, aus Pruviuzalabgllbeu
müssen mehr aufgebrachtwerden 634500 Mark.

Meine Herren! Die letzte Zahl ist ja die entscheidende.Bei den Mehrausgaben in den
ausreichendenDotierungen gestatte ich mir einige Posten hervorzuheben. Insbesondere ist bei
Titel II Nr. 19 beim Haushaltsplan der Provinzialstraßen ein Mehr von 721318 Mark vor¬
gesehen. Diese Ziffer allein beweist schvn, wie reich die Ausstattungdes Etats diesmal stattgefunden
hat. Meine Herreu! Ich unterlassees, die einzelnenMehreinnahmenin den einzelnen Etats hier
anzugeben,da ja diese Abweichungen schriftlich in Ihrer aller Händen sind.
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Ich komme deshalb lediglich zu dem Endergebnis, zu der Frage, die hier aufgeworfenist,
ob eine Herabsetzung des Umlagesatzcs stattfinden soll, oder ob etwa die vorhandenen Ueberschüsse
anderweit in Reserve gestellt werden sollen.

Meine Herreu! Der Ucbcrschußwird voraussichtlich1350000 Mark betragen, und es
wäre möglichgewesen, aus dieser Summe einen Betrag herauszunehmen,um eiue Herabsetzung der
Umlage herbeizuführen.

Aber, meine Herren, die I. Fachkommission hat in Uebercinstimmuugmit der Verwaltung
geglaubt, daß es unrichtig sei, in der jetzigen gute» Zeit eiue Herabsetzungdes Prozentsatzes ein¬
treten zu lassen. Die Fachkummissiou war aber andererseits auch der Meinung, daß der bei der
Etatsbcratuug hier angedeuteteWeg weiter zu verfolgensei, daß also eine Festlegung der Ueber-
schüssc nach zwei Seiten hin notwendig sei, einmal durch Bildung eines Baufouds, das andere Mal
durch Bildung eines Ausgleichsfuuds.

Meine Herren! Man kann vielleichtzweifelhaft sein, ob die gesetzlichen Vestimmuugcn
eine derartige Maßnahme zulassen, denn die Bestimmungenlauten dahin: ,,Vo» der Befugnis,
Steuern zu erheben, dürfen die Provinzen nur insoweit Gebrauch machen, als die sonstigenEin¬
nahmen, insbesondereaus dem Provinzialverinögen, aus Gebühren, Beiträgen und aus den ihncu
vom Staate ttberwieseucuMitteln zur Deckuug ihrer Ausgaben nicht ausreichen. Ich bin der
Meinung, daß die zweckentsprechendeAusammluug eiucs Baufunds und eines Ausgleichsfondszu
denjenigenAusgaben gerechnetwerden darf, die das Gesetz hier meint. Dauu ist allerdings die
weitere Konsequenz die, daß die so erhobenenPruvinzinlabgnben, die für diesen bestimmtenZweck
festgelegtsind, auch nur für diesen Zweck weiterhin benutzt werden dürfen. Diese Fonds stehen
allerdings zur Verfügung des Pruvinziallandtags, aber mit der Einschränkung,daß sie nnr für
diesen Zweck verwandt werden dürfen.

Meine Herren! Die Fachkommission hat dementsprechend den Vorschlaguuter Nr. 5 des
Berichtes uach der Seite hin abgeändert bezw. ergänzt, und diese Bestimmung soll nnter 5 lauten:
„Endlich bestimmen:

a,) daß von den jetzt zur Verfügung des Pruvinziallaudtages steheudeu Beträgen 500 000
Mark als Betriebsfonds geführt werden und der Rest je zur Hälfte als Baufouds uud
als Ausgleichsfuudsfür die Provinzialabgabeu rcntbar angelegt werden;

K) daß in Zukunft die verfügbaren Uebcrschüssczunächstzur Erhaltung des Betriebsfonds
auf der Höhe von 500 000 Mark verwendetwerden und der Nest je zur Hälfte au die
beiden anderen Fonds abgeführt wird;

» o) daß die drei genannten Fonds zur Verfügung des Provinziallandtages bleiben."
Meine Herren! Weuu Sie diese» Beschlüssen zustimmen,so dürfen wir hoffen, daß das

Umlagcgesetz von 12^2 "/„ auch für die nächstenJahre gesichert wird, mich angesichts derjenigen
Steigerungen, die bereits der gegenwärtigeEtat gebrachthat, Steigerungen, auf die auch iu Zukunft
in Ansehung unseres ganzen Wirtschaftslebenszu rechueu ist.

Ich habe dann noch formell Zu bitte», daß Sie dem Beschlusse Ihrer I. Fachkummissiou
auch dahiu beitreteu, daß die kleine Aenderung, welche durch die I. Fachkommission beliebt worden
ist, rechnerisch und zahlenmäßig durch den Proviuzialansschuß erfolgt. Ich brauche deu Beschluß
wohl nicht zu verlesen,er ist in Ihrer aller Händen Ich empfehledeuselbcn immensder I. Fach¬
kommission zur Annahme.

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zum Wort. — Ich schließe die Verhandlung
und stelle fest, daß das hohe Haus dem Antrage seiner I. Fachkommission beigetrctcnist.
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Wir kommen zum
Antrag der Wahlprüfungskommissiuu zn den für den Provinziallandtag
stattgehabten Neu- und Ersatzwahlen »ud zu dem Einspruch gegen die
Wählbarkeit des Abgeordneten für den Kreis Dann,

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteKreuser, dem ich das Wort gebe,
BerichterstatterAbgeordneterKreuser: Meine Herren! Sämtliche Wahlakten, auch die

der zuletzt getätigten Ersatzwahl,haben der Wahlprüfnngstomnüssionvorgelegen. Einsprüche gegen
die Wahlen waren von keiner Seite erhoben wurden. Die Wahlprüfnngskommissiunist daher von
Amtswegen in die Prüfung der Akten eingetreten, um festzustellen,ob von irgend einer Seite
Bedenkengegen die stattgehabten Wahlen vorzubringenseien.

Auf Grund der Prüfnugcn schlägt die Kommission Ihnen vur, sämtliche Wahlen für gültig
zn erklären mit der Maßgabe, daß mich die Ersatzwahl im Kreise Ncuwicd, welche zuletzt getätigt
worden ist, für gültig erklärt werde, fufcrn innerhalb der gesetzlichen Frist gegen sie kein Einspruch
erhuben wird.

Bei einer Wahl, die nicht in der Zeit stattgefundenhatte, die allgemeinfür diese Wahlen
vom Herrn Ober-Präsidenten bestimmt war, war nicht ersichtlich, daß der Herr Ober-Präsident
hierzu seine Genehmigungerteilt hatte.

Die Kommissionerachtet es daher für wünschenswert,daß, wenn der Termin für eine
Wahl verlegt worden ist, in den Akten anch ersichtlich gemacht werde, daß seitens des Herrn Ober-
Präsidentcn die Genehmigungdazn erteilt worden ist.

Der Wahlprüfuugstommissiunhat fernerhin auf Beschluß in der ersten Sitzung der jetzigen
Tagung des Pruvinziallandtags ein Einspruchgegen die Wählbarkeit des Abgeordnetendes Kreises
Dann znr Prüfung vorgelegen. Der betreffende Einspruch war von Seiner Exzellenz dem König¬
lichen Landtagskommissnrinsdein Herrn Vorsitzenden des hohen Hanfes mit dem Anheimstellen
übergeben worden, über den Einfpruch die Entscheidungdes Proviuziallaudtags herbeiführen zu
wollen, und ist zufolge des vorgenanntenBeschlusses cm die Wahlprüfuugskommissiun abgegeben worden.

Es ist Einspruch gegen die Wahl des Abgeordnetenfür den Kreis Dann aus folgenden
Gründen erhuben wurden: Die Wählbarkeit soll nicht mehr bestehen, weil der Abgeordnetemit
dem Ende des Vorjahres seinen Wohnsitz aus der Rheinpruvinz habe verlegenmüssen,da er nach
Wiesbaden versetzt wurden sei. Ferner sei er damals noch nicht Grundbesitzerin der Rhein-
Provinz gewesen.

Es ist nun festgestellt worden, daß der Abgeordnetefür den Kreis Dann zwar am Ende
des Jahres nach Wiesbaden versetzt worden ist, aber tatsächlich erst am 12. Iannar dieses Jahres
seinen Wohnsitz in Dann aufgegebenhat. Ferner steht fest, daß der betreffende Abgeordnetein
der Rheinprovinz einen Grnudbesitzerworben hat und daß dieser Grundbesitz mit dem 2. Januar
dieses Jahres in das Grundbuch eiugctragenworden ist.

Auf Grund dieser feststehenden Tatsachen,denen auch in den! Einsprüche nicht widersprochen
wird, ist die Kommission der Ansicht,daß die Wählbarkeit des betreffenden Abgeordnetennicht er¬
loschen ist, und die Bedingungen, welche die Provinzialordnung im ß 17 für die Wählbarkeit
aufstellt, erfüllt sind. Für die Auffassungder Kommission spricht außerdem auch das am 25. April
1876 in einem anologen Falle ergangene Endnrteil des Oberverwaltungsgcrichts. Es wird mir
wohl gestattet sein, den betreffenden Passn» znr Verlesungzu bringen:

„Die Wählbarkeit zum Pruvinziallandtagr ist nicht auf einjährige« Grnndbefitzoder
einjährigen Wohnsitzin der Provinz gestellt, sondernes wird einjährige Angehörigtcitau die
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Provinz bis zur Wahl gefordert, und es soll diese Angchörigkeitsowohl durch Wohnsitz als
durch Grundbesitzgleichmäßigbegründet werden können, so daß dieselbe solange nicht unter¬
brochen wird, als nicht beide Beziehungenzur Pruuiuz gleichmäßig fehlen,"

Hiernach hat die Wahlkumuüssiun folgende Beschlüssegefaßt, die ich zum Schlüsse wohl zur
Verlesung bringen darf und denen ich zuzustimmcubitte:

„Der Provinziallandtag wolle
1. Die stattgehabten Neu- uud Ersatzwahlenmit der Maßgabe für gültig erklären,daß

die in dem Kreise Neuwied vorgenommeneErsatzwahlgleichfalls als gültig angesehen
wird, wen» innerhalb der gesetzlichen Frist von 2 Wochen ein Einspruch uicht er¬
hoben sein wird.

Außerdem erachtet die Kommissiones für wünschenswert,daß für die Folge
bei einer Verlegung des Termins zur Vornahme der Wahlen über den vom Herrn
Ober-Präsidenten festgesetztenZeitpunkt aktenmäßigfestgestellt wird, daß der Herr
Ober-Präsident seine Genehmignugdazu erteilt hat;

2. beschließen,daß die Wahl des Abgeordnetenvon Ehrenberg ihre Wirkung nicht
verloren hat." (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Ich eröffnedie Verhandlung, — schließe dieselbe,da sich niemand
zum Wort meldet uud darf wohl feststellen, daß Sie den Anträgen Ihrer Wahlprüfuugskommisssou
beigetretcusind.

Wir kommen zu den Rechnungseutlastuugcuund zwar zunächst
Antrag der I. Fachkommission auf Entlastung der bezeichneten Rech¬
nungen unter Genehmigung der vorgekommeneu Etatsüberschreituugen.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnetevon Groute.
Berichterstatter Abgeordneter von Groote: Meine Herren! Namens der I. Fach¬

kommission habe ich zu beantragen, daß der Provinziallandtag zu allen Rechnungen, welcheder I.
Fachkommission überwiesenworden sind, Entlastung erteilen möge. (Bravo uud Heiterkeit.)

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Wenn kein Einspruch erfolgt, darf ich in jedem
einzelnenFalle annehmen, daß Sie die Enlastung erteilt haben.

Wir gehen zum Gegenstand9 über,
Antrag der II. Fachkommission.

Berichterstatter sind die Herren AbgeordnetenPiecq und von Bemberg-Flamersheim.
Berichterstatter AbgeordneterPiecq: Die II. Fachkommission beantragt die Entlastung

der Rechnungen, (Große Heiterkeit.)
Berichterstatter Abgeordneter von Bemberg-Flamersheim: Namens der II. Kom¬

mission bitte ich auch Zu den Ncchnnugendie Entlastung zu erteilen,
Die Kommissionhat keine Erinnerung.
Vorsitzender Becker: Auch hiermit ist das Haus eiuverstauden.
Dauu kommen wir zu dem

Antrage der III, Fachkommission auf Entlastung,
Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteFreiherr von Hammerstein.
BerichterstatterFreiherr von Hammerstcin: Namens der III. Fachkommission beantrage

ich, die ihr überwiesencn Rechnungen für die Jahre 1903/04 und 1904/05 als stimmeud anzu¬
erkennen und die dort vorgefallenenEtatsübcrschreitungenzu genehmigen.(Bravo!)

Vorsitzender Necker: Desgleichender Herr Abgeordnetevon Boch.
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Abgeordneter von Buch: Im Namen der III. Fachkommission bitte ich, für die nnf
Seite 1« der Drncksachc 38 mifgeführtcnRechnungen Nr. 99 bis 104 die Entlastung zn er
teilen. (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Das Wort wird nicht verlaugt, — dann schließe ich die Verhandlung
uud stelle fest, daß das hohe Haus für sämtliche Nechuuugeu Entlastung erteilt hat.

Dann kommen wir zum letzten Punkte der Tagesurdnnng:
Antrag der IV. Fachkommission auf Entlastung der Rechnungen.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteEngels.
Berichterstatter Abgeordneter Engels: Nnmcus der IV. Fachkommission bitte ich um

Entlastung der Nechnuugenvon Nr. 105 bis 118 nnd nm Anerkennungder eingetretenen Kredit
Überschreitungen.

Vorsitzender Becker: Auch hier meldet sich niemandzum Wort. ^ Ich stelle die Entlastung
aller vorgelegtenRechnungendurch das hohe Haus fest.

Nunmehr habe ich die Ehre, Seiner Exzellenz dem Herrn Landtagskommissarins zu melden,
daß der 47. Rheinische Provinziallaudtag seine Arbeite,, beendet hat.

Königlicher LandtagskommissarinsOber-Präsident Dr-. Freiherr von Schorlemcr:
(Die Mitglieder erheben sich.) Meine hochgeehrten Herren! Die durch die sorgsameMitarbeit
Ihrer Kommissionen wesentlich erleichterten Beratungen haben Sie, dank der ausgezeichneten Lcitnug
Ihrer Verhandlungendurch den Herrn Vorsitzenden des Pruvinziallandtags, nach kurzer, aber inhalts¬
reicher Tagung schon heute beenden können. Für Ihre hierbei von neuem bekundete Pflichttreue
und Opferwilligkcitspreche ich Ihnen den Dank der Königlichen Stnatsregierung mit dem Wunsche
ans, daß auch die gegcuwärtigenBeschlüsse die wirtschaftliche Hebung unserer Rhcinproviuz fördern
und dieselbe dadurch in den Stand setzen, den manuigfaltigcuuud iu stets steigendem Maße an sie
herantretendenAnforderungenmit gleiche», Erfolge wie bisher gerecht zn werden.

Kraft Allerhöchsten Auftrages erkläre ich hiermit den 47. RheinischenProvinziallandtag
für geschlossen.

Vorsitzender Becker: Meine hochverehrten Herren! Lassen Sie uns dann unsere Verhand¬
lungen schließen, wie wir sie begonnenhaben, mit dem Rufe: Seine Majestät unser teurer Kaiser
und König, er lebe hoch, nochmals hoch und nochmals hoch! (Die Mitglieder, die auch diese
Worte stehend angehört haben, stimmen begeistert in das dreimaligeHoch ein.)

Das Wort hat der Herr AbgeordneteConze.
Abgeordneter Conze: Meine Herren! Es wird Ihnen wie mir eine angenehme Pflicht

sein, den verehrtenMännern, die Sie zu Vorsitzenden bernfen haben, Exzellenz Becker und Exzellenz
Graf Fürstenberg, unseren Dank für die umsichtige und fürdersameLeitung unserer Geschäfte aus-
znsprcchcn,(Lebhafter Beifall) zugleichunseren Dank den Herrn Schriftführern, die der Nachwelt
nnscre Taten schriftstellerisch aufbewahrt haben. (Bravo.)

Vorsitzender Becker: Meine verehrten Herren! Ich danke Ihnen für die freundlichen Worte
der Anerkennung,die Sie durch dcu Mund des Herren Conze soeben ausgesprochen haben, zugleich
wohl uameus meines Herrn Stellvertreters uud der Herren Schriftführer.

Meine Herren! Wenn es uns gelungenist, die Arbeiten so schnell und glatt zn vollenden,
so liegt das wesentlich daran, daß die Vorbereitungenfür deu Landtag durch den Pruviuzialausschuß,
durch den Herrn Landeshauptmann,durch die ihneu beigeordneten Beamten so sorgfältig erfolgt waren,
und daß, meine Herren, seit einer langen Reihe vvn Jahren zum Scgeu der Provinz zwischen der
Provinzialverwnltuug nnd dem Provinzialausschuß und dem Landtage eine herzlicheEinmütigkeit
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herrscht. (Bravo.) Ich möchte im Interesse der Provinz wünschen, daß das dauernd der Fall bleibt.
(Lebhafter Beifall.)

(AbgeordneterMichels: Ich bitte ums Wort.)
Das Wort hat der Herr AbgeordneteMichels.
Abgeordneter Michels: Meine Herren! Ich glaube mich Ihrer aller Zustimmung ver¬

sichert halten zu dürfen, wenn ich mir gestatte, bei dieser Gelegenheit dein vollen und uneingeschränkten
Zutrauen Ausdruck zu geben, welches der Rheinische Provinziallandtag Seiner Exzellenz dem
Herrn Ober-Präsidenten, dem hochverehrten Herrn Freiherrn von Schorlemcr entgegenbringt. (Leb¬
haftes Bravo.) Ich taun die Hoffnungdaran knüpfcu, daß unsere schöne Provinz sich der Amtsführung
Seiner Exzellenznoch recht lange erfreuen möge. (Lebhafter Beifall.)

VorsitzenderNecker: Ich schließe, meine Herren, nnsere Sitzung, die Sitzungen des
47. RheinischenPruvinziallandtagcs. (Beifall.)

(Schluß 11 Uhr 15 Minuten.)
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